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(Beginn um 9.02 Uhr.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Schönen gu-

ten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Da-

men und Herren! 

Die 33. Sitzung des Wiener Gemeinderates ist eröff-

net. 

Ganztägig verhindert sind GRin Mag. Berger-Krotsch, 

GR Dr. Mantl.  

Zeitweise verhindert sind GR Arsenovic, GRin Mag. 

Hungerländer, GRin Mag. Mag. Malle und GR Mag. Ko-

warik. 

 Wir kommen nun zur Fragestunde. 

Die 1. Anfrage (FSP-88803-2023-KNE/GM) wurde von 

Herrn GR Weber gestellt und ist an den Herrn Amtsfüh-

renden Stadtrat für die Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, 

Integration und Transparenz gerichtet. In dieser Anfrage 

geht es um den Wiener Integrationsrat und welche Emp-

fehlungen im Bereich des Bildungssystems hier ausge-

sprochen werden. (Der Wiener Integrationsrat hat in sei-

nem 3. Statement zu den Herausforderungen der Migrati-

onsstadt Wien im Bereich des Bildungssystems Empfeh-

lungen ausgesprochen. Wie reagieren Sie als zuständiger 

Stadtrat für Bildung und Integration darauf?) 

Guten Morgen, Herr Stadtrat, bitte. 

VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Schönen guten 

Morgen! Danke für die Anfrage zur Arbeit des Wiener In-

tegrationsrats, der jetzt zum dritten Mal ein Thema behan-

delt hat, auch im Auftrag der Stadtregierung und Stadtver-

waltung, um gemeinsam mit wissenschaftlicher Beglei-

tung die Stadtpolitik integrationspolitisch weiterzuentwi-

ckeln. Thema war die Bildungspolitik und die Frage des 

Bildungsaufstiegs. Dies einerseits deshalb, weil Wien als 

multikulturelle Einwanderungsstadt schon immer eine 

große Herausforderung mit der Integration der Zugewan-

derten hatte - unser Ziel ist es, dass alle, unabhängig von 

der Herkunft, auch eine gute Bildungschance bekom-

men - und andererseits, weil der Bildungsbereich in den 

letzten Jahren besonders gefordert war. Die Pandemie 

und dann der Krieg in der Ukraine haben beide dazu ge-

führt, dass die Bildungseinrichtungen vor besonderen 

Herausforderungen stehen. Das war der Hintergrund, wa-

rum der Wiener Integrationsrat sich mit dem Thema des 

Bildungsaufstiegs beschäftigt hat. Hier insbesondere für 

die Jugendlichen, die in 2. und 3. Generation in Wien auf-

wachsen, weil wir leider aus Zahlen und aus der Statistik 

wissen, dass diese auch in 2. und 3. Generation geringere 

Bildungschancen haben. Das finde ich unfair, da wollen 

wir gegenarbeiten, um gerechte Chancen für alle herzu-

stellen. Daher hat sich der Wiener Integrationsrat vertieft 

mit dieser Thematik beschäftigt.  

Worauf ist er draufgekommen? - Einerseits auf eine 

Bestandsanalyse, dass das österreichische Schulsystem 

sehr stark segregiert, nämlich indem mit der frühen Ent-

scheidung, Gymnasium oder Pflichtschule in Wien sehr 

stark und sehr früh zwei Wege aufgezeigt werden. Es gab 

dann eine durchaus kritische Analyse dazu. Andererseits 

ist das Thema des Deutschlernens ein sehr zentrales in 

einer multikulturellen Stadt wie Wien, auch in den Bil-

dungseinrichtungen. Diesbezüglich wurde kritisch ange-

merkt, dass die unter Schwarz-Blau eingeführten 

Deutschförderklassen so nicht dem Zweck dienen. Mit da-

bei war auch eine wissenschaftliche Begleitung, denn im 

Auftrag des Ministeriums hat Frau Dr. Spiel eine Analyse 

der Deutschförderklassen durchgeführt. Diese Analyse 

wurde veröffentlicht. Die Antwort des Ministeriums war: 

Wir machen alles weiter! - Da frage ich mich schon, wofür 

man überhaupt etwas wissenschaftlich analysieren lässt, 

wenn man dann sagt: Weiter so! - Da ist man anscheinend 

resistent gegenüber Fakten, und das ist schade so.  

Was können wir in unserem Verantwortungsbereich 

noch mehr machen? - Da gab es unterschiedliche Emp-

fehlungen an die Stadtregierung, nämlich das Modell der 

Ganztagesschule weiter auszubauen. Da geht Wien mit 

der kostenlosen Ganztagesschule sehr konsequent vo-

ran - auch heuer wieder zehn neue Standorte, die dazu-

kommen. Das heißt, mehr Bildungschancen und vor allem 

auch eine bessere Integration, weil die ganztägige Schul-

form vor allem für den Integrationserfolg sehr förderlich ist. 

Eine weitere Empfehlung war, die Elternarbeit zu in-

tensivieren. Dies vor allem deshalb, weil im österreichi-

schen Schulsystem die Rolle der Eltern von großer Be-

deutung ist. Zur Elternarbeit haben wir schon einen 

Schwerpunkt gehabt und wir werden weiter die Elternar-

beitsprojekte und auch die Workshops, die für Eltern an 

Kindergärten und Schulen stattfinden, intensivieren. 

Das letzte Themenfeld, das ich herausgreifen 

möchte - alles andere kann man eh im Statement lesen -, 

ist das Thema der Deutschförderung früh im Kindergar-

ten. Da gibt es in Wien das Modell der Deutschförder-

kräfte, um hier direkt in den Kindergärten individuell mit 

denen Kindern zu arbeiten. Es ist notwendig, dieses wei-

ter auszubauen. Es gab auch eine große Fluktuation auf 

Grund der Pandemie in den letzten Jahren. Darum haben 

wir die Entscheidung getroffen, alleine im heurigen Jahr 

100 neue Sprachförderkräfte in Wiener Kindergärten an-

zustellen, um früh zu investieren, früh in die Sprachbil-

dung zu gehen, damit wirklich alle Kinder, egal, woher sie 

kommen, in Wien die besten Bildungschancen bekom-

men. Das ist unser Bildungsversprechen, an dem wir tag-

täglich arbeiten. Es ist viel zu tun, aber mit diesen Maß-

nahmen gehen wir einen weiteren Schritt in diese Rich-

tung.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 1. Zusatz-

frage kommt von den NEOS. Herr GR Weber, bitte. 

GR Thomas Weber (NEOS): Vielen Dank soweit, Herr 

Stadtrat, für die Beantwortung. Sie haben schon die The-

men, mit denen sich der Wiener Integrationsrat aktuell be-

schäftigt, vorweggenommen. Wann ist denn da im Verlauf 

des Prozesses mit weiteren Mitteilungen, mit weiteren Er-

gebnissen zu rechnen? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Der Wiener Integ-

rationsrat hat zwei Themen im Jahr, die dann über ein 

Statement jeweils veröffentlicht werden. Der Wiener In-

tegrationsrat hat diesmal eine Empfehlung eines Themas 

ausgesprochen, das ich gut finde, nämlich das Thema der 

Staatsbürgerschaft: Einerseits, wie die rechtliche Gege-

benheit in Österreich ist, aber andererseits natürlich auch, 

was wir im Bereich der Staatsbürgerschaft im eigenen 
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Wirkungsbereich noch besser machen können. Das wird 

das nächste Thema des Wiener Integrationsrates sein. 

Ich freue mich auf die Expertise der Mitglieder des Wiener 

Integrationsrates. Es gibt einige Mitglieder, die sich beim 

Thema Staatsbürgerschaftsrecht und auch bei den The-

menbereichen Politik und Soziologie der Staatsbürger-

schaft sehr, sehr gut auskennen. Da freue ich mich, dass 

dies das nächste Thema ist, wobei es im heurigen Jahr 

noch vor dem Sommer ein weiteres Statement geben wird 

und dann wie immer politische Ableitungen daran ge-

knüpft werden. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 2. Zusatz-

frage kommt von den GRÜNEN. Frau GRin Mag. Aslan, 

bitte. 

GRin Mag. Aygül Berivan Aslan (GRÜNE): Guten 

Morgen, Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! 

Herr Vizebürgermeister, es ist sehr wichtig, was Sie 

angesprochen haben, und zwar die ganzen Deutschdefi-

zite in den Schulen. Das hat sich in den letzten Tagen 

auch in einer Studie herausgestellt. Ich finde, es ist enorm 

wichtig, da wirklich in die integrationspolitischen Maßnah-

men zu investieren. Vor allem denke ich auch, dass man 

da ein bisschen aufpassen sollte, dass man das Problem 

nicht nur auf eine Menschengruppe sozusagen sugge-

riert. Ich denke, schulische Defizite gibt es genauso bei 

Schülerinnen und Schülern, die aus bildungsfernen Fami-

lien kommen, die aus armutsgefährdeten Familien kom-

men. Deswegen braucht man da, wie ich finde, ein sehr 

breites Maßnahmenpaket.  

Aber zu meiner Frage: Der Wiener Integrationsrat hat 

auch empfohlen, dass man für Schülerinnen und Schüler, 

die nach zwei Jahren immer noch mangelnde Deutsch-

kenntnisse aufweisen, weitere Förderungen sozusagen 

planen sollte. Ist da etwas geplant? Wenn ja, wann sollte 

das zustande kommen?  

Und ich hätte noch eine Frage zur Staatsbürgerschaft, 

weil ich nicht damit gerechnet habe, dass ... 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl (unterbre-

chend): Es ist nur eine Frage zulässig, Frau Kollegin, lei-

der. 

GRin Mag. Aygül Berivan Aslan (fortsetzend): Ich 

stelle sie gerne später, danke. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Danke. Herr 

Stadtrat, bitte. 

VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Zuerst zu Ihrer 

Analyse, auch der Lerndefizite: Ja, die sozioökonomi-

schen Kriterien sind meistens relevanter als die Her-

kunftsfrage, aber sie überlappen sich in Wien häufig. Man 

muss das natürlich anerkennen, dass bei Kindern aus 

manchen Herkunftsregionen besonderer Bedarf besteht, 

dann auch in Integrationsmaßnahmen oder auch in die 

Deutschförderung zu investieren. Aber ja, auch in 

Deutschförderklassen gibt es Kinder, die in Österreich 

aufgewachsen sind - das ist in der öffentlichen Debatte 

noch relativ wenig verankert. In Großbritannien zum Bei-

spiel ist die bildungspolitische Debatte diesbezüglich 

schon viel stärker, in London zum Beispiel, wo die weißen 

Buben aus der Arbeiterschicht massive Benachteiligun-

gen erfahren. Ich finde, wir müssen das auch breiter se-

hen, welches Kind Förderungen benötigt. Der Integrati-

onsrat hat halt spezifisch auf die Herkunft geschaut, weil 

das der Auftrag ist, und da sehen wir, dass in Wiens Schu-

len mittlerweile eine Mehrheit der Kinder mit nicht deut-

scher Muttersprache aufwächst. Das darf man nicht nega-

tiv sehen, denn Mehrsprachigkeit ist ein großer Vorteil, 

wenn man diesen Schatz hebt und die Sprachenvielfalt 

fördert. Ohne Deutsch wird es aber nicht gehen, das muss 

man klar sehen, darum ist es sinnvoll, die Bemühungen 

zu intensivieren, frühzeitig Deutschförderung zu machen.  

Die Frage war auch, ob über zwei Jahre hinausge-

hend: Es gibt Bemühungen mit dem Ministerium, die För-

derungen in den Deutschförderklassen über zwei Jahre 

hinausgehend anzubieten. Das halte ich für notwendig 

und für sinnvoll. Wir haben in Wien selber viele Maßnah-

men, die nicht an die Zeit gekoppelt sind, zum Beispiel gibt 

es an Wiener Schulen Förderunterricht in der Mutterspra-

che, und da sind wir stolz darauf, dass wir das anbieten 

können. 

Beim Thema der Deutschförderung gibt es aber auch 

abseits vom Schulunterricht viele Möglichkeiten - im Som-

mer zum Beispiel oder auch unter dem Jahr die kosten-

lose Nachhilfe -, da gibt es unterschiedliche Modelle. Ich 

finde aber, wir müssen noch mehr machen. Ich sehe vor 

allem den Sommer als heikle Zäsur für viele Kinder. Wenn 

sie neun Wochen gar nicht mit Deutsch in Verbindung ge-

bracht werden oder über den Sommer gar nicht Deutsch 

reden, dann ist der Wiedereinstieg im nächsten Schuljahr 

schwierig. Da werden wir bestimmt noch weiter ansetzen 

müssen, um auch Angebote im Sommer zu intensivieren. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Danke. Die 3. 

Zusatzfrage kommt von der ÖVP. Herr GR Zierfuß, bitte. 

GR Harald Zierfuß (ÖVP): Sehr geehrter Herr Stadt-

rat!  

Es überrascht wenig, wenn Sie wieder gegen die 

Deutschförderklassen ausschreiten. Aber weil Sie vorher 

gesagt haben, man wäre gegen Fakten resistent, konfron-

tiere ich Sie gerne mit den Fakten: Wenn man sich näm-

lich die Statistik Austria anschaut, dann zeigt diese ganz 

klar, dass Deutschförderklassen funktionieren. Nach 1 

Jahr sind 85 Prozent der Kinder, oder zumindest 80 Pro-

zent, je nach Jahr, nicht mehr in Deutschförderklassen, 

sind also nicht mehr auf diese intensive Sprachförderung 

angewiesen. Vergleicht man das dann mit der Sprachför-

derung im Kindergarten in Wien, wofür Sie ja verantwort-

lich sind, wo sich bei den Vierjährigen nur eines von zehn 

Kindern verbessert und keinen Sprachförderbedarf mehr 

hat, dann macht der Vergleich aus meiner Sicht sehr si-

cher. Und wenn Sie jetzt hier sagen, die Lösung wäre, 

wenn der Bund ein zweites verpflichtendes Kindergarten-

jahr einführen würde, dann wissen wir aus Ihren Anfrage-

beantwortungen, dass von den 10.000 Kindern, die als au-

ßerordentliche Schüler in Wien geführt werden, 80 Pro-

zent schon mindestens 2 Jahre im Kindergarten waren. 

Das wird also wohl der Weisheit letzter Schluss nicht sein, 

jetzt hier etwas einzuführen, was es de facto anscheinend 

eh schon für die Kinder gibt - sie sind zwei Jahre im Kin-

dergarten und nehmen trotzdem von ihrer Sprachförde-

rung zu wenig mit.  
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Weil Sie gefragt haben, was wir in Wien machen kön-

nen: Ich stimme darin überein, dass es mehr Sprachför-

derkräfte braucht. Wir wissen, dass sich zumindest zwi-

schenzeitlich die Anzahl gesenkt hat, es waren 300 bei 

Ihrem Amtsantritt, laut einer Anfragebeantwortung von 

Ihnen - Ihre Zahlen, die Debatte hatten wir - waren es 

dann nur mehr 291. Meine konkrete Frage also: Wie viele 

sind es denn jetzt? (Heiterkeit bei GR Dr. Markus 

Wölbitsch-Milan, MIM.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Es ist immer wie-

der erstaunlich, wie kreativ Sie Zahlen in Ihrem eigenen 

politischen Sinne interpretieren, zum Beispiel bei der 

Frage der Anzahl der Personen … (GR Harald Zierfuß: 

Das sind Ihre Zahlen!) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl (unterbre-

chend): Entschuldigen Sie bitte, Herr Stadtrat. Darf ich 

den Fotografen bitten, die Reihen zu verlassen, das ist 

nicht gestattet. Ich darf auch die ÖVP bitten, ihr Personal 

darauf hinzuweisen, wie die Regeln hier im Haus sind. - 

Danke schön.  

Bitte weiter fortzufahren. 

VBgm Christoph Wiederkehr, MA (fortsetzend): Es 

sind, je nach Ihrem politischen Nutzen, immer wieder 

sehr, sehr kreative Auslegungen von Fakten. Bei den 

Sprachförderkräften zum Beispiel vergleichen Sie eine 

Anzahl an Vollzeitäquivalenten, die ich bekannt gegeben 

habe, dann ein paar Jahre später mit Personen. Das ist 

einfach nicht in Ordnung, das so zu machen, weil es da 

unterschiedliche Gewichtungen gibt. Ich kann es aber 

gerne sagen. Sie haben gerade behauptet, es gibt weni-

ger als seit Amtsantritt - das stimmt nicht. Wir sind mit un-

ter 290 Sprachförderkräften gestartet, wir sind jetzt bei 

über 320. Man muss aber bei Vergleichen immer darauf 

schauen, an der gleichen Zahl festzusetzen, an den glei-

chen Merkmalen, nämlich hier an den Vollzeitäquivalen-

ten. Bin ich damit zufrieden? - Nein, weil es während der 

Pandemie schwierig war, neue Personen anzustellen und 

die Fluktuation auch größer war. Deshalb werden wir 

heuer die Bemühungen intensivieren. Ich bitte Sie aber, 

Falschinformationen und Fake News nicht weiter zu ver-

breiten, weder hier noch in der Öffentlichkeit. (GR Harald 

Zierfuß: Das sind Ihre Zahlen! - GR Thomas Weber - in 

Richtung ÖVP -: Aber ihr vergleicht sie!) - Ich habe Ihnen 

jetzt die Information gegeben, und an der können Sie sich 

orientieren.  

Aber genauso kreativ ist die Auslegung der ÖVP und 

von Ihnen, wenn es um Deutschförderklassen geht. Sie 

nehmen irgendeine Statistik und sagen: Ah, das beweist, 

dass es richtig ist! - Das Ministerium hat selber eine wis-

senschaftliche Studie in Auftrag gegeben - vielleicht ha-

ben Sie sie gelesen -, bei der ganz klar das herauskommt, 

was wir seit Beginn an kritisiert haben, nämlich dass es zu 

wenig Schulautonomie dahin gehend gibt, dass die Schu-

len selber entscheiden können, wie sie die Förderungen 

verwenden. Das Ministerium soll nicht zentral sagen, was 

welche Klasse wie genau zu machen hat, denn das ist ge-

nau das Gegenteil der Schulautonomie. Die wissenschaft-

liche Analyse sagt: mehr Schulautonomie. Und dann gibt 

es die ÖVP, die sagt: Nein, wir vertrauen irgendwelchen 

Zahlen, die wir selber interpretieren! - Vertrauen Sie der 

Wissenschaft, schauen Sie darauf, nehmen Sie ernst, 

was das Ministerium selber beauftragt! (GR Dr. Markus 

Wölbitsch-Milan, MIM: Da ist der Föderalismus auf einmal 

super?) Es braucht dringend eine Reform der Deutschför-

derklassen in Österreich. (Beifall bei NEOS und SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 4. Zusatz-

frage kommt von der FPÖ. Herr GR Berger, bitte. 

GR Stefan Berger (FPÖ): Guten Morgen, Herr Stadt-

rat!  

Ich habe den Bericht wie auch die vergangenen bei-

den Berichte oder Statements, wie es ja heißt, des Wiener 

Integrationsrates wieder sehr, sehr aufmerksam durchge-

lesen. Ich muss schon feststellen, dass das, was da oft-

mals drinnensteht oder über weite Strecken drinnensteht, 

No-na-Feststellungen sind. Dafür, dass wir in Wien ein 

Problem mit Kindern, die in mangelnder Qualität Deutsch 

sprechen, haben, brauche ich jetzt nicht zwingend einen 

Integrationsrat, das haben in der Vergangenheit, insbe-

sondere hier in diesem Haus, auch schon viele Mandatare 

festgestellt. Es wird da sehr viel Banales mit Fremdwör-

tern ausgeschmückt, etwa, dass man Eltern bei der Erzie-

hung, bei der Bildung, bei der Erlangung von Deutsch-

kenntnissen oder deren Verbesserung mit einbeziehen 

soll. Ich kann mich diesbezüglich an sehr emotionale Dis-

kussionen hier herinnen erinnern, jetzt, wenn das der In-

tegrationsrat festhält, soll das irgendwie mehr Gewicht er-

halten. Ja, der Bericht ist nett, leider Gottes halt zum Teil 

jahrelang zu spät. Zum einen bin ich der Meinung, dass 

vieles darin tatsächlich relativ banal ist, etwa, wenn ich 

hier den Teil des Berichts betreffend Lehrberufe in die 

Schulen bringen hernehme: Der Integrationsrat empfiehlt, 

dass es Unternehmen erlaubt wird, für ihre Lehrstellen in 

Schulen zu werben. - Also ob ich tatsächlich für solche 

Empfehlungen einen Integrationsrat brauche, wage ich 

einmal zu bezweifeln.  

Zu meiner konkreten Frage - es gibt ja unterschied-

lichste Empfehlungen, und mein Eindruck ist schon ein 

bissel, dass dieser Integrationsrat ein bissel dem Selbst-

zweck verfällt, daher meine Frage -: Insbesondere, was 

das Regierungsprogramm anbelangt, haben Sie ja einen 

sogenannten Regierungsmonitor installiert. Gibt es so et-

was dann entsprechend analog auch für die Empfehlun-

gen des Integrationsrates, ob diese dann tatsächlich von 

Ihnen in die Tat umgesetzt werden?  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Es freut mich, dass 

Sie den Regierungsmonitor positiv erwähnen, ich halte ihn 

auch für ein sehr, sehr wichtiges Instrument, um zu sehen, 

wie weit wir in unseren Projekten sind. Ich habe eine ganz 

andere Analyse zum Wiener Integrationsrat. Ich finde, 

dass sie hervorragende Arbeit machen und politische 

Themen wissenschaftlich begleiten und uns Empfehlun-

gen aus wissenschaftlicher Sicht aussprechen. Das ist ein 

großer Mehrwert für die Politik, wenn sie sich von Wissen-

schaftlern beraten lässt, und das objektiv. Es gibt nämlich 

immer ein eigenes Statement des unabhängigen Wiener 

Integrationsrates, das mit Empfehlungen veröffentlicht 
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wird. Ich finde diese Empfehlungen oft sehr, sehr treffend. 

Es gibt dann von mir die Notwendigkeit, politische Ablei-

tungen zu treffen, um dann gemeinsam mit der Verwal-

tung auf die Umsetzung hinzuwirken.  

Ich sehe es nicht als Aufgabe, einen eigenen Wiener 

Integrationsratsumsetzungsmonitor einzusetzen. Sie ha-

ben als Gemeinderat natürlich auch die Möglichkeit, kon-

trollierend zu wirken und zu schauen, welche Themen wir 

aufgreifen. Darum ist es auch heute Thema in der Frage-

stunde, um eben die Ergebnisse des Wiener Integrations-

rates auch parlamentarisch zu diskutieren, und das sehe 

ich als den sinnvollen Rahmen davon. 

Ich mache eine Selbstverpflichtung, indem ich die 

Themen, die ich aus dem Wiener Integrationsrat aufgreife 

und jeweils in einer Pressekonferenz präsentiere, natür-

lich auch zur Umsetzung bringe. Das waren diesmal über 

fünf zusätzliche Maßnahmen, die wir in Wien implemen-

tieren. Diese sind angekündigt und werden gemeinsam 

mit der Verwaltung auch schrittweise und sehr konse-

quent umgesetzt, um die Bildungschancen in Wien für alle 

Kinder weiter zu verbessern.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank, 

Herr Stadtrat. Die 1. Anfrage ist damit beantwortet.  

Die 2. Anfrage (FSP-77969-2023-KGR/GM) wurde 

von Herrn GR Dipl.-Ing. Margulies gestellt und ist eben-

falls an den Herrn Amtsführenden Stadtrat für die Ge-

schäftsgruppe Bildung, Jugend, Integration und Transpa-

renz gerichtet. In dieser Anfrage geht es um einen Stadt-

rechnungshofbericht über Förderungen eines Kindergar-

tenvereines und wie es da mit den Förderungen weiter-

geht. (Der aktuelle Prüfbericht des Stadtrechnungshofes 

zur MA 10 und dem Kindergarten Verein „Minibambini“ 

zeigt eine unkontrollierte Ausgabe von Steuermitteln in 

Millionenhöhe durch den Verein. Dieser Verein betreut 

fast 800 Kinder an zehn Standorten in Wien. Welche kon-

kreten Schritte sind geplant, um die Betreuung der fast 

800 Kinder zu gewährleisten, sollte es auf Grund des mut-

maßlichen Fördermittelmissbrauches zu einem Förder-

stopp kommen?) 

Bitte, Herr Stadtrat. 

VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Zentral in der 

Frage ist: Wie geht es weiter, wenn es einen Förderstopp 

geben sollte? Aber vielleicht davor einige Vorbemerkun-

gen: Als ich den Stadtrechnungshofbericht bekommen 

habe, war ich selber schockiert über das, was herausge-

kommen ist, und ich habe unmittelbar gehandelt. Also 

noch vor Veröffentlichung des Berichtes des Stadtrech-

nungshofs habe ich einerseits den Bericht der Staatsan-

waltschaft mit einer Sachverhaltsdarstellung übermittelt, 

was einer Anzeige gleichkommt, weil da über den mögli-

chen Tatbestand von Fördermissbrauch von Seiten der 

Gerichte entschieden werden muss, und zweitens habe 

ich gleich einen Wirtschaftsprüfer beauftragt - auch vom 

Stadtrechnungshof empfohlen -, um die genaue Summe 

der möglichen Rückforderungen festzustellen. Wir warten 

aber nicht auf den endgültigen Bericht des Wirtschaftsprü-

fers, sondern fordern jeden Cent, von dem wir beweisen 

können, dass er zweckwidrig verwendet worden ist, schon 

jetzt zurück. Dementsprechend gibt es eine Rückforde-

rungsaufforderung bis 31. Jänner, zum Beispiel von der 

Anstoßfinanzierung und auch von den Strafen, die im Ver-

ein über die Vereinskasse bezahlt worden sind. Da müs-

sen die betroffenen Personen die Strafen natürlich per-

sönlich bezahlen.  

Das heißt, wir haben gehandelt. Wichtig bei der Frage 

„Gibt es einen Förderstopp oder nicht?“ sind für mich meh-

rere Faktoren: Der oberste ist, wie es den Kindern geht. 

Das ist meine erste Aufgabe als Bildungsstadtrat. Haben 

die Kinder einen entsprechenden Platz und geht es ihnen 

dort gut? (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Das wäre 

nicht schlecht!) Dementsprechend sind wir auch allen pä-

dagogischen Hinweisen zu möglichen Mängeln konse-

quent nachgegangen. (GR Dr. Markus Wölbitsch-Mi-

lan, MIM: Vor zwei Jahren!) Das Zwischenfazit ist, dass 

es den Kindern dort gut geht. Das heißt, es gibt da 800 

Kinder, die einen Kindergartenplatz haben, und ja, auch 

allen Hinweisen, die es zum Beispiel vor zwei Jahren gab, 

wurde konsequent nachgegangen. (GR Dr. Markus 

Wölbitsch-Milan, MIM: Anscheinend nicht!)  

Das andere Thema ist natürlich die Frage, wie mit För-

derungen umgegangen wird. Es gibt keine Toleranz ge-

genüber möglichem Fördermissbrauch oder auch einer 

zweckwidrigen Verwendung von Fördergeldern. Das ist 

aber in die Gesamtentscheidung, ob man einen Förder-

stopp macht oder nicht, mit einzubeziehen, auch die 

Frage, ob es noch Vertrauen in den Verein gibt, korrekt 

mit den Geldern umzugehen. Ich muss sagen, das Ver-

trauen ist schwer erschüttert, aber der Verein hat jetzt die 

Aufgabe, zu zeigen, dass sie interne Kontrollmechanis-

men verbessern (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: 

Das ist ja unfassbar! Wo sind die … geblieben?), Konse-

quenzen ziehen und natürlich auch jeden Cent zurückzah-

len, den sie zweckwidrig verwendet haben. (Weitere Zwi-

schenrufe bei der ÖVP.)  

Die Hauptbotschaft und die Hauptfrage von Ihnen ist 

aber, was wäre, wenn es einen Förderstopp geben würde. 

Das ist schon eine wichtige Antwort, weil die ÖVP sagt: 

Geld zudrehen! Ist ja eh egal! Und 800 Kinder stehen auf 

der Straße. Aber die Frage zielt auf das Richtige ab, näm-

lich darauf, was denn bei einem Förderstopp passiert. (GR 

Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Es gibt viele, die wür-

den die Kinder übernehmen!) Natürlich haben wir von Be-

ginn an die Option mitgedacht und mitgeplant. Was pas-

siert, wenn die 800 Plätze nicht mehr zur Verfügung ste-

hen? - Das sehe ich natürlich auch als meine Aufgabe, 

weil der Verein für mich auf Bewährung ist und es nicht 

sicher ist, ob langfristig auch eine gute Zusammenarbeit 

möglich ist - das wird sich herausstellen. Ich handle hier 

aber mit Bedacht und sicher nicht mit Schnellschüssen. 

Wenn die 800 Plätze durch einen Förderstopp nicht mehr 

zur Verfügung stehen sollten, gibt es die Möglichkeit, die 

Kinder auf andere Plätze, die in der Umgebung und noch 

frei sind, aufzuteilen. Da gibt es etwas Potenzial, weil nicht 

alle Kindergärten in der Gegend voll sind, aber es wird na-

türlich nicht ausreichen.  

Die Phantasie von manchen, einfach so die Bestands-

verhältnisse einem anderen Verein zu übertragen, ist sehr 

kreativ, aber in der Praxis nicht umsetzbar, weil ein Verein 

eine eigene Rechtspersönlichkeit ist, eigene Bestandsver-

hältnisse hat, eigene Mietverhältnisse hat und diese nicht 
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zwangsweise jemand anderem überschrieben werden 

können. Das heißt, die Vorstellung von: Da gibt es einen 

nahtlosen Übergang zu einem anderen Träger, wie hier 

manchmal hyperventiliert wird, ist einfach nicht gegeben, 

das ist praktisch nicht möglich. (StR Dominik Nepp, MA: 

Das wollte aber dieser Kindergarten machen, genau so!) 

Natürlich sehen wir Maßnahmen vor, dass es, wenn es zu 

einem Förderstopp kommen wird - das wissen wir noch 

nicht, das hängt sehr stark davon ab, was die weiteren Er-

mittlungen zeigen und auch, wie die Kooperation des Ver-

eines ist -, unser größtes Bemühen ist, den 800 Kindern 

einen guten anderen Kindergartenplatz zu geben.  

Ist das einfach? - Ganz ehrlich: nein. Wir handeln hier 

mit Bedacht. Die oberste Maxime ist die Bildungsmöglich-

keit der Kinder, aber natürlich genauso der korrekte Um-

gang mit Steuergeld. Auf Grund von diesen zwei Faktoren 

gibt es die Gesamtentscheidung. (Beifall bei NEOS und 

SPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 1. Zusatz-

frage kommt von den GRÜNEN. GR Dipl.-Ing. Margulies, 

bitte.  

GR Dipl.-Ing. Martin Margulies (GRÜNE): Sehr geehr-

ter Herr Stadtrat, guten Morgen!  

Sie haben recht, es wird notwendig sein, eine gehörige 

Portion Hirnschmalz einzusetzen, wie man Ersatzplätze 

für die 800 Kinder, die unbedingt notwendig sind, schafft. 

Es ist aber natürlich schwer vorstellbar, mit Kriminellen 

weiter zusammenzuarbeiten. Ich glaube, das ist für uns 

alle vollkommen klar. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Nichtsdestoweniger werden wir heute und am Freitag 

noch genug Zeit haben, darüber zu diskutieren. Ich 

möchte daher auf einen kleinen Punkt, den Sie angespro-

chen haben, eingehen, nämlich den Punkt des Handelns. 

Im „Standard“ vom 18.1. ist zu lesen mit der Überschrift: 

„Der private Verein ist dem Wiener Stadtrechnungshof 

von der MA 10 selbst zur Prüfung vorgeschlagen wor-

den.“. Im „Standard“ ist zu lesen, der Verein ist von der 

MA 10 selbst dem Stadtrechnungshof zur Prüfung vorge-

schlagen worden. Wir hatten ja gestern Stadtrechnungs-

hofsitzung, da ist eindeutig seitens des Stadtrechnungs-

hofes klargestellt worden, dass es sich um eine Prüfung 

des Rechnungshofes im Sinne seiner eigenen Prüfungs-

routine handelt und es nicht von der MA 10 vorgeschlagen 

wurde.  

Können Sie sich vorstellen, wieso diese Falschmel-

dung, die einfach überhaupt nicht der Realität entspricht, 

den Weg in die Zeitung gefunden hat?  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte.  

VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Es ist logisch, dass 

der Stadtrechnungshof als unabhängiges Organ selber 

entscheidet, welche Vereine oder welche Bereiche der 

Stadt geprüft werden, das ist selbstverständlich. Das ist 

Recht des Stadtrechnungshofes. Worauf ich hingewiesen 

habe, ist, dass wir selber innerhalb der MA 10 von der För-

derabwicklung und der Tätigkeit, die dort passiert, es für 

sinnvoll erachtet haben, dass genau dieser Verein ge-

nauer angesehen wird, weil es hier auch schon Hinweise 

oder Auffälligkeiten von Seiten der abwickelnden Be-

hörde, der MA 10, gegeben hat. Das heißt, das, was ich 

damit ausdrücken wollte, ist, dass es gut war, dass es be-

grüßenswert war, aus meiner Sicht, dass der Stadtrech-

nungshof da geprüft hat und die Ergebnisse sehr nützlich 

waren, aber auch von Seiten der MA 10 als der zuständi-

gen Behörde, dass da vertiefte Untersuchungen vom 

Stadtrechnungshof stattgefunden haben. Ja, wir werden 

das Fördersystem weiter verbessern, mehr Personal an-

stellen, noch genauer hinschauen, es wird eine Aktion 

scharf geben, aber es wird nie die Detailtiefe der Prüfung 

möglich sein, die ein Stadtrechnungshof an den Tag legt. 

Deshalb ist die Tätigkeit des Stadtrechnungshofs hier 

wichtig. Natürlich gab es auch schon davor Hinweise von 

Seiten der MA 10, dass da eine detailliertere Prüfung sinn-

voll wäre, aber der Stadtrechnungshof kommt selbstver-

ständlich auf Grund von eigenen Abwägungen zur Ent-

scheidung, welche Vereine genauer angesehen werden.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 2. Zusatz-

frage kommt von der ÖVP. Herr GR Zierfuß, bitte.  

GR Harald Zierfuß (ÖVP): Sehr geehrter Herr Stadt-

rat!  

Vielleicht noch referenzierend zu vorher: Dass man 

sagt, irgendwelche Zahlen herauskramen, und das sind 

die Zahlen von der Statistik Austria, die sich alle Kinder 

angeschaut haben, da muss ich schon sagen, dass ich 

das ein bisschen abenteuerlich finde. Noch viel abenteu-

erlicher ist aber der Fall Minibambini. Wenn da über Jahre 

hinweg nicht auffällt, dass man Kindergartenessen bei 

Baufirmen bestellt, dass man Millionenbeträge in bar an 

Scheinfirmen ausbezahlt, ja, dass da praktisch ein Selbst-

bedienungsladen mit Insichgeschäften und Ähnlichem ge-

führt wird, und Sie sich dann hier hinstellen und sagen. ja, 

es gab irgendwie leichte Hinweise und das hätte man alles 

nicht überprüfen können, dafür brauchen wir den Stadt-

rechnungshof, dann muss ich sagen: Das ist wirklich 

abenteuerlich! Wie erklären Sie sich, dass all das jahre-

lang nicht aufgefallen ist?  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte.  

VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Es ist tatsächlich 

inakzeptabel, was hier durch den Stadtrechnungshof an 

die Öffentlichkeit gekommen ist. Hier auch ein klares Sig-

nal an alle privaten Träger: Mit Fördergeld ist zweckmäßig 

umzugehen und wir werden sehr genau hinschauen und 

jeden Cent zurückfordern, der zweckwidrig verwendet 

worden ist!  

Mein Ziel ist auch, gemeinsam mit der neuen, sehr 

kompetenten Abteilungsleiterin mehr dieser Fälle selber 

zu entdecken, durch ein verstärktes Prüfsystem früher 

draufzukommen. Die Aussage von vorhin war aber: Es 

wird bei dieser Anzahl an privaten Kindergärten nicht funk-

tionieren - über 1.300 einzelne Standorte -, jeden Beleg 

zu überprüfen.  

Aber ja, im Großen und Ganzen müssen mehr The-

men auffallen. Darum wird das Fördersystem weiter ver-

bessert, wird es mehr Personal geben, um solche Fälle in 

Zukunft selber früher zu entdecken und natürlich Geld zu-

rückzufordern. Eine Möglichkeit, die es natürlich immer 

gibt, ist, Förderverträge von Seiten des Fördergebers zu 

kündigen. Dies natürlich immer mit Bedacht auf die Si-
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cherheit der Plätze und auch auf die Frage, welches Ver-

trauen es gegenüber privaten Trägern gibt. Diesbezüglich 

werden wir weiter konsequent handeln, weil es notwendig 

ist und sich das die Wienerinnen und Wiener verdient ha-

ben. (StR Dominik Nepp, MA: Was heißt „weiter konse-

quent“?) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 3. Zusatz-

frage kommt von der FPÖ. Herr GR Maximilian Krauss, 

bitte. 

GR Maximilian Krauss, MA (FPÖ): Sehr geehrter Herr 

Vizebürgermeister!  

Die Bildung war immer ein Steckenpferd der NEOS, 

Sie haben daher auch in der Vergangenheit viele Verspre-

chungen gemacht. Wir erleben allerdings in den letzten 

zwei Jahren eine Vielzahl an Skandalen - egal, ob es die 

Personalreform ist, ob es der Integrationsbereich ist, ob 

es die Kindergartenskandale sind, wo die GRÜNEN ja 

auch viel zu sagen haben, obwohl heute aufgedeckt 

wurde, dass auch eine grüne Bezirksrätin mitten in einem 

Kindergartengeldmissbrauchsskandal verwickelt ist -, und 

meine Frage an Sie ist, ob Sie sich auf Grund dieser vielen 

Probleme im Bildungs- und Integrationsbereich überfor-

dert sehen. (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM - erhei-

tert -: Das ist aber sehr therapeutisch!) Würden Sie sagen, 

dass Sie langsam rücktrittsreif sind? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Ich sehe mich auf 

jeden Fall gefordert auf Grund der vielen Herausforderun-

gen, die es gibt. Die vielen Herausforderungen gibt es vor 

allem auf Grund der gesellschaftlichen Entwicklung. 

Wenn man nebenbei in den Medien liest, dann wird einem 

vielleicht aufgefallen sein, dass in den letzten zwei Jahren 

ein paar Themen passiert sind, die vor allem Bildungsein-

richtungen massiv betreffen. Ich habe mit einem Senk-

rechtstart mitten in einer Pandemie begonnen, in der Kin-

dergärten, Schulen massiv gefordert waren, in der wir gut 

die Schulen und Kindergärten begleitet haben, um mög-

lichst sicher durch diese Phase zu kommen. Der Krieg in 

der Ukraine hat nochmals sein Nötiges getan, um die Wie-

ner Bildungseinrichtungen vor größte Herausforderungen 

zu stellen. Ich möchte nur die Zahlen nennen: Über 4.300 

geflüchtete Kinder aus der Ukraine sind mittlerweile in 

Wiener Schulen, pro Woche kommt eine weitere Schul-

klasse dazu. Es ist gelungen, diesen Kindern nicht nur 

Schutz und Perspektive zu geben, sondern auch einen 

Bildungsplatz. Es ist uns besonders wichtig, hier von Be-

ginn an Perspektiven zu schaffen, Integration zu ermögli-

chen.  

Es sind viele weitere Projekte gelungen. Diese werde 

ich bestimmt nicht jetzt in der Fragestunde aufzählen, da 

werden die nächsten Tage noch die Zeit für die Diskussion 

bringen. Es ist vieles vorangegangen neben dem Krisen-

management. Aber ja, die Aufgabe der Politik in einer an-

gespannten Zeit ist es, Krisen zu bewältigen, Krisen zu 

managen - so sehe ich mich auch, als Krisenmanager in 

herausfordernden Zeiten - und gleichzeitig Reformen an-

zugehen. Manche Reformen tun auch weh - Sie haben die 

LehrerInnenzuteilung angesprochen. Ich stehe zu diesen 

Reformen. Wenn man Veränderungen möchte, dann 

muss man diese auch mutig angehen, und ich sehe das 

Ressort, das ich habe, als Reformressort, wo viele Aufga-

ben vor uns stehen und wo ich jeden Tag mit großer 

Freude und Leidenschaft daran arbeite, Wien noch besser 

zu machen, vor allem den Kindern und Jugendlichen un-

serer Stadt die besten Bildungschancen zu geben. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 4. Zusatz-

frage kommt von NEOS. Herr GR Ornig, bitte. 

GR Markus Ornig, MBA (NEOS): Vielen Dank. Herr 

Vizebürgermeister, schönen guten Morgen!  

Vielen Dank für die bisherigen Ausführungen. Welche 

weiteren Schritte zu den bereits doch sehr zahlreich ge-

nannten sind denn noch geplant in dieser Causa? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Ich würde die 

Frage auf eine größere Abstraktion bringen, nämlich: Was 

lernen wir daraus? - Wir lernen sehr viel daraus, nämlich 

auch, das Fördersystem weiter zu verbessern. Ich habe 

eine Aktion scharf angekündigt, wir werden die Kontrollen 

in privaten Kindergärten im heurigen Jahr verdoppeln, 

über 1.000 Kontrollen bis zum Sommer durchführen, und 

diese sowohl pädagogisch von Seiten der MA 11 als auch 

im Bereich der Förderung von der MA 10. Dafür wird es 

im Bereich der MA 10 neue Prozesse geben, auch eine 

Stärkung des Förderbereichs im Sinne eines Fachbe-

reichs, der stärker mit dem Wirtschaftsbereich zusam-

menarbeiten soll, um auch Expertise zu bündeln, und 

auch personell wird in einem ersten Schritt um drei Perso-

nen aufgestockt, um da noch genauer hinzuschauen. 

Auch die Auslegung zum Beispiel von Kfz, ob ein betrieb-

liches Auto auch privat genutzt werden kann, wird stren-

ger geahndet werden. Da gibt es ja auch schon einen Auf-

trag und die Gespräche, dass so etwas nicht akzeptiert 

wird. Das ist auch eine Botschaft an alle privaten Betrei-

ber, sorgsam mit Steuergeld umzugehen, weil diese Art 

von Fuhrpark beispielsweise kein sorgsamer Umgang mit 

Steuergeld ist. Wir werden in Zukunft früher draufkommen 

und das früher abstellen.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank. 

Herr Stadtrat. Die 2. Anfrage wurde damit beantwortet. 

Danke schön.  

Die 3. Anfrage (FSP-89082-2023-KVP/GM) wurde von 

Frau GRin Korosec gestellt und ist an den Herrn Amtsfüh-

renden Stadtrat der Geschäftsgruppe für Soziales, Ge-

sundheit und Sport gerichtet. In dieser Anfrage geht es um 

einen Vergabeprozess im Sinne des Bundesvergabege-

setzes. [Der Wiener Stadtrechnungshof kritisiert in seinem 

aktuellen Bericht (StRH VIII - 2275307- 2022), dass die 

qualitätssichernden Maßnahmen im Wiener Gesundheits-

verbund bis zum April 2021 nicht effektiv genug waren, 

um einen möglichst transparenten Vergabeprozess im 

Sinn des Bundesvergabegesetzes zu gewährleisten. Dies 

insbesondere deshalb, da bei den eingesehenen Verga-

beverfahren für die Beschaffung von medizinisch-techni-

schen Großgeräten, den vorgelegten Unterlagen zufolge, 

noch kein verschriftlichter Vergabeprozess existierte. Die-

ser sei erst im September 2021 erstellt worden. Somit 

kann davon ausgegangen werden, dass bis dato die meis-
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ten Vergabeverfahren - teilweise in Millionenhöhe - quali-

tativ unzureichend abgewickelt worden sind. Weshalb 

existierte bis zum erwähnten Zeitpunkt kein derartiger 

Prozess, der ein wesentliches Qualitätskriterium für eine 

ordnungsgemäße Vergabe dargestellt hätte?] Ich darf den 

Herrn Stadtrat um Beantwortung bitten.  

Amtsf. StR Peter Hacker Schönen guten Morgen! 

Frau Abgeordnete! Herr Vorsitzender!  

Ich sage schon ganz offen und ehrlich, ein bisschen 

bin ich schon erstaunt über diese Anfrage. Wir haben ges-

tern einen Bericht des Rechnungshofes im Rechnungs-

hofausschuss diskutiert, der extra von Ihrer Fraktion zur 

Diskussion aufgerufen worden ist. Es gab mehrere Wort-

meldungen, die auch sehr gut waren, es gab eine gute 

Diskussion, einen einstimmigen Beschluss im Rech-

nungshofausschuss. Ich verstehe jetzt nicht ganz, warum 

ich da eine Anfrage bekomme, um die offensichtlich ÖVP-

interne Kommunikation über die gestrige Sitzung zu er-

gänzen.  

In der Sache selber ist diese Frage gestern auch dis-

kutiert worden und zur Zufriedenheit aller Abgeordneten 

auch von den Führungskräften des Wiener Gesundheits-

verbundes beantwortet worden. Der Rechnungshof hat in 

seinem Bericht unmissverständlich klargelegt, dass es 

zweifelsfreie Vergabeprozesse gegeben hat. Der Rech-

nungshof hat festgestellt, dass alle Verfahren ordnungs-

gemäß abgeführt worden sind. Der Rechnungshof hat 

festgestellt, dass es bei allen Vergaben keinerlei Einsprü-

che von potenziellen oder tatsächlichen Mitbewerbern ge-

geben hat. Das Einzige, was im Sinne dieser Anfrage be-

mängelt wurde, ist, dass die Prozesse zwar eingehalten, 

aber nicht in Handbüchern niedergeschrieben worden 

sind. Das war eine der Empfehlungen des Rechnungsho-

fes, nämlich die Prozesse auch in Handbüchern niederzu-

schreiben. Der Vorstand des Wiener Gesundheitsverbun-

des hat zugesagt, diese Handbücher auch anfertigen zu 

lassen. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 1. Zusatz-

frage kommt von der ÖVP. Frau GRin Korosec, bitte. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP): Guten Morgen, Herr 

Stadtrat!  

Der Rechnungshof hat aber auch festgestellt, dass der 

Wiener Gesundheitsverbund vor dem Jahr 2018 nur eine 

Auflistung gemacht hat, das heißt also, dass das Verga-

beverfahren elektronisch nicht vorgelegt ist. Das ist natür-

lich für die Prüfung relativ kompliziert und aufwändig und 

war ein dementsprechender Mehraufwand. Des Weiteren 

hat der Stadtrechnungshof auch festgestellt, dass die 

Grobprüfung nicht vollständig erfolgen konnte, weil Be-

lege gefehlt haben, wesentliche Unterlagen gefehlt ha-

ben.  

Wenn man dann die Schlussfolgerung zieht, muss 

man sagen, der Wiener Gesundheitsverbund hat offenbar 

schwerwiegende organisatorische Defizite auf Grund ei-

ner internen Kommunikation wahrscheinlich, oder der 

Wiener Gesundheitsverbund ist nicht bereit, gegenüber 

dem Stadtrechnungshof und folglich der Öffentlichkeit 

wirklich transparent zu sein. Diese zwei Folgerungen sehe 

ich da.  

Daher, Herr Stadtrat, meine Frage dazu: Weshalb 

wurden erst im 1. Quartal 2019 eine Vergabeplattform zur 

detaillierten Dokumentation eingerichtet sowie erst im 

September 2021 die Vergabeprozesse festgelegt? Wa-

rum so spät? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

Amtsf. StR Peter Hacker: Ich sage es noch einmal: Ich 

bin wirklich erstaunt. Wir haben einen Rechnungshofaus-

schuss, in dem gerade die ÖVP den Vorsitz führt. Das hät-

ten wir gestern in aller Ruhe mit dem Vorstand bespre-

chen können und der hätte es auch beantworten können. 

Faktum ist, dass sich im Prüfungszeitraum unter anderem 

das Vergaberecht verändert hat. Zweitens, zu Ihrer Vor-

bemerkung zur Fragestellung, und die lasse ich nicht im 

Raum stehen, geht es um die Fragestellung: Darf der 

Rechnungshof bei der VKMB prüfen? Und da geht es um 

die Fragestellung: Gibt eine Pflicht der VKMB, gibt es eine 

Pflicht des Wiener Gesundheitsverbundes, Dokumente 

der VKMB pflichtgemäß der Prüfung des Rechnungshofes 

zu unterziehen? - Das ist eine problematische Frage und 

die ist im Rechnungshofbericht ausführlich behandelt, 

nämlich dahin gehend, dass auch die VKMB ein Wirt-

schaftsunternehmen ist, das auf der Grundlage des 

Vergabeverfahrens einen Auftrag hat.  

Und die Frage „Sollen Auftragnehmer des öffentlichen 

Sektors, die sich aus der Wirtschaft an Vergabeverfahren 

beteiligen, dann, wenn sie ihren Job, der im Vergabever-

fahren definiert ist, machen, auch der Prüfung des Rech-

nungshofes unterworfen sein? halte ich für eine sehr 

spannende Frage, weil das natürlich eine riesengroße Er-

weiterung des Prüfraumes von Rechnungshöfen bedeu-

ten würde. Das bedeutet dann zum Beispiel, dass der 

Rechnungshof bei jeder Baumaßnahme die Geschäfte 

und die Gebarung jeder Baufirma überprüfen kann und 

soll und muss.  

Ich finde, da sollte man darüber nachdenken, wenn 

man das will, ob man das wirklich will. Ich kann mir nicht 

vorstellen, dass der Sinn und Zweck der Prüfungen des 

Rechnungshofes ist, zu prüfen, ob Auftragnehmer, die 

sich in einem Wettbewerb durchgesetzt haben, vom 

Rechnungshof in ihrer Finanzgebarung geprüft werden.  

Um diese Frage ist es gegangen. Die Beschaffung von 

Großgeräten im AKH wird vertragsgemäß vom Auftrag-

nehmer durchgeführt und darüber - das steht im Rech-

nungshofbericht sehr ausführlich - gibt es keine Vorlage-

pflicht des Auftragnehmers, der selbst durch ein Vergabe-

verfahren zu dem Auftrag gekommen ist. Dass das so ist, 

hat auch der Rechnungshof nicht bemängelt, sondern 

festgestellt, dass das so ist, um zu erklären, dass es trotz-

dem gelungen ist, in einer guten gemeinsamen Ge-

sprächskultur zwischen der Führung des Wiener Gesund-

heitsverbundes und der VKMB, sämtliche Dokumente 

über die Vergabeverfahren von Großgeräten zur Vorlage 

zu bringen, die der Rechnungshof zur Verfügung gestellt 

haben will. Das können Sie alles in dem Bericht ausführ-

lich nachlesen. Ich verstehe daher die Frage nicht. Ich ver-

stehe auch nicht, warum ich in Wirklichkeit die Frage 
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heute kriege, wenn wir das gestern im Rechnungshofaus-

schuss unter Vorsitz der ÖVP sehr ausführlich diskutiert 

haben. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 2. Zusatz-

frage kommt von der FPÖ. Herr GR Seidl, bitte. 

GR Wolfgang Seidl (FPÖ): Danke, Herr Stadtrat, und 

guten Morgen!  

Dieser Stadtrechnungshofbericht, auf den sich die An-

frage bezieht, ist ja nicht der erste in seiner Art. Ich kann 

mich erinnern, ich bin jetzt zwölf Jahre im Haus, unter Ih-

rer Vorvorgängerin gab es ähnliche Stadtrechnungshof-

berichte, in denen auch das eine oder andere und immer 

wieder dasselbe de facto kritisiert wurde, wo es Verbes-

serungsvorschläge gab. Jetzt, zehn Jahre später, haben 

wir den aktuellen Bericht, und es scheint immer wieder so 

zu sein, dass es eben bei medizintechnischen Großgerä-

ten mit der Ausschreibung ein bisschen hapert. Deshalb 

meine Frage: Wie viele dieser medizintechnischen Groß-

geräte bestellt denn der WIGEV so im Jahr? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

Amtsf. StR Peter Hacker: Es gilt das Gleiche, was ich 

vorher gesagt habe. Gestern war ein Abgeordneter der 

Freiheitlichen Partei im Rechnungshofausschuss, der auf-

fällig war dadurch, dass er keine einzige Frage gestellt 

hat. Ich verstehe nicht, warum die Frage nicht gestellt 

wurde, als gestern Rechnungshofausschuss war, wo die-

ser Bericht zur Diskussion gestanden ist, wo man diese 

Frage dem Vorstand hätte stellen können. (Beifall bei der 

SPÖ. - GR Wolfgang Seidl: Das ist eine Fragestunde! - 

GR Ömer Öztas: Fragestunde!) - Ja eh, ich halte es trotz-

dem für eine Vergeudung von Zeit und ich halte es für eine 

unerhörte Unterstellung, dem Wiener Gesundheitsver-

bund zu unterstellen, dass in dem Rechnungshofbericht 

nachgewiesen worden wäre (GR Wolfgang Seidl: Das 

habe ich nicht gesagt!) - das hast du gesagt (GR Wolf-

gang Seidl: Nein! Verbesserungsbedarf!) -, dass es Unre-

gelmäßigkeiten bei der Beschaffung gibt. Das Gegenteil 

steht im Bericht. Ich darf nur empfehlen, den Bericht zu 

lesen und dann Diskussionen zu führen. (Beifall bei der 

SPÖ.) Der Rechnungshof - ich sage es noch einmal - hat 

in aller Klarheit und Unmissverständlichkeit festgehalten, 

dass es bei keinem einzigen Verfahren zu einem Wider-

spruch oder Einspruch gekommen ist, dass alle Verfahren 

ordnungsgemäß durchgeführt worden sind. Der Rech-

nungshof hat kritisiert, dass es kein Handbuch gibt, er hat 

aber nicht kritisiert, dass deswegen die gesetzlichen 

Spielregeln nicht eingehalten worden wären, das hat er 

nicht festgestellt.  

Ich bitte, die Berichte ordentlich zu lesen, wenn dann 

Fragen gestellt werden, und keine Unterstellungen über 

den Vorstand des Wiener Gesundheitsverbundes in den 

Raum zu stellen. Großgeräte werden beschafft und die 

Überprüfung der Großgeräte erfolgte über 20 Beschaffun-

gen - kann man im Rechnungshofbericht nachlesen. Man 

kann auch nachlesen, wie viele Geräte insgesamt be-

schafft wurden in dem Zeitraum, und man kann auch 

nachlesen, wie viele dieser Vergabevorgänge der Rech-

nungshof explizit geprüft hat - es waren 20. Bei keinem 

einzigen dieser Vergabeverfahren wurde ein vergabe-

rechtlicher Verstoß der Führung des Wiener Gesundheits-

verbundes festgestellt. (StR Dominik Nepp, MA: Weil es 

kein Handbuch gab! Ohne Handbuch kann ich ja je-

den …) - So ein Blödsinn, kennst dich ja gar nicht aus! 

(GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM - erheitert -: Das ist 

ein tolles Niveau jetzt!)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte um Mäßigung der Worte. 

Amtsf. StR Peter Hacker: Jawohl, ich entschuldige 

mich für „Blödsinn“, für „kennst dich ja gar nicht aus“ nicht. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 3. Zusatz-

frage kommt von den GRÜNEN. Frau GRin Mag. Huemer, 

bitte. 

GRin Mag. Barbara Huemer (GRÜNE): Guten Mor-

gen, sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich glaube sehr wohl, dass es einen Unterschied gibt 

zwischen einer nicht öffentlichen Ausschusssitzung und 

einem öffentlichen Raum, wie ihn der Gemeinderat dar-

stellt, und dass hier alle MandatarInnen sehr wohl auch 

das Recht haben, auch wenn es vorher schon besprochen 

wurde, hier noch einmal die Antworten zu hören. - Das ist 

der erste Punkt. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.)  

Wir sehen immer wieder, es sind wertvolle Inputs 

durch die Kontrollen des Stadtrechnungshofs, weil sie ein-

fach ein wichtiges Instrument der Qualitätsverbesserung 

sind - auch dieses Mal im Gesundheitsbereich. Und ja, Sie 

haben es angesprochen, viele der Empfehlungen werden 

umgesetzt, und das ist gut so. So wollen wir das ja auch 

haben. Gleichzeitig ist der Rechnungshof natürlich immer 

hinten nach. Es geht jetzt schon auch darum: Kann man 

aus diesen Fehlern, die da aufgezeigt werden, aus diesen 

Mängeln, aus diesen Vergabemängeln lernen? Ich 

möchte von Ihnen vor allem auch wissen, welche 

Schlüsse Sie politisch daraus ziehen. Ganz konkret ange-

sprochen gab es auch einen Prüfbericht zur Vergabe des 

Essens. Essen ist im Krankenhaus total wichtig, gesunde 

Ernährung ist für Kranke wie für Gesunde eine ganz es-

senzielle Komponente, um gesund zu werden und gesund 

zu bleiben. Der Rechnungshof konnte feststellen, dass 

zwar in der Vergabe regional und bio als Quote drinnen-

steht, aber zu wenig eigentlich das interne, das betriebli-

che Qualitätsprüfmanagement noch vorhanden ist, um 

dem wirklich nachzugehen. Das betrifft den Wiener Ge-

sundheitsverbund generell, konkret die Klinik Floridsdorf.  

Meine Frage ist sozusagen zum betrieblichen Quali-

tätssicherungssystem betreffend Ernährung und Beschaf-

fung von Speisen: Welche Ideen haben Sie als Politiker, 

als zuständiger Stadtrat, wie generell die Qualität von bio 

und regional in den Küchen des Wiener Gesundheitsver-

bunds vorweg sichergestellt werden kann? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

Amtsf. StR Peter Hacker: Nur ganz kurz zu Ihrer Vor-

bemerkung: Ich teile vollinhaltlich, dass man aus Rech-

nungshofberichten immer lernen nicht nur kann, sondern 

auch soll und muss. Ich habe auch das Gefühl, dass der 

Vorstand des Wiener Gesundheitsverbundes sowie an-

dere geprüfte Einrichtungen, die das auch zeigen, das 

nicht widerborstig, sondern als Bereicherung sehen. Das 
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ist auch der Sinn von Rechnungshofüberprüfungen, dass 

man dann auch einen Außenblick auf die internen Abläufe 

und Prozesse bekommt, und das ist gestern auch sehr 

schön zum Ausdruck gekommen.  

Der Bericht, den Sie jetzt nachgefragt haben, wurde 

gestern nicht aufgerufen, aber zu Ihrer Fragestellung: Ja, 

ich habe dazu eine ganz klare Meinung. Wir werden auch 

im Sinne des Klimaschutzes ständig versuchen, zu ver-

bessern, die Wege für die Lieferung von Essen oder Es-

sensbestandteilen oder die Grundlagen für Essen, die 

Grundstoffe für Essen, auch die Zufahrtswege so kurz wie 

möglich zu halten. Wir schauen erstens einmal auf die Bi-

oproduktion mit einem sehr hohen Bioanteil, und zweitens 

schauen wir darauf, dass es vor allem regionale Versorger 

sind, die in diesen Bereichen die Grundstoffe dafür liefern. 

Das betrifft den Wiener Gesundheitsverbund genauso wie 

das KWP zum Beispiel, der zweitgrößte Koch sozusagen 

in unserer Stadt, in meinem Ressort. Das ist eine ganz 

klare Strategie und wir können gerne einmal über all diese 

Themenfelder berichten. Da gibt es eine eigene Strategie 

und eine ganze Reihe von Mitarbeitern, die sich genau mit 

diesen Fragen beschäftigen, um es ökologisch und öko-

nomisch so sinnvoll wie möglich zu gestalten.  

Der Bericht, den Sie angesprochen haben, zeigt auch 

ganz gut den Verbesserungsmechanismus, der stattge-

funden hat. Der Wiener Gesundheitsverbund hat ja be-

richtet, dass die Kritik an der Gestaltung der Speisepläne 

aufgegriffen worden ist. Mitarbeiter, die in dieser Frage-

stellung spezialisiert sind, sind auch in die Erstellung der 

Speisepläne, auch der ganzen Spezialmenüs, die es für 

die unterschiedlich erkrankten Personen und Patienten 

gibt, involviert. Ich glaube, da können wir ganz zufrieden 

sein. Das hat eigentlich der Bericht gezeigt, und deswe-

gen war es auch nicht überraschend, dass er gestern nicht 

zur Diskussion aufgerufen wurde.  

Ich glaube also, dass wir erstens zufrieden damit sein 

können, wie der Wiener Gesundheitsverbund mit den Be-

richten umgegangen ist. Zweitens sehen wir, dass Ver-

besserungsvorschläge aufgegriffen und auch sofort um-

gesetzt werden. Drittens werden wir niemals perfekt sein 

und wir werden ständig weiterlernen müssen. Ich halte 

das für anständig, dass eine Organisation auch versteht, 

dass sie einen ständigen Lernprozess haben muss, und 

ich habe das Gefühl, dass der Wiener Gesundheitsver-

bund genau dieses Selbstverständnis hat. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank, 

Herr Stadtrat. Damit ist die 3. Anfrage beantwortet. 

Die 4. Anfrage (FSP-82153-2023-KSP/GM) wurde von 

Frau GRin Mag. Haase gestellt und ist an die Frau Amts-

führende Stadträtin der Geschäftsgruppe für Wohnen, 

Wohnbau, Stadterneuerung und Frauen gerichtet. In die-

ser Anfrage geht es um Ergebnisse und Erkenntnisse aus 

dem 3. Gleichstellungsmonitor der Stadt Wien. (Kürzlich 

wurde der dritte Gleichstellungsmonitor der Stadt Wien 

veröffentlicht, der anhand von 12 Themen und 160 Indika-

toren die Lebenssituation der Wienerinnen in Daten abbil-

det - welche frauenpolitischen Erkenntnisse lassen sich 

aus den aktuellen Zahlen ablesen?) 

Guten Morgen, Frau Stadträtin. Bitte.  

VBgm.in Kathrin Gaál: Schönen Guten Morgen, Herr 

Vorsitzender! Schönen guten Morgen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Schönen guten Morgen, Frau Gemeinderä-

tin!  

Mit dem Wiener Gleichstellungsmonitor wurde 2013 

ein Instrument entwickelt, das den Grad der Gleichstel-

lung erfasst und ihn analysiert und somit für uns alle auch 

sichtbar und nutzbar macht. Der mittlerweile 3. Wiener 

Gleichstellungsmonitor geht der Frage nach, wie sich die 

Lebenssituation von Männern und Frauen verändert hat, 

vor allem in den letzten Jahren. Dazu wurden die Entwick-

lungen anhand von zwölf Themenfeldern analysiert, wie 

zum Beispiel Arbeit, Ausbildung, Freizeit, und einiges 

mehr. Ganz allgemein unterstreicht der Wiener Gleichstel-

lungsmonitor auch die Ergebnisse, die wir bei der Frauen-

befragung bekommen haben, denn es geht den Frauen 

um mehr Zeit, mehr Raum und mehr Chancen. Der Wie-

ner Gleichstellungsmonitor zeigt auch, dass die Erwerbs-

beteiligung von Frauen in Wien steigt, er zeigt aber auch, 

dass es wenig Veränderung gibt, was die unbezahlte Ar-

beit betrifft. Frauen arbeiten außerdem viel, viel mehr in 

Teilzeit als Männer. 29 Prozent der alleinlebenden Frauen 

und 53 Prozent der in Paaren mit Kindern lebenden 

Frauen sind teilzeitbeschäftigt. Nur, um einen Vergleich 

zu ziehen: Bei den Männern ist es so, dass 17 Prozent der 

alleinlebenden Männer und 13 Prozent der Männer in 

Paaren mit Kindern teilzeitbeschäftigt sind.  

Das ist natürlich eine Entwicklung, die sich auch auf 

den Gender Pay Gap auswirkt. Grundsätzlich zeigt dieser 

ein eher, um es vorsichtig zu formulieren, positives Bild. 

Da ist natürlich förderlich, dass wir in Wien eine sehr gute 

Infrastruktur haben, was die Kinderbetreuung betrifft, was 

die Pflege betrifft, was die Bildungseinrichtungen betrifft, 

und dass wir in Wien auch sehr viele Jobs mit einem ho-

hen Qualifikationsniveau haben. Nichtsdestotrotz ist das 

alles nicht genug, das wissen wir alle. Ich glaube, ich darf 

auch für uns alle hier im Raum sprechen, dass wir natür-

lich eine absolute Chancen- und Einkommensgerechtig-

keit, vor allem aber eine eigenständige Existenzsicherung 

für die Wienerinnen haben wollen.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 1. Zusatz-

frage kommt von der FPÖ. Frau GRin Matiasek, bitte. 

GRin Veronika Matiasek (FPÖ): Danke, Herr Vorsit-

zender! Guten Morgen, Frau Stadträtin! 

Es ist eine Reihe von Kapiteln in diesem Monitor drin-

nen, und ich habe mir ganz besonders das Thema Gewalt 

angeschaut, das uns ja allen sehr am Herzen liegt. Wir 

beschäftigen uns mittlerweile schon viele Jahre damit, 

und es ist durch die Fälle auch klar, dass wir ein fünftes 

Frauenhaus gebraucht haben und leider nicht eines 

schließen konnten und dass die Gewalt im Steigen ist. 

Wenn man da die Anzahl der Meldungen der Polizei an 

die Interventionsstelle anschaut, dann fällt auf, dass diese 

einerseits anfangs zwar im Ansteigen war, aber anderer-

seits - das steht auch drinnen - im Verhältnis zur Bevölke-

rung eigentlich gesunken ist. Für die Zeit von Corona und 

den Lockdowns gibt es eigentlich überhaupt kein solides 

Zahlenmaterial, und danach, ab 2020, hat die Polizei ihre 

statistische Erfassung geändert, und an die Interventions-

stelle ist somit, so entnehme ich das dem Bericht, kein 
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brauchbares Zahlenmaterial mehr eingegangen. Jetzt 

muss man sagen, valide Zahlen, Daten und Fakten sind 

ja die Grundlage jedes Monitors und jeder Analyse und in 

diesem sensiblen Bereich besonders wichtig, denn da 

geht es ja vor allem um die Betretungs- und Annäherungs-

verbote - das muss man ja auch wissen, um handeln zu 

können, um letztlich auch die Maßnahmen zu setzen, die 

die Stadt setzt.  

Meine Frage ist: Werden Sie Maßnahmen setzen oder 

werden bereits Maßnahmen gesetzt, die der Interventi-

onsstelle ein solides Zahlenmaterial zu Verfügung stellen, 

um auch eine solide Analyse daraus machen zu können? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Frau Stadträ-

tin, bitte. 

VBgm.in Kathrin Gaál: Was ich Ihnen ganz sicher zu-

sagen kann, liebe Frau Gemeinderätin, ist, dass wir in en-

gem Kontakt mit der Polizei sind. Dies in unserem Gewalt-

schutz Jour fixe, den GRin Martina Ludwig-Faymann seit, 

ich muss es sagen, ich glaube, mittlerweile über 20 Jahren 

leitet, wo auch die Interventionsstellen dabei sind und wo 

auch der enge Austausch zwischen der Exekutive und 

den Vereinen, die im Gewaltschutz tätig sind, sehr gut 

funktioniert. Das ist ganz wesentlich, denn nur so können 

wir den Frauen, die von Gewalt betroffen sind, auch hel-

fen.  

Was ich zu den Zahlen noch sagen kann, aber das ha-

ben wir auch schon mehrmals diskutiert, ist, dass Corona 

natürlich ein bissel eine Falle war, weil da die Zahlen über-

haupt nicht greifbar waren. Die Frage ist: Warum nicht? 

Hat es weniger Gewalt gegeben? - Das glaube ich nicht 

wirklich. Ich glaube eher, dass die Frauen nicht die Mög-

lichkeit hatten, sich Hilfe und Unterstützung zu holen. Was 

ich Ihnen auch erzählen kann, ist, dass beim 24-Stunden-

Frauennotruf, an den sich viele Frauen in Wien wenden, 

wenn sie von Gewalt unterschiedlichster Art und Weise 

betroffen sind, die Zahlen steigen, zwar ganz langsam, 

aber sie steigen. Da muss man also sehr wohl gut aufpas-

sen und ein Augenmerk darauf haben. Auch das Frauen-

haus merkt es natürlich, dass die Fälle leider nicht weniger 

werden, deshalb gibt es ja auch das fünfte Frauenhaus. 

Ich möchte an dieser Stelle auch noch einmal - GRin Mar-

tin Ludwig-Faymann hat es ja schon gemacht - die Frau-

ensprecherinnen aller Fraktionen sehr gerne einladen, 

wenn sie Interesse haben, sich das fünfte Frauenhaus ge-

meinsam mit mir anzuschauen. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 2. Zusatz-

frage kommt von den GRÜNEN. Frau GRin Spielmann, 

bitte. 

GRin Viktoria Spielmann, BA (GRÜNE): Schönen gu-

ten Morgen, Frau Vizebürgermeisterin!  

Danke vielmals, wir haben großes Interesse daran, 

das fünfte Frauenhaus anzuschauen. Auch wir haben uns 

den Gleichstellungsmonitor angeschaut. Vielleicht dauert 

es das nächste Mal nicht mehr so lange, bis es umgesetzt 

wird, denn der letzte war 2016 und die Zahlen sind jetzt 

von 2021. Wir haben uns angeschaut, dass bei den Stra-

ßenbenennungen - Sie kennen das Thema eh schon län-

ger - nur 9 Prozent der Straßennamen nach Frauen be-

nannt sind. Wir haben das Problem ja schon länger, und 

es ergab sich da, glaube ich, von 2015 bis jetzt nur eine 

prozentuelle Steigerung um etwa 1 Prozent, vor allen Din-

gen auch durch die Straßenbenennung, glaube ich, im 22. 

Bezirk, wo wir auch den gemeinsamen Beschluss getrof-

fen haben.  

Meine Frage wäre jetzt: Was sind darüber hinaus noch 

weitere Maßnahmen, oder wie stellt die Stadtregierung si-

cher, dass in dieser Stadt tatsächlich mehr Frauennamen 

oder mehr Frauenbiographien sichtbar gemacht werden, 

und vielleicht eben nicht nur sozusagen in den großen Flä-

chenbezirken eher am Rand, sondern auch in sehr reprä-

sentativen Straßen, Parks, Platzbenennungen in der In-

nenstadt? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Frau Stadträ-

tin, bitte.  

VBgm.in Kathrin Gaál: Liebe Frau Gemeinderätin!  

Ich sehe das auch als sehr wichtig an, dass man 

Frauen im öffentlichen Raum, zum Beispiel auch mit Stra-

ßennamen, sichtbar macht. Das darf man auch nicht ir-

gendwie ins Lächerliche ziehen, denn das macht natürlich 

auch etwas mit einer Gesellschaft, wenn man sieht, wie 

viele großartige Frauen es gibt. Ich muss halt leider sa-

gen, es ist in den Außenbezirken ein bissel einfacher, weil 

dort halt auch Stadterweiterungsgebiete sind. Ich weiß 

jetzt nicht, wo ich in der Innenstadt oder in den inneren 

Bezirken eine Straße hätte, die ich neu benennen darf. 

Nichtsdestotrotz ist das ein Thema, das ich mitnehme und 

auf das ich sicher weiterhin ein Auge haben werde.  

Wo ich Sie leider ein bissel enttäuschen muss, ist beim 

Abstand des Gleichstellungsmonitors. Sie haben recht, 

der erste war 2013, der zweite war 2016. Wir haben uns 

aber dazu entschlossen, ihn nur mehr alle fünf Jahre zu 

machen, und zwar deshalb, weil sich das die Fachexper-

tinnen und -experten gut angeschaut haben und festge-

stellt haben, dass der Abstand von drei Jahren zu kurz ist, 

um wirklich die Daten empirisch und analytisch gut zu er-

fassen. Deshalb haben wir gesagt, fünf Jahre ist der beste 

Abstand, und der wird jetzt auch so bleiben. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 3. Zusatz-

frage kommt von der ÖVP. Frau GRin Keri, bitte. 

GRin Sabine Keri (ÖVP): Vielen Dank. Guten Morgen, 

Frau Stadträtin!  

Auch wir nehmen die Einladung gerne an. Ich möchte 

gerne auf das Thema Gesundheit zu sprechen kommen, 

weil es auch ein Kernthema des Gleichstellungsmonitors 

ist. Sie wissen, dass wir uns schon sehr lange für den 

Schutz von Mädchen und Frauen beim Thema Genitalver-

stümmelung einsetzen - am 6. Februar ist wieder Tag ge-

gen Genitalverstümmelung, also zum Schutz von Mäd-

chen und Frauen. Wir haben im 21er Jahr auch einen All-

parteienantrag sozusagen einstimmig an Sie weiterwei-

sen dürfen. Wir haben dann im Mai 2022 einen Austausch 

gehabt, und meine Frage ist: Was ist denn dann passiert? 

In diesem Austausch haben wir uns ja eigentlich ziemlich 

gut darauf committed, dass man etwas tun muss, dass 

man auch ganz offen über ein Gewaltdelikt sprechen 

muss, dass man das auch so betiteln muss, wenn es um 

den Schutz von Mädchen und Frauen geht. Wir haben 

auch gesagt, es braucht nicht nur den Schutz, sondern es 
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braucht auch eine psychologische und ärztliche Versor-

gung von Mädchen und Frauen, denen dieses Martyrium 

schon passiert ist.  

Meine Frage ist jetzt: Was ist denn jetzt seit Mai 2022 

von Seiten der Stadt Wien passiert - weil es jetzt sehr ru-

hig geworden ist -, um eben dieses Thema wirklich auch 

anzugreifen und laut anzusprechen? - Danke. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Frau Stadträ-

tin, bitte. 

VBgm.in Kathrin Gaál: Ich kann mich sehr gut an Ihren 

Antrag, an unseren Allparteienantrag erinnern und weiß, 

dass wir auch gemeinsam besprochen haben, dass wir 

uns das Thema ein bisschen intensiver anschauen, ab-

seits von einem Antrag und einer Diskussion hier. Deshalb 

auch die Einladung zum Gespräch. Ich darf auch darauf 

hinweisen, dass das geschäftsgruppenübergreifend geht. 

Wir haben das Thema in der Gesundheit auch im Frauen-

gesundheitsbeirat gehabt. Es gibt FEM, das Institut, das 

sowohl in Favoriten als auch in der Donaustadt ist, das 

sich ganz intensiv mit dem Thema beschäftigt. Es gehört 

auch in die Geschäftsgruppe Bildung, weil ich finde, Prä-

vention und mit den jungen Leuten darüber zu reden, ist 

ganz, ganz wesentlich, also ist vielleicht auch hier ein 

Schwerpunkt zu setzen. Das war ja auch unsere gemein-

same Idee. Ich werde dem noch einmal ein bisschen in-

tensiver nachgehen und schauen, dass wir da noch ein-

mal darüber reden können, bevor ich jetzt irgendetwas 

sage, was vielleicht nicht ganz stimmt. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank. 

Damit ist die 4. Anfrage beantwortet. 

Die 5. Anfrage (FSP-2392319-2022-KFP/GM) wurde 

von Herrn GR Seidl gestellt und ist an den Herrn Amtsfüh-

renden Stadtrat der Geschäftsgruppe für Soziales, Ge-

sundheit und Sport gerichtet. Guten Morgen, die Zweite. 

In dieser Anfrage geht es um Berichte und Studien im Jahr 

2022 aus dem Gesundheitsressort. (Wie viele steuergeld-

finanzierte Berichte und Studien haben Sie bisher im Jahr 

2022 in Auftrag gegeben? 

Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf. StR Peter Hacker: Ja, guten Morgen, die 

Zweite!  

Die Frage ist umgangssprachlich sehr verständlich, 

aber eigentlich, wenn ich sie präzise beantworten soll, 

dann doch ein bisschen schwierig zu beantworten, näm-

lich im Sinne der Fragestellung. Was meint ihr damit? Die 

Frage ist ja direkt an mich gerichtet, nämlich wie viele 

steuergeldfinanzierte Berichte und Studien ich in Auftrag 

gegeben habe. So ist die Frage. Wenn man Berichte 

meint, die ich anfordere, zum Beispiel auf der Grundlage, 

dass im Gemeinderat eine Anfrage an mich gestellt wird, 

dann gebe ich den Auftrag, dass ein Bericht zu erstellen 

ist. Dieser ist natürlich indirekt auch steuergeldfinanziert, 

also genau genommen direkt steuergeldfinanziert, weil 

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Verwaltung diesen 

Bericht erstellen. Wenn das gemeint sein sollte, kann ich 

Ihnen berichten: Ich habe im Jahr 2022 242 Anfragen von 

Ihnen bekommen und entsprechende Berichte in Auftrag 

gegeben. Diese wurden dann auch erstellt, vorgelegt, ab-

gehandelt. Das sind natürlich steuergeldfinanzierte Be-

richte, die ich in Auftrag gegeben habe.  

Wenn Sie zum Beispiel Berichte meinen, die erstellt 

werden, weil vom Stadtrechnungshof eine Prüfung durch-

geführt wird - und da kommt ja der Vorbericht dann zu 

mir - und ich dann den Auftrag an die betroffene Stelle, die 

geprüft worden ist, gebe, einen Bericht im Sinne einer 

Stellungahme an den Rechnungshof anzufertigen. Solche 

Berichte hat es 41 im Jahr 2022 gegeben.  

Das könnte ich jetzt fortsetzen. Wenn Bürgerinnen und 

Bürger mir schreiben und ein Anliegen haben, dann gibt 

es einen Auftrag an eine Abteilung, dazu Stellung zu neh-

men und Unterlagen zu liefern und Ähnliches. Daher er-

spare ich Ihnen jetzt die Ausführungen, wie viele solche 

Berichte ich jedes Jahr in Auftrag gegeben habe.  

Wenn Berichte an Externe gemeint sind, ja, wenn das 

gemeint ist, kann ich Ihnen mitteilen, ich habe null solcher 

Aufträge erteilt. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 1. Zusatz-

frage kommt von den GRÜNEN. Herr GR Ellensohn, bitte. 

(Zwischenruf von GR Wolfgang Seidl.) - Entschuldigung! 

In meiner Unterlage steht nicht, dass GR Seidl eine Zu-

satzfrage stellt, aber natürlich, wenn du eine stellst, dann 

bitte. 

GR Wolfgang Seidl (FPÖ): Danke. Ich bin jetzt ver-

wundert, denn diese Frage kommt ja nicht zum ersten 

Mal. Ich glaube, die habe ich Ihrer Vorvorgängerin und 

Vorgängerin schon gestellt, auch Ihnen schon gestellt. 

Und null als eine Antwort habe ich bis jetzt noch nie be-

kommen. Ich nehme es aber so zur Kenntnis.  

Natürlich sind jene gefragt, wo externe Expertise not-

wendig ist, um irgendwelche Berichte und Studien zu er-

halten. Ich habe auch kein Problem damit, dass das über 

Externe läuft, denn jedes Know-how kann man natürlich 

auch nicht im WIGEV und auch nicht bei Ihnen im Büro 

sammeln. Das wäre auch irre. Damit hätte ich also über-

haupt kein Problem. Wie gesagt, mit null habe ich jetzt 

nicht gerechnet, und das ist auch der Grund, warum ich 

jetzt auch keine Zusatzfrage habe.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Okay. 

Amtsf. StR Peter Hacker: Die Frage lautet, welche 

Aufträge ich gegeben habe. Dieser Teil der Frage ist ein-

deutig unmissverständlich.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 2. Zusatz-

frage kommt von den GRÜNEN. GR Ellensohn, bitte.  

GR David Ellensohn (GRÜNE): Der Magistratsdirek-

tor hat alle Dienststellen angewiesen, natürlich die neuen 

Regelungen wegen Veröffentlichung, die es von Bundes-

seite gibt, auch umzusetzen. Diese beziehen sich im We-

sentlichen aber auf den Zeitpunkt ab 1.1.2023, also ab 

jetzt, und auf externe Gutachten. Werden Sie als Stadtrat 

die Chance nutzen, diese Veröffentlichungspflicht auszu-

weiten, nämlich dahin gehend, dass künftig auch intern 

eingeholte Stellungnahmen und Gutachten, insbesondere 

in Bezug auf öffentliche Auftragsvergaben, den zuständi-

gen Gremien, also den Ausschüssen hier oder dem Ge-

meinderat, zugänglich gemacht werden? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

Amtsf. StR Peter Hacker: Soweit ich das im Kopf 

habe - und ich glaube, es wäre verfassungsrechtlich nicht 

möglich -, betrifft der Auftrag des Magistratsdirektors nicht 
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Mitglieder der Wiener Stadtregierung. Selbstverständlich 

betrifft es aber alle meine Organisationseinheiten, für die 

ich verantwortlich bin, und selbstverständlich werden 

diese - und sie haben auch den Auftrag dazu - diese An-

ordnung des Magistratsdirektors lückenlos erfüllen.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 3. Zusatz-

frage kommt von der ÖVP. Frau GRin Dr. Greco, bitte. 

GRin Dr. Katarzyna Greco, MBA (ÖVP): Einen wun-

derschönen guten Morgen!  

Vielen Dank, Sie haben jetzt großteils in Ihrer Initialbe-

antwortung schon skizziert, wie diese Studien in Auftrag 

gegeben werden, wie der Bedarf erhoben wird. Meine 

Frage auf Grund des Transparenzgesetzes seit 1.1., seit-

dem die Offenlegung da ist, lautet, ob Sie planen, genau 

nach diesen neuen Richtlinien, die zwar erst heuer gelten, 

die Studien, die beispielsweise im Jahr 2022 in Auftrag 

gegeben wurden, auch schon zur Verfügung zu stellen. 

Danke schön. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Können Sie 

die Frage noch einmal wiederholen, bitte? 

GRin Dr. Katarzyna Greco, MBA (ÖVP): Gerne. Wir 

haben jetzt seit 2023 die neuen Richtlinien, und meine 

Frage ist nur, ob Sie die Studien, die im Vorfeld, in den 

Jahren 2021, 2022, in Auftrag gegeben wurden, auch be-

reits nach diesen neuen Richtlinien präsentieren werden. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Danke schön 

für die Klarstellung. Herr Stadtrat, bitte. 

Amtsf. StR Peter Hacker: Das wird wahrscheinlich im 

Einzelfall von der jeweiligen Dienststelle zu prüfen sein. 

An sich ist die Anordnung über die Frage der Gültigkeit 

eindeutig und unmissverständlich. Diese werden wir da-

her, wie ich schon vorhin gesagt habe, lückenlos erfüllen. 

Ich habe keine Ahnung, wie viele Berichte im Einzelnen in 

all meinen Abteilungen und Organisationseinheiten im 

vergangenen Jahr beauftragt wurden und noch nicht vor-

liegen. Ich kann das gar nicht beantworten, ich weiß es 

nicht. Und wenn man dann noch berücksichtigt, wie viele 

Sachverständigenstellungnahmen und -berichte eingefor-

dert wurden, dann ist die Zahl eine noch wesentlich grö-

ßere und üppigere. Ich kann es daher ehrlich gesagt nicht 

beantworten. Aber selbstverständlich, so wie ich es vorhin 

gesagt habe, ist der Anordnung des Magistratsdirektors 

Folge zu leisten, und das wird auch lückenlos einzuhalten 

sein.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank, 

Herr Stadtrat. Damit ist die 5. Anfrage beendet, beantwor-

tet. Die Fragestunde ist damit auch beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.  

Der NEOS-Rathausklub hat eine Aktuelle Stunde mit 

dem Thema „Klimapolitik ist Standortpolitik: ‚Raus aus 

Gas‘ - Wiener Wärme und Kälte 2040 ist der zentrale Bau-

stein der Wärmewende und gleichzeitig Innovationsmotor 

für den Wiener Wirtschaftsstandort“ verlangt. Das Verlan-

gen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ord-

nungsgemäß beantragt.  

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Dipl.-Ing. Dr. Gara, 

die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass 

seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. Ich darf den 

Herr Stadtrat, Entschuldigung, Herrn GR Gara zum Red-

nerpult bitten. (Zwischenruf: Er ist nicht da! - GR Maximi-

lian Krauss, MA: Wo ist er? Ist ihm die Aktuelle Stunde so 

egal?) - Ja, es ist nicht das erste Mal, dass ein Redner zu 

seiner Rede zu spät kommt. (GR Mag. Josef Taucher - in 

Richtung GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara, der die Treppe 

zum Rednerpult hinuntergeht -: Das ist ein Auftritt!) Er ist 

schon da. Bitte. 

GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn es um das Thema „Raus aus Gas“ und die Klima-

wende geht, dann muss man sich beeilen. (Allgemeine 

Heiterkeit)  

Ein ganz wichtiger Punkt, und ich habe das schon öf-

ters in diesem Haus erwähnt: Ich sehe die Klimapolitik als 

wesentlichen Teil einer Standortpolitik, auch als Teil einer 

Bildungspolitik, denn die Voraussetzungen, die wir hier 

schaffen, sind die Voraussetzungen für die Zukunft.  

Ich möchte Ihnen eine kurze Geschichte erzählen. Ich 

habe mit einer Schülerin gesprochen und die hat mir er-

zählt: Du, ich besuche eine Schule, die gar keine Heizkör-

per hat. - Sie hat gesagt: Weißt du, wie das funktioniert? 

Und sie hat mir erzählt: Weißt du, die Wärme kommt von 

den Wänden und von der Decke, und in diesen Betonwän-

den sind Rohre verlegt, und durch diese Rohre fließt Was-

ser, und dieses Wasser wird mit der Wärme der Erde ge-

heizt. Und bevor diese Schule errichtet wurde, da haben 

sie so Bohrungen gemacht und von dort wird das Wasser 

erwärmt. - Das hat sie mit großer Begeisterung erzählt. 

Sie hat gesagt: Weißt du, wir brauchen da auch kein teu-

res Gas verbrennen, das das Klima schädigt, denn das ist 

eine wirklich echt coole Schule. (GR Ing. Udo Guggen-

bichler, MSc: Super, das machen wir in Wien auch!) - Sie 

war wirklich begeistert, und ich finde, Kindern einen Raum 

zu geben, Kindern Häuser zu bauen, wo sie mit dieser Art 

von Begeisterung auch Zukunft erleben, das ist auch un-

sere politische Aufgabe. Das ist das, wofür wir hier als 

Stadtregierung stehen, und das ist das, wofür wir uns 

auch eingesetzt haben und was wir auch im Regierungs-

programm verankert haben.  

Und ja, wir bauen solche Häuser der Zukunft in den 

Kindergärten, in den Schulen. Das sind Häuser, die den 

Kindern eine Chance geben und auch eine gute Lebens-

qualität geben, also die Voraussetzung dafür schaffen. 

Diese Häuser werden klimaneutral errichtet und betrieben 

und sind mit den modernsten Technologien ausgestattet - 

mit diesen Energiebausteinen, die wir brauchen, von Erd-

wärme, von Speichern, auch von Eisspeichern - span-

nende Geschichten. Das sind alles Dinge, mit denen die 

Kinder plötzlich neu konfrontiert werden, denn sie sehen 

hier, was Zukunft heißt, und es ist auch der Raum und der 

Rahmen, um in Zukunft einen Job zu ergreifen, der auch 

in diese Zukunft geht. Das ist letztendlich auch einer un-

serer zentralen Bildungsaufträge. (Beifall bei NEOS und 

SPÖ.) 

Ein anderes Beispiel, Dampf ohne Gas: Heute stellt 

die Firma Takeda am Betriebsstandort in Wien - das ist da 

bei der Alten Donau - ihr neues Konzept vor, wie Takeda 

als Unternehmen - Takeda ist eines der größten Pharma-

unternehmen in Österreich, ehemals bekannt als Immuno 
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und Baxter - die Dampfproduktion für ihre Arzneimittelpro-

duktion ohne Erdgas macht. Auch die Firma Takeda hat 

gesagt: Wir steigen aus Erdgas aus. - Das sagt nicht nur 

die Stadt Wien, das sagen auch die Unternehmen. Ich 

finde das für einen ganz wichtigen Punkt, weil es zeigt, 

was Unternehmen brauchen. Sie brauchen Perspektiven 

und sie brauchen Planungssicherheit, und das ist das, 

was wir als Stadt, was wir auch mit unserem Plan „Raus 

aus Gas“ schaffen. Wir schaffen Möglichkeiten, dass 

diese Unternehmen ihre Innovationskraft entfalten, denn 

der Standortwettbewerb wird immer härter. Es ist ganz 

spannend, auch am Beispiel Takeda: Ein japanischer 

Konzern, der gesagt hat, okay, wir gehen nach Wien, auch 

für unsere neue Forschungszentrale, weil wir da die Vo-

raussetzungen haben, dass wir unser Energiesystem auf 

Erneuerbaren aufbauen, ohne russische Abhängigkeit 

von Erdgas, ohne zukünftige massive Kostensteigerun-

gen! - Das schafft Standortsicherheit. (Beifall bei NEOS 

und SPÖ.) 

Heuer vor 150 Jahren wurde die I. Wiener Hochquel-

lenwasserleitung errichtet, wir feiern also heuer diese 150 

Jahre. Ursprünglich war die Wasserversorgung in Wien 

durch Hausbrunnen gesichert, aber über die Zeit war das 

auf Grund von schlecht funktionierender Kanalisation und 

der Qualität des Grundwassers hygienisch immer proble-

matisch. Also hat man überlegt, wie man das anders ge-

stalten kann, nämlich eine andere Infrastruktur, die zu-

kunftsfähig ist, die nachhaltig ist. So hat man vor 150 Jah-

ren überlegt, wie man eine fast unmögliche Leistung 

schafft, nämlich aus dem fast 100 km entfernten Rax-Ge-

biet eine Hochquellenwasserleitung zu schaffen, die ohne 

Strom funktioniert, einfach durch dieses Gefälle. Das war 

eigentlich eine Leistung, die unglaublich schien. Damals 

war das ein extrem mutiger Schritt. Damals ging es um 

sauberes Wasser, heute geht es um saubere und leist-

bare Energie. Es ist ein vergleichbares Projekt, und ich 

würde sagen, dass das, was wir hier mit „Raus aus Gas“ 

verankern, der Plan mit „Raus aus Gas“ absolut vergleich-

bar ist mit dem, was damals für unser sauberes Wasser 

gemacht wurde, mit der Hochquellenwasserleitung. Daher 

ist das ein ganz wichtiger Schritt, den wir hier auch in der 

Regierungskoalition umsetzen.  

„Raus aus Gas“ ist abgeleitet aus dem Wiener Klima-

fahrplan. Wir haben uns dazu bekannt, dass wir ganz klar 

sagen: Wir werden Stück für Stück das gesamte Energie-

system in Wien umbauen. Die größte Herausforderung ist 

tatsächlich die Wärmewende, und das betrifft vor allem die 

Gebäude. Im Neubau ist das ja noch relativ einfach, weil 

man von vornherein so planen kann, aber im Bestand ist 

das eine sehr große Herausforderung.  

Wir müssen uns dem Schritt für Schritt nähern, und 

deswegen haben wir diesen unseren Plan „Raus aus 

Gas - Wiener Wärme Kälte 2040“ jetzt auch auf der Re-

gierungsklausur präsentiert. Ja, da gibt es viele Skeptiker, 

aber es gibt auch sehr, sehr viele Befürworter. Sehr viele 

Energieexperten haben gesagt, dass Wien eigentlich als 

einziges Bundesland die Verantwortung wahrgenommen 

hat, einen so konkreten klaren Plan in Richtung Kli-

maneutralität zu gehen. Darauf bin ich stolz und darauf 

können wir wirklich alle stolz sein, dass dieser Schritt jetzt 

endlich kommt. Manche sagen, viel zu spät - das ist rich-

tig, wir hätten schon 2008 angesichts der Ölkrise erken-

nen müssen, dass die fossilen Energieträger extrem 

preisabhängig sind, extrem volatil sind und die Leistbar-

keit für viele natürlich ein Problem darstellt. Ja, wir starten 

jetzt beziehungsweise sind wir auch schon in den letzten 

Jahren die ersten Stufen gegangen, aber dieser klare 

Schritt „Raus aus Gas“, auch kein erneuerbares Gas in 

den Gebäuden in Zukunft, ist einzigartig, ist zukunftswei-

send und der einzige Schritt, um tatsächlich von Kli-

maneutralität sprechen zu können (Beifall bei NEOS und 

SPÖ.) 

Ich möchte betonen, dass wir das nicht erst seit dem 

Überfall Russlands auf die Ukraine machen. Wir haben 

das bereits im Regierungsprogramm verankert. Ich würde 

schon sagen, dass wir da eigentlich sehr zukunftsweisend 

verantwortlich agiert haben und auch diese Entwicklun-

gen mit diesen globalen Verwerfungen antizipiert haben. 

Daher beginnen wir eben nicht bei null, sondern haben 

schon in vielen Bereichen die Voraussetzungen geschaf-

fen.  

Viele fragen: Geht denn das überhaupt? - Dazu ein 

kleines Beispiel aus den 60er Jahren aus England: Die 

englischen Städte waren damals auf Stadtgas eingestellt, 

die Energieversorgung war Stadtgas. Dann hat man vor 

der Küste Englands Erdgas gefunden, und so mussten in-

nerhalb von 10 Jahren 40 Millionen Endgeräte getauscht 

werden, damit sie für dieses Erdgas ausgerüstet sind. Wir 

hatten das also bereits in der Geschichte, das ist mach-

bar, und genau so werden wir das auch in Wien umsetzen. 

(Beifall bei NEOS und SPÖ.) 

Eines ist klar, diese Umstellung wird natürlich nur mit 

attraktiven Angeboten für alle Wienerinnen und Wiener 

funktionieren, denn die Anfangsinvestitionen sind teil-

weise sehr hoch. Wir werden aber entsprechende Ange-

bote geben und bieten, und wir experimentieren respek-

tive schauen uns auch konkret an, wie das funktioniert. 

Deswegen haben wir diese 100 Pilotprojekte - unter-

schiedliche Gebäudetypologien, wie das umgestellt wer-

den kann, welche rechtlichen Rahmenbedingungen not-

wendig sind, wie das mit Finanzierung und Förderung 

ausschaut. Wir lassen da die Wienerinnen und Wiener 

nicht im Stich. Was wir ihnen ermöglichen, und das ist das 

Wichtige bei dem Thema „Raus aus Gas“, ist langfristig, 

nachhaltig leistbare Energie. Dafür sind wir als Politik ver-

antwortlich, dafür drehen wir an den großen Schrauben, 

und ich bin stolz darauf, dass wir das hier gemeinsam in 

der rot-pinken Fortschrittskoalition umsetzen werden. - 

Danke schön. (Beifall bei NEOS und SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Für das Pro-

tokoll darf ich bekannt geben, dass GRin Dipl.-Ing. O-

lischar ab 18 Uhr verhindert ist.  

Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinne-

rung, dass sich die Damen und Herren des Gemeindera-

tes nur ein Mal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit 

mit fünf Minuten begrenzt ist. Als nächster Redner ist Herr 

GR Ing. Guggenbichler gemeldet.  

GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc (FPÖ): Sehr ge-

ehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Her-

ren!  
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Als wir das Thema für die heutige Aktuelle Stunde ge-

sehen haben, haben wir gedacht, okay, die NEOS haben 

von der roten Bürgermeisterfraktion wieder Ausgang ge-

kriegt und dürfen wieder etwas zu ihrem Leib- und Le-

bensthema sagen. Wir sehen die ganze Zeit Skandale in 

den Kindergärten, aber das ist das Thema, das sich die 

NEOS ausgewählt haben. Daran, wie sie diese Aktuelle 

Stunde jetzt gestartet haben, haben wir auch die Profes-

sionalität dieser Stadtregierung gesehen, weil wir gese-

hen haben, wie diese Stadtregierung funktioniert. Kollege 

Gara ist ein bisschen zu spät gekommen, weil er mit der 

Befehlsausgabe noch nicht fertig war. Und, liebe SPÖ-

Fraktion, ihr habt denen schon bessere Reden vorge-

schrieben als das, was wir jetzt gehört haben, das muss 

ich ganz ehrlich sagen (Beifall bei der FPÖ und von GR 

Wolfgang Kieslich - GR Dr. Kurt Stürzenbecher: So 

blöd! …) - vielleicht im Timing das nächste Mal ein biss-

chen besser sein.  

Dann hat uns Kollege Gara auch etwas über eine Ge-

schichte erzählt, dass die Wände warm sind und dass das 

gut so ist. Ja, wir wissen das schon lange. Die GRÜNEN 

wissen das noch viel besser, weil im Jahr 2011 habe ich 

schon einen Antrag für eine Photovoltaikoffensive in die-

ser Stadt gestellt. (GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara: Das hat 

aber nichts mit den Wänden zu tun!) Ihr wart da ja noch 

nicht einmal in der Stadtregierung. Und was wäre pas-

siert? - Wir hätten viele Skandale in dieser Stadt nicht, 

wenn wir damals schon auf erneuerbare Energien umge-

stellt hätten. Aber den GRÜNEN war es nichts wert. Wir 

hätten nämlich jetzt viel, viel weniger fossile Energie ge-

braucht, und wir hätten wahrscheinlich auch nicht den 

Wien-Energie-Skandal, wenn wir damals schon umge-

stellt hätten und damals schon mit erneuerbaren Energien 

hätten arbeiten können. In zehn Jahren wäre viel passiert, 

liebe Freunde, das muss ich euch ganz ehrlich sagen. 

(Beifall bei der FPÖ und von GR Wolfgang Kieslich.)  

Was Kollege Gara auch noch gesagt hat, was er toll 

findet: Ihr habt schon im Regierungsprogramm stehen, 

dass es ein Problem ist, dass es die Verwerfungen gibt 

und dass man deswegen jetzt auf erneuerbare Energien 

umstellen muss. Sie haben gesagt, die Verwerfungen ha-

ben Sie schon im Jahr 2020 erkannt. Ich verstehe aber 

eines nicht: Warum habt ihr es den Herren von der Wien 

Energie nicht gesagt? Wir hatten ja in der letzten Untersu-

chungskommission den Vorstand von den Wiener Stadt-

werken und den Geschäftsführer der Wien Energie da, 

und die haben alle gesagt, dass sie das mit den Verwer-

fungen frühestens mit Kriegsbeginn mitgekriegt haben, 

weil sie sonst ja schon lange anders regiert und reagiert 

hätten.  

Also muss ich sagen, Herr Kollege Gara, Ihre Aussage 

ist sehr entlarvend. Wenn Sie sagen, dass diese Verwer-

fungen schon lange bekannt sind, dann ist natürlich auch 

die Notkompetenz des Bürgermeisters nicht gegeben - 

was wir schon immer sagen -, weil er es dann nicht erst 

im Juni des letzten Jahres erfahren hat, sondern von 

Ihnen schon im Rahmen des Regierungsprogramms. 

(Beifall bei der FPÖ und von GR Wolfgang Kieslich.) 

Wenn Sie also das nächste Mal ein Regierungsprogramm 

schreiben, dann erzählen Sie es auch denen, die dafür 

zuständig sind, nämlich den Geschäftsführern der Wien 

Energie! Die erzählen uns nämlich bis heute noch immer, 

dass erst mit Kriegsbeginn eine Verwerfung bekannt 

wurde und sie am Ende des Tages mit niemandem in der 

Stadt geredet haben, schon gar nicht mit dem Bürger-

meister, bevor er in Notkompetenz für 700 Millionen EUR 

unterschrieben hat.  

Der Herr Bürgermeister hätte also, wenn das stimmen 

würde, was Kollege Gara sagt, einfach das Regierungs-

programm lesen müssen und hätte die Notkompetenz 

nicht benötigt. (GR Mag. Josef Taucher: Themenverfeh-

lung!) Herr Kollege Gara, wenn Sie schon so voraus-

schauend sind, dann dürfen Sie aber am Ende des Tages 

in einer laufenden Untersuchungskommission Ihrem Bür-

germeister nicht ins Nest machen und vielleicht den rele-

vanten Satz sagen, dass die Notkompetenz beim Bürger-

meister nicht gilt. Wenn ich das richtig verstanden habe, 

haben Sie gesagt, Sie haben das schon ganz genau ge-

wusst: Die Verwerfungen wissen wir seit dem Regierungs-

programm.  

Außerdem haben Sie auch gesagt, Sie arbeiten für die 

Bürger in dieser Stadt, und Sie haben uns das Beispiel 

von London erzählt. Sie haben auch in Ihrem Klimafahr-

plan drinnenstehen, dass Sie in 600.000 Wohnungen die 

Gasthermen austauschen werden. Sie haben gesagt, das 

sei eine tolle Geschichte, Sie sorgen für Stabilität, für 

Planbarkeit. - Ja, die Bürger in Wien können jetzt schon 

planen. Sie können planen, dass alle drei Monate ihre 

Stromrechnung verdoppelt wird, dank Ihrer Maßnahmen, 

die Sie vorschlagen. Sie sorgen nicht für einen billigen 

Strom in Zukunft, sondern Sie sorgen für das, was jeder 

Bürger in der Stadt Wien jedes Mal mit seiner Stromrech-

nung erlebt, dass er Ihre Hirngespinste und die Spekula-

tion aus der Wien Energie finanzieren muss. Offensicht-

lich sehen Sie das nicht so wie viele andere, die sich das 

am Ende des Monats nicht mehr leisten können, wenn 

dann von der Wien Energie die Rechnung direkt vom 

Konto abgebucht wird. Das ist Ihnen aber alles wurscht.  

Herr Kollege Gara, ich danke Ihnen für Ihre Ausfüh-

rungen. (GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara: Gerne!) Wir wer-

den uns mit dem Herrn Bürgermeister ausführlich darüber 

unterhalten, wie das mit der Notkompetenz ist. Wir werden 

uns das Protokoll von Ihnen holen und werden das auch 

in der nächsten Untersuchungskommission, da Sie ja 

sonst sehr schweigsam sind, thematisieren, weil das 

Thema offensichtlich schon lange vakant ist und keiner 

Notkompetenz bedarf. - Danke sehr. (Beifall bei der FPÖ 

und von Wolfgang Kieslich.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ge-

meldet ist GRin Dipl.-Ing. Otero Garcia.  

GRin Dipl.-Ing. Huem Otero Garcia (GRÜNE): Sehr 

geehrter Herr Vorsitzender! Liebe ZuseherInnen! Sehr ge-

ehrter Herr Stadtrat! Werte KollegInnen!  

Beim Thema „Raus aus Gas“ sind wir uns ja einig, also 

im Gegensatz zum Verkehr (Ruf bei der FPÖ: Da bin ich 

mir nicht sicher!) - fast alle einig, bei der FPÖ und bei der 

ÖVP weiß man ja nicht so recht, wie die ticken. (Zwischen-

rufe bei der FPÖ.) Na sehr schön, dass Sie das auch wol-

len.  



Gemeinderat, 21. WP 25. Jänner 2023 33. Sitzung / 17 

 

Kollege Gara hat vorhin einen Punkt angesprochen, 

auf den ich gerne eingehen möchte. Er hat nämlich ge-

sagt, dass die größte Herausforderung im Klimaschutz die 

Wärmewende ist. Das möchte ich unterstreichen, aber ich 

möchte einen kleinen Punkt ergänzen: Es ist die größte 

Herausforderung im technischen Sinne. Es ist, glaube ich, 

nicht die größte Herausforderung im politischen Sinne, ich 

glaube, dass das hier in dieser Stadt zumindest die Mobi-

litätswende ist. In sehr vielen Köpfen der Stadtregierung 

ist nämlich immer noch dieses alte Denken verankert (GR 

Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Wir können nichts dafür, 

dass …), und ich befürchte, dass das vielleicht sogar die 

größere Hürde ist, um hier etwas weiterzubringen, als die 

technischen Herausforderungen, mit denen wir bei der 

Wärmewende konfrontiert sind. (Beifall bei den GRÜ-

NEN.)  

Es wird Sie nicht überraschen, dass wir vieles aus die-

sem Papier, das präsentiert wird, gutheißen, und ich 

möchte hier ein paar Punkte nennen. Wir haben schon 

gesagt, die Wärmewende ist eine Riesenaufgabe für 

diese Stadt und deswegen finden wir es auch gut, dass 

hier auch eine Koordinierungsstelle eingerichtet wird, da-

mit alle Vorhaben für die Wärmewende reibungslos ablau-

fen, weil es eben eine Riesenaufgabe ist und eine sehr 

komplexe Geschichte und Materie, die sehr viele Bereiche 

betrifft. Wir freuen uns auch, dass in Zukunft Erdsonden 

im öffentlichen Raum ermöglicht werden sollen, das ha-

ben wir auch in der Vergangenheit gefordert. Wir haben 

auch gefordert, dass die Energieraumpläne auf den Be-

stand ausgeweitet werden. Ich sage es hier noch einmal: 

Wir brauchen diese angesprochene Zonierung dringend, 

schnellstmöglich! Die Leute müssen wissen, wo es Fern-

wärme geben wird, die Leute müssen wissen, wo andere 

Lösungen nötig sein werden, und diese Informationen 

müssen Sie der Öffentlichkeit möglichst rasch zur Verfü-

gung stellen, weil es ja auch Planungssicherheit für die 

Privaten braucht.  

Ich möchte hier aber weniger auf die privaten Hausei-

gentümerInnen eingehen, weil wir in Wien eine besondere 

Situation im Wohnbau haben. Sie wissen, dass ein Viertel 

der Wohnhausanlagen städtische Wohnhausanlagen 

sind, das sind fast 1.700 Wohnhausanlagen. Das ist ge-

nau jener Bereich, in dem die Stadt unmittelbar für die De-

karbonisierung und für die Sanierung verantwortlich ist, 

und das ist leider auch ein Bereich, in dem die Stadt sehr 

viel zu wünschen übrig lässt. Und genau das muss sich 

ändern! Es gibt in Wien keine einzige zentrale Wärme-

pumpenanlage in einer städtischen Wohnhausanlage. So-

larpaneele findet man in ganzen drei Wohnhausanlagen. 

Es ist wirklich beschämend, dass im eigenen Wirkungs-

bereich der Stadt so wenig weitergeht und in der Vergan-

genheit so wenig weitergegangen ist. (Beifall bei den 

GRÜNEN.) 

Bei der Sanierung schaut es auch nicht unbedingt ro-

sig aus. Sie wissen, die sauberste Energie ist die Energie, 

die wir gar nicht erst verbrauchen. Wenn man sich die 

Zahlen anschaut, muss man sagen: 36 Prozent der städ-

tischen Wohnhausanlagen, die älter als 30 Jahre alt sind, 

wurden noch nie - noch nie - umfassend saniert. Sie ha-

ben da einen massiven Sanierungsrückstand, Sie erfüllen 

nicht einmal die Hälfte der angestrebten Sanierungsrate. 

Da muss sich schleunigst etwas ändern, und wir hoffen, 

dass es hier nicht nur bei Ankündigungen bleibt. (Beifall 

bei den GRÜNEN.)  

Ich möchte, weil jetzt die Zeit ausgeht, auf ein großes 

Fragezeichen, das trotz dieses Papiers, das wir unterstüt-

zen, noch übrig bleibt, zu sprechen kommen, es betrifft die 

Dekarbonisierung der Fernwärme. Aus diesem Papier 

geht hervor, dass Sie im Jahr 2040 weiterhin 20 Prozent 

des Fernwärmebedarfs durch Gas decken werden, also 

durch grünes Gas. Sie wissen, dass wir grünes Gas vor-

rangig für die Industrie brauchen, und ich frage mich, wie 

wir diese Mengen aufbringen werden. Sie gehen in die-

sem Papier in einem kurzen Absatz darauf ein, dass An-

reize geschaffen werden müssen, um die Potenziale zu 

nutzen und um die Produktion zu ermöglichen. Aber ganz 

ehrlich, wenn man weiterhin so auf Fernwärme setzt und 

weiterhin 20 Prozent des Fernwärmebedarfs für die Spit-

zenlastabdeckung durch Gas abgedeckt werden soll, 

dann braucht es mehr als einen Absatz. Es braucht einen 

grundlegenden Plan, wie man dieses grüne Gas zur Ver-

fügung stellen wird beziehungsweise braucht es einen 

Plan B für die Spitzenlastabdeckung. (Beifall bei den 

GRÜNEN. - GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara: Gibt es!)  

Wir hoffen also sehr, dass Sie hier konkrete Schritte 

präsentieren und rasch in die Umsetzung kommen, weil 

uns die Zeit für die Klimaneutralität ausgeht. - Vielen 

Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu Wort 

gemeldet ist Frau GRin Dipl.-Ing. Olischar, und ich erteile 

es ihr. Bitte, Frau Gemeinderätin. 

GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc (ÖVP): Vielen 

Dank. Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!  

Ich kann, nachdem dir das Wort abgeschnitten wurde, 

diese Frage der Fernwärme und auch diese Frage der 

thermischen Sanierung gleich bekräftigen. Das sind für 

mich zwei Schwerpunkte, die ich auch heute hier in der 

Aktuellen Stunde anlässlich dieses Papiers, das letzte 

Woche präsentiert wurde, kurz behandeln möchte. Ich 

möchte auch kurz auf die Wortmeldung des Kollegen 

Gara eingehen. Natürlich, Sie haben auch Beispiele ge-

bracht und Best Practices aus dem Neubau. Ich denke, 

natürlich ist alles, was wir neu bauen und alles was wir 

neu errichten - das ist nicht nur in Fragen der Energie, das 

haben wir genauso in Sachen Baukultur, das haben wir 

genauso im Sinne von Fassadenbegrünung, et cetera -, 

alles, was Neubau betrifft, natürlich einfacher. Das ist lo-

gisch, ich meine, das brauchen wir nicht näher zu disku-

tieren. Die großen Herausforderungen sind im Bestand zu 

finden, und deswegen ist es auch so wesentlich, sich wirk-

lich praktikable Lösungen für den Bestand zu suchen, die 

natürlich nicht nur in der Theorie super klingen, sondern 

auch in der Praxis auf den Boden gebracht werden. (GRin 

Dipl.-Ing. Selma Arapović: Die haben wir!) - Sehr geehrte 

Frau Kollegin, ich gebe Ihnen da gerne auch konkrete Bei-

spiele. Wir haben auch in den Medien schon Reaktionen 

von den Experten, von den Profis aus der Praxis gesehen, 

welche Punkte sie skeptisch sehen, welche Punkte sie 

auch im Zuge dieses Papiers, das präsentiert wurde, als 
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schwierig erachten und wo auf jeden Fall noch Nach-

schärfungsbedarf besteht.  

Ich möchte jetzt kurz auf zwei, drei Punkte konkret ein-

gehen, und allen voran möchte ich auf die thermische Sa-

nierung eingehen. Die thermische Sanierung ist ein Punkt, 

der zwar in Ihrem Papier Erwähnung findet und auch be-

handelt wird, nur möchte ich auch unterstreichen, wie we-

sentlich die thermische Sanierung in einem ersten Schritt 

ist, nicht erst später, wenn man schon alles getauscht o-

der was auch immer hat. Die thermische Sanierung stellt 

aus meiner Sicht die Basis dar, bevor man sich überhaupt 

dann den Energiethemen, um es einmal pauschal zu nen-

nen, widmet. Warum? - Wenn ein Gebäude saniert ist, hat 

es plötzlich ganz andere Voraussetzungen, ganz andere 

Berechnungen, ganz anderen Bedarf, und dementspre-

chend sehe ich es umgekehrt nicht als Begleiterschei-

nung, sondern als wesentliche Komponente. Da möchte 

ich auch anschließen an das, was du gesagt hast: Da ist 

noch ein sehr großer Hebel da und seitens der Stadt Wien 

so viel zu tun, dass das ein ganz wesentlicher Punkt wäre, 

hier einmal zu beginnen, meine sehr geehrten Damen und 

Herren. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag. Josef Taucher: 

Da stimmen wir zu! Elisabeth, da sind wir deiner Mei-

nung!) - Wunderbar, soll nichts Schlimmeres passieren.  

Der zweite große Punkt ist die Rolle der Fernwärme: 

Ich möchte das dezidiert wirklich auseinanderdröseln, weil 

für mich die Fernwärme aus zwei verschiedenen Blick-

punkten zu betrachten ist beziehungsweise zwei Seiten 

hat. Ökologisch gesehen hat es natürlich seine Berechti-

gung. Wir haben es auch schon gehört, die Fernwärme ist 

im Bereich der Wende eine sehr wesentliche Kompo-

nente, aber eine Sache möchte ich schon klar sagen, 

nämlich dass die Fernwärme gleichzeitig schon eine sehr 

große Baustelle darstellt, wenn es um das Thema Trans-

parenz geht. Die Nachvollziehbarkeit, die Preisgestaltung, 

jene Punkte, die natürlich, auch gerade, wenn es sich um 

Monopolstellungen handelt, sehr schwierig sind. Diese In-

transparenz, diese Blackbox, möchte ich eigentlich sagen, 

macht es auch nicht wahnsinnig attraktiv, da auch umzu-

stellen und auch für Klarheit zu sorgen, für Transparenz 

zu sorgen, wenn - und da gibt es Studien von der Arbei-

terkammer - die Studien von 60 Prozent Preisdifferenz in-

nerhalb von Rechnungen sprechen, die untersucht wer-

den. Das kann einfach nicht sein, dass die Fernwärme 

agiert, wie sie will, ohne Regulierung, ohne klare Nach-

vollziehbarkeit und ohne Transparenz. Das würde ich den 

NEOS auch sehr gerne auf den Weg mitgeben, sich hier 

dahin gehend einzusetzen, die Fernwärme transparenter 

zu gestalten. (Beifall bei der ÖVP.)  

Der zweite Punkt, der nämlich quasi bei der Fern-

wärme an die Praxis anschließt, ist die derzeitige Situation 

betreffend die Anschlüsse. Wir haben die Situation, dass 

jeder Meter Fernwärme, der zum Anschluss beiträgt, hor-

rende Kosten verursacht und von jenen, die sich anschlie-

ßen wollen, gezahlt werden muss. Wir haben jetzt die Si-

tuation, dass Hausbesitzer oder -mehrheiten natürlich ab-

warten, bis der nächste anschließt, um die eigenen Kos-

ten so gering wie möglich zu halten. Das heißt, ein gegen-

seitiges Abwarten verhindert natürlich zusätzlich den Aus-

bau. Auch da wäre die Stadt Wien und allen voran auch 

die Wien Energie gefordert, sich Konzepte über die An-

schlussgebühren zu überlegen, oder hier auch attraktiv 

voranzugehen, den Anschluss voranzutreiben und es 

nicht davon abhängig zu machen, dass jener, der sich als 

Erster anschließt, quasi das Bummerl hat und der Nächste 

das dann zu besseren Konditionen tun kann. Wir müssen 

da in die Praxis kommen, damit diese Umstellung auch 

nachhaltig gelingt, und da gibt es noch sehr viel seitens 

der Stadt zu tun. - Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Mag. Taucher, und ich erteile 

es ihm. Bitte, Herr Gemeinderat. 

GR Mag. Josef Taucher (SPÖ): Sehr geehrte Kolle-

gen! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Vor-

sitzende!  

Es geht heute um ein Projekt, um ein Maßnahmenbün-

del, um ein Vorhaben, das bis 2040 gedacht ist und ab-

seits vom tagespolitischen Geplänkel diskutiert werden 

sollte. Ich glaube, wir haben noch drei Wahlen vor uns, 

und es könnte sein, dass wir die Absolute haben oder 

dass wir mit den GRÜNEN koalieren oder mit jemandem 

anderen koalieren (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: 

Sag’s!) oder mit der ÖVP, oder wie auch immer. Mir ist 

natürlich lieber die Absolute, aber jeder von euch (Heiter-

keit bei ÖVP und FPÖ.) - ja natürlich -, jeder von euch - 

na, ich möchte das nicht runterdodeln, das ist schon wich-

tig (GR Maximilian Krauss, MA: Also schließt du uns nicht 

mehr aus als Koalitionspartner?) -, jeder von euch kann in 

die Ziehung kommen, hier auch beim größten Programm, 

mit dem wir unsere Stadt umbauen, mitzuarbeiten. Raus 

aus Gas, hinein in eine dekarbonisierte Zukunft (Zwi-

schenruf bei der FPÖ.), in der wir unsere Stadt mit erneu-

erbaren Energien heizen - warme Wohnzimmer, warme 

Kinderzimmer, bauen für die Zukunft ohne Gas, ohne Öl, 

ohne Pellets -, was euer Antrag dann noch ist. Es geht 

also um einen Riesenschritt ganz abseits davon, ob wir da 

ein bisschen blödeln, ob das Programm gut ist, schlecht 

ist, ob es zu wenig, ob es zu viel ist. Wir sind am Anfang, 

wir haben die Rahmenbedingungen mit der Smart City 

Strategie, dem Klimafahrplan gesetzt. Wir haben die ge-

samten Rahmenbedingungen rundherum. Jürgen hat die-

ses Programm koordiniert, quer über die Geschäftsgrup-

pen, sodass Wohnen drinnen ist, Verkehr drinnen ist, und, 

und, und, also all diese Geschäftsgruppen bis hin zu Fi-

nanzen, Stadtwerke, aber auch der Gesundheitsbereich. 

(GRin Dipl.-Ing. Selma Arapović: Bildung!)  

Ich meine, da könnte man ein kleines nettes Bild zeich-

nen: Früher, als wir das AKH gebaut haben, haben wir da-

für die Spittelau dazugebaut, damit man es heizen kann, 

weil die Krankenhäuser riesige Energieverbraucher sind. 

Heute bauen wir die Klinik Floridsdorf und heizen es mit 

einem Serverraum in der Nähe mit der Abwärme von Ser-

veranlagen - allein das 4.000 t CO2! Ich meine, das sind 

die Leuchttürme, mit denen wir zeigen, wie es geht. (Ruf 

bei der FPÖ: Das Krankenhaus Nord ist ein Schulden …) 

Deswegen muss man auch sagen, es geht nicht darum, 

dass man sagt: Ja, wir haben noch nicht 2040 erreicht, wir 

stehen am Anfang, aber wir haben mit den Klimaschutz-

programmen schon viel gemacht, wir haben Leuchttürme, 
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mit denen wir zeigen, wie es geht, deswegen auch die 100 

Projekte. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)  

Die 100 Projekte, wo man sehen kann, wie es geht, 

wie der Weg aussehen kann, wie es verschiedene Metho-

den geben kann. Hört (in Richtung GRÜNE) einmal, ihr 

redet da so laut! Jetzt muss ich fast wie der Margulies sa-

gen: Der Martin tratscht auch schon wieder, das muss 

man fast sagen - eine Unkultur, Martin, wirklich! (Heiter-

keit beim Redner. - GRin Dr. Jennifer Kickert: Wir trat-

schen wenigstens über deine Ausführungen!) - Ja, ja, ist 

eh okay. - Nein, wir zeigen damit, wie die Zukunft aus-

schauen kann. Selbstverständlich sind es riesige Heraus-

forderungen, selbstverständlich haben wir das in der vori-

gen Periode mit euch, mit den GRÜNEN, schon diskutiert: 

Es war klar, dass wir in diese Richtung gehen müssen. Es 

ist klar, Elisabeth Olischar, dass wir in der Sanierung, in 

der thermischen Sanierung in Wien fit werden müssen, 

noch fitter werden müssen. Ich darf aber auch sagen, wir 

waren nicht untätig. In den letzten 15 Jahren haben wir 

den Endenergieverbrauch im Gebäudesektor in Wien um 

minus 17 Prozent gesenkt - um minus 17 Prozent! (GR Dr. 

Kurt Stürzenbecher: Das ist super!) Du kannst dir das im 

Bundesländervergleich anschauen, kein Land hat das ge-

schafft. Die meisten haben minus 1 Prozent, minus 2, plus 

2 Prozent. Wir haben da also schon gezeigt, es ist mög-

lich: minus 17 Prozent. (Beifall bei SPÖ und NEOS.) 

Da es möglich ist, werden wir es in den nächsten 18 

Jahren auch schaffen. Das ist unser Ziel. Wir müssen als 

Politiker bei so großen Programmen, bei so großen Her-

ausforderungen natürlich über die Legislaturgrenzen hin-

ausdenken. Wie denken wir darüber hinaus? - Ich würde 

jetzt einmal drei große Vorhaben nennen: einerseits die 

große Wärmepumpe in Simmering. Da machen wir einen 

Wandel weg von einer Fließbandwirtschaft, die das letzte 

Jahrhundert beschrieben hat, hin zu einer Kreislaufwirt-

schaft. Simmering, unsere Kläranlage, war bisher eine 

Kläranlage, wo wir unseren Schmutz verarbeitet und das 

Wasser geklärt haben, jetzt haben wir dort sozusagen 

eine Energieanlage. Simmering produziert selbst Energie. 

Wir erzeugen Wärme in Simmering, wir bauen dort die 

größte Wärmepumpe Europas mit 112.000 Haushalten - 

das ist Linz, das muss man sich vorstellen!  

Das Zweite ist die Geothermie, auch ein Riesenvorha-

ben. Wir beginnen nächstes Jahr, das Geothermiewerk in 

Aspern zu bauen, dort haben wir eine Fernwärmeleitung. 

Auch dort werden wir mit zirka 125.000 Haushalten in der 

Endausbaustufe hineingehen. Und um ein letztes schö-

nes Bild zu zeigen: Was wird das bedeuten? - Wir werden 

wie mit einem Christbaum in jedes Haus gehen, eine zent-

rale Leitung, ein zentrales Heizungssystem hineinbauen 

und dann in den Wohnungen verteilen. Weg von der de-

zentralen Gastherme hin zu einer zentralen Heizung, so-

dass die Zimmer, Wohnungen und Kinderzimmer in Wien 

2040 auch warm sind. - Danke sehr. (Beifall bei SPÖ und 

NEOS.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Kieslich, und ich erteile es ihm. 

Bitte, Herr Gemeinderat. 

GR Wolfgang Kieslich (Klubungebundener Manda-

tar): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr 

Stadtrat! Werte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zu-

schauer via Livestream!  

Ich möchte kurz auf Klubobmann Taucher eingehen: 

Ich habe sein Angebot an alle Fraktionen wohlwollend zur 

Kenntnis genommen, dass alle Fraktionen hier im Rat-

haus sich für künftige Koalitionen mit der SPÖ bereithal-

ten sollen. Bis jetzt sind wir davon ausgegangen, dass wir 

davon ausgeschlossen sind. Der Wiener Bürgermeister 

hat ja auch dezidiert ausgeschlossen, mit uns Freiheitli-

chen zu koalieren. Ich kann nur sagen, erklären Sie Ihren 

Sinneswandel, dass es anscheinend doch mit uns geht, 

vielleicht einmal Ihrer Basis, wir Freiheitlichen stehen je-

denfalls bereit, Wien einen Schritt weiterzubringen. (Bei-

fall und Bravo-Ruf bei der FPÖ.)  

Kommen wir jetzt aber zur Aktuellen Stunde, zum heu-

tigen Thema: Wahrscheinlich wenig überraschend sehen 

wir das nicht so positiv wie die Rathauskoalition. Viele Ex-

perten aus der Branche sehen das de facto auch nicht so 

positiv. Reden wir einmal über Zahlen: Es geht um 

580.000 Gasthermen, die in den nächsten 18 Jahren ge-

tauscht werden müssen. Das soll nicht durch Zwang pas-

sieren, dass soll durch Anreize passieren. Wenn man 

schon den Begriff Anreize hört, weiß man, dass das nicht 

alles von der Stadt gezahlt werden wird, das wird am Ende 

des Tages bei den Mietern picken bleiben, zumindest pro-

zentuell, denn genaue Zahlen oder Pläne gibt es dazu ja 

noch nicht. Dementsprechend ist die Frage: Wer zahlt 

das?  

Das Problem haben wir bei Neubauten - ja, man kann 

alles gleich mitplanen, alles wird gleich mitgemacht. Bei 

den alten Zinskasernen aber, wie man so schön sagt, wird 

das ein Problem werden. Dort gibt es Platzmangel, dort 

kann man dann relativ schwer Wärmepumpen oder Solar-

anlagen einbauen, Pelletskeller stelle ich mir dort auch 

schwer vor. In den alten Mietkasernen wohnen ja eher die 

sozial Schwachen, also stelle ich mir schon vor, dass das 

ein Problem werden wird, das in den nächsten 18 Jahren 

umzusetzen, ohne die Bevölkerung weiter zu belasten.  

Was mir aufgefallen ist: Es ist halt wieder einmal eine 

Ankündigung, und die Pläne werden dann für die nächs-

ten Monate, Jahre versprochen oder zugesagt. Wie wird 

der Ausbauplan der Fernwärme genau ausschauen? Er 

wurde jetzt angekündigt, woher nimmt man dann das Per-

sonal dafür? Woher nimmt man die Installateure, die das 

können? - Die Wirtschaftskammer hat da große Beden-

ken, dass das in dieser Zeit funktioniert.  

Ich möchte auch noch kurz auf Herrn Gara eingehen, 

jetzt ist er ja da. Er hat erwähnt: Wir müssen raus aus dem 

russischen Gas! - Das ist jetzt das Mainstreamthema, al-

les raus aus dem bösen russischen Gas. Dazu muss man 

auch sagen, dass es den Wohlstand der Republik Öster-

reich und auch der Stadt Wien durchaus mitbedungen hat, 

die haben immer brav geliefert. Jetzt fährt eine grüne Um-

weltministerin nach Katar, bringt das menschenfreundli-

che Gas mit einem Tanker für den nächsten Winter wieder 

zurück. Da ist das Gas dann wieder in Ordnung. Dafür sol-

len wir halt auf Solar umstellen, auf Windenergie umstel-

len. Wenn man durch Niederösterreich oder durchs Bur-

genland fährt, sieht man ein Windrad nachdem anderen 
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der Wien Energie - alles schön und gut, nur: Woher kom-

men die Komponenten, wenn wir jetzt schon über Abhän-

gigkeiten reden? - Bis zu 95 Prozent aus China. (GR Dipl.-

Ing. Dr. Stefan Gara: Woher kommen dann die Autos?) 

Also wenn der Russe das Gas abdreht: Okay, das könnte 

ja passieren, darum steigen wir aus dem Gas aus. Wenn 

der Chinese dann aber nicht mehr die Ersatzteile für die 

Windräder liefert, dann stehen diese still. Da haben wir 

aber keine Abhängigkeit. - Das ist rot-pinke Logik, meine 

Damen und Herren, aber ja. (Beifall bei der FPÖ.)  

Jedenfalls haben wir wieder einmal eine große Ankün-

digung. Es ist noch nicht viel dahinter, wir sind gespannt, 

wie das alles umgesetzt wird. Große Ankündigungen hat 

die Stadtregierung aber von der Bundesregierung zur Ge-

nüge gelernt. - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu Wort 

gemeldet ist Frau GRin Dipl.-Ing. Arapović, und ich erteile 

es ihr. Bitte, Frau Gemeinderätin. 

GRin Dipl.-Ing. Selma Arapović (NEOS): Vielen 

Dank, Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Liebe ZuseherInnen!  

Raus aus Gas! Gleich nach dem Verkehr verursacht 

eigentlich der Gebäudesektor die meisten CO2- Ausstöße 

in der Stadt, also 30 Prozent davon, und 90 Prozent aus 

dem Gebäudesektor kommen durch die Gasheizungen. 

Daher ist es ganz klar, wenn wir hier einen Hebel anset-

zen wollen, um die Klima- und Wärmewende zu schaffen, 

müssen wir unsere vielzitierten Gasetagenheizungen, 

Gasthermen angehen und diese 600.000, die es derzeit 

in der Stadt gibt, einfach rausnehmen. Daher: Raus aus 

Gas! (GR Maximilian Krauss, MA: „Einfach rausnehmen“, 

das geht ganz einfach!) - Warum es einfach ist, kommt 

auch noch, Herr Kollege, es ist relativ einfach im Verhält-

nis zu den anderen Themen.  

600.000 Gasthermen gibt es in Wien, davon sind 

100.000 zentral, was eigentlich ein großer Vorteil für diese 

Anlagen ist, weil sie dann auch einfacher auszutauschen 

sind. 500.000 Gasthermen sind aber dezentral und 

300.000 davon - jetzt in Richtung Kollegin Olischar - sind 

tatsächlich in unsanierten Häusern. Da ist natürlich der 

erste Schritt, diese Häuser, diese Mehrfamilienhäuser zu 

sanieren, um den Energiebedarf bei diesen zu reduzieren 

und dann in den Umtausch der Energieträger zu gehen. 

Das Ziel der Fortschrittskoalition ist ganz klar, nämlich 

dass alle Gebäude in der Stadt Wien bis 2040 klimaneut-

ral, emissionsfrei und mit erneuerbarer Energie geheizt 

und bei Bedarf auch gekühlt werden. (Beifall bei NEOS 

und SPÖ.)  

Ist das eine große Aufgabe? - Ja, natürlich ist das eine 

große Aufgabe. Ist es eine Aufgabe, die Wien bewältigen 

kann? - Ja, natürlich. Mein Kollege Stefan Gara hat in sei-

ner Rede auch erzählt, welche großen Infrastrukturpro-

jekte uns schon in der Vergangenheit, auch vor über 150 

Jahren, gelungen sind.  

Nicht nur das gute Wiener Wasser ist eines der Pro-

jekte, das Gleiche ist vor fast 100 Jahren passiert, als wir 

in der Stadt den Umstieg von Holz und Kohle auf Stadtgas 

geschafft haben. Was war der Antrieb? Was war die Mo-

tivation? - Der Antrieb und die Motivation waren die glei-

chen wie heute, früher war die Luftverschmutzung der An-

trieb, heute sind es Treibhausgasemissionen. Früher woll-

ten wir aus der Abhängigkeit von der Imperial Continental 

Gas Association herauskommen und heute sind es an-

dere Abhängigkeiten. Wir haben es jetzt wieder und wie-

der begriffen, dass das sich in Abhängigkeiten zu bege-

ben nicht immer die ideale Lösung ist. Da kann man auch 

Warren Buffett zitieren, wenn er sagt: „What we learn from 

history is that people don‘t learn from history.“ - Leider. 

(Beifall bei NEOS und SPÖ.) 

Letzte Woche hat die Klausur der Wiener Stadtregie-

rung stattgefunden und wieder einmal ist betont worden, 

dass der Klimaschutz zum Arbeitsschwerpunkt dieser un-

serer Fortschrittskoalition gemacht wird. Unsere Ziele für 

die Wärmewende 2040 sind ganz klar: 100 Prozent erneu-

erbare Energie für die Wärme- und Kälteversorgung, in 

speziell dicht bebauten Gebieten kommt die Fernwärme 

zum Einsatz, die bis 2040 auch dekarbonisiert wird, in we-

niger dicht bebauten Gebieten beziehungsweise auch in 

den Stadterweiterungsgebieten kommen Wärmepumpen 

und andere Energiequellen zum Einsatz, je nachdem, wo 

die Potenziale vor Ort liegen, die dafür notwendigen In-

vestitionen kommen unserer Wirtschaft zu Gute, wir wer-

den Fachkräfte ausbilden, die da auch antreiben und 

diese Umstellung ermöglichen, und last but not least wird 

Wien 2040 klimaneutrale Stadt und die erste klimaneut-

rale Stadt der Welt sein. Das sind wirklich schöne Ziele, 

und an diesen arbeiten wir fleißig und mit Freude. (Beifall 

bei NEOS und SPÖ.) 

Natürlich ist es auch wichtig, die Wienerinnen und 

Wiener auf diesen Weg mitzunehmen. Deswegen gibt es 

auch Beratungsstellen, die Tolles leisten - einerseits Aus-

kunft und anderseits auch Kompetenzzentrum. Wir haben 

aber auch, das hat Kollege Taucher schon gesagt, sehr, 

sehr gute Projekte - sehr gute Objekte, sehr gute Ge-

bäude und verschiedenste Gebäude -, die ihren Weg, die-

sen Umstieg auch geschafft haben. Wir suchen aber auch 

100 weitere, die wir auf diesem Weg begleiten, um die 

besten Learnings herauszuziehen, somit den Stein auch 

ins Rollen zu bringen, um das ganz klare Ziel zu erreichen, 

nämlich bis 2040 in Wien raus aus Gas zu kommen. - 

Danke vielmals. (Beifall bei NEOS und SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist GR Dipl.-Ing. Margulies, und ich erteile 

es ihm. Bitte, Herr Gemeinderat. 

GR Dipl.-Ing. Martin Margulies (GRÜNE): Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!  

Ich erlaube mir, zu Beginn den Bogen etwas größer zu 

spannen. Weltweit wird momentan in einer Art und Weise 

nach Öl und Gas gesucht, wie es eigentlich nicht vorstell-

bar war, und es werden Vorkommen gesucht und gefun-

den, wo wir leider davon ausgehen müssen, dass sie auch 

ausgebeutet werden. Das macht es umso wichtiger, das 

„Raus aus Gas“ nachhaltig und längerfristig parteiüber-

greifend, ebenenübergreifend zu fixieren, von der europä-

ischen Ebene über die nationale Ebene bis hin zur kom-

munalen Ebene. Denn wenn wir uns ganz ehrlich sind, ist 

der größte Treiber von „Raus aus Gas“ der Gaspreis. Es 

ist tragisch, es so zu sagen, weil für viele Menschen mit 

dem steigenden Gaspreis die Teuerung verbunden ist und 
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sie es sich nicht leisten können. Es war aber der Gaspreis 

und die Explosion des Gaspreises für die Stromerzeu-

gung und für die Wärme, die ganz massiv auf allen Ebe-

nen den Umstieg auf erneuerbare Energieträger forciert 

hat und die das „Raus aus Öl und Gas“ für alle zur obers-

ten Priorität hat werden lassen. Das müssen wir sichern, 

das müssen wir fixieren, dass es hier kein Zurück gibt, 

auch wenn der Gaspreis wieder sinkt. (Beifall bei GRÜ-

NEN und NEOS sowie von Amtsf. StR Mag. Jürgen 

Czernohorszky.) 

In dem Sinn bin ich ausgesprochen froh - man kann 

immer mehr machen, man kann immer andere Sachen 

machen, darum geht es überhaupt nicht -, ich habe das 

Gefühl, der Weg ist richtig eingeschlagen, auch auf Wie-

ner Ebene. Dazu nur ein Beispiel, um zu zeigen, wie das 

trotzdem zusammenhängt: Natürlich haben wir auch in 

der gemeinsamen Koalition viel versucht, aber wenn ich 

mir überlege, wie schwierig es war, auch nur ein einziges 

BürgerInnenkraftwerk - ich glaube, fünf oder sechs gibt es 

davon mittlerweile - durchzusetzen, eben weil der Gas-

preis so niedrig war, die Stromerzeugung, die Wärmeer-

zeugung extrem billig war, müssen wir jetzt, um nicht wie-

der in diese Abhängigkeit zu geraten, alles nutzen, um in 

diesem Sinne energieeffizient zu arbeiten. Das ist, glaube 

ich, der zweite Punkt, der ganz, ganz, ganz enorm wichtig 

ist, um nicht wieder zurückzufallen. Ich bin überzeugt da-

von - ich weiß nicht, ob das irgendjemand von Ihnen an-

ders sieht -, bei der Überproduktion an Öl und Gas, die wir 

voraussichtlich in drei, vier, fünf Jahren wieder haben wer-

den, so wie jetzt gesucht wird, ist damit zu rechnen, dass 

die Primärenergieträger Öl und Gas wieder günstiger wer-

den.  

Deshalb müssen wir nachhaltig sicherstellen, dass 

auch Energie eingespart wird. Ich glaube - Kollegin Otero 

hat das schon gesagt -, jede nicht verbrauchte Kilowatt-

stunde ist die günstigste von allen. (GRin Dipl.-Ing. Selma 

Arapović: Am nachhaltigsten!) Daher muss es selbstver-

ständlich im Wärmebereich bei allen Gebäuden weiterge-

hen, noch deutlicher als bisher, Wärmedämmung bezie-

hungsweise bei neuen Gebäuden in einer Art und Weise 

zu bauen, auf Basis PV-Standard, wie auch immer, dass 

weniger Primärenergie notwendig ist. Es muss darum ge-

hen, Photovoltaik, Windanlagen, et cetera auszubauen, 

und es muss - und das ist wirklich ein dringliches Ersu-

chen auch an die Stadtregierung - im Bereich der Mobilität 

mindestens so viele effiziente und effektive Schritte geben 

wie im Bereich der Wärmedämmung. Sie haben es richtig 

gesagt, wir haben in der gemeinsamen Zeit der Regierung 

im Bereich Wärmedämmung ordentlich sozusagen auch 

eingespart, an Energie eingespart. Und es wird weiterge-

hen, es wird weitergehen bei Wien Energie, es wird wei-

tergehen bei Wiener Wohnen, es wird weitergehen im Ge-

sundheitsverbund, auch wenn ein Serverraum leider nicht 

das Krankenhaus Nord heizen kann, aber irgendwann 

einmal werden wir mit der Abwärme hoffentlich auch noch 

effizienter werden.  

Wir müssen es aber schaffen, den Individualverkehr 

zu reduzieren, und zwar den motorisierten Individualver-

kehr, nicht, indem wir alles unbedingt schwieriger ma-

chen. Es werden immer Autos fahren müssen, solange 

halbwegs die Strukturen so sind, aber in der Stadt ist es 

eigentlich nicht notwendig. Wenn wir das auf die wirklich 

notwendigsten Wege reduzieren, dann haben wir unend-

lich viel erreicht. Das kann nur mit günstigen Öffis, mit 

pünktlichen Öffis, mit ausgebauten Öffis, mit besseren 

Radwegen, mit besseren Fußwegen gehen. Ich ersuche 

Sie, an dem weiterzuarbeiten und die eigenen Ziele der 

Reduktion des Autoverkehrs ernst zu nehmen. - Ich danke 

für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei GRÜNEN und NEOS.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Dr. Sittler, und ich erteile es 

ihm. Bitte, Herr Gemeinderat. 

GR Dr. Peter Sittler (ÖVP): Sehr geehrte Damen und 

Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Zuschaue-

rinnen und Zuschauer via Livestream!  

„Raus aus Gas“, und Kollege Gara hat ein Bild von ei-

ner Schülerin gemalt, die stolz darauf ist, in einer Schule 

zu sein, wo auch schon moderne Heiztechniken einge-

setzt werden. Ich frage mich dann, warum in Favoriten in 

zwei Kindergärten - da gibt es auch Kinder, die auch da-

heim reden können - die Gaskessel wieder getauscht wer-

den, aber nicht auf Fernwärme, nicht auf alternative Ener-

gieformen, sondern es kommt wieder ein Gaskessel. - 

Das sind so die punktuellen Dinge, die dann im Detail 

noch zu lösen sind. (GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara: So ist 

es!) 

17 Jahre sind noch Zeit bis 2040 - da kann man dann 

wieder darüber diskutieren: Sind es 17, sind es 18? Mes-

sen wir da Anfang 2040, messen wir Ende 2040? - Das 

werden wir dann dort erleben. Eines ist aber klar, Zeit und 

Geld sind auch da wie immer entscheidend. Die Zeit ist 

knapp, 17 Jahre vergehen relativ rasch, und das Geld ist 

immer ein Thema, weil das natürlich auch etwas kostet. 

Meine Vorrednerinnen und Vorredner, insbesondere von 

der Koalition, haben da sehr fasergeschmeichelt, möchte 

man sagen. Wieder einmal wurde auch in dem Programm 

angekündigt, Bgm Ludwig hat hier - Kollegin Arapović hat 

es schon gesagt - 100 Leuchtturmprojekte angekündigt, 

die als Musterbeispiele bis 2025 herausgesucht werden.  

Wenn man sich das anschaut, dann sind diese Leucht-

turmprojekte etwas, wonach man suchen kann, und wenn 

man weitere hat, dann kann man weitersuchen, tatsäch-

lich muss es dann aber auch wirklich umgesetzt werden. 

Wenn ich nämlich als Gegenbeispiel dazu die Situation 

bei den Gemeindebauten nehme, dann zeigt sich Folgen-

des: Es wurde hier einmal von 2.500 geredet, dann waren 

es 4.000, dann waren es 4.500, und Ende des Jahres hat 

StRin Gaál gesagt, 5.500 neue Gemeindewohnungen sol-

len bis 2025 gebaut werden. Da ist nicht mehr viel Zeit. 

Bisher sind es 850, die tatsächlich gebaut worden sind. 

Also ich schaue mir dann an, ob die wieder nur auf den 

Weg gebracht werden, ob die gebaut worden sind und 

Ähnliches mehr.  

Im Ankündigen, meine Damen und Herren, ist die SPÖ 

und ist die Stadtregierung aus SPÖ und NEOS gut. 

Schauen wir einmal - ich weiß, es ist eine lange Zeit -, was 

dann tatsächlich passiert, denn ich sage einmal, es wird 

schwierig, dass sich diese Ankündigungen - die sehr löb-

lich klingen und deren Umsetzung auch notwendig ist - 

auch wirklich ausgehen.  
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In Wien gibt es 1.800 Gemeindebauten, und - das 

Thema der Sanierungen ist ja auch schon angesprochen 

worden - es ist ganz entscheidend für die Umstellung im 

Hinblick auf das Erreichen der Dekarbonisierung, dass wir 

rauskommen aus Gas, hin zu alternativen Heizsystemen, 

dass natürlich auch eine Dämmung erfolgt und eine bes-

sere Energiebilanz auch in den Gebäuden erreicht wird. 

Und auch da sei wieder das Beispiel der Gemeindebauten 

genannt: Laut einer Anfragebeantwortung wurden von 

2012 bis 2022 an diesen 1.800 Gemeindebauten 180 Sa-

nierungen durchgeführt. In den folgenden Jahren, also 

von 2023 bis 2032, sollen es insgesamt noch 375 Sanie-

rungen sein. Also in Summe sind es knappe 400, die sich 

da bis 2032 ausgehen. Wenn man diese Sanierungsrate 

weiter hochrechnet, dann komme ich auf knappe 900. Da 

fehlen doch noch ein paar, bis dann die Gemeindebauten 

auch wirklich saniert sind und dies auch erfüllt ist.  

Man muss sich ja auch anschauen: Bis 2032 ist Bau-

beginn, soll das einmal geplant sein, aber es dauert ja 

auch einige Zeit, bis so eine Sanierung stattfindet: Nach 

einer Startphase von sechs Monaten folgen zwei Jahre für 

die Projektvorbereitung, die Ausführungsvorbereitung 

dauert noch einmal dreieinhalb Jahre, und die Ausfüh-

rungsphase, also die tatsächliche Bauphase, zwei bis drei 

Jahre. Und irgendwann wird das dann auch noch kontrol-

liert. Also in Summe sind es beim Gemeindebau acht bis 

neun Jahre, in denen so etwas gebaut wird.  

Jetzt weiß ich schon, dass die Gemeindebauten Neu 

nicht kommen, aber es muss ja auch der Bestand saniert 

werden, wie wir schon gehört haben, um dort die Dekar-

bonisierung einzuleiten, weil genau dort das ein Thema 

ist. Ja, es gibt dort genug Gasthermen, genauso wie in 

Wien, die umgestellt werden müssen: 600.000 Gasgeräte 

- es ist heute auch schon erwähnt worden - und 475.000 

dezentrale Gasgeräte. Und diese Umstellung muss er-

reicht werden. Da ist der Gemeindebau durchaus schon 

da, aber das kostet natürlich auch etwas. Und genau bei 

diesen Kosten muss man darauf schauen: Es sind in 

Summe 29 Milliarden EUR, die in dem Papier drinnenste-

hen, die energetische Sanierung kostet 14 Milliarden. Und 

selbst wenn ich die erwähnten Ein-Drittel-Förderungen, 

die ich in irgendeiner Form einrechnen kann, da dazu-

zähle und diese Förderung, die jetzt in Wien dafür stattfin-

det, von 30 auf 60 Millionen EUR erhöht wurde, braucht 

es immer noch 233 beziehungsweise, wenn ich das Drittel 

einrechne, 155 Jahre, bis dann tatsächlich diese thermi-

schen Sanierungen in Wien umgesetzt werden. Das wird 

sich zeitlich nicht ausgehen, und da werden die Anstren-

gungen der Stadt Wien noch wesentlich höher sein müs-

sen. - Vielen herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zum 

Wort gemeldet ist Herr GR Mag. Auer-Stüger. Ich erteile 

es ihm. Bitte, Herr Gemeinderat. 

GR Mag. Stephan Auer-Stüger (SPÖ): Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! 

Vielen Dank an die NEOS für das heute gewählte 

Thema! Es könnte nicht aktueller und wichtiger sein. Es 

wurde schon von vielen darauf hingewiesen, wie groß die 

Aufgabe ist, die sich die Stadtregierung da vorgenommen 

hat. Das wird noch viel Arbeit sein, aber jede lange Reise 

beginnt mit dem ersten Schritt. Und es ist ja nicht der erste 

Schritt. Wenn man sich das Konzept, das Kapitel „Wo ste-

hen wir?“ anschaut, dann muss man auch einmal festhal-

ten, dass Wien im Bundesländervergleich mit Abstand 

den geringsten Endenergieverbrauch bei Heizen und 

Wasser pro Kopf aufweist und - wie man im Bundeslän-

dervergleich sieht - seit 2005 diesen Verbrauch um 17 

Prozent gesenkt hat. Das ist der größte Abstand im Ver-

gleich zu den anderen Bundesländern. Das haben wir in 

Wien geschafft (Beifall bei SPÖ und NEOS.), und das wa-

ren die Maßnahmen dieses Hauses - beschlossen von der 

SPÖ und den GRÜNEN und teilweise auch von den Op-

positionsparteien mitgetragen. Darauf müssen wir auf-

bauen, und ich ersuche alle - ob ich jetzt auch das Wort 

Koalition verwenden würde, weiß ich nicht, aber ich ersu-

che alle -, sich an dieser Aufgabe zu beteiligen - mit Ideen, 

auch mit Kritik an dem, was wir tun -, aber bitte nicht zu 

verunsichern, so wie es die FPÖ heute in zwei Redebei-

trägen gemacht hat. Das ist nicht die Aufgabe, für die wir 

hier sind. Kollege Guggenbichler, ich schätze unsere Dis-

kussionen im Umwelt- und Klimaausschuss, aber von 5 

Minuten Redezeit zum Thema „Raus aus Gas“ dann 4 Mi-

nuten 59 Sekunden über die Untersuchungskommission 

zu reden, das hilft keinem Mieter und keiner Mieterin in 

dieser Stadt, und so kommen wir nicht weiter. - Wir haben 

mit unserem Wärmeplan einen anderen Weg vorgeschla-

gen. (Beifall bei SPÖ und NEOS.) 

Es ist heute schon öfters die Frage angesprochen wor-

den: Wie schaffen wir denn das und auch die angekündig-

ten 100 Leuchtturmprojekte? Das Spannende bei diesen 

Projekten ist, dass es nicht nur Projekte sind, die wir ma-

chen werden, sondern in dieser Sammlung finden sich 

mehrere Projekte, die in den letzten Jahren bereits gezeigt 

haben, was möglich ist. Gemeinnützige Bauträger haben 

zum Beispiel in Favoriten im ersten Schritt von dezentra-

len Gasetagenheizungen auf eine zentrale Gasheizung 

getauscht, und im zweiten Schritt wurde diese Gashei-

zung durch eine Luftwärmepumpe ersetzt. Das ist jetzt er-

ledigt. Dabei handelte es sich um einen Bau aus den 

1960er Jahren. Dieser Bau wird in Zukunft auch an ein 

Energienetz angeschlossen. Bezahlt hat das übrigens der 

Eigentümer, der Bauträger. Dasselbe ist durch einen ge-

meinnützigen Bauträger in Ottakring passiert. Da wurde 

die Gasheizung gegen eine Luftwärmepumpe ausge-

tauscht.  

Und - dazu kann ich aus meinem Wahlkreis etwas sa-

gen, denn das ist auch dort eine Diskussion - wie gehen 

wir mit Gründerzeithäusern, mit Häusern aus der Jahrhun-

dertwende um? Auch dafür gibt es Beispiele, wie etwa aus 

dem 6. Bezirk ein Gebäude in Privateigentum: Dort wird 

zentrale Erdwärme genutzt, 16 Erdwärmesonden wurden 

eingesetzt, und der Strom dafür kommt über eine Photo-

voltaikanlage.  

Alle diese Beispiele sind Projekte, deren Umsetzung 

stattgefunden hat. Und es zeigt sich daran auch, dass wir 

bei diesem großen Plan alle Akteurinnen und Akteure 

brauchen: Wir brauchen die Stadt, die auch jetzt beim 

Ausbau der Fernwärme in Vorlage treten wird - dazu sage 
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ich dann noch kurz etwas -, wir brauchen die Gebäudeei-

gentümerinnen und -eigentümer, wir brauchen die ge-

meinnützigen Bauträger, wir brauchen die Wirtschaft, die 

Kleinunternehmen. Das ist aber nicht nur ein Brauchen, 

sondern das ist sowohl wirtschaftlich als auch ökologisch 

und sozial eine extrem große Chance, weil diese Stadt 

dadurch jeden Tag lebenswerter wird.  

Das Stichwort Fernwärme möchte ich noch kurz für 

eine Anmerkung nutzen, weil diese Diskussion nämlich in 

ganz Europa, wenn man auf Wien schaut, ganz anders 

geführt wird. Viele Großstädte in Europa - und ich rede da 

von Metropolen, also Städten mit EinwohnerInnenzahlen 

jenseits der zwei, drei Millionen - blicken mit großem Neid 

auf Wien und auf unser großes, ausgebautes Fernwärme-

netz. Und das wird weiter ausgebaut, denn wir brauchen 

es vor allem im dichtbesiedelten Gebiet, da macht es wirk-

lich Sinn. Wir werden die Fernwärme nicht überall hinle-

gen, das macht wirtschaftlich keinen Sinn, das macht öko-

logisch keinen Sinn (StR Dominik Nepp, MA: Der Bauträ-

ger zahlt den Ausbau, nicht die Stadt Wien!), da werden 

wir mit Alternativen arbeiten, aber die Fernwärme ist ein 

ganz zentrales Stück bei unserer Wärmeversorgung. Und 

ich ersuche alle, nicht die Wien Energie schlechtzureden, 

sondern gemeinsam mit uns die Wärmewende umzuset-

zen. - Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei 

SPÖ und NEOS.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Aktuelle Stunde 

ist somit beendet.  

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, 

gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung be-

kannt, dass von Gemeinderatsmitgliedern des ÖVP-Klubs 

der Bundeshauptstadt Wien 24, des Grünen Klubs im Rat-

haus 4 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 6 schrift-

liche Anfragen eingelangt sind.  

Von den Gemeinderätinnen und Gemeinderäten Zier-

fuß, Hungerländer, Janoch, Klika, Olischar und Sittler 

wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betref-

fend „Aufklärung über den Fördermittelmissbrauch im Kin-

dergartenverein Minibambini sowie die fehlende bezie-

hungsweise ineffektive Kontrolle durch die städtischen 

Behörden“ gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Be-

handlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen An-

zahl von Gemeinderatsmitgliedern unterzeichnet.  

Gemäß § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung wird die 

Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öf-

fentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht 

beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesord-

nungsgemäßen Behandlung der Dringlichen Anfrage un-

terbrochen. 

Gemäß § 73e Abs. 1 der Wiener Stadtverfassung wur-

den folgende Ersuchen an den Stadtrechnungshof gerich-

tet:  

Von den Gemeinderätinnen und Gemeinderäten El-

lensohn, Kickert, Margulies, Kunrath, Öztas, Prack betref-

fend die Gebarung der Wiener Volkshochschulen GmbH 

insbesondere im Hinblick auf in der Vergangenheit ver-

suchte Restrukturierungen und den Personaleinsatz be-

ziehungsweise Personalabbau bei den Volkshochschu-

len. 

Von den Gemeinderätinnen und Gemeinderäten 

Wölbitsch-Milan, Eppinger, Arnoldner, Gorlitzer, Gstött-

ner, Hungerländer, Janoch, Juraczka, Olischar, Sachsleh-

ner, Sittler, Taborsky und Zierfuß betreffend Neues Pra-

termuseum. 

Von den Gemeinderätinnen und Gemeinderäten Koro-

sec, Gorlitzer, Arnoldner, Greco, Grießler, Gstöttner, 

Holawatsch, Janoch, Klika, Kriz-Zwittkovits, Sittler, Mantl 

und Zierfuß betreffend Sanierungs- und Modernisierungs-

vorhaben im Wiener Gesundheitsverbund. 

Von den Gemeinderätinnen und Gemeinderäten O-

lischar, Greco, Grießler, Holawatsch, Hungerländer, Keri, 

Juraczka, Klika, Kriz-Zwittkovits, Korosec, Mantl, Sachs-

lehner und Taborsky betreffend Infrastrukturinstandhal-

tung, Fahrplanausdünnung und Personalmangel bei den 

Wiener Linien. 

Vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien betref-

fend Außenfinanzierung der Wien Energie GmbH.  

Und vom Klub der Wiener Freiheitlichen betreffend die 

Ordnungs- und Zweckmäßigkeit des Wiener Gesund-

heitsverbundes auf Grund gravierender Missstände im 

Management des Gesundheits- und Pflegebereichs. 

Diese Prüfansuchen wurden an den Stadtrechnungs-

hof weitergeleitet. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2, 

3, 5, 15, 19, 20, 23, 26, 31, 32, 33, 35 und 40 gelten ge-

mäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gege-

ben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des 

Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhand-

lung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener 

Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, 

dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung 

erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates 

gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender 

Beratung die Postnummer 22 zum Schwerpunkt-Verhand-

lungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umrei-

hung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummern 

22, 17, 18, 21, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 16, 24, 25, 27, 

28, 29, 30, 34, 1, 4 und 6. Die Postnummern werden daher 

in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 22 der Tages-

ordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Förderung an 

Die Wiener Volkshochschulen GmbH. 

Bevor ich der Frau Berichterstatterin das Wort erteile, 

darf ich bekannt geben, dass sich die Gemeinderäte 

Deutsch und Schmid als befangen erklärt haben.  

Ich bitte nun die Berichterstatterin, Frau GRin Marina 

Hanke, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Marina Hanke, BA: Ich ersu-

che um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Danke schön. Ich 

eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ma-

ximilian Krauss. Ich erteile es ihm. Bitte, Herr Gemeinde-

rat. 

GR Maximilian Krauss, MA (FPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist gut, dass wir heute noch einmal über das Thema 

der Volkshochschulen sprechen. Allerdings haben wir 
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Freiheitliche bereits vor über zwei Jahren in einem Stadt-

rechnungshof-Prüfersuchen ans Licht gebracht, dass dort 

massive Misswirtschaft herrscht und dass in den unter-

schiedlichsten Bereichen Fehlentwicklungen vorhanden 

sind. Das Traurige ist, dass seither, in diesen zwei Jahren, 

nichts an Verbesserungen an die Öffentlichkeit gedrungen 

ist und, ganz im Gegenteil, auch in Bezug auf das Ver-

sprechen der NEOS - die ja in der vergangenen Periode 

die Wiener Volkshochschulen durchaus oft auch kritisch 

gesehen haben -, hier Verbesserungen herbeizuführen, 

andere Kontrollinstanzen zu implementieren und über-

haupt die Art, wie die Volkshochschule aufgebaut ist - 

nämlich mit einer 75-prozentigen SPÖ-Beteiligung -, zu 

hinterfragen und zu ändern, wieder nichts passiert ist. Das 

ist nicht nur ärgerlich, sondern das ist in Wahrheit ein de-

mokratiepolitischer Skandal. (Beifall bei der FPÖ.) 

Diese massive Kritik, von der Sie ja alle auch wissen, 

dass sie zutreffend ist, kommt ja nicht nur von uns Frei-

heitlichen, die kommt nicht nur von anderen Oppositions-

parteien, die kam nicht nur von den NEOS in der vergan-

genen Periode, die kommt nicht nur vom Stadtrechnungs-

hof, sondern die kommt auch von einem prominenten, der 

SPÖ nahestehenden Medienmanager. Herr Karl Pachner, 

der ja lange der Chef des ORF-Online-Dienstes war und 

der durchaus immer als SPÖ-nahe gegolten hat, hat vor 

einigen Tagen ein sehr interessantes Posting auf Face-

book zur Situation der Wiener Volkshochschulen ge-

macht, und da schreibt er über Herrn Deutsch, der sich 

heute ja auch als befangen erklärt hat - das muss er ja -: 

„Der Deutsch hat als Vorsitzender des Volkshochschulen-

verbandes“ - also Aufsichtsratschef - „die Volkshochschu-

len fast in die Insolvenz getrieben. Sie mussten vor Weih-

nachten 10 Prozent ihrer MitarbeiterInnen kündigen und 

haben nur durch eine Notfallspritze der Stadt Wien über-

haupt überlebt.“ - Zitat weiter: „Seit nachweislich sieben 

Jahren sind die Volkshochschulen ein Problembetrieb mit 

negativen Bilanzen, haben immer nur von Rücklagen ge-

lebt. Da hat sich niemand aufgeregt, die Daten dazu habe 

ich allerdings alle im Internet gefunden. Der Herr Schwei-

ger“ - auch einer, der offenbar zu dieser Liesinger Partie 

von Herrn Deutsch gehört - „hat als Volkshochschulen-

Geschäftsführer die Zentrale mit SPÖ-Günstlingen aufge-

bläht und engagierte VHS-Direktoren sekkiert und in ei-

nem Fall sogar gemobbt.“ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein scho-

ckierendes Sittenbild! 

Aber Herr Pachner schreibt auch weiter: „Jetzt redet 

er“ - also Deutsch - „dieses Desaster, das schon aus ver-

gangenen Bilanzen wie 2019 erkennbar gewesen ist“ - 

und das auch aus unserem Stadtrechnungshof-Prüfersu-

chen erkennbar war - „nur auf Corona aus. Ja, das Corona 

hat geschadet, aber nein, der Betrieb der Wiener Volks-

hochschulen war“ - Zitat Pachner - „bereits davor im Gully. 

Solche Schäden am roten Wien sind nicht leicht beheb-

bar.“, sagt er offenbar als Roter, der das Ganze schade 

findet, weil Sie ja der SPÖ und dem roten Wien Schaden 

zufügen. - „Solche Schäden sind nicht leicht behebbar. 

Und der Ludwig, der schaut nur zu. Er ist halt kein Häupl. 

Und dieser Ludwig soll die bestimmende Person in der 

SPÖ sein, der zwischen Pam und Dosko entscheidet? - 

Grotesk! Da wünsche ich mir sogar einen Kern zurück. 

Der Zusammenbruch der SPÖ hat leider sehr viel mit 

Wien zu tun.“ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieses Zitat 

ist natürlich gespickt mit Selbstkritik, es ist gespickt mit re-

alistischen Einschätzungen, aber das, was wirklich tra-

gisch ist, ist, dass es nicht nur um Ihren eigenen Zustand 

in der SPÖ-Wien geht, nein, es geht hier um Millionen, die 

jedes Jahr in Ihre falsch geleiteten Volkshochschulen ge-

pumpt werden, wo Steuergeld versickert, wo Misswirt-

schaft herrscht und wo all das endlich abgestellt werden 

muss, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall 

bei der FPÖ.) 

Diesem Zitat von Herrn Pachner wäre ja eigentlich 

nichts mehr hinzuzufügen, und eigentlich müssten Sie ja 

auch selbst erkennen, dass die Personen, die von Ihnen 

ausgewählt wurden, um diese Volkshochschulen zu füh-

ren, offensichtlich - wie sowohl wirtschaftlich durch den 

Stadtrechnungshof attestiert, als auch sogar durch Ihre ei-

genen Funktionäre festgehalten wurde - nicht dazu geeig-

net, nicht dazu in der Lage sind und hier endlich ein Um-

denken stattfinden müsste. Aber zu diesem Umdenken 

kommt es nicht, nein, ganz im Gegenteil. Man wäre wahr-

scheinlich auch nicht in Wien, wenn man hier nicht noch 

einmal ein Schäufchen draufsetzen würde und jetzt wie-

der 5 Millionen EUR an Steuergeldern mir nichts, dir nichts 

locker gemacht werden müssen, um diese selbstverschul-

dete Pleite und diesen drohenden Konkurs der Wiener 

Volkshochschulen abzuwenden. 5 Millionen EUR zusätz-

liche Steuergelder für einen Verein, der nur zu 25 Prozent 

überhaupt im Besitz der Stadt Wien ist und zu 75 Prozent 

in Wahrheit der SPÖ zuzuordnen ist, die unter dem Deck-

mantel des Verbands der Wiener Volksbildung agiert, in 

dem nur SPÖ-Funktionäre drinnensitzen - diese Konstruk-

tion ist nicht nur hinterfragenswert, diese Konstruktion ge-

hört besser heute als morgen abgestellt. (Beifall bei der 

FPÖ.) 

Durch den von uns erwähnten Bericht des Wiener 

Stadtrechnungshofs wurde auch aufgedeckt, dass es 

nicht nur immer wieder einzelne Millionenspritzen braucht, 

so wie es jetzt der Fall ist, sondern dass in dem Untersu-

chungszeitraum des Stadtrechnungshofes sage und 

schreibe 282 Millionen EUR an Steuergeldern von der 

Stadt Wien für diesen SPÖ-Verein der Wiener Volkshoch-

schulen locker gemacht wurden. Dieser Prüfungszeitraum 

hat natürlich auch die Zeit betroffen, in der noch Bgm Lud-

wig Vorsitzender des Aufsichtsrats der Wiener Volkshoch-

schulen war, und damit ist auch der Bürgermeister höchst-

persönlich verantwortlich für diese Misswirtschaft, für 

diese fehlgeleiteten finanziellen Mittel und für all die Prob-

leme, die in den Wiener Volkshochschulen herrschen, und 

damit kann sich der Bürgermeister hier auch nicht aus der 

Verantwortung stehlen. Die Kritik, die von Herrn Pachner 

geäußert wurde, geht nicht nur an Herrn Deutsch, die geht 

nicht nur an das jetzige Management, sondern die ist auch 

an den Bürgermeister selbst zu adressieren. (Beifall bei 

der FPÖ.)  

Es ist auch nicht wirtschaftlich und nicht logisch erklär-

bar, warum die Wiener Volkshochschulen entgegen allen 
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Maßnahmenempfehlungen bis heute in jedem Wiener Be-

zirk quasi eine SPÖ-Außenstelle führen. Es ist auch nicht 

erklärbar, warum diese notwendige Neuaufstellung der 

Wiener Volkshochschulen, eine notwendige Entpolitisie-

rung der Wiener Volkshochschulen nicht endlich erfolgt. 

Noch unerklärbarer ist nur, wie sehr die NEOS wieder ein-

mal eine Rolle rückwärts gemacht haben und diesen Mil-

lionen, die da jedes Jahr dotiert werden, jetzt wieder die 

Mauer machen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die NEOS 

haben in der Periode 2015 bis 2020 mehr als kritische 

Wortmeldungen dazu verfasst, wie hier mit Steuergeldern 

umgegangen wird, mehr als kritische Wortmeldungen 

dazu verfasst, wie überhaupt diese ganze Konstruktion 

aufgebaut wurde. Dass sie sich als angebliche Transpa-

renzpartei wieder einmal dafür hergeben - eh schon in ei-

ner Reihe von anderen Selbstaufgaben -, wieder 5 Millio-

nen EUR in ein System zu pulvern, das nicht funktioniert, 

das nicht wirtschaftlich ist und von dem die Wienerinnen 

und Wiener am Ende auch nicht in dem Ausmaß profitie-

ren, wie es bei einem solchen Geldbetrag notwendig 

wäre, das ist peinlich und politisch verwerflich. (Beifall bei 

der FPÖ.)  

Dass die großen Würfe, die der Stadtrechnungshof 

und die anderen politischen Parteien verlangt haben, nicht 

umgesetzt wurden, war leider erwartbar, aber dass nicht 

einmal kleine Dinge - wie halbjährliche Evaluierungsbe-

richte der tatsächlichen Gegebenheiten - umgesetzt wur-

den, das ist wirklich überraschend, denn dies wäre mög-

lich gewesen, und es wäre vielleicht dann auch mit der 

Umsetzung von kleinen Empfehlungen möglich gewesen, 

zumindest diese 5 Millionen EUR, um die es heute geht, 

nicht notwendig zu machen.  

Doch damit ist das Ende der Kritik noch lange nicht 

erreicht, denn an der mangelnden Erhaltung der Bausub-

stanz gab es vom Stadtrechnungshof Kritik, es gab Kritik 

daran, dass Dokumentationspflichten nicht richtig erfüllt 

wurden, es gab Kritik am Bildungsplan, es gab Kritik an 

den verschiedenen Standorten, am Kursangebot. Kurz 

gesagt, es gab kaum einen Tätigkeitsbereich - ob es der 

finanzielle Bereich war, ob es der Bildungsbereich war, ob 

es der Bereich der Bausubstanz war, ob es der Bereich 

des Förderangebots, der Kursangebote war -, der nicht 

kritisiert wurde. Dass man diese Kritikpunkte nicht ernst 

genommen hat, dass man die handelnden Personen 

gleich gelassen hat, dass man nicht umgestellt hat, das ist 

der beste Beweis dafür, dass es hier zu einem Umdenken 

kommen müsste und dass eher heute als morgen gehan-

delt werden müsste, meine sehr geehrten Damen und 

Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir verlangen eine sofortige Neuorganisation und eine 

Entparteipolitisierung der Wiener Volkshochschulen. Der 

jetzige Vorstand des mehrheitlichen Eigentümervereins 

besteht ausschließlich aus der SPÖ nahestehenden Per-

sonen. Es haben sich ja auch heute wieder mehrere Ge-

meinderäte für befangen erklären müssen, was der beste 

Beweis dafür ist. Was da betrieben wird, ist im besten Fall 

Günstlingswirtschaft, in Wahrheit ist es sehr nahe am 

Rand der Korruption. Wir werden Anträge einbringen, die 

hier ein Umdenken einfordern, die Maßnahmen einfor-

dern, und ich fordere im Speziellen den Herrn Vizebürger-

meister, Herrn Wiederkehr, auf, hier einmal im Sinne der 

Steuerzahlerinnen und Steuerzahler tätig zu werden, für 

Transparenz zu sorgen, für Entparteipolitisierung zu sor-

gen und in Wahrheit nur die Dinge umzusetzen, die er 

selbst jahrelang gefordert hat. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zum 

Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Emmerling. Ich erteile 

es ihr. Bitte, Frau Gemeinderätin.  

GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc (NEOS): Frau 

Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-

ehrte Zuseherinnen und Zuseher!  

Ja, wir haben heute den schon allseits diskutierten und 

hier oft diskutierten Förderantrag der VHS auf der Tages-

ordnung, und wenn ich kurz auf die Ausführungen von 

Kollegen Krauss replizieren darf: Dass es hier Probleme 

und Herausforderungen gibt, das ist, glaube ich, schon 

länger bewusst. Es gibt ja auch den Stadtrechnungshof-

bericht dazu. Warum aber ist dieser Förderantrag heute 

auf der Tagesordnung? - Es geht nicht darum, jetzt wieder 

einmal 5 Millionen EUR in das System hineinzuschießen, 

wie Sie es ausgedrückt haben, sondern die 5 Millionen 

sind jetzt ein Rettungsanker, um eben das Ruder herum-

zureißen. 

Dass das vielleicht nicht befriedigend ist oder dass wir 

uns das alle nicht wünschen, ich glaube, das ist sowieso 

klar. Mir wäre auch lieber, dass wir über diesen Förderan-

trag nicht diskutieren müssten und sich die Volkshoch-

schulen aus eigener Kraft in eine Zukunft bewegen, aber 

- und das möchte ich hier schon auch betonen - dass die 

Wiener Volkshochschulen trotz der Kritik, die auch da ist, 

ein Teil unserer Bildungslandschaft sind und im Bereich 

der Volksbildung einen wesentlichen und wichtigen Bei-

trag leisten, der auch uns NEOS ein großes Anliegen ist, 

nämlich im Bereich der Erwachsenenbildung, im Sinne ei-

nes lebenslangen Lernens (GR Stefan Berger: Das findet 

ja nicht einmal statt!) - und diesbezüglich glaube ich fast, 

dass sich alle in diesem Haus einig sind, außer die FPÖ -

, das ist mir trotzdem ein wichtiges Anliegen. (Beifall bei 

den NEOS.)  

Ich hätte - wenn ich für mich spreche, und ich glaube, 

ich spreche da auch für die meisten hier - auch gerne, 

dass diesem Auftrag auch weiter nachgekommen wird, 

dass lebenslanges Lernen in der Stadt ermöglicht wird 

und dass es auch ein breitgefächertes Angebot in den Be-

zirken gibt. Und wenn wir so etwas wollen, dann haben wir 

momentan eine VHS, die diesem Auftrag sehr lange nach-

gekommen ist und nachkommt, und dann haben wir die 

Option, der VHS aus dieser Finanzierungsnotlage zu hel-

fen, aber eben gleichzeitig auch sicherzustellen, dafür zu 

sorgen, dass die VHS so aufgestellt wird, dass sie mit dem 

jährlichen Förderbudget der Stadt auch auskommen wird. 

(GR Mag. Dietbert Kowarik: Fangt einmal an damit! - GR 

Stefan Berger: Jetzt haben wir 2023 …) Das ist momen-

tan nicht der Fall, das ist überhaupt keine Frage, aber da-

für brauchen wir eben diese 5 Millionen EUR. Der tatsäch-

liche Finanzierungsbedarf wäre ja ein wesentlich höherer.  

Und was geht damit einher? Das zu sagen, ist wichtig 

in dieser Causa. Es geht nämlich nicht darum, dass man 
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sagt, na, da habt ihr, und tut weiter, sondern was damit 

einhergeht, ist ein Restrukturierungsprozess, der weiter 

intensiviert werden muss, der 2018 nach dem Stadtrech-

nungshofbericht auch schon eingeleitet wurde. Da hat 

man schon Reformbedarf gesehen - natürlich auch schon 

lange vorher -, hat auch dafür plädiert, hier einiges zu tun, 

aber es wurde 2018 auch das Sanierungskonzept 2019 

bis 2022 anerkennend hervorgehoben. 

Jetzt fragen sich viele: Na ja, was ist seither passiert? 

Warum geht es sich immer noch nicht aus? - Es ist von 

dem, was im damaligen Stadtrechnungshofbericht gefor-

dert wurde, auch viel passiert. (GR Mag. Dietbert Kowarik: 

Das sehen wir eh!) Strukturelle Defizite der letzten 15 

Jahre sind über Sparmaßnahmen wieder selbst einge-

bracht worden. Aber man kann sich die Frage stellen: Na 

ja, warum hat das alles nicht gereicht? (GR Mag. Dietbert 

Kowarik: Ja, warum?), und wir haben ja auch schon aus-

führlich darüber diskutiert. Jetzt kann man die Frage stel-

len: Wurde nicht mutig genug gedacht? - Ja, wahrschein-

lich. Da geht auf jeden Fall noch mehr. Aber, und das 

muss man betonen - auch wenn Sie es jetzt vorgelesen 

haben, Herr Krauss, es war nicht alles, ich sage auch, das 

war nicht alles -, mit dem Strukturierungsprozess Neu, mit 

den Jahren 2020 und 2021 und den darauffolgenden hat 

sich trotzdem ein bisschen etwas verschoben, und das 

muss man auch so benennen. Es gab Herausforderun-

gen, die damals noch keiner hat sehen können und auf 

die man auch nicht vorbereitet war. Das ist nicht die ein-

zige Branche, die es da so erwischt hat, aber für eine VHS 

heißt das ein plötzliches Aus für alle Kurse. Du darfst nir-

gends mehr hineingehen, du hast aber Kursleiter und 

Kursleiterinnen, die bezahlt werden müssen, du hast An-

gestellte, du hast Gebäude, Kurskosten, die weiterlaufen, 

und die Notwendigkeit des plötzlichen Schaffens eines 

Online-Angebotes, das, na ja, so wohl oder übel, aber 

wahrscheinlich nicht in dem Maße angenommen wird, wie 

wenn man in eine VHS so hineintritt. Das war natürlich 

noch einmal ein Aufeinandertreffen vieler nicht förderli-

cher Umstände, das muss man auch so sagen.  

Jedenfalls ist klar, und ich habe es gesagt: Die 5 Milli-

onen EUR gehen einher mit einem Restrukturierungspro-

zess, mit einem Prozess, der jetzt eingeleitet wurde, der 

auch mit externer Begleitung erfolgen muss - der Herr Vi-

zebürgermeister hat darauf bestanden und hat diese För-

dervereinbarung auch daran geknüpft, dass es diesen 

Prozess jetzt gibt -, und da wird man ohne Scheuklappen 

darüber nachdenken müssen, wie man die VHS in eine 

Zukunft führen kann, in der sie wieder wirtschaftlich trag-

fähig wird, denn - noch einmal - klar ist auch: Wir wollen 

das Angebot in der Erwachsenenbildung weiter aufrecht-

erhalten.  

Ich habe gesagt: ohne Scheuklappen. Das heißt: Effi-

ziente Kursplanungen, auch nachzudenken über Struktur-

reformen, strategische Ausrichtungen, ausgabenseitige 

Reformen, auch Optimierung im Werbe- und Marketing-

budget - überhaupt keine Frage -, aber auch einnahmen-

seitige Aspekte - höhere Kurseinnahmen, höhere Auslas-

tung. Darüber wird man nachdenken müssen, und im 

Herbst 2023 soll das dann gipfeln in einem neuen Finan-

zierungsübereinkommen, das einen mehrjährigen Konso-

lidierungspfad beinhalten wird. Das alles ist geknüpft an 

diese 5 Millionen EUR, die es jetzt als Rettungspaket gibt. 

Es gibt ein gemeinsames Commitment dazu. Wir reden in 

einem Jahr wahrscheinlich wieder darüber. Ich bin mir si-

cher, dass der Herr Stadtrat uns darüber informieren wird, 

erstens, wie dieser Prozess verläuft - momentan laufen 

die Gespräche -, aber auch, wie das dann zum Finanzie-

rungsübereinkommen wird.  

Wenn Ihnen der Weiterbestand der Volkshochschulen 

und die Erwachsenenbildung in der Stadt ein Anliegen ist, 

dann bitte ich Sie heute für diese 5 Millionen EUR noch 

um Zustimmung. - Vielen Dank. (Beifall bei den NEOS so-

wie von GR Dr. Kurt Stürzenbecher und GR Erich Valen-

tin.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zum 

Wort gemeldet ist Frau GRin Dr. Kickert. Ich erteile es ihr. 

Bitte, Frau Gemeinderätin. 

GRin Dr. Jennifer Kickert (GRÜNE): Sehr geehrte Da-

men und Herren! Sehr geehrte Vorsitzende! Sehr geehrte 

Berichterstatterin! Sehr geehrte ZuseherInnen via Li-

vestream!  

Es geht also um die VHS, und ich möchte zwei Dinge 

vorausschicken. Das erste ist: Ich bin ein Fan der Volks-

bildung. Ich bin überzeugt davon, dass es Bildungs- und 

Teilhabemöglichkeiten für alle Menschen in Wien braucht, 

damit sie ein gutes und selbstbestimmtes Leben führen 

können, ihre Potenziale entwickeln und aktiv an unserer 

Gesellschaft mitwirken können. Ich bin daher weiters auch 

überzeugt davon, dass es diese Institution als Erwachse-

nenbildungsinstitution - mit einem breiten, aber möglichst 

zielgerichteten Angebot - braucht. Und ja, dafür braucht 

es Förderungen der öffentlichen Hand, damit die Kurse 

günstig oder sogar kostenlos sein können, damit diejeni-

gen, die Weiterbildungsmaßnahmen brauchen, die aber 

auch Aktivierung brauchen, weil sie vielleicht keinen so 

einfachen Zugang zu Bildung haben, zu dieser Bildung 

kommen. - Das ist das Erste, was ich vorausschicken 

möchte. 

Das Zweite, was ich vorausschicken möchte, ist: Ich 

bin Mitglied des Fördervereins der VHS Rudolfsheim-

Fünfhaus. Das heißt, in meiner ehrenamtlichen Arbeit 

trete ich ebenso für diese Ziele ein. Ich mache das in Ru-

dolfsheim-Fünfhaus aus zwei Gründen: Einerseits weil 

das meine politische Heimat ist, so etwas wie meine poli-

tische Homebase, aber auch deswegen, weil Rudolfs-

heim-Fünfhaus der ärmste Bezirk Österreichs ist. Seine 

BewohnerInnen verfügen über das geringste Einkommen, 

den geringsten Wohnraum, daher auch die geringste Le-

benserwartung. Und in meiner Überzeugung ist Bildung 

ein Schlüssel dafür, um all diese negativen Aspekte der 

Soziodemographie ein bisschen zu verbessern. Deswe-

gen bin ich Mitglied im Förderverein. Rudolfsheim-Fünf-

haus hat aber auch als einziger Bezirk Wiens ein Durch-

schnittsalter von unter 40 Jahren, das heißt - wieder ein-

mal - eine gute Basis, um zielgerichtete Volksbildung zu 

machen. - Das heißt, aus diesen Gründen arbeite ich eh-

renamtlich und unterstütze mit vielen engagierten Mitstrei-

terInnen die VHS Rudolfsheim-Fünfhaus.  
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Ich bin der VHS aber durchaus länger verbunden, 

nicht nur als Teilnehmerin von Kursen, sondern weil ich 

tatsächlich sehr viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter per-

sönlich kenne und sogar aktive und ehemalige Direktoren 

von Standorten zu meinen Freunden zählen darf. Das 

schicke ich deswegen voraus, damit klar ist, dass wir trotz 

all dem, was ich jetzt vorausschicke, diesen zusätzlichen 

5 Millionen EUR nicht zustimmen werden.  

Wir werden nicht zustimmen, weil wir den früheren und 

auch den jetzigen Ausführungen, die bisher erfolgt sind - 

der, wie soll ich sagen, sehr gut geschriebenen Prosa, auf 

die ich dann noch eingehen werde -, nicht trauen und weil 

wir auch kein Vertrauen mehr in die wesentlichsten Ver-

antwortungsträger dieser Organisation haben. Trotzdem 

werde ich meine Kritik möglichst sachlich anbringen, in 

der Hoffnung, dass es mit dieser Kritik einen vielleicht kon-

struktiveren und ehrlicheren Umgang geben kann als mit 

der Kritik, die bereits seit sieben Jahren an dieser Institu-

tion und an der Art und Weise, wie diese Institution geführt 

wird, geübt wird, dass diese Kritik konstruktiver angenom-

men wird.  

Warum können wir den Ausführungen nicht trauen? - 

Ich nehme jetzt möglichst viele unterschiedliche Beispiele, 

die Ihnen vielleicht sagen können, warum ich glaube, dass 

es mehr braucht als eine Umstrukturierung. Ich glaube tat-

sächlich, dass es eine Kulturänderung, eine Änderung der 

Führungskultur in dieser Institution braucht. (Beifall bei 

GRÜNEN und ÖVP.) Wenn ich es umgangssprachlich sa-

gen müsste, würde ich sagen: Der Fisch fängt beim Kopf 

zu stinken an, und alle anderen müssen dafür zahlen.  

Also, Personalpolitik: In diesem Betrieb werden 

Frauen mit 55 in die Altersteilzeit gedrängt, ob sie diese 

machen wollen oder nicht, ob es für sie ein finanzieller 

Nachteil ist oder nicht, und sie werden mit 60 gekündigt - 

Schluss -, ob sie wollen oder nicht. Diese Vorgangsweise 

ist bekannt. Diese Vorgangsweise habe ich irgendwann 

einmal, als ich davon erfahren habe, auch mit empörten 

Mails an hoher politischer Stelle deponiert und auch beim 

Betriebsrat. Geändert wurde an dieser Vorgangsweise, 

soweit mir bekannt ist, nichts. Daher stelle ich zum Bei-

spiel die Frage: Wie viele Frauen, die älter als 61 sind, gibt 

es als Mitarbeiterinnen der VHS? Und die zweite Frage, 

die ich mir stelle, ist: Werden bei den Männern, den Mitar-

beitern der VHS, dieselben Maßstäbe angelegt? Also: 

Werden die Männer mit 65 in Pension gehen oder gehen 

müssen? Diese Frage stelle ich deswegen, weil ich weiß, 

dass der Personalchef heuer 65 wird, der Geschäftsführer 

nächstes Jahr. Keine Ahnung, aber ich gehe davon aus, 

diese Ungleichbehandlung, die es bisher gibt, wird es 

auch weiterhin geben.  

Darauf hingewiesen, dass es diese Missstände gibt, 

nahm man keine Änderung vor. Deswegen glaube ich 

zum Beispiel, dass eine Whistleblower-Plattform nicht so 

viel bringt, denn: Man zeigt ja bereits Missstände auf, 

doch Änderungen gibt es keine.  

Ein weiteres Spezifikum dieser Organisation ist, dass 

der Bereichsleiter für Rechnungswesen und Finanzen 

nicht Angestellter des Betriebes ist. Das ist ein Außenste-

hender, der Steuerberater einer Firma ist. Eine sehr inte-

ressante Konstruktion! Fragen dazu, wie hoch sein Hono-

rar ist, oder Versuche, das aus den Personalkosten her-

auszufinden: völlig unmöglich. - So viel zur Transparenz. 

Eine weitere - Schnurre kann man das jetzt nicht nen-

nen, aber ein weiterer Punkt aus der Personalführung und 

Personalpolitik stammt aus unserer schriftlichen Anfrage, 

deren Beantwortung ja vor 14 Tagen erfolgt ist. Da haben 

wir gefragt, ob seit 2018 neue Funktionen in der Zentrale 

geschaffen wurden, hauptsächlich deswegen, weil der 

Großteil der Kündigungen ja jetzt durch die MitarbeiterIn-

nen der Standorte getragen werden müssen. Es wurde 

geantwortet: Sechs neue Funktionen wurden geschaffen. 

- Ich möchte dazu darauf hinweisen: Es geht nicht um 

sechs Posten, sondern um sechs Bereiche, also sehr viel 

mehr Personen, zum Beispiel ein Team Veranstaltungs-

technik oder ein Serviceteam oder ein Facility Manage-

ment. Dazugeschrieben wurde: „Es wurden dann neue 

Funktionen eingerichtet, wenn durch Zentralisierung oder 

Bündelung von Aufgaben höhere Effizienz oder Qualität 

erreicht werden konnte.“ 

Diese Prosa von der höheren Effizienz und von der 

höheren oder besseren Qualität stelle ich in Abrede. Das 

sogenannte Serviceteam, im Betrieb „Bautrupp“ genannt, 

ist zwar eine zentrale Einrichtung und darf von den Stand-

orten angefordert werden, kommt aber mit großer Ver-

spätung und braucht drei Mal so lange wie eine privat be-

auftragte Firma - zum Beispiel für das Ausmalen eines 

Kursraums. Die Kosten für die Anschaffungen werden alle 

dem Standort zugewiesen. Ob das eine Qualitätsverbes-

serung ist, frage ich mich ernsthaft.  

Das Facility Management wurde vor Kurzem einge-

richtet. Der neue Leiter des Facility Managements wurde 

meines Wissens letztes Jahr im Sommer, also im Sommer 

2022, neu aufgenommen und ist auch unter dem jetzt ge-

kündigten Personal. Es muss also eine echt tolle Effizienz 

und Notwendigkeit für diese Stelle gegeben haben. Die 

hat es nicht einmal sechs Monate gegeben, und das, was 

er an Qualität gebracht hat, ziehe ich hiermit wirklich ganz 

deutlich in Zweifel. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die-

sem armen Bereichsleiter in sechs Monaten auch nur ir-

gendetwas gelungen ist, und ich bezweifle, dass all diese 

strukturellen Maßnahmen auf einem Konzept beruhen, 

das irgendwann einmal 2018 vorgelegen sein soll. Dass 

es das überhaupt gibt, hat mir noch niemand zeigen kön-

nen. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Nächster Punkt zu Personal: Aus der Anfragebeant-

wortung geht hervor, dass 41 Personen gekündigt worden 

sind. Die Verteilung zwischen den Geschlechtern ist tat-

sächlich ziemlich gleich - 20 Frauen, 21 Männer -, aber 

die Verteilung zwischen Standorten und Zentrale ist mei-

ner Meinung nach relativ ungleich, und vor allem auch die 

Verteilung zwischen, sagen wir, Arbeitern, also Angestell-

ten der niedrigeren Verwendungsgruppen und jenen der 

höheren Verwendungsgruppen ist äußert unausgegli-

chen: Drei Viertel der gekündigten Personen kommen aus 

den unteren Verwendungsgruppen, sind also Reinigungs-

kräfte, Hausarbeiter oder Veranstaltungstechniker und -

technikerinnen, alle anderen 10 Personen, also 25 Pro-

zent, aus anderen Verwendungsgruppen. Also auch da, 

sage ich, sind die Verteilung und die Frage, wie man mit 
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Personalkosten umgeht, wie soll ich sagen, sehr ungleich: 

Die Standorte haben sich sozusagen ihrer Hilfskräfte ent-

ledigen müssen, die Zentrale behält sie.  

Ein zweiter Punkt, der schon angesprochen worden 

ist, ist die Sanierung der Standorte, der Bauten. Dieses 

Haus hat ja im Oktober 2019 ein Sanierungspaket be-

schlossen, ein 75 Millionen EUR Paket, damit die Häuser 

saniert werden. Die Häuser sind sanierungsbedürftig, es 

ist tatsächlich notwendig. Das, was damals aus meiner, 

aus unserer Sicht, aus Sicht der GRÜNEN nicht einzuse-

hen war, ist: Warum muss das jetzt unbedingt und sofort 

passieren? Denn wir haben Zweifel an der Prioritätenset-

zung in der Sanierung gehabt: Bestimmte Häuser werden 

generalsaniert, andere nicht. Warum das so ist, ist bis 

heute unklar.  

Im Nachhinein gibt es hier in dem Papier, das uns als 

Unterlage zur Verfügung gestellt wird, zumindest eine 

Antwort darauf, warum dieser Beschluss innerhalb von 

nicht einmal zwei Monaten gefasst werden musste. Ich zi-

tiere: „Dieser Beschluss musste gefasst werden, weil 

dadurch mehr als 6 Millionen EUR an Rückstellungen frei 

wurden.“ - Das heißt, bereits 2019 war klar: Wenn nicht 

ganz schnell 6 Millionen freigestellt werden, ist eine ver-

antwortungsvolle Budgetierung für das kommende Jahr 

nicht möglich. Das heißt, theoretisch wäre bereits 2020 

die VHS in Konkurs, in Insolvenz gegangen. Das heißt, ich 

habe heute eine Bestätigung für meine damalige Vermu-

tung. 

Der zweite Punkt, warum ich immer noch glaube, dass 

die Grundlagen für dieses 75 Millionen Paket nicht stim-

men, sind eben die in diesem Sanierungsprogramm, bau-

lichen Sanierungsprogramm angegebenen Notwendigkei-

ten. Die VHS Rudolfsheim-Fünfhaus zum Beispiel - ich 

komme jetzt wieder auf diese zu sprechen, weil ich sie so 

gut kenne - ist im Winter kalt, weil die Fassade keine ein-

zige Dämmung aufweist. Das ist ein Bau aus den 80er 

Jahren. Da sind auf die Betonwand Waschbetonplatten 

draufgepappt worden - aus. Die Fenster sind undicht, 

manche fallen heraus, die Heizung ist kaum zu regulieren. 

Und im Sommer - das ist inzwischen tatsächlich das fast 

größere Problem - sind die Kursräume wegen der Hitze 

nicht benutzbar, und die Jalousien funktionieren auch 

nicht. 2019 habe ich schon angeregt, dass dieses Haus 

genauso saniert werden sollte wie die Hütteldorfer Straße 

252 - eine Vorzeigesanierung eines Gemeindebaus. Ich 

habe auch versucht, darauf hinzuweisen, dass das Haus 

in Hietzing, das um 5 Millionen EUR generalsaniert wird, 

ziemlich genau dieselbe Bausubstanz und dieselben 

Bauschwierigkeiten hat wie Rudolfsheim-Fünfhaus. Ge-

schehen ist bisher nichts.  

Ein nächster Punkt, auf den ich hinweisen möchte und 

der aus meiner Sicht zeigt, warum die Unterlage, die hier 

als Grundlage für die Beschlussfassung gilt, leider nicht 

ernst genommen werden kann, nennt sich Digitalisie-

rungsstrategie. Da steht doch glatt: „Weiterer Ausbau be-

gonnener Infrastruktur an den Volkshochschulen.“ - Diese 

Infrastruktur besteht aus drittklassigem Equipment, be-

steht aus schlechten Mikrofonen und schlechten Kame-

ras. Es gibt keine Strategie für die Digitalisierung. Das, 

was als Digitalisierung verstanden wird, ist: Man nimmt die 

Vortragenden auf und streamt sie. - Die Qualität des Bil-

des und die Qualität des Tons sind letztklassig. Schauen 

Sie sich das an! Die Kurse heißen „Heimvorteil“. Es gibt 

keinen eigens erstellten digitalen Content. Es gibt keine 

Überlegungen dazu, welche Kursangebote man eventuell 

so gestalten könnte, dass sie sowohl digital als auch sozu-

sagen „face to face“ oder ergänzend nur digital angeboten 

werden können. Das, was hier steht - „Ausbau des Online-

Angebotes“ -, sind schöne Worte. Alles, was da drinsteht, 

würden wir alle unterschreiben, geht man aber in die VHS, 

findet man davon nichts. Die digitalen Whiteboards kön-

nen nicht genützt werden, weil die WLAN-Anbindungen 

der Standorte so schwach sind. Ich habe in manchen 

Standorten gesehen, dass diese Whiteboards zum Trock-

nen der Wäsche verwendet werden. Das ist die wunder-

bare digitale Infrastruktur der VHS! Es ist zum Weinen, 

meine Damen und Herren. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Jedes „Wald und Wiesen“-College im englischsprachi-

gen Raum lacht uns aus, wenn wir sagen: Das ist die Di-

gitalisierungsstrategie der VHS. - Es ist wirklich zum Wei-

nen. Und ich sage das, weil ich wirklich glaube, dass es 

diese Bildungseinrichtung braucht. Nur geniere ich mich 

inzwischen dafür, wenn ich sehe, mit wie viel Geld da ge-

fuhrwerkt wird und wie wenig davon in Form von notwen-

digen Bildungsangeboten bei jenen Menschen ankommt, 

die diese brauchen. 

Es gibt noch andere Absurditäten, wie Cola-Automa-

ten, die aufgestellt werden müssen, ob es die Standorte 

wollen oder nicht. (GR Maximilian Krauss, MA: Wer 

schneidet da mit?) Auf der anderen Seite reden wir dar-

über, dass es eine gesunde Ernährung braucht. Es ist 

wirklich absurd! (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Deswegen sage ich: Eine reine Strukturänderung wird 

diese Probleme bei Weitem nicht lösen. Das, was es wirk-

lich braucht, ist eine Kulturänderung, eine Änderung der 

Kultur in der Führung, eine Entscheidung darüber, welche 

Standorte man braucht, wenn man wirklich von so etwas 

wie Bildungsnahversorger redet, wie diese Standorte aus-

gestattet werden müssen, was für eigenständige Aktivitä-

ten sie setzen dürfen - im Moment dürfen sie gar nichts - 

und wie man sie darin unterstützt, diejenigen Menschen 

anzusprechen, die aus unserer Sicht diese Bildungsange-

bote brauchen, damit sie in dieser Arbeitswelt zurecht-

kommen, damit sie ihre soziale Sicherheit und ihren sozi-

alen Aufstieg schaffen, damit sie diesen Standort Wien als 

einen Wissensstandort und als einen Wirtschaftsstandort, 

in dem Dienstleistung und, wie soll ich sagen, hochspezi-

alisierte Angebote gebraucht werden, auch wirklich errei-

chen können. All das könnte die VHS mitunterstützen, all 

das könnte eine Volksbildung schaffen - aber nicht, so-

lange es so passiert, wie es zur Zeit passiert. 

Der leider zu früh verstorbene Heinz Vettermann hat 

2007 im Zusammenhang mit der GmbH-Gründung die 

Hoffnung ausgesprochen, dass mit der GmbH-Gründung 

ein sicheres und festes Fundament für die Volksbildung 

geschaffen wird. Leider muss ich 15 Jahre später sagen, 

dass das von ihm Erhoffte noch nicht eingetreten ist und 

wir noch einmal wirklich daran arbeiten müssen, ein siche-

res und festes Fundament für die Volksbildung zu schaf-

fen. 
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Aber - da bin ich ganz klar - ich habe kein Vertrauen in 

die Aufsichtsorgane, so wie sie jetzt besetzt sind, weil kei-

nes dieser Dinge, die ich jetzt erzählt habe, in der Institu-

tion VHS ein Geheimnis ist. Alles, wovon ich jetzt erzählt 

habe, habe ich von vielen, vielen unterschiedlichsten Mit-

arbeiterInnen unterschiedlichster Standorte erzählt be-

kommen. Das wird in der Institution VHS seit Jahren kol-

portiert. Ebenso, dass es sich mit dieser finanziellen Situ-

ation nicht mehr lange ausgehen kann, weil Jahr für Jahr 

für Jahr die Rücklagen herangezogen werden, um die De-

fizite auszugleichen. Und in all den Jahren ist nichts pas-

siert, jedenfalls nichts, was die Situation in irgendeiner 

Richtung geändert hätte.  

Daher meine Bitte: Erstens, in diesem einen Jahr - ich 

befürchte, es wird länger dauern, ich glaube auch, dass 

eine sinnvolle Restrukturierung länger dauern muss - die 

ersten Schritte zu setzen, zweitens, sich wirklich genau 

anzuschauen, ob die Leitungsstruktur fähig und bereit ist, 

diese Kulturänderung durchzuführen und durchzutragen, 

und, drittens, wirklich kundInnenorientiert, nämlich für die 

Menschen in Wien, die diese Art der Volksbildung brau-

chen, die Angebote zu schaffen. Und es wird nicht gehen, 

liebe SPÖ, ohne dass hauptsächlich Sie zu dieser Kul-

turänderung bereit sind, weil alle führenden und in Verant-

wortung stehenden Personen Mitglieder Ihrer Partei und 

einige sogar Mitglieder dieses Hauses sind. Im Sinne von 

Heinz Vettermann - für ein festes und sicheres Fundament 

der Volksbildung - ersuche ich Sie noch einmal, diese 

Restrukturierung wirklich, wirklich ernst zu nehmen. (Bei-

fall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zum 

Wort gemeldet ist Herr GR Dr. Wölbitsch-Milan. Ich erteile 

es ihm. Bitte, Herr Gemeinderat. 

GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM (ÖVP): Sehr 

geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! 

Die Szenerie, die wir derzeit hier erleben, ist, wie 

schon so oft in diesem Saal und auch schon so oft in den 

letzten Monaten: Es gibt einen Skandal, es gibt eine rie-

sengroße Baustelle, die die SPÖ über viele Jahre maß-

geblich verursacht hat, und auslöffeln darf es der Herr Vi-

zebürgermeister. Sie haben meine Anerkennung - das 

meine ich wirklich ernst - dafür, dass Sie sich auch diesen 

kritischen Diskussionen immer wieder stellen - das ist 

auch nicht selbstverständlich, das erleben wir vor allem 

auch von der SPÖ viel zu selten -, Sie haben natürlich nur 

nicht mein Mitleid, weil ich mir denke, Sie haben sich diese 

Situation ja auch selbst ausgesucht und Sie haben sich 

auch die Ressorts und auch die Themen ausgesucht - hof-

fentlich zumindest -, die in Ihrem Ressort sind, und inso-

fern müssen Sie das daher auch selbst argumentieren 

und dann auch hier entsprechend verantworten.  

Noch viel spannender hätte ich es ja gefunden, wenn 

der Herr Bürgermeister hier gewesen wäre, denn er hat ja 

über viele Jahre die Volkshochschulen und damit auch die 

heutige Situation der Volkshochschulen mitgeprägt. Er 

war von 1984 bis 1986 VHS-Kursleiter, von 1986 bis 1991 

hat er die VHS Wien Nord geleitet, 23 Jahre lang war er 

Vereinsvorsitzender des Mehrheitseigentümerverbandes 

Wiener Volksbildung, also von 1995 bis 2018, 10 Jahre - 

2008 bis 2018 - war er Aufsichtsratsvorsitzender der VHS 

GmbH, und nun, als Bürgermeister und oberster Vertreter 

der Gemeinde Wien, ist er immerhin ein Vierteleigentümer 

der Volkshochschulen. Er kennt daher die Volkshoch-

schulen eigentlich wie kaum ein anderer hier in diesem 

Haus. So, und was hat er im Moment davon? - Vor allem 

eine schlechte Nachrede auf Grund der Ereignisse der 

letzten Monate: Ein kritischer Stadtrechnungshofbericht, 

eine Kündigung von VHS-Mitarbeiterinnen und -Mitarbei-

tern, die ja schon mehrmals angesprochen wurde, direkt 

vor Weihnachten - sehr unpassend -, viel schlechte 

Presse und vor allem ein weiteres Milliardenloch in dieser 

Stadt. Und daher überrascht es ja nicht, dass das dem 

Herrn … (GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Milliarden?) - Milli-

ardenloch, wenn man die Wien Energie hier mit dazuzählt, 

Millionenloch, wenn man es auf die VHS bezieht (Ironi-

sche Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ.), aber alle 

Größenordnungen kommen in dieser Stadt entsprechend 

vor, sehr geehrte Damen und Herren, daher ist auch alles 

zulässig. - Der Herr Bürgermeister hat sich ja auch ge-

scheut, zu unserer Dringlichen Anfrage zu kommen, die 

wir ihm im letzten Gemeinderat zu diesem Thema gestellt 

haben. Es dürfte ihm sehr unangenehm sein, hier Rede 

und Antwort zu diesem Thema zu stehen, denn ansonsten 

wäre es ja nicht notwendig gewesen, unsere Dringliche 

Anfrage in dieser Art und Weise abzudrehen.  

Darauf möchte ich schon noch einmal eingehen, sehr 

geehrte Damen und Herren, denn da geht es schon auch 

um das Verständnis von Demokratie hier in unserer Stadt: 

Der Herr Gemeinderatsvorsitzende hat schlicht und ein-

fach gesagt, die Dringliche Anfrage der ÖVP zum Thema 

VHS ist zu großen Teilen nicht zulässig, daher nimmt er 

sie von der Tagesordnung. Sehr geehrte Damen und Her-

ren, dafür gibt es keinerlei Rechtsgrundlage, und ich habe 

mir erlaubt, das auch in der letzten Präsidiale entspre-

chend zu thematisieren. Es gibt keine Grundlage in der 

Wiener Stadtverfassung, die einen Vorsitzenden dazu be-

rechtigt, eine Dringliche Anfrage abzusetzen. Was mög-

lich ist, ist, dass der Befragte, in dem Fall der Herr Bürger-

meister, sich hier hinstellt und sagt, was er nicht beant-

worten kann oder auch stadtverfassungsrechtlich nicht 

beantworten kann. Das kann er tun, aber Herr Reindl in 

seiner Rolle als Gemeinderatsvorsitzender hat kein 

Recht, eine Dringliche Anfrage, ein parlamentarisches In-

strument, schlicht und einfach abzusetzen. (Beifall bei 

ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.) 

Aber wir kennen Herrn Reindl und seine Vorgangs-

weise: Was Demokratie im Gemeinderat ist, bestimme im-

mer noch ich! - Ich finde es nur sehr spannend, weil sein 

Kollege, der Herr Landtagspräsident, Herr Woller, das 

Ganze immer anders handhabt, nämlich in einer Art und 

Weise, bei der ich das Gefühl habe, im Zweifelsfall wird 

es zugelassen, bei der viel weniger Dinge irgendwie be-

anstandet werden und bei der ich auch das Gefühl habe, 

dass es eine wesentlich größere Wertschätzung gibt, was 

auch die Rechte der Opposition betrifft. (Beifall bei der 

ÖVP und von GRin Dr. Jennifer Kickert.) 

Nur eines möchte ich schon noch einmal erwähnen, 

vielleicht kann man es Kollegen Reindl auch ausrichten, 

Kollege Woller ist hier, habe ich gerade gesehen: Sehr 
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geehrte Damen und Herren, wir werden uns sicher nicht 

von Herrn Reindl und auch nicht von der SPÖ in diesem 

Haus vorschreiben lassen, welche Redebeiträge wir hier 

halten, welche Menschen und Vertreter und Vertreterin-

nen der Stadtregierung wir hier befragen. Unsere Basis ist 

die Wiener Stadtverfassung und sicher nicht der Wunsch 

oder die Meinung der SPÖ in dieser Stadt, sehr geehrte 

Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Deshalb holen wir ja auch den Herrn Bürgermeister 

heute wieder in eine Dringliche. Auch da ist es sehr span-

nend, wie es verlaufen ist. Ich darf vielleicht darauf kurz 

eingehen. Der Herr Bürgermeister hat ja etwas, was viele 

Bundeskanzler, wurscht, welche Couleur, gerne hätten, 

nämlich ein Weisungsrecht auf alle seine Stadtregie-

rungsmitglieder. Sein Vorgänger hat das ja auch bei den 

GRÜNEN, unter anderem bei Kollegin Hebein, in An-

spruch genommen, wenn ich mich richtig erinnere. Er hat 

also theoretisch auch ein Durchgriffsrecht in allen Res-

sorts und natürlich deshalb auch bei sehr wichtigen The-

men, die aus unserer Sicht Chefsache sind, hier Rede und 

Antwort zu stehen. Herr Reindl hat recht trotzig in der Prä-

sidiale gemeint, na ja, ob wir nicht wissen, wie die Ge-

schäftseinteilung aussieht. Der Herr Bürgermeister ist ja 

für all diese Dinge nicht zuständig, sondern dafür gibt es 

die Stadträte. Er darf eigentlich nur repräsentieren, und 

die inhaltlichen Dinge übernehmen dann halt seine einzel-

nen Stadträte.  

Irgendwie ist es so, dass sich anscheinend diese 

Trotzhaltung des Herrn Reindl jetzt auch in unserer Dring-

lichen wiederfindet, die wir im Anschluss haben werden, 

wo nämlich ein großer Teil der Fragen wieder nicht zuge-

lassen wurde. Ich finde das sehr, sehr spannend, weil im-

mer wieder versucht wird, den Bürgermeister irgendwie zu 

schützen, aber irgendwie so plump und offensichtlich, 

dass es aus meiner Sicht ja dem Bürgermeister fast mehr 

schadet, als hilft, denn er könnte sich ja ganz viele Dis-

kussionen ersparen. Wie gesagt, ich glaube, Kollege Wol-

ler hat das auch richtig verstanden.  

Spannend ist auch, wenn man sich ansieht, mit wel-

cher Begründung die Fragen nicht zugelassen wurden. 

Ich kann dann später eh noch einmal darauf eingehen. 

Zwei Themen, die immer wieder kommen, sind, wir haben 

Fragen in die Zukunft gestellt und wir haben Fragen zur 

politischen Einschätzung gestellt, wenn ich es jetzt richtig 

im Kopf habe. Ich brauche gar nicht so weit zurückgehen, 

ich brauche mir nur die Fragestunde heute anschauen, 

wer da Fragen gestellt hat. Sorry, da muss ich die GRÜ-

NEN leider wieder ein bisschen in Mitleidenschaft ziehen, 

ich hoffe, ihr verzeiht mir das. Bei Frage 2, wenn ich es 

richtig in Erinnerung habe, waren es die GRÜNEN, die 

eine Frage in die Zukunft gestellt haben, aus meiner Sicht 

ja total legitim, denn man muss ja einen Stadtrat fragen 

können: Was planen Sie, was haben Sie vor? Ich meine, 

wenn ich das in einer Fragestunde nicht fragen kann, wo 

sollen wir da hin. Die SPÖ hat eine Frage gestellt, ich 

glaube, Frage 4 war das in der Fragestunde, wo es nur 

um eine politische Einschätzung gegangen ist. Mit der Ar-

gumentation dreht man dann aber unsere oder einen Teil 

unserer Dringlichen Anfrage ab, weil man irgendwie den 

Bürgermeister hier schützen will, sehr geehrte Damen und 

Herren. Das ist aus meiner Sicht vermeidbar und auch 

kein großer Dienst an der Demokratie in unserer Stadt. 

(Beifall bei der ÖVP und von GR Mag. Dietbert Kowarik.) 

Jetzt komme ich zu den Volkshochschulen. Ja, es geht 

heute um die Förderung, 5 Millionen EUR. Jetzt kann man 

das nicht mit den anderen großen Baustellen in dieser 

Stadt vergleichen, weil ich vorhin auch für meine Wahl der 

Zahlen kritisiert wurde. Bei der Wien Energie reden wir 

von 1,4 Milliarden EUR, hier reden wir - unter Anführungs-

zeichen - nur von 5 Millionen EUR. Natürlich ist aber auch 

das, was in den VHS passiert ist, ein Beweis für die sys-

tematische Misswirtschaft der SPÖ in dieser Stadt, in dem 

Fall, muss man auch sagen, mit tatkräftiger Unterstützung 

der NEOS. Ich anerkenne, dass es da auch die ersten 

Maßnahmen gibt, aber die Baustelle ist natürlich schon 

eine, die sehr lange existiert. 

Jetzt haben wir 10,77 Millionen Defizit und 5 Millionen 

EUR, die die Wiener Steuerzahlerinnen und Steuerzahler 

aufbringen müssen. Die Rechtfertigung - das wurde auch 

schon von den Vorrednerinnen und Vorrednern erwähnt - 

ist natürlich schon ein bisschen eine abenteuerliche, wenn 

man dann sagt, na, das ist irgendwie der Corona-Pande-

mie geschuldet. Natürlich gehen diese Entwicklungen 

aber schon sehr, sehr weit zurück. Es wurde ja auch 

schon angesprochen, dass es Schulungen oder Seminare 

gibt, wovon 30 bis 40 Prozent abgesagt werden müssen, 

weil sie am Bedarf vorbeigeplant werden, wenn bis heute 

eigentlich nicht klar ist, wie das zukünftige Geschäftsmo-

dell der Volkshochschulen ausschauen soll. Es ist eh 

schön, wenn es jetzt entwickelt werden soll, aber eigent-

lich ist das Ganze längst überfällig, wenn man sich die 

Zahlen anschaut. Die Eigenkapitalquote schrumpft seit 

vielen Jahren, es wurden die ganzen Rücklagen aufge-

braucht. Es gibt nur ein Jahr, in dem die Volkshochschu-

len ausgeglichen bilanziert haben, und das ist jenes Jahr, 

in dem Kollege Deutsch in seiner Rolle bei den Wiener 

Volkshochschulen etwas gemacht hat, was er immer wie-

der auf Bundesebene kritisiert, nämlich Covid-Hilfen des 

Bundes angenommen hat. Die Bundesregierung hat das 

sehr gerne gemacht, hat auch die Volkshochschulen ent-

sprechend unterstützt wie viele, viele andere Vereine in 

diesem Land, die großartige Arbeit leisten, sehr geehrte 

Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun ist wieder einmal Feuer am Dach. Es braucht von 

heute auf morgen quasi 5 Millionen EUR, damit die Volks-

hochschulen weiterarbeiten können, also insgesamt 10 

Millionen, ja richtig, aber 5 Millionen müssen, können, dür-

fen wir hier im Gemeinderat entsprechend beschließen. 

Was es bis heute nicht gibt und jetzt angeblich hoffentlich 

kommen soll, ist endlich eine Reform des Geschäftsmo-

dells. Mein Kollege Harald Zierfuß wird noch ein bisschen 

näher darauf eingehen, wo aus unserer Sicht noch Bau-

stellen oder Dinge sind, die wir als kritisierenswert erach-

ten. 

Was aber schon beispiellos ist - das möchte ich an die-

ser Stelle noch einmal erwähnen -, ist, wer diese Suppe 

neben dem Herren Vizebürgermeister auslöffeln darf, 

nämlich die, die sich am wenigsten wehren können, und 

das sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Volks-
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hochschulen. Dass die Mitarbeiter vor Weihnachten erfah-

ren, dass sie wahrscheinlich nach Weihnachten keinen 

Job mehr in einer Institution haben, die von der Sozialde-

mokratie so geprägt wird, ist natürlich ein Witz, sehr ge-

ehrte Damen und Herren. Aus unserer Sicht ist das, was 

Sie vor Weihnachten da angerichtet haben, ungerecht, 

unfair und vor allem unsozial, sehr geehrte Damen und 

Herren. (Beifall bei ÖVP und FPÖ sowie von GRin Dr. 

Jennifer Kickert.)  

Aber Kollege Deutsch hat ja damit schon Erfahrungen, 

wenn ich mich an das Jahr 2019 zurückerinnere. Da ha-

ben Mitarbeiter in der SPÖ-Parteizentrale über E-Mail er-

fahren, dass sie am nächsten Tag keinen Job mehr ha-

ben. Dieser Umgang mit und diese Wertschätzung von 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern haben ja in der SPÖ und 

auch bei Kollegen Deutsch anscheinend System.  

Warum ist das aber immer so? Warum müssen wir hier 

immer über Vereine, Unternehmen, Institutionen diskutie-

ren, die von heute auf morgen rasch sehr viel Geld brau-

chen und in einer Krisensituation stecken? Es ist relativ 

einfach: Weil die SPÖ in dieser Stadt nicht wirtschaften 

konnte, nicht wirtschaften kann und wahrscheinlich auch 

weiterhin nicht wirtschaften können wird, sehr geehrte Da-

men und Herren. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag. Josef 

Taucher: Das sehen wir im Bund bei der COFAG, wer 

nicht wirtschaften kann!) 

Die Liste ist ja relativ lang, und man muss sich immer 

dann fürchten, wenn eine Institution oder ein Unterneh-

men in einem sehr großen Einflussbereich dieser Stadt 

steht. Wir haben viele Themen, Baustellen, die wir schon 

angesprochen haben, wo sehr viel Steuergeld versenkt 

wurde. Die Liste wird immer länger. Wir müssen sie leider 

Gottes auch hier immer wieder diskutieren: 400 Millionen 

EUR Krankenhaus Nord, Kostenexplosion beim U-Bahn-

Ausbau: 1,1 Milliarden, Verdreifachung der Kosten bei der 

Wien Holding Arena: bis jetzt 500 Millionen, Kleinigkei-

ten - unter Anführungszeichen -, nie verwendete Mäh-

boote der Stadt Wien: 3 Millionen EUR verschwendet, 

Kosten für leerstehende Gemeindewohnungen: 40 Millio-

nen, die Daseinsvorsorge für Renate Brauner, wo auch 

der Stadtrechnungshof bis heute keinen Sinn erkannt hat: 

750.000 EUR. Mittlerweile sind wir, wenn wir die Projekte 

der letzten Jahre zusammenzählen, wo Steuergeld ver-

senkt wurde, bei 103 Projekten mit einer Gesamtsumme 

von 6,6 Milliarden EUR, die die SPÖ in den Sand gesetzt 

hat, und das ist die nächste Baustelle, die wir haben.  

Jetzt haben wir natürlich, wie die NEOS in die Stadtre-

gierung gekommen sind, gehofft, dass es mit der zumin-

dest behaupteten Wirtschaftskompetenz eine Besserung 

gibt. Das ist nicht eingetreten - leider. Sie sind zu einem 

sehr großen Teil Teil des Systems geworden, Teil dieses 

SPÖ-Systems, das wir in Wien immer wieder erleben. Wie 

gesagt, gefährlich wird es meistens dann - das haben wir 

auch jetzt bei der Wien Energie und auch bei anderen Un-

ternehmungen gesehen, wenn die Dinge im Eigentum der 

Stadt stehen -, solange die SPÖ in dieser Stadt regiert 

und wirtschaftet. Daher mein großer Appell an die NEOS: 

Ich habe null Vertrauen, dass sich bei der SPÖ, egal, ob 

auf Bundesebene oder in Wien, irgendetwas in der Hin-

sicht verbessert, was den Umgang mit Steuergeld, den 

Umgang mit stadteigenen Unternehmen, den Umgang mit 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern betrifft. Mein großer Ap-

pell an die NEOS: Werden Sie endlich jenes Korrektiv, das 

Sie immer vorgegeben haben zu sein. Wir könnten es 

dringend brauchen. Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist GR Dr. Stür-

zenbecher. Bitte. 

GR Dr. Kurt Stürzenbecher (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Geschätzter Herr Vizebürgermeister! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Geschätzte Frau Berichterstat-

terin! 

Ich habe jetzt von den Oppositionsparteien rein phä-

nomenologisch drei sehr unterschiedliche Vorträge und 

Reden gehört, die wirklich von der Phänomenologie her 

sehr interessant sind. Kollege Krauss, natürlich volle 

Power, pauschale Vorwürfe, die alle einfach ins Leere ge-

hen. Kollege Krauss, Sie haben in der letzten Sitzung vo-

rige Woche auch sehr pauschal über Kollegen Chorherr 

gesprochen. Haben Sie sich inzwischen bei ihm entschul-

digt? (GR Maximilian Krauss, MA: Haben Sie sich bei 

Herrn Strache entschuldigt? Dann so wehleidig sein!) Bei 

wem? Na, ich habe den Strache in dieser Sache nie an-

gegriffen. Nie! (Anhaltende Zwischenrufe bei FPÖ und 

ÖVP.) Auf jeden Fall ist Kollege Chorherr strafrechtlich 

freigesprochen, es haben sich die strafrechtlichen Vor-

würfe nicht als stichhaltig erwiesen, und dafür sollten Sie 

sich entschuldigen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN. - Zwi-

schenrufe bei der FPÖ.) - Tun Sie nicht nur dazwischen-

schreien, hören Sie zu! (GR Maximilian Krauss, MA: Und 

dann so wehleidig sein!) - Hören Sie zu! Nein, wir sind 

überhaupt nicht wehleidig, deshalb habe ich ja jetzt einen 

Vertreter einer anderen Fraktion genannt, den Sie unge-

rechtfertigt angegriffen haben. Im Übrigen bin ich auch der 

Meinung, dass dieser Freispruch von Kollegen Strache in 

letzter Zeit zu Recht ist und dass die Anklage zu Unrecht 

war. Ich traue mich, auch das zu sagen. 

Ich würde wirklich dafür eintreten, dass die politische 

Kultur - nicht nur in diesem Haus, sondern generell in Ös-

terreich, auch im Nationalrat - anders wird. Es ist einfach 

ein Unsinn, dass man permanent Andersdenkende, nur 

weil sie Andersdenkende sind, vernadert und alles 

schlecht macht. Im Endeffekt schadet das der Politik als 

Ganzem, auch Ihnen, und wir sollten irgendwann einmal 

umzudenken beginnen. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischen-

ruf bei der FPÖ. - GR Mag. Josef Taucher: Bravo, Kurti!) - 

Wenn das bei uns der Fall ist - es ist nur in geringem Aus-

maß -, dann sollten wir das auch machen (Heiterkeit bei 

der ÖVP.), aber bei Ihnen ist es sicher am ärgsten und bei 

Kollegen Wölbitsch vielleicht noch höher. Es ist aber wirk-

lich ein Vorschlag zum Umdenken, letztlich würde es der 

Demokratie und uns allen nützen.  

Dann gehen wir gleich ganz kurz zu Kollegen 

Wölbitsch: 5 Millionen ist jetzt der Gegenstand dieser Sub-

vention, und er spricht bei 5 Millionen von Milliarden, die 

jetzt rausgegeben werden und sagt dann auf Zwischenruf 

hin: Ja, die Verluste der Wien Energie. (GR Ing. Udo Gug-

genbichler, MSc: Der hat sich versprochen!) Also so viel 

sollten Sie jetzt schon in der Untersuchungskommission 
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gemerkt haben, dass die 1,4 Milliarden zur Gänze zurück-

gezahlt wurden und die 2 Milliarden vom Bund bisher nicht 

gebraucht wurden. Das ist also der erste Finanzskandal 

der Geschichte, wo kein Cent verloren ging. Das sei der 

ÖVP ins Stammbuch geschrieben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Bei Kollegin Kickert muss man differenzieren. Man-

ches, was du gesagt hast, finde ich auch nicht richtig, ge-

rade was das Personal betrifft. Von 1.000 Bediensteten 

oder Angestellten, Arbeitern sind 43 gekündigt worden. 

Das ist bedauerlich. Soweit ich informiert bin, war es aber 

unter voller Einbindung und Zustimmung des Betriebsra-

tes, und fast allen dieser 43 hat man auch geholfen, so-

dass sie inzwischen schon wieder einen Job haben. Ich 

glaube, wenn wir bei allen großen Problemen, die es in 

Institutionen und Firmen gibt, so für die Arbeitnehmer vor-

gehen, dann wäre das gut für Österreich und für Wien, 

aber vor allem für Österreich, wenn man immer derart 

sorgsam mit den Interessen der ArbeitnehmerInnen um-

geht, wie es in dem Fall durchaus passiert ist. Die 5 Milli-

onen, die wir heute geben, haben unter anderem auch 

den Sinn, dass man sozusagen nicht weitere 60, 70 kün-

digen muss, was man vermutlich müsste, wenn die Sub-

vention nicht ausgezahlt wird. Aber so viele waren eben 

objektiv notwendig, und das ist auf eine sehr sozial ver-

trägliche Art und Weise passiert.  

Andere Punkte, die Kollegin Kickert angesprochen 

hat, sind teilweise auch falsch, teilweise sind sie übertrie-

ben, und wo es vielleicht einen wahren Gehalt gibt, wer-

den wir dem nachgehen und im Rahmen des Reformpro-

zesses sicher die Missstände abstellen. Das, glaube ich, 

sollte man wirklich machen.  

Jetzt aber ein bisschen ins Grundsätzliche, liebe Kol-

leginnen und Kollegen: Bildung ist nach wie vor das wich-

tigste Mittel, um die Gesellschaft und ihre Menschen zu 

stärken. Ich glaube, das ist wirklich ein Spruch, und des-

halb drei Zitate in dem Zusammenhang. Eines ist von Nel-

son Mandela: „Bildung ist die mächtigste Waffe, die du 

verwenden kannst, um die Welt zu verändern.“ - Gemeint 

ist natürlich, im positiven Sinn zu verändern. Das ist von 

Nelson Mandela. Dann ein weiterer Satz: „Es gibt nur ei-

nes, was auf Dauer teurer ist als Bildung: keine Bildung.“ - 

John F. Kennedy. Dann noch: „Bildung ist nicht auf die 

Schule begrenzt,“ - wenn wir von Volkshochschulen spre-

chen - „sie geht unerbittlich weiter bis ans Lebensende.“ - 

Sir Peter Ustinov. 

Ich glaube, diese drei Zitate sollen für unser Herange-

hen an die Volksbildung und an die Volkshochschulen 

schon irgendwie eine Leitschnur sein. - Früher hat es da 

immer Wasser gegeben, das ist jetzt eingespart worden, 

aber macht nichts. - Ich glaube auch, dass wir gerade in 

Österreich und in Wien eine Tradition haben, die wirklich 

eine sehr positive ist, was die Volksbildung betrifft. (Dem 

Redner wird ein Glas Wasser gereicht.) - Danke schön, 

sehr lieb. - Wir haben seit 1887 ein Volksbildungswesen 

mit den damaligen Sonntagsvorträgen des Wiener Volks-

bildungsvereins. Es hat sich ab 1898 dann die Urania ein-

geschaltet und sehr viel beigetragen. Ich will jetzt nicht die 

ganze Geschichte der Ersten und Zweiten Republik brin-

gen, denn dann würde sich die Zeit nicht ausgehen. (GR 

Mag. Dietbert Kowarik: Na, geh! Sie haben 40 Minuten!) - 

Ich will auch die 40 Minuten nicht ausschöpfen. Ich 

glaube, insgesamt sind die Wiener Volkshochschule und 

die Wiener Volksbildung wirklich ein Erfolgsprojekt. Das 

muss man auch bei berechtigter Kritik, die wir gemeinsam 

mit unserem Koalitionspartner ja auch durchaus sehen 

und wo wir uns um Verbesserung bemühen, auch sehen. 

(GRin Dr. Jennifer Kickert: Das glauben wir euch nicht 

mehr!) Im Großen und Ganzen, und wie viel wirklich ge-

leistet wurde und heute auch geleistet wird und künftig ge-

leistet werden wird, muss man sehen, überwiegt das Po-

sitive bei Weitem.  

Wir haben die Grundsätze Recht auf Bildung, die 

dadurch verwirklicht werden, „education is a right, not a 

privilege“ - ein bisschen für die FPÖ -, dann Chancenge-

rechtigkeit und natürlich den Bildungsauftrag insgesamt, 

der sich ja aus der Aufklärung und den Menschenrechten 

ableitet und den wir bestmöglich auch für alle Schichten 

der Bevölkerung erfüllen wollen, auch für die, die weniger 

verdienen, auch für die, die im normalen Bildungssystem 

noch immer nicht wirklich gleichberechtigt sind. Da haben 

die Volkshochschulen seit 130 Jahren im lebenslangen 

Lernen sehr viel dazu beigetragen. 

Die Bildung darf also nie ein Thema der Profitorientie-

rung werden. Bei Bildung soll man natürlich effizient arbei-

ten, aber man soll nicht im Übermaß sparen. Mit den 34 

Standorten in ganz Wien ist die Wiener Volkshochschulen 

GmbH wirklich ein Bildungsversorger für alle Wienerinnen 

und Wiener, speziell für die Erwachsenen. Es gibt auch 

für Schüler Lernhilfeprojekte und Jugend-Coaching, es 

gibt kostengünstige Bildungsabschlüsse, die man nach-

holen kann, wenn man gerade in der Jugend auf Grund 

irgendwelcher Umstände eben die Abschlüsse nicht ge-

macht hat, es gibt Weiterbildungsprogramme, es gibt 

sehr, sehr viel Positives. 

Die heutige Tätigkeit ist aber nicht nachhaltig abgesi-

chert. Das muss man einfach sehen, und deshalb bemü-

hen wir uns um eine langfristige, wirtschaftliche Tragfähig-

keit der Volkshochschulen. Wir haben einen Restrukturie-

rungsplan, den auch, glaube ich, meine Nachrednerin von 

meiner Fraktion dann noch genauer ausführen wird. 

Der Stadtrechnungshof hat durchaus Reformbedarf 

gesehen, aber dass er das gesehen hat, was Kollege 

Krauss gesagt hat, nämlich eine massive Misswirtschaft, 

habe ich aus dem Stadtrechnungshofbericht nicht heraus-

gelesen. Da muss man schon eine irgendwie sehr selek-

tive Wahrnehmung haben, wie es ja bei der FPÖ wirklich 

auch in anderen Bereichen nicht selten ist. Ich meine, wir 

werden uns eben wirklich bemühen, dass man die bereits 

erfolgten Maßnahmen fortsetzt. Die haben aber auch 

nicht ausgereicht, und zur Absicherung des Bildungsauf-

trages wird man im Herbst 2023 ein neues Finanzierungs-

übereinkommen schließen, das einen mehrjährigen Kon-

solidierungspfad beinhalten wird. Ich glaube, das wird 

dann gut aussehen.  

Nur eines kann man nicht ganz aus der Acht lassen: 

Schon vor 2020, als die Pandemie ausgebrochen ist, 

wurde ein Reformprozess eingeleitet, der natürlich in der 

Pandemie nicht optimal aufgehen konnte. Die Pandemie 

und natürlich jetzt auch die Energiekrise sind schon ein 

Faktum. Das sieht man ja bei unzähligen Institutionen und 
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Betrieben in unserem Land, dass das schwere negative 

Auswirkungen hat. Man darf es nicht als Ausrede für alles 

nehmen, da stimme ich sofort zu, aber dass es gerade bei 

den Volkshochschulen ein wichtiger negativer Faktor war, 

liegt ja auf der Hand. Die Volkshochschulen haben ge-

schlossen werden müssen, die Leute haben nicht in die 

Kurse gehen können. Es hat natürlich Hilfen gegeben, 

aber das war natürlich, wie so oft, in dem Fall nicht aus-

reichend. Es hat insgesamt einen massiven Rückgang der 

Teilnehmer gegeben. Die Energiekrise ist auch weiter da. 

Wir haben Bedarf von 10 Millionen. Man hat rund 5 

Millionen ja so eingespart, dass man 1,5 Millionen im 

Sachaufwand und 3,5 Millionen eben bei Personalkosten 

eingespart hat, diese 43 Kündigungen, die ja Kollegin Ki-

ckert erwähnt hat - noch einmal sage ich, mit Zustimmung 

des Betriebsrats und sozial abgesichert.  

Wir haben insgesamt aber weiterhin die Aufgabe, eine 

intellektuelle Daseinsvorsorge sicherzustellen, die einfach 

notwendig ist und die wir auch gemeinsam zusammen-

bringen werden. (Zwischenruf von GRin Dr. Jennifer Ki-

ckert.) - Kollegin Kickert, ich würde dich ersuchen, dass 

du gleich sachlich, wie du es üblicherweise bist, auch bei 

diesem Thema bist. - Wir haben Maßnahmen in Planung 

und in der Umsetzung, die sich durchaus sehen lassen 

können. Es sind der Umbau der Programmplanung, zent-

rale computergestützte Planung des vorzuschreibenden 

Programms, regionale Programmplanung von neuen und 

innovativen Angeboten und auch eine lokale Umsetzung 

davon. Dann orientiert sich die Personalplanung an der 

Normalarbeit und nicht an den Spitzen. Änderung und In-

dividualisierung von Kassenöffnungszeiten, zentrales 

KundInnenservice mit dem Bildungstelefon und stärkere 

Nutzung der Veranstaltungstechnikteams.  

Was ich schon noch sagen muss, Kollegin Kickert, 

diese Sachen zur Digitalisierung, die du gesagt hast, sind 

einfach nicht am neuesten Stand. Das hat vielleicht 2015 

noch gestimmt, ist jetzt aber wirklich nicht mehr der Fall. 

Ich meine, da muss man sich erkundigen. Wenn man sich 

erkundigt, wird man sehen, dass das schon geschehen 

ist, genauso wie Direktionen zusammengelegt wurden 

und weiter zusammengelegt werden, dass Mischfunktio-

nen in den Zweigstellen sind. An inhaltlichen Maßnahmen 

ist das strategisches datenbasiertes Marketing, verstärkte 

Zielgruppenarbeit, Intensivierung aufsuchender Bildungs-

arbeit und jener im öffentlichen Raum.  

Dann gibt es die Beibehaltung des „15 Minutes City“-

Konzepts im Bereich der Bildung. Das bedeutet, dass die 

VHS weiterhin Bildungsnaheversorger für alle WienerIn-

nen sein soll. Länger als15 Minuten soll man also nicht 

brauchen, bis man dann dort ist, denn sonst ist man kein 

Nahversorger. Ich glaube, das ist ganz, ganz wichtig, des-

halb kann man die Standorte und alles nicht vollkommen 

zusammenlegen, weil dann eben die Nahversorgung nicht 

mehr gegeben ist, und alles passiert halt auch nicht digital.  

Die Wiener Volkshochschulen sollen auch ein Lern- 

und Schutzraum für die lokale Bevölkerung sein. Der Be-

ginn wird mit den Lerncafés beispielsweise schon jetzt ge-

startet. Der Ausbau in Richtung geschützter, konsumfreier 

Lern- und Aufenthaltszonen ist mit Beginn 2023 geplant 

und wird umgesetzt. Ich glaube, das ist auch wichtig für 

junge Leute, dass man nicht überall, wo man zusammen-

kommt, etwas konsumieren muss.  

So wird es im Herbst 2023 ein neues Finanzierungs-

übereinkommen mit der Stadt Wien geben. Ich gehe da-

von aus, dass wir ein solches schließen werden. Das ist 

zumindest der Plan, um einen mehrjährigen Konsolidie-

rungspfad beizubehalten.  

Ich könnte jetzt noch manche Details ausführen, 

meine aber, das Wichtigste schon gesagt zu haben. Die 

Debatte geht ja noch weiter, und es gibt noch eine zweite 

Rednerin von meiner Fraktion. Ich möchte nur sozusagen 

in Summe zusammenfassen: Wir haben die Volkshoch-

schulen, die übrigens nicht parteipolitisch sind. Erstens 

einmal geht die Subvention an die GesmbH, und die 

GesmbH ist die GesmbH. Die behauptete parteipolitische 

Punzierung ist natürlich so nicht gegeben. (GR Maximilian 

Krauss, MA: Nein, das stimmt überhaupt nicht!) Es gibt 

ÖVPler drinnen und weiß Gott, was. (Heiterkeit bei den 

GRÜNEN.) Tatsache ist, dass wir die Volkshochschulen 

natürlich jetzt den neuen technischen und sonstigen Zei-

ten anpassen, dass dieser Reformprozess im Gang ist, 

dass wir mit unserem Koalitionspartner auf einem guten 

Weg sind. Was aber ganz wichtig ist: Man soll nicht alles 

schlechtreden. Es ist insgesamt die Leistung, die rund 

1.000 Mitarbeiter und 2.000 Vortragende in den Volks-

hochschulen erbringen, so großartig für die Wiener Bevöl-

kerung, dass man auch das Positive sehen soll und nicht 

nur die Punkte hervorstreicht, die verbesserungswürdig 

sind. (Beifall bei SPÖ und NEOS.) 

Wir werden Sachen verbessern müssen, wie man 

überall gute Dinge noch besser machen muss, aber ins-

gesamt sind die Wiener Volkshochschulen ein wirklich ge-

lungenes Projekt, und wir werden sie im positiven Sinn 

weiterentwickeln. Danke schön. (Beifall bei SPÖ und 

NEOS.)  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist GR Berger. 

Bitte.  

GR Stefan Berger (FPÖ): Frau Vorsitzende! Frau Be-

richterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren 

hier im Sitzungssaal und zu Hause vor den Bildschirmen!  

Ich muss sagen, ich habe den Vorrednern sehr, sehr 

interessiert zugehört (GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Das ist 

sehr positiv!) - na selbstverständlich, so wie ich es immer 

mache, Herr Kollege, das wissen Sie aber, glaube ich, eh 

von mir. Ich habe aber auch sehr interessiert die Mimik 

von dem einen oder anderen Gemeinderat hier im Haus 

verfolgt und komme vielleicht noch später dazu.  

Zuerst noch einmal zum unmittelbaren Vorredner, vor 

allem, weil Sie auch den Klubobmann unserer Fraktion at-

tackiert haben (GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Attackiert 

habe ich gar niemand!), insbesondere was jetzt beispiels-

weise Herrn Chorherr anbelangt. Ich glaube, Sie sind 

selbst Jurist. Der Herr ist freigesprochen, nicht rechtskräf-

tig, wie Sie hoffentlich auch wissen. Dementsprechend 

werden Sie das natürlich auch als Jurist beurteilen kön-

nen, wie auch insbesondere von Seiten der Anklagebe-

hörde die weiteren Schritte, wie ich vernommen habe, 

aussehen.  
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Wir verurteilen überhaupt nicht Andersdenkende in 

diesem Raum. Ich glaube, unser Haus und generell die 

Demokratie leben davon, unterschiedliche Weltanschau-

ungen zu haben. Was wir bei den Wiener Volkshochschu-

len kritisieren, ist einfach diese jahre- und jahrzehntelange 

Misswirtschaft. Das muss, weil es leider halt seit Jahr-

zehnten andauert, an dieser Stelle wiederholt deponiert 

werden. Das ist keine Attacke auf Andersdenkende oder 

sonst irgendetwas, sondern uns geht es rein um diese 

jahrzehntelange Misswirtschaft, meine sehr geehrten Da-

men und Herren. (Beifall bei der FPÖ und von GR Wolf-

gang Kieslich.)  

Es war durchaus gegen Ende Ihrer Rede auch interes-

sant, bei all den Maßnahmen zuzuhören, die Sie jetzt ver-

kündet haben, die hier vorgenommen werden sollen. Ich 

frage mich nur: Wieso wurde das in den letzten Jahren 

und Jahrzehnten nicht alles getan? Diese Probleme und 

diese Misswirtschaft sind ja nicht seit heuer oder seit dem 

vorigen Jahr bekannt, sondern seit Jahren, insbesondere 

hat es auch der Rechnungshof bereits in der Vergangen-

heit attestiert. Wir haben sehr wohl auch im zuständigen 

Gemeinderatsausschuss diskutiert, dass eben sehr viele 

von diesen Maßnahmen noch nicht verfolgt wurden, keine 

Reformmaßnahmen getroffen wurden. 

Es ist einfach auch dieses Selbstverständnis der SPÖ, 

das wir hier kritisieren. Weil Sie sagen, das hat ja alles 

nicht ausschließlich mit der SPÖ zu tun: Na bitte, schauen 

Sie sich doch einmal die Gremien dort an, schauen Sie 

sich die Geschäftsführung, und so weiter, und so fort an. 

Ich weiß nicht: Kennen Sie Ihre eigenen Leute nicht mehr? 

Das ist ja einfach nur lächerlich, dass Sie hier nicht klar 

Farbe bekennen können, dass das ein roter Verein ist, der 

maßgeblich die Volkshochschulen betreibt, denn alles an-

dere wäre Kindesweglegung, meine sehr geehrten Da-

men und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)  

Die Volkshochschulen sind ja wirklich ein sehr guter 

Kunde - unter Anführungszeichen - oder Subventionsneh-

mer der Stadt Wien. Das beschränkt sich ja nicht nur auf 

Ein- oder Mehrjahresförderungen. Das Sanierungspaket 

ist bereits angesprochen worden. 75 Millionen EUR sind 

ja kein unwesentlicher Betrag, von der Umweltberatung 

bis zu Lernstationen, Sommerprogramm und alles Mögli-

che. Die Volkshochschulen sind also schon auch eine In-

stitution in Wien, die in den vergangenen Jahren und vor 

allem auch immer mehr sehr begünstigt wird, was die 

Vergabe von Fördermaßnahmen anbelangt.  

Was ich schon auch sehr interessant finde: Das hatten 

wir in der Vergangenheit bereits einmal beim Donauin-

selfest. Da gibt es ja an sich eine selbsternannte oder zu-

mindest aus der Historie entstandene Arbeiterpartei. Da 

gibt es Leute, die nicht bei der Sozialversicherung ange-

meldet wurden, was ich damals schon ganz besonders in-

teressant gefunden habe. Jetzt haben wir hier, ich glaube, 

43 Mitarbeiter, die entlassen werden, ich glaube, rund 10 

Prozent des gesamten Personalstandes. (GR Dr. Kurt 

Stürzenbecher: 4 Prozent!) Was würde denn die SPÖ 

dazu sagen, wenn irgendwo 10 Prozent aller Mitarbeiter 

entlassen werden müssten? Dann würden Sie ausreiten, 

dann würden Sie ausrücken, dann würden Sie massiv ver-

urteilen. Jetzt, wenn es die eigenen Leute betrifft oder die 

eigene Verantwortung ist, scheint es irgendwie nur halb 

so schlimm zu sein. Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren, das ist, glaube ich, auch nicht die Methode, wie man 

mit Angestellten und Arbeitern umgeht. 

Da möchte ich vielleicht auch noch einmal auf das zu-

rückkommen, was Frau Kollegin Kickert schon angespro-

chen hat. Sie hat etwas sehr Vernünftiges gesagt: Der 

Fisch beginnt beim Kopf zu stinken. Wenn jetzt auch noch 

erläutert wird, dass bei drei Viertel aller Kündigungen bei 

niedrigeren Verwendungsgruppen eingespart wurde und 

nicht eben bei der Führung, nicht bei der Leitung, wo es 

wahrscheinlich einfacher möglich wäre, dann sagt das 

auch sehr, sehr viel über Ihren Zustand als angebliche Ar-

beiterpartei aus, liebe SPÖ, meine sehr geehrten Damen 

und Herren. (Beifall bei der FPÖ und von GR Wolfgang 

Kieslich.)  

Ich komme auch noch einmal auf den Aspekt zurück, 

dass das nicht allzu viel mit der SPÖ zu tun hat. Die Be-

fangenheitserklärungen verstehe ich natürlich dahin ge-

hend. Auf der anderen Seite ist es natürlich schon sehr 

bedauerlich, dass man gewissen Herrschaften, die ja in 

entsprechender Verantwortung bei den Volkshochschulen 

sind, hier in diesem Haus nichts ins Gesicht sagen kann, 

insbesondere natürlich, was auch den Herrn Bürgermeis-

ter anbelangt. Die Karriere bei den Volkshochschulen ist 

ja bereits von einem Vorredner gezeichnet worden. Auch 

er trägt ja wesentliche Verantwortung für diesen Zustand, 

für diese Finanzmisere, denn er war ja nicht weniger als 

bis zum Jahr 2018 schlussendlich mitverantwortlich. Es ist 

schon auch wichtig, meine sehr geehrten Damen und Her-

ren, wirklich auch die Gesichter zu zeigen, die für diese 

Misere, für diese Misswirtschaft Verantwortung tragen.  

Den einen oder anderen Aspekt möchte ich noch auf-

zeigen. Wenn ein Drittel der Kurse laut Stadtrechnungshof 

wegen Desinteresse nicht abgehalten wird, dann spricht 

das natürlich schon auch Bände. Da ist es vielleicht nicht 

so, dass die Volkshochschulen mehr oder weniger das in-

tellektuelle Zentrum der einzelnen Bezirke oder was auch 

immer sind und dass hier der große Andrang und die 

große Nachfrage herrschen würde. Wenn ein Drittel nicht 

stattfindet, muss man sich vielleicht auch einmal überle-

gen, ob diese laufenden Förderungen für unterschied-

lichste Projekte im Laufe des Jahres, die ja immer wieder 

auch hier zur Beschlussfassung vorgelegt werden, über-

haupt gerechtfertigt sind, ob es da nicht auch entspre-

chende Rückforderungen geben muss.  

Das ist insbesondere auch an den Herrn Vizebürger-

meister adressiert. Das betrifft bekanntlich nicht nur die 

Volkshochschulen, sondern auch immer wieder private 

Kindergärten. Auch da darf es meines Erachtens keine 

Hemmschwelle geben, wenn der Koalitionspartner perso-

nell massiv mit den Volkshochschulen verstrickt ist.  

Weil ich jetzt schon bei den NEOS bin, möchte ich 

auch dahin gehend den Abschluss finden. Ich habe auch 

der Klubobfrau der NEOS sehr aufmerksam zugehört. Bei 

manchen Sätzen, die sie gesagt hat, habe ich durchaus 

eine Erschwernis vernommen, dass sie so manche Sa-

chen überhaupt über ihre Lippen bringt. Ich glaube, die 

NEOS wissen insgeheim selbst, wie es um die Volkshoch-
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schulen bestellt ist. Ich sage aber auch ganz offen: Irgend-

wann einmal werden Sie selbst auch in den Spiegel 

schauen müssen. All das, was Sie hier in den letzten Jah-

ren propagiert haben, vertreten haben, beginnen Sie wirk-

lich als Regierungspartner, nach und nach über Bord zu 

werfen.  

Bei den Volkshochschulen wird man gewissermaßen 

im Sinne einer nachhaltigen Lösung auch nicht umhin-

kommen, diese Institution oder den Verein, das Ganze 

auch personell zu entflechten. Eines sage ich schon ganz 

offen: Sie als NEOS stehen nicht mehr nur Schmiere, wie 

sich die SPÖ hier schamlos am Steuergeldtopf bedient, 

sondern Sie sind mittlerweile, insbesondere was auch Ihr 

konkretes Ressort anbelangt, persönlich dafür verantwort-

lich, dass Sie den Tresor mit Ihrem Schlüssel öffnen, da-

mit sich die SPÖ wieder entsprechend an Ihrem Budget, 

am Geld der Steuer- und Gebührenzahler massiv bedie-

nen kann, um hier die eigene Misswirtschaft auszuglei-

chen und zuzudecken. Das ganze Geld kommt ja auch 

nicht von irgendwo her, sondern das ist Geld des Steuer- 

und Gebührenzahlers, der nicht nur auf diversen Märkten 

mit massiven Erhöhungen konfrontiert ist, sondern auch 

massiv unter erhöhten Gebühren in dieser Stadt leidet.  

In diesem Sinne werden wir selbstverständlich nicht 

zustimmen. Ich möchte sehr viele Schilderungen, die 

auch Frau Kollegin Kickert aus ihren persönlichen Erleb-

nissen angeführt hat, noch einmal unterstreichen. Sie ha-

ben unsere Haltung dahin gehend bestätigt. Danke schön. 

(Beifall bei der FPÖ und von GR Wolfgang Kieslich.)  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist GR Mag. Kon-

rad. Bitte. 

GR Mag. (FH) Jörg Konrad (NEOS): Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! 

Ja, auch ich habe die Diskussion sehr aufmerksam 

verfolgt und bin durchaus auch positiv überrascht, dass 

wir hier über weite Teile eine konstruktive Diskussion füh-

ren, etwas anders als in letzter Zeit auch in der Außen-

kommunikation, vor allem von ÖVP und FPÖ, wo sehr 

schnell mit dem Wort Skandal umhergeschmissen wird, 

sehr oft das ganze Thema auch mit der Wien Energie ver-

knüpft wird. Ich habe natürlich Verständnis, dass man bei 

diesem Thema als Oppositionspartei Dinge aufgreift, 

Dinge kritisiert und versucht aufzuarbeiten. Das hat auch 

meine Kollegin Bettina Emmerling dargelegt, dass das ab-

solut legitim ist, solange das konstruktiv ist.  

Da möchte ich mich auch bei Kollegin Kickert bedan-

ken. Ich habe Ihnen sehr aufmerksam zugehört, danke 

auch für die Einblicke, die Sie uns aus Ihrer Erfahrung ge-

schildert haben, und für die sachlich vorgetragene Kritik. 

Bei ÖVP und FPÖ hat man in letzter Zeit leider allzu oft 

den Eindruck, dass überall dort, wo es Herausforderun-

gen gibt, sofort Skandal gerufen wird. Dabei hat man of-

fensichtlich oft auch im Hinterkopf, dass man als die ei-

gentlichen Skandalparteien in dieser Republik ablenken 

möchte. 

Es ist aber natürlich wert, auf diese Finanzierungslü-

cke in der VHS hinzusehen, das äußerst ernst zu nehmen. 

Dann sieht man natürlich auch, dass mehrere Faktoren 

bei einer - das ist auch schon erwähnt worden - schon län-

ger angespannten Situation die Lage natürlich verschärft 

haben. Das ist natürlich die Schließung während der 

Corona-Zeit, das sind auch die Kostensteigerungen im 

Energiebereich bei den Betriebskosten, das sind Steige-

rungen im Personalkostenbereich. Der BABE-KV wurde 

gerade erst um 8 Prozent erhöht. Neben diesen offen-

sichtlichen Faktoren ist es auch wichtig, sich eindringlich 

und ausführlich über die Gesamtsituation bei den Wiener 

Volkshochschulen ein Bild zu verschaffen, und genau das 

tun Bildungsstadtrat Christoph Wiederkehr und sein Res-

sort.  

Die Wiener Volkshochschulen bieten Bildungsmög-

lichkeiten, die Menschen in unserer Stadt unterstützen, 

ihre Situation aus eigener Kraft zu verbessern, und sie ar-

beiten gemeinsam mit der Stadt Wien an vielen Projekten, 

wie etwa den Lernhilfeprojekten für Schüler und Schüle-

rinnen, dem Jugend-Coaching, dem kostengünstigen 

Nachholen von Bildungsabschlüssen oder Weiterbil-

dungsprogrammen für erwachsene Menschen, um am Ar-

beitsmarkt gestärkt zu werden. Es muss daher das Ziel 

sein, diese Tätigkeiten in den Wiener Volkshochschulen 

nachhaltig abzusichern. Wenn man das will, hat man Ver-

antwortung zu übernehmen, und das bedeutet, in seiner 

Aufgabe dafür zu sorgen, das jeweils Richtige und Not-

wendige zu tun und auch mutige Entscheidungen zu tref-

fen. Diese sind nach außen hin zu vertreten. Das ist nicht 

immer einfach und wird einem auch nicht immer gedankt, 

wie man auch in der heutigen Debatte teilweise sieht, ins-

besondere auch dann, wenn man diese Entwicklungen 

nicht selbst herbeigeführt hat, der Beginn schon länger zu-

rückliegt. Ich danke daher Herrn Bildungsstadtrat Wieder-

kehr ausdrücklich dafür, dass er bereit ist, diese Verant-

wortung zu übernehmen, dass er bereit ist, klare Entschei-

dungen zu treffen, die zu Veränderungen führen, dass er 

Entscheidungen herbeiführt, die zu Reformen führen und 

auch klare zukünftige Ergebnisse einfordern. (Beifall bei 

den NEOS.)  

Die zusätzliche Förderung von 5 Millionen EUR für die 

VHS ist daher etwas, was wir heute nicht leichtfertig be-

schließen. Um eine langfristige wirtschaftliche Tragfähig-

keit zu sichern - das ist heute auch schon erwähnt wor-

den -, wurden bereits ab 2018 Restrukturierungspläne 

eingeleitet, die zahlreiche Maßnahmen beinhaltet haben 

(GRin Dr. Jennifer Kichert: Das ist ein Schmäh!), Perso-

nalabbau wurde heute schon angesprochen, aber auch 

ein Konzept der Regionenzusammenlegung, Zusammen-

legung von Direktionen, neue Datenanalysemodule. 

Ebenfalls wurden natürlich Empfehlungen des Stadtrech-

nungshofs aufgegriffen, der beispielsweise 2021 angeregt 

hat, Standorte zusammenzulegen. Das wird beispiels-

weise mit dem Neubau am Gelände des Sophienspitals 

bis 2025 erfolgen.  

Diese Reformen, die von der VHS schon eingeleitet 

wurden, werden eben heuer auch mit einem neuen Finan-

zierungsübereinkommen mit der Stadt Wien ergänzt wer-

den, das einen mehrjährigen Konsolidierungspfad bein-

halten wird. Ich bin mir sicher, dass VBgm Wiederkehr uns 

auch hier im Gemeinderat regelmäßig über die Schritte 

und auch die erreichten Ergebnisse informiert wird und 
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dass wir auch als Mitglieder dieses Gemeinderates diese 

Schritte genau beobachten werden. 

In diesem Sinne ist sachliche Kritik, die die Gesamtsi-

tuation und die Hintergründe berücksichtigt, dabei immer 

absolut wünschenswert. Daher freue ich mich, wenn wir 

heute auch hier zu einer versachlichten Diskussion zu-

rückkehren konnten. Ich denke, dass wir uns im Ziel, bei 

dem uns die Wiener Volkhochschulen einen wichtigen 

Beitrag leisten können, ja einig sind, nämlich dass wir gute 

Bildung auf allen Ebenen brauchen, denn sie ist nach wie 

vor das wichtigste Mittel, um die Gesellschaft und die 

Menschen in unserer Stadt zu stärken. Vielen Dank. (Bei-

fall bei NEOS und SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr GR Ellen-

sohn. Bitte. 

GR David Ellensohn (GRÜNE): Frau Vorsitzende! 

Meine Damen und Herren! 

Wer will, dass die VHS bleibt, wie sie ist, will nicht, 

dass sie bleibt. Wir haben in den letzten Jahren wahnsin-

nig viele Berichte, nicht nur vom Rechnungshof, und Re-

den gehabt, die Kritik an der herrschenden Praxis der 

Volkshochschulen geübt haben, wo es nicht in erster Li-

nien darum gegangen ist, was das Angebot ist. Die Arbeit, 

die die Volkshochschulen leisten, ist wichtig, Volksbildung 

ist wichtig. Die Art und Weise, wie dort gefuhrwerkt wird 

und Geld so weit verludert und verschludert wird, dass 

man heute wieder nachschießen muss und damit die Lö-

cher noch lange nicht gestopft hat, obwohl man eh schon 

43 Leute gekündigt hat, ist auch klar.  

Wir haben hier in den letzten Jahren Diskussionen ge-

habt, und ich muss jetzt schlauerweise die in Verantwor-

tung nehmen, die neu zuständig sind, denn die SPÖ, zu-

mindest Teile der SPÖ, weiß ja, was dort passiert. - Nicht 

alle, manchen von ihnen schlackert es wahrscheinlich mit 

den Ohren, wenn sie das alles hören, wie dort umgegan-

gen wird, wie mit Frauen umgegangen wird, wie die Per-

sonalpolitik dort läuft. Übrigens wurden alle Entschei-

dungsträger dort eingesetzt, als der aktuelle Herr Bürger-

meister dort Aufsichtsratsvorsitzender war. Alle wichtigen 

Leute dort sind Personalentscheidungsfehler des Herrn 

Bürgermeisters, kommen aus dem gleichen Bezirk und 

sind gute Freunde. Sie wurden offensichtlich nicht aus-

schließlich nach Qualifikationen ausgesucht, würde ich 

auf Grund der Ergebnisse sagen. Das passiert halt, wenn 

man Leute nimmt, die man gut kennt, und sagt, wir sind 

gute Freunde, und nicht versucht, die besten Leute zu ver-

wenden. Deswegen hat es auch immer wieder Kritik ge-

geben.  

Jetzt ist bei einer Koalition immer der Vorteil, wenn je-

mand ein Ressort bekommt, kann man im eigenen Ress-

ort relativ, sage ich, viel machen und in allen anderen ein 

bisschen weniger. Ich sehe schon, dass irgendjemand 

herauskommt und sagt: Was haben die GRÜNEN damals 

bei den VHS gemacht? Es ist schwierig, wenn es in einem 

anderen Ressort zu Hause ist, denn die GRÜNEN haben 

das Verkehrsressort gehabt. Wir wollten den öffentlichen 

Verkehr verbessern, haben ein 365-EUR-Ticket gemacht, 

wir wollten den öffentlichen Raum anders gestalten, ha-

ben die Mariahilfer Straße gemacht. Wir wollten, dass das 

Glücksspiel verschwindet - weg war es, und so weiter, und 

so fort. 

Jetzt gibt es jemanden außerhalb der SPÖ, nämlich 

die NEOS, die unter anderem dafür zuständig sind, ob die 

VHS Geld bekommen soll oder nicht und so weiterfuhr-

werken soll oder nicht. Ich sage tatsächlich, da habe ich 

mehr Hoffnung auf Veränderung gehabt als vorher, denn 

das ist mir ja völlig klar, wenn ich in einer Koalition bin und 

die SPÖ den vollen 100-prozentigen Zugriff hat, dass wir 

dort nicht so viel zusammenbringen, wie wir gerne wür-

den, ist logisch.  

Jetzt machen wir ganz kurz einen schnellen Ritt durch 

Wortmeldungen der NEOS, wo man sieht, dass sie ge-

wusst haben, wo das Problem liegt. Das fängt schon an, 

bevor die NEOS in diesem Haus gesessen sind. Da hat 

die damalige Spitzenkandidatin Meinl-Reisinger im Sep-

tember 2015 gesagt, in Wahrheit dient dieses ganze Geld-

ausschütten, diese sinnlose Nachhilfe - damals hat sie ge-

sagt, sinnlose Gratisnachhilfe, ich halte das Projekt der 

Nachhilfe für gescheit - nur als eine finanzielle Sanie-

rungsmaßnahme für die Volkshochschulen, die die ganze 

Zeit Geld verlieren und ein schwarzes Loch sind, wo Geld 

hineinrinnt. Das war noch vor der Wahl.  

Dann sind die NEOS hier eingezogen, dann kommt 

der damalige Herr Bildungssprecher und sagt: Wir wollen 

nicht, dass die Stadt in SPÖ-nahen Volkshochschulen 

ihre veralteten und aufgeblähten Strukturen finanziert. 

Seit Jahren bilanzieren die Volkshochschulen negativ, der 

Geschäftsführer gibt das selber zu, und so weiter, und so 

fort - 2016. Marode Wiener Volkshochschulen, sagen die 

NEOS, keine Quersubventionierungen, im Gemeinderat, 

x Mal angehört die Reden: Es gibt eine Konstante bei Sit-

zungen im Gemeinderat, das ist die Förderung in den 

Volkshochschulen. Wir werden auch dieses Mal nicht zu-

stimmen, wir sehen das System der Volkshochschulen re-

formierbedürftig, es ist ein schwerer Tanker, er arbeitet 

nicht effizient, er ist defizitär, er braucht dauernd Geld, an-

ders machen. Wer hat es gesagt? - Herr Wiederkehr, der 

jetzt als Stadtrat zuständig ist, ob die Geld kriegen oder 

nicht. Ein bisschen weiter hinten, noch einmal Herr Wie-

derkehr, 2017, fast wortgleich: Wir sehen die Zusatzange-

bote, das finden wir nicht schlau, schon wieder das ganze 

Geld, kein einziges dieser Angebote mit Ausschreibung, 

alles freihändig an Freundinnen und Freunde, das will ich 

nicht, rotes Vereinsnetzwerk fördern, schlecht. Ist irgen-

detwas davon geändert worden? - Nein.  

Es gilt nicht mehr die 100-Tage-Frist, es ist schon ein 

bisschen brutal in der Politik, aber es sind 2 Jahre. Es geht 

weiter, die aktuelle Klubobfrau 2019: Es geht um die Sub-

vention der Wiener Volkshochschulen. Ich komme hier je-

des Mal heraus - sagt Frau Emmerling -, um darüber zu 

sprechen, um dann zu erklären, was sie alles falsch ma-

chen, dass das alles geändert gehört und dass wir das 

anders machen. Am Schluss steht wieder da: Will man 

aufräumen, will man Anstand in die Politik bringen, wo ist 

die Transparenz? - Fehlt mir völlig bei den Volkshoch-

schulen. Dann noch einmal 2019 der Abg. Thomas We-

ber, genau das gleiche Ding: Prinzipiell sehen wir es kri-

tisch, dass bei den Volkshochschulen verschiedene 
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Töpfe, und, und, und, nicht evaluiert, keine Ausschrei-

bung, und so weiter, und so fort.  

Also gut, viel Kritik, viele Möglichkeiten - und jetzt ge-

hört Sie Ihnen. Sie wären zuständig, um zu sagen, ich will 

eine Ausschreibung. Wer soll denn das sonst machen? 

Sollen wir einen Antrag stellen, den Sie dann ablehnen, 

weil die SPÖ Ihnen verbietet zuzustimmen? Im eigenen 

Ressort hat man mehr Möglichkeiten als in allen anderen. 

Wenn man im eigenen Ressort nicht reüssiert, ist man am 

falschen Platz. Es ist ganz einfach. So einfach wird man 

bewertet. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Dass man zwischendurch sogar in anderen Ressorts 

ein bisschen aufräumen kann: Lesen Sie einfach die Ge-

schichte der Compress Auslandsbüros, wo die SPÖ auch, 

sagen wir einmal, gute Freunde gut versorgt hat, und wir 

in einem Nicht-Ressort von uns von über 10 Millionen 

auch insgesamt 4 Millionen Ersparnis pro Jahr rausgeris-

sen haben, die dann halt nicht mehr in irgendwelchen ro-

ten Taschen zu verteilen waren. Es war halt weg, oder das 

Geld war dann halt bei der Stadt. Irgendwo ist es immer, 

es ist hier geblieben. (Zwischenruf von GR Mag. Dietbert 

Kowarik.) Wenn man im eigenen Ressort nichts zusam-

menbringt, ist es schwierig. 

Wir haben im Dezember deswegen beim Stadtrech-

nungshof ein weiteres Prüfersuchen eingebracht, wo es 

unter anderem um die fünf Millionen Sonderförderung 

geht, die heute von SPÖ und NEOS beschlossen werden, 

um sich das noch einmal genau anzusehen. Wenn irgend-

jemand hier herinnen von der SPÖ die Volkshochschulen 

wichtig sind, bitte das nicht noch gesundreden, was dort 

in den letzten Jahren passiert ist. Es funktioniert schlecht. 

Sie müssen ständig mehr Geld nachschießen. Das bringt 

Sie nicht um, das weiß ich schon. Solange die SPÖ so 

groß ist, wie sie jetzt ist, werden Sie das weiter zahlen, 

nur, das Geld könnten Sie für etwas anderes auch ausge-

ben.  

Ich halte Volksbildung für enorm wichtig und ich 

glaube - Jennifer Kickert hat das vorhin ausgeführt -, dass 

die, die jetzt dort zuständig sind, es nicht können, schlicht 

nicht können. (GR Mag. Dietbert Kowarik: Nicht wollen!) 

Wenn dort schon Frauen serienweise mit 55 in Pension 

geschickt werden, dann muss man halt bei den 65-Jähri-

gen, die das dort leiten, darüber nachdenken, wie lange 

sie das noch machen sollen. Ganz ehrlich, aktuell schaut 

es nicht so aus, dass die notwendigen Kurskorrekturen mit 

der Besatzung erfolgen würden, die dort jetzt zuständig 

ist. Tauschen Sie einfach die Leute aus, holen Sie Leute, 

die das können. Wer will, dass die Volkshochschule bleibt, 

wie sie ist, will nicht, dass sie bleibt. (Beifall bei den GRÜ-

NEN und von GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM.) 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist GR Zierfuß. 

Bitte. 

GR Harald Zierfuß (ÖVP): Sehr geehrte Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! 

Eigentlich hätten wir schon beim letzten Gemeinderat 

umfangreich über die massive, jahrelange SPÖ-Misswirt-

schaft an den Volkshochschulen diskutieren wollen. Im-

merhin kommt es nicht von ungefähr, wenn dann dieses 

Jahr geplanterweise ein Minus von 10 Millionen EUR drin-

nensteht und dass eine Finanzspritze von 5 Millionen EUR 

nötig wird, um diese wichtige Bildungsinstitution für Wien 

vor dem finanziellen Ruin zu bewahren. Wir wollten im De-

zember vom Bürgermeister konkrete Antworten auf kon-

krete Fragen haben, bekommen haben wir stattdessen - 

ich kann es nicht anders nennen - eine halbgare Ausre-

densammlung, warum man nicht wirklich auf unsere Fra-

gen antworten muss. 

Heute zum riesigen Fördermittelskandal Minibambini - 

die wird dann wenigstens in Teilen zugelassen - ist das 

Gleiche der Fall. Meine sehr geehrten Damen und Herren 

von der SPÖ, bei aller Wertschätzung sage ich das in aller 

Deutlichkeit: Sie haben kein Recht dazu, in einem Finanz-

skandal nach dem anderen Millionen an Steuergeld zu 

versenken und sich dann nicht einmal kritische Fragen ge-

fallen zu lassen. (Zwischenruf von GR Dr. Kurt Stürzen-

becher.) Das ist eine Frechheit, nicht anders kann man es 

nennen. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) Wenn Sie, Kollege 

Stürzenbecher, jetzt die Frage stellen, wo das passiert ist: 

Ich rede von den Volkshochschulen, ich rede genauso 

auch von Minibambini. Ich habe das Gefühl, Sie können 

das bei all diesen Zahlen in der Debatte nicht bestreiten - 

ich glaube, sie dauert eineinhalb Stunden -, wo viele Kol-

legen ganz wichtige Dinge angebracht haben. (GR Dr. 

Kurt Stürzenbecher: Bei der Wien Energie ist nichts ver-

untreut worden! Der Wölbitsch hat das gesagt!) Kollegin 

Kickert hat das ganz genau auf Punkt und Beistrich ge-

macht, auch eine Anfragebeantwortung von ihr erwähnt - 

danke übrigens an der Stelle auch fürs Weiterleiten, das 

habe ich schriftlich noch nicht gemacht -, wo ja wirklich 

viel drinsteht, was in den Volkshochschulen jahrelang 

falsch gelaufen ist, oder Minibambini, aber darauf gehen 

wir später noch mehr ein.  

Unser Klubobmann Markus Wölbitsch hat dann schon 

das Naheverhältnis vom Bürgermeister zu den Volks-

hochschulen beleuchtet. Ich könnte das jetzt noch um das 

Naheverhältnis von vielen SPÖ-Spitzenfunktionären er-

weitern, die die Volkshochschulen in den letzten Jahren 

und Jahrzehnten maßgeblich mitgeprägt haben, aber mir 

scheint es jetzt wichtiger, einige Kennzahlen hervorzuhe-

ben, wie es in den letzten Jahren in den Volkshochschulen 

gelaufen ist und warum es eigentlich für niemanden über-

raschend sein kann, dass jetzt für 2023 ein riesiges Minus 

geplant werden musste.  

Im vorliegenden Akt wird uns geschildert, welche Maß-

nahmen in den letzten Jahren gesetzt worden sind und 

welche für die kommenden geplant sind. Gemeinsam mit 

den Bilanzen - wir haben die auch ganz akribisch studiert - 

der letzten Jahre und auch dem Rechnungshofbericht, 

den es zu dem Ganzen gegeben hat, kann man sich 

durchaus ein ganz gutes Bild zur Wirtschaftlichkeit, ich 

würde sagen, zur Unwirtschaftlichkeit der Volkshochschu-

len machen. Auf Seite 10 wird im Akt ganz stolz geschil-

dert, wie toll sich die Volkshochschulen nicht selber sa-

niert haben, dass jedes Jahr Einsparungen und Rückla-

genauflösungen von 2 bis 4 Millionen EUR getätigt wor-

den sind. Das klingt ja soweit nicht so schlecht, bis man 

sich dann denkt: Rücklagenauflösungen und Einsparun-

gen als ein Sammelposten? Das sind ja von Grund auf 
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verschiedene Sachen, aber das alles wird verwurschtet. 

Wenn man sich dann die Bilanzen anschaut, wird der Ver-

dacht auch relativ klar bestätigt. Gab es 2008 noch 17 Mil-

lionen EUR an Rücklagen, waren es 2021 nur mehr 3 Mil-

lionen EUR. Da sind also eins zu eins nur Rücklagen auf-

gelöst worden, nichts anderes. Liebe SPÖ, wenn ich pri-

vat jeden Monat 1.000 EUR zu viel ausgebe und dann halt 

jeden Monat 1.000 EUR vom Sparbuch aufs Konto über-

weise, löse ich ja bitte mein Finanzproblem nicht, sondern 

mache es noch viel größer, und genau das ist bei den 

Volkshochschulen passiert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist eine Misswirtschaft à la SPÖ in Reinkultur. Die 

NEOS machen halt mit, das ist aus unserer Sicht sehr ent-

täuschend. Ich bin gespannt, ob diese Restrukturierung, 

die dann vorgenommen wird, auch ernst gemeint ist. Das 

kann man bei der Geschichte der Volkshochschulen 

durchaus anzweifeln.  

Es wird dann in dem Bericht weiter geschildert, dass 

Sanierungskosten in Millionenhöhe von der Stadt über-

nommen worden sind. Na ja, welche Sparmaßnahme in-

nerhalb der Volkshochschulen das ist, weiß ich jetzt auch 

nicht gerade, aber okay, sei es drum, die Volkshochschu-

len haben sich Geld erspart. Ein persönliches Highlight 

von dem Ganzen, das ist wirklich eine Offenbarung gewe-

sen - ich zitiere: Personalplanung orientiert sich an Nor-

malarbeit und nicht an Spitzen - in Zukunft dann. Also 

wenn das nicht ein lupenreines Zugeständnis ist, dass die 

Personalplanung in den letzten Jahren überhaupt nicht 

funktioniert hat, man gar nichts gelernt hat! Diese Erkennt-

nis ist ja überhaupt nicht neu. Neben einem Stadtrech-

nungshofbericht hat das ja auch eine externe Beratungs-

firma hervorgestrichen, die relativ deutlich auch gesagt 

hat, wir müssen in dem Bereich einsparen. Die hat aber 

damals nicht vorgeschlagen, dass man kurz vor Weih-

nachten irgendwelche Leute entlässt, die haben gesagt, 

wenn Leute in Pension gehen, dann soll man nicht nach-

besetzen, eine viel sozialverträglichere Maßnahme. 

Das alles ist nicht passiert. Was ist stattdessen pas-

siert? Die Personalkosten sind förmlich explodiert. Wenn 

es 2008 laut den Bilanzen noch 24,8 Millionen waren, 

dann sind es für 2023 geplant 46,2 Millionen. Anstatt dass 

man Personalkosten einspart, hat man sie in dem glei-

chen Zeitraum fast verdoppelt, und dann wundert man 

sich, warum das Ganze nicht rentabel ausschaut. Dann 

stellt sich wirklich die Frage: Wem hat es irgendetwas ge-

bracht, dieses Problem so lange auf die lange Bank zu 

schieben? Die Mitarbeiter waren es ja nicht, die sind dann 

kurz vor Weihnachten darüber informiert worden, dass sie 

kurz nach Weihnachten ihren Job verlieren, und statt Pen-

sionierung gab es dann etliche Kündigungen. Ohne die 

fünf Millionen, die ja heute als Notspritze beschlossen 

werden sollen, weil man so lange zugeschaut hat, wären 

es ja noch einmal zig Kündigungen mehr gewesen. Für 

diese massive SPÖ-Misswirtschaft über Jahre hinweg 

dürfen jetzt wieder einmal die Steuerzahler die Rechnung 

zahlen, und das ist nicht in Ordnung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Bericht des Stadtrechnungshofs sind auch einige 

Problemstellungen angeführt, die aus meiner Sicht we-

sentlich sind, dass sie in Zukunft beachtet werden. Bei 

den angebotenen Kursen war dann Corona die Ausrede, 

dass die Leute nicht hinkommen. Ab 2008 mussten schon 

zwischen 30 und 40 Prozent der Kurse wegen mangeln-

den Interesses abgesagt werden, die vorher angekündigt 

worden sind. Dazu kommt dann, dass die meisten Stand-

orte ihre Kosten nicht einmal zu 30 Prozent selber decken. 

Mein Highlight war einer, der laut Stadtrechnungshofbe-

richt diese zu 0 Prozent selber decken kann.  

Wenn jetzt eine Reorganisation kommt, was ja nicht 

einmal SPÖ und NEOS mehr bestreiten, dass das not-

wendig ist, dann hoffe ich, dass man auch wirklich auf 

diese Punkte eingeht, dass man auf der einen Seite das 

Angebot wieder attraktiver für die Menschen gestaltet. 

Man muss natürlich aber auch dafür sorgen, dass die 

Standorte zumindest halbwegs ihre Kosten selber de-

cken, denn wenn wir das nicht schaffen - Kollegin Emmer-

ling hat es ja fast schon angedroht -, dann stehen wir 

nächstes Jahr und das Jahr danach wieder mit jedem Mal 

5 Millionen hier, die man mehr braucht. Wir stecken also 

sehr viel Hoffnung hinein, dass sich jetzt etwas verändert. 

Im Übrigen - weil es ja fast den Eindruck macht, als 

würde die Stadt die Volkshochschulen nicht finanziell un-

terstützen und dass man jetzt nur 1 Mal 5 Millionen EUR 

brauchen würde: Wenn man sich das so über die Jahre 

im Schnitt anschaut, dann fließen jedes Jahr aufs Neue 

30 Millionen EUR an die Volkshochschulen. Es ist voll-

kommen klar, dass die Volkshochschulen Geld von der öf-

fentlichen Hand brauchen. Man kann sich natürlich auch 

anschauen, wofür diese 30 Millionen EUR dann einge-

setzt werden, aber die sind legitim. Dass man hier aber so 

tut, als würde die Stadt sonst nichts investieren, ist natür-

lich nicht richtig.  

Auf die Corona-Ausreden ist unser Klubobmann Mar-

kus Wölbitsch schon eingegangen. Wenn man dann sagt, 

Corona wäre schuld gewesen, dass die Volkshochschu-

len jetzt eine Finanzmisere haben, ist das vollkommen 

falsch. Wenn Corona überhaupt irgendetwas in den 

Volkshochschulen beigetragen hat, dann dazu, dass es 

mit den Corona-Hilfen noch ein paar Jahre weitergelaufen 

ist. Über mehrere Jahre hinweg, eigentlich über zwei 

Jahre, in denen die Bundesregierung praktisch nur ihr 

Geld noch einmal hineingegeben hat, haben sie die Bilan-

zen dann herausgerettet.  

Wenn ich ehrlich bin, habe ich wenig Erwartung, dass 

sich das Ganze verändert, weil zum einen die Warnsig-

nale in der Vergangenheit ignoriert worden sind und zum 

anderen die Bereitschaft nicht allzu groß scheint, hier 

selbstkritisch vorzugehen. Wenn dann nur Zwischenrufe 

kommen, dass ja finanziell eh nichts schiefgelaufen ist, 

dass eh nichts versenkt worden ist, oder wenn man auf 

unsere Fragen vom Bürgermeister nicht einmal Antworten 

bekommt, dann ist es - das muss man ehrlich sagen - 

wirklich schwierig für uns, hier auch zuzustimmen. Des-

wegen werden wir es auch nicht machen.  

Selbst wenn wir sagen, dass die Volkshochschulen 

eine wichtige Institution sind, werden wir bei der Vorge-

hensweise bei diesen 5 Millionen EUR definitiv nicht zu-

stimmen. Wie unser Landesparteiobmann Karl Mahrer 

das immer wieder betont hat - ich wiederhole es auch hier 

gerne -, sind wir grundsätzlich aber schon bereit, hier an 

einem Konsolidierungspfad mitzuwirken, dass wir auch 
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über Parteigrenzen hinweg gemeinsam an der Erwachse-

nenbildung arbeiten. Dafür muss man halt aber auch die 

Hand ausstrecken. Wir tun das heute sehr konkret mit ei-

nem Antrag, in dem wir eine ganz simple Sache verlan-

gen, nämlich dass im Ausschuss immer berichtet werden 

muss, was zum einen bei den Einsparungsmaßnahmen 

und zum anderen beim Finanzierungsübereinkommen der 

aktuelle Stand ist. Ich glaube, es wird niemandem von den 

Regierungsfraktionen ein Stein aus der Krone fallen, 

wenn man dem zustimmt und dann im Ausschuss auch 

entsprechend darüber berichtet, was sich da tut. Ich sehe 

Nicken bei den GRÜNEN. Ich habe das Gefühl, da gibt es 

Zustimmung dafür. Wir werden ohnehin auch im Aus-

schuss nachfragen. Das kann ich versprechen.  

Ich würde mich aber freuen, wenn man hier diesen Akt 

setzt und sich auch entsprechend selber verpflichtet, den 

Ausschuss am Laufenden zu halten. Das ist nicht viel, 

wäre aber aus unserer Sicht ein wichtiger Schritt, um auf 

die Opposition zuzugehen. Dann können wir vielleicht 

auch in Zukunft wieder gemeinsam an der Erwachsenen-

bildung arbeiten. Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Abra-

hamczik. Sie sind am Wort. 

GRin Mag. Nina Abrahamczik (SPÖ): Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrte Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! 

Wir diskutieren jetzt schon sehr lange über die Volks-

hochschulen. Ich finde, auf Grund der Bedeutung, die die 

Volkshochschulen haben, ist das auch absolut gerechtfer-

tigt.  

Weil Kollege Zierfuß gerade gesagt hat, man nimmt 

irgendwie keine Kritik an: Ich weiß nicht, ob Sie dem Kol-

legen Stürzenbecher zugehört haben. Der ist durchaus 

auch auf einige Punkte eingegangen, die Kollegin Kickert 

in ihrer Rede schon erwähnt hat. Von dem her würde ich 

bitten, das ein bisschen zurücknehmen.  

Ich habe ein bisschen das Gefühl, wir haben jetzt sehr 

viel über die Strukturen der Volkshochschulen geredet, 

aber ein bisschen wenig über die Bedeutung, das Ange-

bot und was dort eigentlich passiert. Das finde ich auch 

deswegen traurig, weil es so wichtig ist, dass es die Volks-

hochschulen gibt. Es ist wichtig, dass es diese Angebote 

für alle Wienerinnen und Wiener gibt. Deswegen möchte 

ich darauf dann auch noch eingehen.  

Wo es nur leider besonders gefehlt hat, war bei den 

Fraktionen FPÖ und ÖVP. Ich sage es ganz ehrlich: Viel-

leicht gibt es da eine fehlende Verbindung zu den Volks-

hochschulen. Ich finde auch, Kollegin Kickert hat ihre per-

sönliche Verbindung zu den Volkshochschulen sehr 

schön herausgearbeitet. Ich selber habe diese auch. Ich 

habe schon als Kind an Kursen teilgenommen. Das war 

total großartig, weil ums Eck von meinem Zuhause der 

Bus gefahren ist. In wenigen Stationen war man dort. Ich 

war damals gemeinsam mit einer Freundin in einem Tanz-

kurs. Es hat unglaublich viel Spaß gemacht. Die Eltern ha-

ben überhaupt keinen Stress gehabt, dass wir da relativ 

jung unterwegs waren, weil das ein sicherer Ort war und 

sie gewusst haben: Das ist ein gutes Angebot, wir sind gut 

aufgehoben, wir kommen auch gut wieder zurück. Genau 

das soll es ja auch darstellen. Da hätte ich mir gewünscht, 

dass wir auch ein bisschen mehr darüber reden, was die 

Volkshochschulen da alles an Möglichkeiten schaffen.  

Ich habe auch als Erwachsene einmal einen Kochkurs 

gemacht und muss sagen, das hat mir eigentlich beson-

ders deswegen getaugt: Kollege Zierfuß, Sie sind ein biss-

chen jünger als ich. Also ich bin jetzt 40 Jahre alt. Ich bin 

genau die Schulgeneration, bei der, als es bei mir im Gym-

nasium die Option auf Kochen in der Schule gegeben 

hätte, es leider von der Ministerin Gehrer abgeschafft 

wurde. Das finde ich jetzt nicht nur für mich traurig. Ich 

finde es vor allem deswegen traurig und wirklich nachhal-

tig ein Problem, weil meine Generation jetzt die Elternge-

neration ist, die ganz viel nicht gescheit gelernt hat, was 

beispielsweise die Zubereitung von Lebensmitteln betrifft. 

Da wäre es halt wichtig gewesen. Deswegen ist es umso 

wichtiger, dass die Volkshochschulen da so viel anbieten. 

Aber gut.  

Kommen wir noch kurz zur aktuellen Situation mit der 

Frage, wo es Überschneidungen und Sonstiges gibt. Ich 

selber war auch in einem Förderverein. Also wie Kollegin 

Kickert im 15. Bezirk war ich im Förderverein der Volks-

hochschulen 6/7/8 in meinem 7. Bezirk politisch zu Hause. 

Ich habe meine Funktion im Vorstand dort zurückgelegt - 

nicht, weil ich sozusagen hier heute befangen bin - das 

gar nicht -, sondern einfach, weil - wenn es nicht Kollegin 

Hanke ist, die hier hinter mir sitzt - üblicherweise ich hier 

im Haus die Berichterstatterin für die gesamten Volks-

hochschulen bin und damit nicht eine einzelne herausneh-

men wollte. Ich kann aber von dort berichten, dass es eine 

wunderbare fraktionsübergreifende Zusammenarbeit und 

ein sehr starkes Bewusstsein dafür gibt, wofür es die 

Volkshochschulen gibt. Der Vorsitzende dieses Förder-

vereins ist übrigens von der ÖVP, nur um das zu sagen.  

Ich würde mir wünschen, dass Sie vielleicht einmal in 

einen Austausch treten, um hier auch zu schauen, was es 

braucht, wo man gemeinsam hin will, um auch sicherzu-

stellen, dass es die Angebote weiterhin gibt. Indem wir 

das notwendige Geld streichen, wird es wahrscheinlich 

nicht funktionieren. (GR Harald Zierfuß: Das zahlt aber 

keiner!)  

Kollege Stürzenbecher hat schon ganz viel zur Ge-

schichte der Volkshochschulen gesagt. Ich möchte das 

jetzt auch nicht wiederholen. Ich möchte aber darauf hin-

weisen, dass es einfach mehr als 130 Jahre Erfahrung im 

Bildungswesen gibt, in denen es immer darum gegangen 

ist, Menschen zu stärken, Menschen den Zugang zur Bil-

dung zu geben, Menschen auch zu zeigen, was ihre Po-

tenziale sind, um sie entwickeln zu können, und dazu bei-

zutragen, dass Menschen an der Gesellschaft teilhaben 

können.  

Im Übrigen ist das erste Volkshochschulgebäude zu 

Beginn - es ist 1905 in Ottakring eröffnet worden - durch 

ganz viele Spenden errichtet worden. Ein großer Teil da-

von - das ist vielleicht auch für die ÖVP nicht unspannend 

- war von Bankiers und Industriellen. Die haben nämlich 

etwas Wesentliches genau erkannt: Wenn Leute gut ge-

bildet sind, haben wir auch die für den Fortschritt notwen-

digen Leute. (GR Harald Zierfuß: Aber das bestreitet ja 

niemand!) Genau. Ich möchte es euch nur wirklich ans 
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Herz legen, weil es für mich in euren Reden einfach ein 

bisschen untergegangen ist. Deswegen auch in deine 

Richtung, weil du gerade da sitzt. Man hat gesehen: Es ist 

wichtig, was dort passiert.  

Zum heutigen Stand: Es ist natürlich viel passiert in 

über 130 Jahren. Heute haben wir 34 Standorte über ganz 

Wien verteilt. Das ist diese Nähe, die es auch möglich 

macht, dass beispielsweise Kinder das Angebot nutzen 

können. Bisher haben, glaube ich, alle nur über Erwach-

senenbildung geredet, die sehr zentral ist. Wir haben aber 

auch für Kinder sehr viele Angebote in den Volkshoch-

schulen, die man findet. Die sind nahe. Sie sind sozusa-

gen Bildungsnahversorger. Deswegen ist es auch wichtig, 

dass es ausreichend Standorte gibt.  

Es gibt Veranstaltungszentren, die ganz wichtige 

Räume für Begegnungen in dieser Stadt sind. Insgesamt 

gibt es ein extrem breites Kursangebot, das, finde ich, ei-

gentlich alle Lebensbereiche abdeckt und bei dem, glaube 

ich, für jede Person, für jede Wienerin und jeden Wiener 

auch ein Angebot dabei ist. Es muss nicht immer der 

mehrjährige Lehrgang sein. Es kann eine einzelne Unter-

richtseinheit sein, es kann ein Vortrag sein, den man sich 

anhört. Ich glaube, dass genau das die Stärke ist.  

Weil wir hier heute natürlich sehr viel über die Finan-

zierung reden, möchte ich jetzt kurz einmal ein bisschen 

auf den Ablauf eingehen. Wie Sie wissen, ist die aktuelle 

GesmbH, wie sie jetzt die Rechtsform ist, in der die Volks-

hochschulen organisiert sind, 2007 gegründet worden. Da 

hält die Stadt auch einen Anteil von 25,1 Prozent. 2008 

wurde auch eine Leistungsvereinbarung zwischen den 

Volkshochschulen und der Stadt getroffen. Das heißt 

auch, dass es regelmäßig eine Übermittlung von Quar-

talsberichten gibt. Man kann bei der MA 5 im jährlichen 

Beteiligungsbericht auch sehen, welche Gelder hier flie-

ßen. Wir wussten aber auch: Schon 2012 haben die 

Volkshochschulen darauf hingewiesen, dass es eine 

Überarbeitung dieses Übereinkommens brauchen wird, 

weil es sich auf Dauer so finanziell nicht ausgehen wird.  

Ja, es gab Rücklagen, die wurden auch schon ange-

sprochen. Jetzt werden sich einige erinnern. Ich mag jetzt 

nicht vom Thema abschweifen, weil die Untersuchungs-

kommission heute schon angesprochen wurde. Ich 

möchte auf eine andere Untersuchungskommission ein-

gehen. Das ist nämlich die UK Vereine - das war nämlich 

die letzte Untersuchungskommission, die wir in diesem 

Haus hatten -, und ich kann mich gut erinnern, was für 

eine große Aufregung es gegeben hat, dass es von der 

Stadt Subventionen an Vereine gibt, die selber Rücklagen 

haben. Jetzt werfen Sie den Volkshochschulen vor, dass 

Rücklagen aufgebraucht wurden. Das letzte Mal war es 

ein Problem, dass jemand Rücklagen hat, und jetzt? Ich 

weiß es nicht. Für mich ist dieser Zugang nicht sehr stim-

mig, aber vielleicht kann es mir die ÖVP einmal erklären, 

wo der große Unterschied ist. 

In Wirklichkeit muss man sehr froh sein, dass die 

Volkshochschulen hier frühzeitig, nämlich schon 2012, 

gewarnt haben und den Betrieb mit den Rücklagen, die 

sie hatten, aufrechterhalten konnten. Es gab 2018 ein de-

tailliertes Sanierungskonzept, nämlich - das wurde heute 

auch schon angesprochen - im Zeitraum 2019 bis 2022. 

Das hat Kollegin Emmerling heute mit „Es war keine 

leichte Zeit.“ schon gesagt.  

Corona hat uns alle überrascht. Wir wissen, dass uns 

das natürlich in allen Lebensbereichen nachhaltig be-

schäftigt. Natürlich ist das gerade bei den Volkshochschu-

len schwierig gewesen, weil man viele Kurse auf die 

Schnelle halt nicht auf Online-Kurse umstellen kann. Man-

che kann man gar nicht auf Online-Kurse umstellen, weil 

es einfach sinnlos ist, gewisse Sachen zu Hause vor dem 

Bildschirm zu machen. Das funktioniert halt nur in der 

Gruppe vor Ort. Es wäre mir also wichtig, das auch zur 

Kenntnis zu nehmen, vor allem auch deswegen: Ich habe 

vorhin diese Verbindung angesprochen, die ich zur Volks-

hochschule 6/7/8 habe. Die hat sich ganz massiv mit der 

Digitalisierung auseinandergesetzt. Das waren die, die 

vorangegangen sind, die eigentlich die Piloten für andere 

Bezirke gemacht haben, die übernommen werden konn-

ten. Auch für die wäre es nicht möglich gewesen, 100 Pro-

zent des Kursangebots online zu machen. 

Ich möchte auch mitgeben: Ich weiß, dass auch hier 

im Raum für sehr viele Leute Corona gefühlt vorbei ist. 

Das ist nicht der Fall. Ich kenne Leute, die auch jetzt noch 

sehr zurückhaltend sind und wahrscheinlich auch deswe-

gen nicht in irgendeinen Sportkurs, wo es keine Masken 

gibt, oder auch sonst wohin gehen würden, in einen Koch-

kurs, et cetera.  

Ich hoffe sehr, dass wir wieder ruhigere Zeiten haben 

werden. Gleichzeitig ist Corona jetzt etwas ruhiger gewor-

den. Wir leben aber in Zeiten der Teuerung, und das ist 

natürlich auch eine große Herausforderung.  

Kollege Konrad hat schon angesprochen, dass die 

Gehälter gestiegen sind. Das ist an sich gut. Ich finde das 

super, dass gerade in Zeiten, in denen es finanziell her-

ausfordernd ist, weil die Inflation sehr stark gestiegen ist, 

auch die Löhne entsprechend mitsteigen. Gleichzeitig 

muss man es zahlen. Man muss auch dazusagen: Das 

Förderabkommen, das es zwischen der Stadt und den 

Volkshochschulen gibt, sieht eine maximale Erhöhung 

von 1,2 Prozent im Jahr vor. Wir alle wissen, wie die Infla-

tion im Moment ausschaut. Das kann sich logischerweise 

nicht ausgehen. (GR Mag. Josef Taucher: Das wäre na-

türlich Sachpolitik! - Zwischenruf von GR Dr. Markus 

Wölbitsch-Milan, MIM.) Die Klubobleute machen sich das 

vielleicht am Rande der Diskussion hier aus. (GRin Dipl.-

Ing. Selma Arapović: Es müsste um die Sache gehen!) Ja 

genau, weil es um die Sache geht. 

Wir wissen auch, dass 2023 der schon angespro-

chene Fehlbetrag von 10 Millionen EUR hier ist. Rund die 

Hälfte davon werden die Volkshochschulen durch diverse 

Einsparungen selber stemmen können - auch das ist vom 

Kollegen Konrad schon gesagt worden -, und die 5 Millio-

nen EUR werden wir heute hier beschließen. Ich hoffe, 

dass möglichst viele mitstimmen. Ich hoffe, dass mög-

lichst vielen die Bedeutung der Volkshochschulen klar ist.  

Weil es jetzt heißt, man muss sich plötzlich umstruktu-

rieren und überlegen, möchte ich aber auch darauf ver-

weisen: Es ist sehr viel passiert in den letzten Jahren. Ich 

darf jetzt ein paar Beispiele nennen: Es gab schon 

2017/2018 eine Situationsanalyse, das habe ich auch ge-

sagt. Da wurde auch schon an die Stadt herangetragen, 
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dass es ein neues Übereinkommen braucht. Es sind Bil-

dungsstätten saniert worden, es sind Rückstellungen ab-

gebaut worden. 2019 sind eine eigene Stabstelle zur Da-

tenanalyse und auch ein eigenes Datenanalyseprogramm 

erstellt worden, um eine gute Übersicht über die Zahlen 

zu haben, mit denen gearbeitet wird. Die technische Infra-

struktur ist ausgebaut worden. 2021 gab es schon die Di-

gitalisierungsstrategie, die fortgesetzt wurde, bei der es 

aber natürlich auch wichtig war, die entsprechende Infra-

struktur weiter zur Verfügung zu stellen, weiter auszu-

bauen und damit auch mehr online anbieten zu können. 

Ebenfalls 2019 bis November 2021 gab es einen Ana-

lyseprozess, bei dem unter anderem ein Regionenkon-

zept erarbeitet wurde. Viele Volkshochschulen sind in der 

Nähe voneinander. Vielleicht muss nicht jede einzelne an 

jedem Standort - vor allem, wenn sie öffentlich gut ange-

bunden ist - alles anbieten. Stattdessen gibt es gemein-

same Konzepte, um sich eben auch zu überlegen: Muss 

ich einen Kurs an fünf Standorten anbieten, wo dann viel-

leicht mehrere nicht zustande kommen, weil sich zu we-

nige TeilnehmerInnen anmelden? Oder kann ich ihn zu-

sammenlegen und dieser Kurs findet statt? Das heißt, hier 

ist schon etwas passiert.  

Der Stadtrechnungshofbericht ist angesprochen wor-

den. Da gibt es eine Empfehlung, gerade bei kleineren 

Standorten zu schauen, ob man sie zusammenlegen 

kann. Ich freue mich sehr, als Vertreterin des 7. Bezirks 

sagen zu können, dass es jetzt einen Neubau am Sophi-

enspital-Areal geben wird, wo kleinere Standorte zusam-

mengelegt werden. Das wird 2025 fertiggestellt werden.  

Kollege Stürzenbecher hat schon viele, viele Maßnah-

men genannt, die 2022 auch gesetzt wurden. Ich möchte 

sie jetzt nicht wiederholen. Was ich aber, bevor wir dann 

zur Abstimmung kommen werden, gerne noch einmal in 

Erinnerung rufen möchte, ist: Was machen die Volkshoch-

schulen alles? Was ist denn das Angebot? Die Wiener 

Lernhilfe ist schon angesprochen worden. Ich halte das 

vor allem deswegen für wichtig, weil es ein kostenloses 

Angebot für Schülerinnen und Schüler in Wien ist und es 

uns natürlich ein Anliegen ist, dass Kinder eine möglichst 

gute Bildung und dort, wo es schwierig ist, auch die not-

wendige Unterstützung erhalten, damit sie in der Schule 

weiterkommen und einen Abschluss haben. Die Volks-

hochschulen bieten eine Berufsreifeprüfung oder auch 

Studienberechtigungsprüfung an. Ich selber habe Freun-

dinnen, die die Studienberechtigungsprüfung dort ge-

macht haben und für die das ganz zentral war, weil sich 

eine Möglichkeit aufgetan hat, die sie davor sonst nicht 

gehabt hätten. Das heißt, wir ermöglichen diese Chancen 

und Perspektiven, die für die Menschen so wichtig sind. 

(Beifall bei SPÖ und NEOS.) 

Wir finden in den Volkshochschulen auch Lernange-

bote zur Lernförderung. Viele Kinder, aber auch ältere 

Menschen haben Probleme mit Legasthenie oder Lern-

schwächen. Auch hier ist es zentral, diese Unterstützung 

zu bieten, weil da oft nicht der Inhalt das Problem ist. Da 

liegen die Probleme woanders. Die Leute dort zu unter-

stützen, ist das Wichtigste, was wir machen können, um 

sie selber zu ermächtigen, diese Dinge zu schaffen. Die 

Basisbildung für Jugendliche und Erwachsene ist genau 

das: Wenn ich ein Problem beim Lesen habe, wenn ich 

ein Problem mit Schreiben habe, ist das sehr oft auch mit 

Scham behaftet. Hier diesen Zugang zu bieten, ist etwas, 

weswegen wir heute auch diese 5 Millionen EUR beschlie-

ßen, damit das weitergeht.  

Wir haben natürlich diverse Deutschkurse. Über die 

haben wir auch schon oft gesprochen. Es gibt verschie-

dene Lehrgänge und Zertifikate - ich habe vorhin schon 

von Kochkursen erzählt -: über Sprachen, diverse Sport-

geschichten, Computer, Digitalisierung, und hier spezielle 

Angebote für die älteren Wienerinnen und Wiener. Das ist 

etwas ganz Wichtiges, weil wir alle wissen: Heutzutage 

geht es ohne digitale Kenntnisse nicht mehr.  

Es gibt verschiedene Angebote der Persönlichkeits-

entwicklung für Kinder und Eltern und auch Bereiche, über 

die wir immer reden, wie Lebensmittel haltbar zu machen. 

Wir wollen immer, dass Lebensmittelabfälle vermieden 

werden. Die Volkshochschulen helfen, dieses Wissen, 

das bei vielen leider verloren gegangen ist, auch zu unter-

stützen.  

Die Umweltberatung wurde heute schon genannt. Ich 

finde es schade, dass sie immer nur negativ genannt wird, 

weil es zentral ist, dass wir darauf schauen, wie wir in die-

ser Stadt leben, wie wir auf unsere Umwelt achten und wie 

wir das möglichst gut gestalten können. Diese Beratung 

ist auch etwas, was viele Unternehmen in Anspruch neh-

men. Ich möchte darauf hinweisen, dass es nicht nur für 

die einzelnen Personen so ist, sondern auch in die Breite 

noch einmal stärker wirkt.  

Auch Einrichtungen wie das Planetarium - ich habe 

nachgeschaut: Alleine heute sind dort fünf Veranstaltun-

gen. Die erste ist zu dieser Uhrzeit schon länger vorbei. 

Sie war für Kinder ab fünf Jahren. Das geht bis zum Abend 

hinein dann auch für Erwachsene. Weil heute auch schon 

davon gesprochen wurde, dass es sich wirtschaftlich tra-

gen muss: Ich glaube nicht, dass sich das Planetarium 

wirtschaftlich selber tragen wird, aber es ist ein sehr be-

liebtes und wichtiges Angebot, das es hier gibt. So gese-

hen hoffe ich, dass auch das weiterhin besteht. 

Mit der Science Card um 29 EUR kann man ein gan-

zes Semester wissenschaftliche Vorträge hören - ein An-

gebot über 300 Vorträge aus verschiedensten wissen-

schaftlichen Bereichen. Ich glaube, gerade in Zeiten der 

Wissenschaftsskepsis ist es ganz zentral, dass man Leu-

ten einfach auch einen wissenschaftlichen Zugang zu et-

was gibt, wo sie sich auch hintrauen. Ich weiß, wie schwie-

rig es für viele Leute beispielsweise ist, in eine Uni hinein-

zugehen, wenn sie selber nicht studiert haben. Da gibt es 

Hemmungen. Solche Angebote auf einer Volkshoch-

schule zu haben, wo man sich auskennt und wo der Zu-

gang niederschwellig ist, halte ich für sehr zentral.  

Mit dem Hinweis, dass jetzt Mitte Februar das neue 

Kursprogramm startet, möchte ich jetzt auch zum Schluss 

kommen. Ich möchte allen - vielleicht habe ich ja der einen 

oder anderen Person Lust gemacht - wirklich ans Herz le-

gen, einmal hineinzuschauen, was die Volkshochschulen 

am Standort, der Ihnen am nächsten ist, gerade anbieten, 

was da dabei ist, das Freude machen könnte.  

Man kann beispielsweise auch Gutscheine verschen-

ken, um Leuten einmal diese Möglichkeit aufzuzeigen, 
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was es da überhaupt gibt, was man alles ausprobieren 

könnte. Was mir abschließend wichtig ist, weil heute von 

so vielen Rednerinnen und Rednern vor allem das Nega-

tive hervorgestellt wurde und es mir deswegen wichtig 

war, auch das Positive hervorzuheben: Ich möchte mich 

vor allem bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den 

Volkshochschulen für alles, was sie jeden Tag leisten, be-

danken. (Beifall bei SPÖ und NEOS.) 

Ich wünsche den Volkshochschulen alles Gute. Ich 

würde mich sehr freuen, wenn heute möglichst viele Frak-

tionen den Weiterbestand ermöglichen.  

Wir haben heute schon viel zur Strukturreform gehört, 

die ansteht und uns die nächsten Monate beschäftigen 

wird. Ich glaube natürlich, dass sich Sachen ändern wer-

den - das ist in jedem Bereich so -, aber ich hoffe sehr, 

dass allen Fraktionen in diesem Haus bewusst ist, dass 

die Volkshochschulen für unsere Stadt wichtig sind. Ich 

würde mich freuen, wenn Sie hier den Fortbestand auch 

sichern. Vielen Dank. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Zu Wort ist dazu niemand mehr gemeldet. Die Berichter-

statterin verzichtet auf das Schlusswort.  

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Post-

nummer 22. Wer der Postnummer zustimmt, den bitte ich 

um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen 

von SPÖ und NEOS gegen die Stimmen von ÖVP, GRÜ-

NEN, FPÖ und GR Kieslich mehrstimmig angenommen.  

Es liegen - bitte kurz um Aufmerksamkeit - zwei An-

träge vor, die über DigiPol eingelangt sind.  

Für den ersten Antrag der ÖVP betreffend Transpa-

renz bei Restrukturierungsmaßnahmen der schwer defizi-

tären Wiener Volkshochschulen wird die sofortige Abstim-

mung verlangt. Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein 

Zeichen. - Das hat mit den Stimmen von ÖVP, FPÖ, Kies-

lich und GRÜNEN gegen die Stimmen von SPÖ und 

NEOS nicht die erforderliche Mehrheit und ist abgelehnt.  

Auch für den zweiten Antrag von der FPÖ betreffend 

Strukturreform der Wiener Volkshochschulen GmbH an 

Haupt und Gliedern ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte um Zustimmung. - ÖVP, FPÖ und GR Kieslich. 

Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und somit abge-

lehnt. Weitere Anträge liegen nicht vor.  

Wir kommen zur Postnummer 17 der Tagesordnung. 

Sie betrifft die Genehmigung der Förderrichtlinie der Stadt 

Wien - Kindergärten „Förderungen zur Schaffung von pri-

vaten elementaren Bildungsplätzen - Anstoßfinanzie-

rung“. Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Herrn GR Mag. 

Marcus Gremel, die Verhandlung einzuleiten.  

Berichterstatter GR Mag. Marcus Gremel, MBA: Frau 

Vorsitzende! Ich ersuche um Zustimmung.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Vielen Dank. Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet 

ist Frau GRin Janoch. Sie sind am Wort. 

GRin Silvia Janoch (ÖVP): Sehr geehrte Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Wienerinnen 

und Wiener! Das Jahr 2023 hat erst angefangen und 

schon mussten wir Anfang Jänner die erste Schlagzeile 

lesen, und zwar: „Ein dreijähriges Kind wurde zum Glück 

vor dem Ertrinken gerettet.“ Deshalb ist der Antrag, den 

ich heute einbringe, wichtiger denn je. Es geht nämlich 

darum, das Leben unserer Jüngsten zu retten. Aus die-

sem Grund will ich eigentlich nur darüber sprechen. Trotz-

dem möchte ich aber auch zum Förderskandal rund um 

Minibambini Stellung beziehen. Dazu möchte ich nicht 

schweigen.  

Gestern fand der Tag der Elementarbildung statt. Ge-

meinsam zeigen wir auf, was elementare Bildung ist, was 

sie kann und was sie braucht, um effektiv für eine Bil-

dungsgesellschaft zu sein. Wir sind täglich mit der profes-

sionellen Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern 

befasst. Genau deshalb muss diese gesellschaftliche Auf-

merksamkeit ins Zentrum gerückt werden. Der Kindergar-

ten ist die erste Bildungseinrichtung und ein Ort zur Ent-

faltung und Förderung von Kompetenzen. Wir betreuen 

Kinder nicht nur bestmöglich, sondern sind auch bemüht, 

alle gesetzlichen Vorlagen und Richtlinien einzuhalten. 

Transparenz steht für uns an oberster Stelle. Umso trau-

riger macht es mich dann auch persönlich, wenn man se-

hen muss, was die Stadt Wien bei wenigen schwarzen 

Schafen so durchgehen lässt.  

Die heute vorgelegte Förderrichtlinie ist leider wenig 

wert, wenn nicht ordentlich kontrolliert wird oder - schlim-

mer noch - so wie bei Minibambini trotz wiederholter War-

nungen und Hinweise nicht auf Verstöße reagiert wird.  

Sehr geehrter Herr Bildungsstadtrat, können Sie sich 

vorstellen, wie es uns Elementarpädagogen und Elemen-

tarpädagoginnen, die täglich korrekt arbeiten, mit solchen 

Schlagzeilen geht und was das auch für uns bedeutet, 

wenn man dann alle über einen Kamm schert? (VBgm 

Christoph Wiederkehr, MA: Ja!) Ich bin seit Langem in die-

sem Beruf tätig und setze mich seit vielen Jahren für den 

Abbau von Klischees ein, aber das geht sich alles nicht 

mehr aus, um das ordentlich in ein Bild zu rücken - all das, 

was in den vergangenen Monaten passiert ist. Deswegen 

sage ich ganz klar: Das Image der Elementarpädagogik 

muss schleunigst aufgewertet werden. (Beifall bei der 

ÖVP.)  

Nun zu meinem Anliegen „Schwimmen in der Elemen-

tarpädagogik“: Seit 28. Mai 2021 mache ich Sie auf diese 

Problematik aufmerksam. Seit diesem Tag habe ich un-

zählige Gespräche mit Expertinnen und Experten geführt, 

darunter Schwimmschulen, das Kuratorium für Verkehrs-

sicherheit, Sportmediziner, Rettungsorganisationen, der 

Landesschwimmverband, Pädagoginnen und Pädago-

gen, Bildungseinrichtungen und -träger und Bürgerinnen 

und Bürger. Die Fakten sind: Ertrinken ist die zweithäu-

figste Todesursache bei Kindern, und momentan lernen 

die Kinder das mit acht Jahren in der Volksschule - nur ist 

das für viele Kinder der Erstkontakt mit dem Element Was-

ser. 50 Prozent der 8-jährigen Kinder in Wien können nicht 

schwimmen. Davon lernen es nur 60 Prozent durch einen 

Schwimmkurs in der Volksschule.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc 

(unterbrechend): Frau Kollegin, ich muss Sie kurz unter-

brechen. Sehr geehrte Damen und Herren, ich bitte, den 

Geräuschpegel zu senken, auch wenn es rund um die Mit-

tagszeit ist, oder die Gespräche hinter die Bänke zu ver-

legen. Man kann die Frau Kollegin kaum verstehen.  

Bitte fahren Sie fort.  
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GRin Silvia Janoch (fortsetzend): Bei über 70 Prozent 

der Badeunfälle von Kindern sind diese unter 8 Jahre alt. 

Aus all diesen Gründen müssen Kinder so früh wie mög-

lich an das Wasser gewöhnt werden.  

Der Vorsitzende der Samariterbund-Wasserrettung 

empfiehlt den Besuch eines Schwimmkurses bereits ab 

zirka vier Jahren. Das Kuratorium für Verkehrssicherheit 

sieht die Notwendigkeit, dass Schwimmkurse bereits im 

Kindergarten durchgeführt werden.  

In Kindergärten lernen Kinder das Eislaufen, Schwim-

men jedoch leider nur selten, obwohl Schwimmen eine 

Überlebenstechnik ist, wie wir wissen. Viele private Kin-

dergärten oder Kindergartenträger gehen aber durchaus 

seit Jahren mit den Kindern schwimmen. Somit ist es Fakt, 

dass auch Schwimmkurse in der Elementarpädagogik 

durchgeführt werden können. Deshalb meine konkreten 

Forderungen: Schwimmkurse sollen bereits in der Ele-

mentarpädagogik durchgeführt werden. Warum? Um ein-

fach die Anzahl der Badeunfälle zu minimieren. Es sollen 

dabei keine Profischwimmer herauskommen (GR Dr. Mar-

kus Wölbitsch-Milan, MIM: Vielleicht auch!), sondern sie 

sollen einfach nur wissen, wie man sich im und um das 

Wasser verhält, worauf man achten soll, dass man 

Selbstrettungskompetenzen erlernt. Ein Crash-Kurs als 

Überlebenstraining reicht da laut Experten völlig aus.  

Den gesundheitlichen Aspekt brauche ich, glaube ich, 

nicht ansprechen. Ich glaube, da sind wir uns alle einig, 

dass das gegenüber dem Eislaufen natürlich einen viel 

größeren Stellenwert hat.  

Eines muss ich schon sagen: Sie planen jetzt so große 

Schulcampus. Ich frage mich: Warum bauen Sie hier nicht 

gleich ein Schwimmbecken mit ein? (Heiterkeit bei VBgm 

MA Christoph Wiederkehr, MA.) Es hätte so viele Vorteile. 

Sie brauchen nicht zu lachen. Das gab es, und das gibt es 

auch. Also, manche Schulen haben das. Ich denke mir 

jetzt einmal so: Man baut große Campus vom Kindergar-

ten über die Volksschule bis zu den Mittelschulen und den 

AHS. Ein Schwimmbecken würde administrativ und orga-

nisatorisch natürlich auch einiges erleichtern, weil das 

dann natürlich alle Einrichtungen nutzen könnten.  

Wie gesagt, das gibt es und gab es. AbsolventInnen 

der BAfEP müssen - Herr Bildungsstadtrat, nur ganz kurz, 

jetzt kommt nämlich etwas Wesentliches - in ihrer Ausbil-

dung einen Schwimmschein absolvieren. Das wird im 

Rahmen des Turnunterrichts gemacht. Auch meine Aus-

bildung hat mit einem Schwimmschein, einem Eislauf-

schein und einem Schischein abgeschlossen. Ich frage 

mich jetzt: Wenn wir diesen Schwimmschein haben, wa-

rum nutzen wir ihn dann nicht als Elementarpädagoginnen 

und Elementarpädagogen? (Beifall bei der ÖVP. - GRin 

Mag. Bettina Emmerling, MSc: Können Sie ja!)  

Mir wurde damals von der Stadt Wien gesagt - ich 

habe gefragt, warum ich einen Schischein brauche -: „Ja, 

vielleicht werden Sie einmal eine Anstellung in Tirol be-

kommen, und dann sind Sie fähig, mit den Kindern schi-

fahren zu gehen.“ (GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc: 

Ja, gut so!)  

Wir Elementarpädagoginnen und Elementarpädago-

gen haben einen Schwimmschein, also würde ich vor-

schlagen, wir nehmen im Wiener Bildungsplan für Kinder-

gärten auf, dass auch Schwimmkompetenzen angedacht 

werden, damit die Kinder in Kindergärten auch schwim-

men gehen und nicht nur eislaufen. Danke schön. (Beifall 

bei der ÖVP.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Nein, das 

braucht man nicht mehr abgeben. Das dient höchstens 

zur Verwirrung des Präsidiums, weil dann zwei Anträge 

gleichen Wortlauts vorliegen. Kein Problem.  

Als Nächste zu Wort gemeldet ist GRin Hanke. Ich er-

teile es ihr.  

GRin Marina Hanke, BA (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Werter Herr Berichterstatter! Kolleginnen 

und Kollegen! Ich möchte kurz auf die Wortmeldung mei-

ner Vorrednerin eingehen, aber dann schon auch noch 

einmal kurz auf das Geschäftsstück, das wir hier ja eigent-

lich diskutieren. 

Frau Kollegin Janoch, Sie haben gesagt, das Image 

der Elementarpädagogik muss aufgewertet werden. Ich 

glaube, ich kann Ihnen versichern - wahrscheinlich auch 

im Namen des Herrn Vizebürgermeisters, aber auch allen 

anderen Vertretern und Vertreterinnen der Koalition -, 

dass wir die stärksten BefürworterInnen davon sind, das 

Image der Elementarpädagogik immer weiter aufzuwer-

ten, weil auch wir seit Jahren immer davon sprechen, dass 

es eine so wichtige und die erste Bildungseinrichtung ist 

und wir auch sehr stolz auf die wichtige Arbeit sind, die die 

Kolleginnen und Kollegen der Elementarpädagogik jeden 

Tag leisten. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)  

Das vorliegende Geschäftsstück - nur zwei kurze 

Sätze dazu - bringt gerade in dem Bereich doch auch wie-

der sehr gute Verbesserungen, gerade wenn es um die 

heilpädagogischen Gruppen geht. Es wird dann möglich 

sein, dass diese auf Grund ihrer Besonderheit und auch 

auf Grund des Bedarfes im gesamten Stadtgebiet - also 

auch außerhalb des definierten Zielgebietes - liegen kön-

nen. Das finde ich einen sehr wichtigen Schritt, den wir da 

vorangehen.  

Ich gehe jetzt nicht näher auf Minibambini ein, weil ich 

glaube, wir haben heute und in den nächsten Tagen noch 

genug Zeit, darüber zu sprechen. Ich möchte aber auf der 

anderen Seite trotzdem darauf hinweisen, dass genau 

hier auch schon erste Empfehlungen des Stadtrech-

nungshofes hinsichtlich der Förderungen eingearbeitet 

werden und wir da auch schon vorangehen.  

Zum Thema Schwimmen nur ein paar Punkte: Ich ver-

stehe die Emotionalität, und ich verstehe natürlich auch, 

dass die Frage, ob Kinder schwimmen können, ein ganz 

wichtiges Thema ist. Es gibt ja auch die Möglichkeit, 

schon im Kindergarten mit Kindern schwimmen zu gehen. 

Ich glaube aber schon, dass wir angesichts vieler Diskus-

sionen, die wir auch in dem Haus immer führen, wenn wir 

davon sprechen, wie die Situation in den elementarpäda-

gogischen Einrichtungen in den Kindergärten vor Ort ist, 

wenn wir von den durchaus sehr großen Belastungen 

auch für die Pädagogen und Pädagoginnen sprechen - 

dazu werden auch noch ein bisschen die Umsetzungsfra-

gen gestellt, die Haftung, et cetera betreffen -, sehr wohl 

stolz darauf sein können, dass wir in der Volksschule die-
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sen verpflichtenden Schwimmkurs haben, jetzt aber in ei-

nem ersten Schritt einmal davon absehen können, damit 

auch im Kindergarten voranzugehen.  

Ich möchte dazu abschließend schon auch noch zur 

generellen Situation in den elementarpädagogischen Ein-

richtungen sagen, dass es natürlich nicht nur darum geht, 

das Image der Kindergärten und der Elementarpädagogik 

aufzuwerten, sondern natürlich auch die finanziellen Mit-

tel. Ich darf da auch gerade an die KollegInnen der ÖVP 

noch einmal die Forderung richten, dass wir eine Kinder-

bildungsmilliarde pro Jahr auch auf Bundesebene brau-

chen, damit wir mehr ausbilden können, damit wir auch 

bundesweit mehr ausbauen können und damit es den ele-

mentarpädagogischen Einrichtungen, den PädagogIn-

nen, aber letzten Endes auch den Kindern besser geht. 

Vielen Dank. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zu Wort ist 

dazu niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos-

sen. Der Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzich-

tet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Post-

nummer 17. Wer dieser Post zustimmen kann, den ersu-

che ich um ein entsprechendes Zeichen mit der Hand. - 

Zustimmung der SPÖ, der NEOS, der ÖVP und der GRÜ-

NEN, gegen die Stimmen von FPÖ und Kieslich ange-

nommen. 

Wir haben zwei Anträge, die digital eingebracht wor-

den sind, nämlich einen der ÖVP betreffend Schwimmen 

im Bildungsplan. Wer diesem Antrag zustimmen kann, 

den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Mit den 

Stimmen der FPÖ, der ÖVP, der GRÜNEN und des GR 

Kieslich, aber gegen die Stimmen von SPÖ und NEOS 

bleibt dieser Antrag in der Minderheit und ist daher abge-

lehnt. 

Einen Antrag der FPÖ zu Kindesmissbrauch bringe ich 

jetzt noch zur Abstimmung. Auch hier wird die sofortige 

Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmen 

kann ... - Er bleibt mit der Zustimmung der FPÖ und des 

unabhängigen Gemeinderates in der Minderheit. 

Damit kommen wir zur Postnummer 18 der Tagesord-

nung. Sie betrifft das Förderprogramm Sonderfinanzie-

rung auf Grund der Teuerungen mit einer Energieunter-

stützungsmaßnahme. Ich ersuche den Berichterstatter, 

die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Mag. Marcus Gremel, MBA: Ich 

ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Ich eröffne die 

Debatte. Zu Wort gemeldet ist GR Guggenbichler. Ich er-

teile es ihm. 

GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc (FPÖ): Frau Vor-

sitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!  

Es geht in diesem Poststück um einen Energiekosten-

zuschuss, nur hat man in Wien schon ein Stück das Prob-

lem: Es ist - mit einer Unterbrechung von ein paar Jahren 

- seit knapp 100 Jahren sozialdemokratisch regiert. In die-

sen 100 Jahren ist halt eines passiert: Sie haben lange mit 

absoluten Mehrheiten dazu beigetragen, dass die Armut 

in dieser Stadt immer größer geworden ist. Kollege Meid-

linger weiß das.  

Wir reden heute zum Beispiel über einen Energiekos-

tenzuschuss und Energiesteigerungen und Inflationszah-

len, die bei Weitem nicht dem entsprechen, was die rote 

Gewerkschaft in Wien für ihre eigenen Mitarbeiter heraus-

holt. Das ist halt ein Problem, auch wenn Sie jetzt so 

streng schauen. Oder es war vielleicht einfach nicht mehr 

möglich. (GR Ing. Christian Meidlinger: Verstehe den Zu-

sammenhang nicht!) Ich glaube Ihnen als einem der we-

nigen Sozialdemokraten, die noch einen Zusammenhang 

haben oder als ehemalige Arbeiterpartei zumindest zufäl-

lig irgendwelche Arbeiter treffen, dass Sie doch ein biss-

chen eine Ahnung haben. Offensichtlich sind Sie in der 

Stadtregierung gescheitert, weil die Lohnabschlüsse, die 

in Ihrem Bereich sind, leider Gottes dazu führen, dass die 

Armut in Wien und auch die Kinderarmut stärker werden. 

Das ist das Ergebnis, das wir von sozialdemokratischer 

Politik erleben dürfen - unabhängig von den Kündigungen 

vor Weihnachten, über die wir heute schon gesprochen 

haben.  

Aber nicht nur in diesem Bereich produziert die SPÖ 

Armut, sondern auch in vielen anderen Bereichen. Des-

wegen darf ich auch ein paar Anträge einbringen. Der 

erste Antrag wäre zum Thema, dass die Stromnetzgebüh-

ren reduziert werden, ein Resolutionsantrag an die Bun-

desregierung.  

Sie können sich erinnern: Als Sie das letzte Mal noch 

mit absoluter Mehrheit in dieser Stadt geherrscht oder re-

giert haben, haben Sie dafür gesorgt, dass das unsägliche 

Valorisierungsgesetz beschlossen wurde, das dazu bei-

trägt, dass die Gebühren jedes Jahr automatisch erhöht 

werden, ohne dass Sie aber automatisch auch die Unter-

stützungen erhöhen. Also wird es weitere Unterstützun-

gen in vielen Bereichen brauchen.  

Eine Energiekostenpauschale für Freiberufler wäre 

aus unserer Sicht ganz wichtig, damit wir diesbezüglich 

nicht nur diese Elementarpädagogik abdecken. Dann eine 

Energiekostenpauschale für KMUs. Ein Tipp an den Fi-

nanzstadtrat und Wirtschaftsstadtrat: Gerade die KMUs 

sind jene, die in dieser Stadt zum Wirtschaftsleben beitra-

gen. Es gibt immer mehr, die auch sozial nicht so wie Ar-

beitnehmer abgesichert sind. Hier ist offensichtlich noch 

ein großer Mangel daran, dass diesen Menschen auch die 

Teuerung, die sie mittlerweile fast schon jeden Tag erle-

ben müssen, abgefedert wird.  

Dann für Kollegin Janoch ein Rückgängigmachen der 

Bäderpreise, weil sie jetzt relativ lange über das Schwim-

men geredet hat. Leider Gottes ist sie nicht da. Offensicht-

lich dürfte ihr aber auch das Anliegen mit dem Schwim-

men nicht so wichtig sein, weil sie schon vor der Abstim-

mung über den eigenen Antrag den Raum verlassen hat, 

was ich etwas befremdlich finde. Aber so ist die ÖVP halt: 

Sie tun so, als wäre ihnen etwas wichtig, und machen ein 

bisschen eine Show, und wenn es um etwas geht, stim-

men sie nicht einmal ihren eigenen Anträgen zu.  

Ganz wichtig auch: Ein Gaspreisdeckel wie in unse-

rem Nachbarland Deutschland. Die Österreichische Bun-

desregierung verzichtet darauf, dass die Unternehmer 

und Bürger diesbezüglich entlastet werden. Das dürfte ein 

ideologisches Problem aus der Bundesregierung sein. 

Das kann ich nicht abschätzen. Auf alle Fälle ist es für 
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eine Partei, die sagt, sie unterstützt die Wirtschaft und die 

Unternehmen, in irgendeiner Art und Weise schon ver-

rückt, sage ich einmal, dass sie hier einen Wettbewerbs-

nachteil in Österreich gegenüber der Industrie in Deutsch-

land produziert.  

Den Energiekostenzuschuss für Freiberufler haben wir 

schon gehabt.  

Was mir ein großes Anliegen ist, wenn man gerade 

jetzt im Winter so um das Rathaus spazieren geht und in 

diese Passagen hineinschaut: Ich finde es einfach ver-

werflich - es ist jedes Jahr das Gleiche und es wird nie 

etwas dagegen getan -, wenn die Obdachlosen hier in den 

kalten Zeiten in den Passagen liegen müssen, weil die 

Stadtgemeinde es nicht schafft, genau für diese Personen 

ausreichend Schlafplätze zu schaffen. Ich stelle dann hier 

auch noch einen Antrag, dass die Stadt dafür sorgt, weil 

wir für jeden anderen sofort einen Schlafplatz haben. Für 

die Eigenen, die jeden Winter in der Kälte in den Passa-

gen liegen müssen, aber haben Sie kein Herz. (GRin Mar-

tina Ludwig-Faymann: Stimmt nicht! - GRin Mag. Bettina 

Emmerling, MSc: Es gibt genügend Notbetten!) Ich würde 

mich nicht einmal aufregen, wenn es heuer das erste Mal 

wäre, aber wir haben diese Anträge schon öfter gestellt. 

Auch da muss ich Ihnen sagen: Es ist herzlos und eigent-

lich schändlich, was die Stadtregierung da macht, wenn 

sie für die Ärmsten der Armen nicht einmal eine Schlaf-

stätte schaffen kann. Ich muss sagen, das gehört sich 

nicht, das macht man nicht - wider besseres Wissen, denn 

ihr wisst es ja schon ganz genau. 

Was zu dieser Teuerungswelle noch dazukommt - da 

steht ja Wien im Gegensatz zu anderen Bundesländern, 

weil Vorarlberg und Oberösterreich die GIS-Landesab-

gabe ja schon abgeschafft haben, Wien kassiert da jähr-

lich mit -: Der ORF kassiert auch heuer wieder mehr, also 

stellen wir auch einen Antrag auf Abschaffung der GIS-

Landesabgabe.  

Das sind Anträge, die den Bürgern in Wien die Mög-

lichkeit geben, am Ende des Monats noch ein Stück Geld 

in der Tasche zu haben. Ich ersuche Sie, diese Anträge 

zu unterstützen. Ich appelliere an Ihr soziales Herz. 

Schauen Sie, dass Obdachlose Schlafstätten bekommen, 

und schauen Sie, dass die anderen Bürger die Möglichkeit 

haben, nicht ab 25. die Wohnung nicht mehr verlassen zu 

können, weil sie sich einfach nichts mehr leisten können, 

weil Sie ihnen vorher alles geraubt haben! (Beifall bei der 

FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist Frau GRin Emmerling. Bitte sehr. 

GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc (NEOS): Sehr 

geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Zuseherinnen und Zuseher auf der Galerie!  

Ich komme jetzt eigentlich wieder zum Thema dieses 

Poststückes zurück. (GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc: 

Wir wissen eh, dass euch alles wurscht ist!) Wir schicken 

nämlich heute ein Riesenpaket zur Unterstützung der pri-

vaten Kindergartenträger auf den Weg. Der Kindergarten 

ist auf Grund des Tags der Elementarbildung sowieso 

auch ein Thema. Ich glaube, wir haben die Wichtigkeit hier 

heute schon fraktionsübergreifend hervorgestrichen. Es 

geht aber hier besonders um die privaten.  

In Wien haben wir die Situation, dass rund zwei Drittel 

der Wiener Kinder in privaten Einrichtungen unterge-

bracht sind, die damit natürlich eine wesentliche Säule in 

der Wiener Bildungslandschaft darstellen, deswegen aber 

natürlich auch eine wesentliche Stütze bei der Vereinbar-

keit von Familie und Beruf sind. Würde es die vielen pri-

vaten in Wien nicht geben, würde die Stadt stillstehen, 

weil viele nicht in die Arbeit kommen können und viele, 

viele Tausend Kinder nicht betreut werden. Deswegen ist 

für uns eines klar: dass wir die privaten Träger in diesen 

herausfordernden Zeiten unterstützen. Das haben wir 

während der Corona-Pandemie gemacht, weil viele Eltern 

ihre Kinder damals abgemeldet haben. Das hat sich na-

türlich auch auf die Träger ausgewirkt. Das machen wir 

heute in den unsicheren Zeiten einer Energiekrise. (Beifall 

bei den NEOS sowie von GR Mag. Thomas Reindl und 

GR Dr. Kurt Stürzenbecher.)  

Es ist aber auch die Teuerung, die nachhaltige Aus-

wirkungen auf die elementarpädagogischen Einrichtun-

gen hat. Viele Eltern entscheiden sich jetzt aus finanziel-

len Gründen dagegen, ihr Kind in den Kindergarten zu 

schicken, oder sie schränken die Besuchszeiten ein und 

versuchen, Kosten zu sparen, indem sie ihr Kind eben vor 

dem Mittagessen abholen. Deswegen dürfen wir hier nicht 

zusehen und werden diese Kindergärten auch unterstüt-

zen, weil es darum geht, auch die Plätze zu unterstützen, 

die wir natürlich nicht verlieren wollen.  

Das Fördermodell „beitragsfreier Kindergarten“ zielt ja 

auf die anwesenden Kinder und die bezogene Förderung 

der anwesenden Kinder ab. Viele private Betreiber haben 

hier maßgebliche finanzielle Ausfälle, obwohl natürlich 

Mietkosten und Personalkosten gleich geblieben sind. Be-

triebskosten müssen bezahlt werden. Die sind im Ver-

gleich zum Vorjahr einfach mit massiven Mehrkosten ver-

bunden. Weil wir diese Plätze erhalten wollen, gibt es 

diese Fördersumme, die wir heute auf den Weg schicken. 

Wir sichern damit auch mehr als 65.000 private Kinder-

garten- und Hortplätze in Wien. Sie sehen, das sind ganz 

schön viele. (Beifall bei den NEOS sowie von GR Mag. 

Thomas Reindl, GR Dr. Kurt Stürzenbecher und GRin 

Martina Ludwig-Faymann.)  

Ich möchte auf den Antrag der GRÜNEN eingehen, 

der hier heute im Zuge dieses Poststückes auch einge-

bracht wird. Das ist die „Bildungsrevolution für Wien“. Ich 

kenne den Begriff ganz gut, weil ich glaube, den haben wir 

auch schon einmal verwendet. Wahrscheinlich ist der An-

tragstext sogar ähnlich, die Begründung nicht. Wahr-

scheinlich ist aber der Beschlussantrag ähnlich. Es geht 

um mehr Personal in den Kindergärten, es geht um klei-

nere Gruppen, es geht um einen besseren Fachkraft-

Kind-Schlüssel. Ich glaube, ich habe es hier schon oft ge-

sagt und erwähnt: Ich würde mir nichts mehr wünschen 

als genau das in der Elementarpädagogik. Das ist das, 

was ich jedem Kind, aber auch jeder Pädagogin wün-

schen würde, das ich uns als Gesellschaft in Österreich 

wünschen würde: Dass Bildung im Kindergarten einen so 

maßgeblichen Einfluss, einen so maßgeblichen Stellen-

wert hat, dass wir dieses Wunschpaket auch leisten könn-

ten - überhaupt keine Frage. Deswegen sage ich es auch 

und weiß es auch: Es ist natürlich sehr schmerzlich, dass 



Gemeinderat, 21. WP 25. Jänner 2023 33. Sitzung / 46 

 

wir diese Dinge eben auch auf Grund der derzeitigen Per-

sonalsituation so schnell nicht erreichen können. Trotz-

dem volle Zustimmung zu diesen Punkten.  

Sie erwähnen in Ihrem Antrag das Land Kärnten. Die 

haben vor Kurzem ein Kindergartenpaket präsentiert und 

bezeichnen das als großen Wurf in der Elementarpädago-

gik. Ich finde das Paket für Kärnten toll, ich finde auch echt 

gut, dass in einem strukturschwächeren Bundesland mit 

ganz anderen Voraussetzungen als in Wien auch in der 

Elementarpädagogik richtig hingegriffen wird und was ge-

macht wird, aber ich glaube, den Vergleich mit Wien müs-

sen wir nicht scheuen, beziehungsweise ist er in diesem 

Sinne ein bisschen unfair. Im Paket von Kärnten ist natür-

lich, dass sie die Betreuungsplätze ausbauen. Sie gehen 

von einem ganz anderen Niveau aus, überhaupt keine 

Frage, dass sie überhaupt neue Betreuungseinrichtungen 

schaffen. Ich bin froh, dass wir diesen Bereich in Wien im 

weitesten Sinne eigentlich abgeschlossen haben, aber 

genug Kindergartenplätze zu Verfügung stehen.  

Sie erwähnen zum Beispiel aber auch, dass sie die 

Gehälter erhöhen. Das finde ich auch gut, ja. Kärnten wird 

gerade an das Niveau von Wien angehoben - kleines Bon-

mot am Rande. Natürlich kann man da immer etwas tun, 

aber Sie erwähnen eben auch - und das ist das Wichtigste 

-, dass Kärnten die Gruppegrößen von 25 auf 20 Kinder 

absenken will. Das finde ich gut, so einen schrittweisen 

Stufenplan, überhaupt keine Frage. In Kärnten ist das bei 

schrumpfender Bevölkerungszahl natürlich auch ein biss-

chen ein anderes Thema, als wir es in Wien haben. Na-

türlich ist es - das muss man dazusagen, auch wenn ich 

selbst sage, dass ich es gut finde und es mir auch wün-

schen würde - bei der derzeitigen Personalsituation auch 

riskant, diese Ziele dann auch zu erreichen.  

Ein bisschen bin ich ja bei diesem großen Reformpa-

ket, bei dem man eben so etwas präsentiert, von dem man 

noch nicht wirklich sagen kann, ob sich das irgendwie aus-

geht, immer ein bisschen vorsichtig, ob das vielleicht mit 

einer Landtagswahl zu tun haben könnte, die Anfang März 

stattfindet. Das stelle ich einmal dahin, das stelle ich ein-

fach einmal dahin, aber das kann ich auch gerne sagen.  

Sie sagen auch: in Wien kein großer Wurf. Ich möchte 

vielleicht kurz daran erinnern, was allein im letzten Jahr 

alles auf den Weg gebracht wurde. Ich glaube, das sind 

große Würfe. Die Verdoppelung der Assistenzstunde von 

20 auf 40 war ein großer Wurf. Momentan das Ausbil-

dungsgeld von 1.400 EUR. Wenn Sie die Ausbildung zur 

Elementarpädagogin angehen, bekommen Sie von der 

Stadt 1.400 EUR für Ihre Ausbildungszeit. Das ist ein gro-

ßer Wurf. (GR Felix Stadler, BSc, MA: Im Bund auch, üb-

rigens! Im Bund auch!) 

Auch die Imageoffensive, die Kampagne für das 

Image der Elementarpädagogin, um mehr Personal in die 

Kindergärten zu bekommen, für private und öffentliche. 

Das gab es erstmals, dass wir hier private und öffentliche 

Betreiber ansprechen. Das ist ein großer Wurf, dermaßen 

in die Breite zugehen.  

Genauso ein großer Wurf: Der BAfEP-Neubau, der auf 

Schiene ist und durch den die BAfEP bald neu errichtet 

wird, und überhaupt die Ausbildungsoffensive, die Wien 

hier leistet. Das sind große Würfe im Kindergartenbereich, 

und auf die können wir sehr, sehr stolz sein. (Beifall bei 

den NEOS sowie von GR Mag. Thomas Reindl und GR 

Dr. Kurt Stürzenbecher.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr GR Stadler. Ich erteile es Ihm. 

GR Felix Stadler, BSc, MA (GRÜNE): Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Kolleginnen, 

liebe Kollegen! Wir werden dem vorliegenden Poststück 

zur Unterstützung der privaten Kindergartenträgerorgani-

sationen natürlich zustimmen. Ich möchte diesen Tages-

ordnungspunkt und den gestrigen Tag der Elementarbil-

dung aber auch zum Anlass nehmen, um uns auch von 

dieser Stelle noch einmal bei allen ElementarpädagogIn-

nen, aber auch bei allen AssistentInnen und allen Men-

schen, die tagtäglich in den Kindergärten arbeiten, wirk-

lich herzlich für ihre so wichtige Arbeit zu bedanken und 

ihnen ganz viel Kraft für die weitere Arbeit mitzugeben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und von GR Peter L. Eppinger.)  

Es gab ja gestern auch eine wirklich großartige Veran-

staltung drüben im Festsaal. Vielen Dank auch, dass die 

Organisation des Rathauses dabei war - und auch wieder 

alle möglichen Forderungen aller Parteien. Also, ich 

glaube, auch bei der Veranstaltung in der Hofburg war ja 

die Einigkeit zu dem Thema in den letzten Monaten so 

groß wie bei kaum einem anderen politischen Thema der-

zeit, bei dem sich wirklich alle Parteien, alle Interessens-

vertretungen von der Gewerkschaft bis zur Industriellen-

vereinigung eigentlich einig sind, was zu tun ist. Das ist 

auf jeden Fall eine Basis, auf der man, glaube ich, auf je-

der politischen Ebene auch Verbesserungen anstreben 

kann.  

Eine Forderung gestern war aber besonders span-

nend, und zwar kam von der Bundes-SPÖ die Forderung 

auf, die 15a-Vereinbarung neu zu verhandeln, weil die ja 

schlecht genug sei. Diese 15a-Vereinbarung haben aber 

die Wiener SPÖ und Ihr Finanzstadtrat mitverhandelt und 

auch mitbeschlossen, und jetzt sagt Ihre eigene Bundes-

partei, man möge das bitte neu verhandeln. Das ist doch 

etwas kurios. (Beifall bei den GRÜNEN. - GRin Martina 

Ludwig-Faymann: Wieso? - GR Mag. Thomas Reindl: 

Wieso? Erklären Sie das mal!) Warum? Wenn Sie etwas 

verhandeln, was Sie für gut empfinden und hier abstim-

men, und dann kommt Ihre Bundespartei und sagt, es ist 

schlecht verhandelt? Sie haben es ja verhandelt. Wir sa-

gen ja nicht, dass es neu verhandelt werden muss. (GRin 

Mag. Bettina Emmerling, MSc: Kindergärten nicht ...) Wir 

sagen ja nicht, dass es neu verhandelt werden muss. Wir 

haben ja auch zugestimmt und finden es gut. Wenn Sie 

es schlecht finden, stimmen Sie nicht zu! (GR Waltraud 

Karner-Kremser, MAS: Schlechtes Beispiel!) Ok, sei es 

drum. In der SPÖ ist man sich ja in vielen Fragen nicht 

einig, anscheinend auch nicht darin, ob es eine gute Ver-

einbarung ist oder nicht.  

Die Forderungen, die auch gestern wieder gestellt 

wurden, sind aber seit Langem klar: Die Gehälter in der 

Elementarbildung sind zu niedrig, die Gruppen sind zu 

groß, der Fachkraft-Kind-Schlüssel ist viel zu hoch, die 

Vorbereitungszeit und die mittelbare pädagogische Arbeit 

sind zu gering.  
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Vor allem und gerade auch in Wien ist die Ungerech-

tigkeit zwischen privaten Trägern und öffentlichen Trägern 

immer noch eklatant. Private Trägerorganisationen krie-

gen einfach pro Kind nicht das gleiche Geld wie öffentliche 

Kindergärten. Private Trägerorganisationen können daher 

nicht die gleichen Gehälter an ihre Pädagoginnen und Pä-

dagogen zahlen wie die öffentlichen. Diese Ungerechtig-

keit, die ja auch von Ihnen, Herr Stadtrat, oft thematisiert 

wurde, muss endlich abgeschafft werden. Wie auch schon 

von Kollegin Emmerling angesprochen wurde, sagen wir: 

Wien geht hier nur kleine Schritte. Die AssistentInnen-

stunden wurden verdoppelt. Das war tatsächlich der ein-

zige größere Schritt, der in den letzten zwei Jahren ge-

gangen wurde. Das ist aber auch der einzige Schritt, den 

wir uns bezüglich dessen, was hier seit mehr als zwei Jah-

ren in der Elementarbildung passiert, anhören können.  

Ganz anders - es wurde schon angesprochen - macht 

es Kärnten. (GR Mag Thomas Reindl: Seid ihr in Kärnten 

im Landtag? - Heiterkeit bei GR Mag. Josef Taucher.) Da 

geht es jetzt nicht darum, dass Kärnten von einem ande-

ren Niveau aus startet. Das ist auch uns klar. Kärnten hat 

aber in zwei ganz wichtigen Punkten das Ziel definiert, wo 

es hin will, und das Ziel so definiert, dass es Anreize 

schafft, in den Beruf zu gehen. Kärnten hat es vor allem 

mit zwei Punkten geschafft, wieder eine positive Stim-

mung bezüglich der Elementarbildung zu kreieren. Der 

erste ist der Fahrplan, die Gruppengröße zu verändern, 

das heißt, die Gruppengröße in den Kindergärten von 25 

auf 20 Kinder zu reduzieren. Das ist auch eine Sache, die 

Wien machen könnte. Der zweite Punkt: Kärnten erhöht 

die Bezahlung der PädagogInnen vor allem auch in den 

privaten Kindergärten. Auch das ist eine Sache, die Wien 

machen könnte und die wir schon lange fordern: Endlich 

die Bezahlung der Pädagoginnen und Pädagogen auch in 

den privaten Kindergärten so zu gestalten, dass es eine 

gerechte Sache zwischen öffentlichen und privaten Kin-

dergärten ist. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Ing. Chris-

tian Meidlinger: Waren Sie schon einmal in Kärnten? - GR 

Mag. Thomas Reindl: Nicht alles, was aus Kärnten 

kommt, ist gut! - Heiterkeit bei GR Mag. Josef Taucher.) 

Kollegin Emmerling hat gemeint, das ist eine risikorei-

che Politik. Das ist natürlich richtig. Die würden wir uns 

halt auch von Ihnen wünschen. Ich finde, auch die Wiener 

Stadtpolitik könnte einmal einen mutigen Schritt vorange-

hen und sich ein Beispiel daran nehmen, dass man eine 

Perspektive in der Elementarbildung schaffen kann, wenn 

man nur will.  

Wir stellen daher heute den Antrag und fordern auch 

in Wien eine kleinere Gruppengröße, einen besseren 

Fachkraft-Kind-Schlüssel und zumindest den Plan, einmal 

dort hinzukommen, wie es in Kärnten passiert. (VBgm 

Christoph Wiederkehr, MA - erheitert -: Wien soll Kärnten 

werden!)  

Wir wollen nicht das Blaue vom Himmel versprechen, 

sondern nur, dass wie in Kärnten einmal ein Plan erstellt 

wird, wie man denn dort hinkommt, die Gruppengröße zu 

verkleinern, den Fachkraft-Kind-Schlüssel zu verbessern 

und eine gerechte Förderung und Bezahlungen in öffent-

lichen und privaten Kindergärten zu erzielen, und bitten 

um Zustimmung. Danke sehr. (GR Mag. Thomas Reindl: 

Kein Antrag auf Kindergartenmillion? Bin enttäuscht!) 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Danke. Als 

Nächste zu Wort gemeldet ist GRin Weninger. Ich erteile 

es ihr. 

GRin Katharina Weninger, BA (SPÖ): Sehr geehrte 

Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen! Sehr geehrte Zuse-

herInnen! Sehr geehrter Herr Stadtrat!  

Um es noch einmal in Erinnerung zu rufen, weil ich 

glaube, dass die meisten RednerInnen hier vergessen ha-

ben, worum es in dem Akt geht: Es geht wieder einmal um 

die Teuerung. Das ist ja ein Thema, das uns über alle Ge-

schäftsbereiche hinweg beschäftigt.  

Die Teuerung in Europa hat uns alle vor neue Heraus-

forderung gestellt. Besonders massiv zeigt sich die Teue-

rung natürlich, wie wir alle wissen und merken, bei den 

Energiekosten, bei den steigenden Rechnungen, die na-

türlich auch vor den Kindergärten nicht Halt machen.  

Bei den städtischen Kindergärten tragen wir klarer-

weise diese Mehrkosten, aber auch die privaten Kinder-

gärten sind teilweise von massiven Kostensteigerungen 

betroffen, die bezahlt werden müssen. Das wissen wir na-

türlich auch genau. Wie auch schon vorher erwähnt wor-

den ist, stellen wir deswegen 14 Millionen EUR Energie-

unterstützung zur Verfügung, damit auch die privaten Trä-

gervereine nicht vor der Situation stehen müssen, zu 

überlegen, ob sie es sich jetzt leisten können zu heizen 

oder nicht.  

Momentan stabilisieren sich die Energiepreise zum 

Glück, allerdings noch lange nicht bei den VerbraucherIn-

nen. Ob das so bleibt oder nicht, wissen wir nicht. Das ist 

Kaffeesudleserei. Was wir allerdings wissen, ist, dass die 

Kinder nicht frieren sollen. Wenn wir teilweise bei 18 Grad 

arbeiten, ist das Kindern im Kindergarten natürlich nicht 

zumutbar. Mit der Energieunterstützung stellen wir eben 

sicher, dass es in den Kindergärten in Wien warm bleibt.  

Jetzt möchte ich aber auch noch auf ein paar Dinge 

eingehen, die vor allem meine Vorredner angesprochen 

haben, zum einen vielleicht einmal gleich auf die 15a-Ver-

einbarung. Gerade von den GRÜNEN höre ich in der letz-

ten Zeit immer wieder, dass das, was am Schluss bei Ver-

handlungen herauskommt, vielleicht nicht immer das 

Gelbe vom Ei ist. Genau so ist es bei den 15a-Vereinba-

rungen auch. Das ist eine Verhandlung. Da werden nicht 

100 Prozent der Wünsche der Wiener Stadtregierung 

durchgesetzt, sonst würden nämlich wir diese Vereinba-

rung schreiben und Ihnen einfach nur vorlegen. Das ist 

leider nicht so. Wenn wir das machen könnten, würde es 

wahrscheinlich besser ausschauen. (Beifall bei SPÖ und 

NEOS. - GR Kilian Stark: Das macht überhaupt keinen 

Sinn! Zwei Wochen nach ...) 

Eine Neuverhandlung zu besseren Konditionen für die 

Wiener Kinder - ja, das fordern wir. Das hätten wir gerne, 

aber das ist ja nicht das Einzige. Sie reden ja sehr oft und 

auch zu Recht, wie ich finde, über den Fachkraft-Kind-

Schlüssel, der natürlich ausbaufähig und verbesserungs-

würdig ist, aber die Art und Weise, wie Sie darüber reden, 

ist halt auch, finde ich, problematisch. Sie regen sich in 

dem Antrag vor allem immer wieder darüber auf, dass wir 

vom Bund fordern, aber selbst nichts tun würden. Ich 
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meine, ehrlich: Das kann ja nicht ihr Ernst sein, dass Sie 

glauben, dass wir keinen besseren Betreuungsschlüssel 

wollen. Natürlich wollen wir das. Es ist absurd, das Ge-

genteil zu behaupten. Gerade uns ist es wichtig, weil wir 

wollen, dass alle Kinder gleich behandelt werden. Wir un-

terscheiden nämlich bei den Kindern nicht nach Vorna-

men oder nach dem Geldbörsel oder dem Bildungsgrad 

der Eltern. Genau deswegen fordern wir auch mehr Geld 

vom Bund. Das machen wir nämlich auch nicht zum 

Selbstzweck.  

Sie haben angesprochen, dass es bessere Arbeitsbe-

dingungen für KindergartenpädagogInnen braucht. Was 

bedeutet das: bessere Arbeitsbedingungen? Bessere Ar-

beitsbedingung bedeutet - und genau das haben Sie ge-

sagt - natürlich auch mehr Geld. Das hätten gerade die 

Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen mehr als 

verdient. Es braucht also eine Kindergartenmilliarde, und 

zwar jedes Jahr. Die 200 Millionen EUR, die von der Bun-

desregierung zur Verfügung gestellt werden, sind gut, 

aber halt leider nur ein Tropfen auf den heißen Stein.  

Abschließend jetzt noch einmal: Ich bedanke mich bei 

allen Zuständigen, dass die Energieunterstützung auch 

für die privaten Kindergärten so schnell umgesetzt worden 

ist. Es sind 14 Millionen EUR, die vielleicht nicht primär in 

die Bildung unserer Kinder fließen, aber die Grundlage 

schaffen, dass sich die Wiener Kinder im Kindergarten 

warm fühlen, wohl fühlen und so das Beste aus der ersten 

Bildungseinrichtung unserer Stadt mitnehmen können. 

Vielen Dank. (Beifall bei SPÖ und NEOS.) 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zu Wort ist 

dazu niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos-

sen. Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.  

Somit kommen wir zur Abstimmung über die Post 18. 

Wer dem Antrag des Berichterstatters zustimmen kann, 

den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. Ich kann 

die einstimmige Annahme dieses Antrages feststellen.  

Damit kommen wir zur Abstimmung von zehn weiteren 

Anträgen, die digital eingebracht worden sind. Bei allen 

Anträgen wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Der erste ist von den GRÜNEN: Wien braucht eine Bil-

dungsrevolution. Wer diesem Antrag zustimmen kann, 

den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. Ich sehe 

die Zustimmung der ÖVP, der FPÖ, der GRÜNEN und 

des klubungebundenen Abgeordneten, womit der Antrag 

in der Minderheit bleibt und abgelehnt ist.  

Der nächste Antrag ist von der FPÖ: Zuschuss zu 

Energiekosten für Handwerk und Gewerbe. Wer diesem 

Antrag zustimmen kann, den ersuche ich um ein Zeichen 

mit der Hand. Er bleibt mit den Stimmen der FPÖ und des 

klubungebundenen Abgeordneten in der Minderheit und 

ist abgelehnt.  

Der nächste Antrag von der FPÖ betrifft Erlass der 

Gasrechnung eines Monats und Gaspreisdeckel. Wer die-

sem Antrag zustimmen kann, den ersuche ich um ein Zei-

chen mit der Hand. - Zustimmung der FPÖ und des klub-

ungebundenen Abgeordneten und ist damit abgelehnt. 

Der nächste Antrag von der FPÖ betrifft Zuschuss zu 

Energiekosten für KMUs. Wer diesfalls zustimmen kann, 

den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es ist das-

selbe Abstimmungsergebnis: Zustimmung FPÖ und klub-

ungebundener Abgeordneten, bleibt somit in der Minder-

heit und ist abgelehnt.  

Der nächste Antrag betrifft Pflicht zu Bevorratung bei 

Pellets. Wer diesem Antrag zustimmen kann, ersuche ich 

um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe die Zustimmung 

der ÖVP, der FPÖ und des klubungebundenen Abgeord-

neten. Damit bleibt der Antrag trotzdem in der Minderheit 

und ist abgelehnt. 

Der nächste Antrag betrifft die Rücknahme der Bäde-

reintrittspreiserhöhung. Wer hier zustimmen kann, ersu-

che ich um ein Zeichen. - Zustimmung der FPÖ, der ÖVP 

und des klubungebundenen Abgeordneten. Der Antrag ist 

abgelehnt. 

Der nächste Antrag betrifft den Energiekostenzu-

schuss für Freiberufler. Ich ersuche hier um Zustim-

mung. - Zustimmung der FPÖ und des klubungebunde-

nen Abgeordneten. Der Antrag bleibt somit in der Minder-

heit und ist abgelehnt. 

Der nächste Antrag der FPÖ betrifft die Abschaffung 

der GIS-Landesgebühr. Wer dem zustimmen kann, ersu-

che ich um ein Zeichen. - Ich sehe die Zustimmung der 

ÖVP, der FPÖ und des klubungebundenen Abgeordne-

ten. Der Antrag bleibt in der Minderheit.  

Der nächste Antrag, der FPÖ, betrifft den Anspruch 

auf Schlafplatz für Obdachlose. Wer diesem Antrag zu-

stimmen kann, den ersuche ich um ein Zeichen. - Zustim-

mung von ÖVP, FPÖ und klubungebundenem Abg. Kies-

lich. Dieser Antrag bleibt ebenso in der Minderheit.  

Der letzte Antrag zu diesem Tagesordnungspunkt von 

der FPÖ betrifft Stromnetzgebühren. Wer diesem Antrag 

zustimmen kann, ersuche ich um ein Zeichen. - Bleibt mit 

der Zustimmung der FPÖ und des klubungebundenen Ab-

geordneten in der Minderheit und ist damit ebenfalls ab-

gelehnt. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 21 der Tages-

ordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Sachkreditge-

nehmigung für das Vorhaben „Partizipative Kinder- und 

Jugendmillion“ an die Bezirke. Ich ersuche die Berichter-

statterin, Frau GRin Abrahamczik, die Verhandlung einzu-

leiten. 

Berichterstatterin GRin Mag. Nina Abrahamczik: Ich 

bitte um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zum Wort ge-

meldet ist GRin Bakos. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag. Dolores Bakos, BA (NEOS): Frau Vorsit-

zende! Werte Kolleginnen und Kollegen! Werter Herr 

Stadtrat! Werte Zuseherinnen und Zuseher! 

Du kannst Wien unmittelbar mitgestalten! - Das ist un-

ser Versprechen an jeden jungen Menschen in dieser 

Stadt betreffend 1 Million EUR, nämlich durch die Kinder- 

und Jugendmillion, die wir Kindern und Jugendlichen ge-

ben, indem wir 1 Million EUR für ihre Ideen, für ihre Wün-

sche und Anliegen, also für ihr Wien der Zukunft zur Ver-

fügung stellen. Zahlreiche junge Menschen haben letztes 

Jahr beim ersten Durchlauf des Kinder- und Jugendparla-

mentes genau das getan, nämlich ihre Ideen eingebracht, 

die dann in einem großen partizipativen Prozess gemein-

sam mit den Dienststellen zu konkreten Projekten geformt 

wurden, und dafür sage ich ein großes Dankeschön. Ende 
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letzten Jahres wurde darüber abgestimmt, welche der 

über 60 ausgeformten Projekte nun tatsächlich umgesetzt 

werden. Das wurde also Wien-weit zur Abstimmung ge-

bracht, und es haben 20 großartige Projekte gesiegt, die 

nicht irgendwo in einer Schublade versinken und nur eine 

theoretische Idee bleiben, sondern jetzt so rasch wie mög-

lich tatsächlich umgesetzt werden. 

Ich möchte unbedingt auch die Gelegenheit nutzen, 

um ein, zwei, drei dieser Siegerprojekte vorzustellen, da-

mit Sie sich auch ein Bild machen können, was Kindern 

und Jugendlichen in dieser Stadt ein wichtiges Anliegen 

ist. Mit Abstand gewonnen - und das freut mich als Frau-

ensprecherin ganz besonders - hat das Projekt „Kostenlos 

Bluten“, bei dem es um eine Enttabuisierung der Menstru-

ation geht und an ausgewählten Schulen kostenlos 

Menstruationshygieneprodukte zur Verfügung gestellt 

werden. Ein ganz anders gelagertes Projekt entsprach 

dem Wunsch insbesondere von Kindern und Jugendli-

chen in Hernals nach einem actionreichen brandneuen 

Motorikpark. Oder wieder etwas ganz anderes war der 

Wunsch nach mehr psychologischer Hilfe. Das haben sich 

vor allem Kinder und Jugendliche in Floridsdorf ge-

wünscht, sodass wir jetzt eine psychologische Unterstüt-

zungskraft in Jugendzentren und Jugendtreffs zur Verfü-

gung stellen werden. Und es gab noch vieles, vieles mehr. 

Sie können sich unter „junges.wien“ ein Bild machen. 

Dabei ist ganz stark aufgefallen - und das ist vielleicht 

auch der gemeinsame Nenner bei all diesen Projekten, 

die gewonnen haben -, dass Kinder und Jugendliche mit 

einem großen Weitblick, sozusagen mit einem Blick über 

den Tellerrand, abgestimmt haben. Das sieht man zum 

Beispiel daran, dass ein weiteres Projekt gewonnen hat, 

das sich für mehr Fühlstreifen für sehbeeinträchtigte Men-

schen einsetzt. Daran sieht man: Kinder und Jugendliche 

haben nicht nur mit Blick auf sich selbst hinsichtlich des-

sen, was sie sich wünschen, gevotet und abgestimmt, 

sondern vor allen Dingen auch mit Solidarität und mit 

Rücksicht darauf, was andere Menschen in dieser Stadt 

gut gebrauchen können. - Ich finde, das ist wirklich groß-

artig! (Beifall bei NEOS und SPÖ.)  

Kinder und Jugendliche sollen erleben, dass sie durch 

Mitgestaltung wirklich etwas verändern können, dass sie 

tatsächlich ihre Lebensqualität erhöhen können, dass 

auch ihre Stimme wirklich zählt und dass uns das nicht 

egal ist. Partizipation hat viele Vorteile: Sie fördert das En-

gagement, sie fördert vor allem das Verantwortungsgefühl 

für sich selbst, aber auch, wie wir jetzt an den Projekten 

sehen, das Verantwortungsgefühl für andere. Und ich 

habe das bereits vor eineinhalb Jahren gesagt, als wir die-

ses Kinder- und Jugendparlament gestartet haben: Es ist 

wirklich schön, zu sehen, dass genau das auch wirklich 

eingetreten ist und die Pläne aufgegangen sind, politische 

Teilhabe und Mitsprache zu ermöglichen. Das ist in mei-

nen Augen nicht einfach nur ein guter Weg, sondern das 

ist tatsächlich der beste Weg, um Menschen für politische 

Prozesse zu begeistern, sie tatsächlich zu involvieren und 

mitgestalten zu lassen. Das ist vor allen Dingen bei der 

Zielgruppe von Kindern und Jugendlichen wichtig, die das 

am meisten wirklich wollen, die unbedingt mitmachen und 

mitgestalten wollen, ob es das eigene Grätzl ist, ob es 

Wien ist und ob das auch darüber hinausgeht. 

Wir werden das weiterhin tun. Wir werden Kinder und 

Jugendliche weiterhin involvieren und tatsächlich teilha-

ben lassen, und das stellen wir mit der Kinder- und Ju-

gendmillion für die nächsten Jahre sicher, die wir im Rah-

men dieses Poststücks heute beschließen. - Vielen Dank. 

(Beifall bei NEOS und SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zum Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die 

Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Daher kommen wir nun zur Abstimmung über die 

Postnummer 21. Wer da zustimmen kann, den ersuche 

ich um ein Zeichen mit der Hand. - Mehrheitlich angenom-

men gegen die Stimmen der FPÖ und des Abg. Kieslich. 

Es liegt ein digital eingebrachter Antrag von den GRÜ-

NEN zur Einführung eines Jugendrates für Wien vor. Die 

sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag 

zustimmen kann, ersuche ich um ein entsprechendes Zei-

chen. - Ich sehe die Zustimmung durch die GRÜNEN, wo-

mit der Antrag in der Minderheit bleibt und abgelehnt ist. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Ver-

handlung über die Geschäftsstücke 7 bis 14 der Tages-

ordnung, sie betreffen Förderungen im Bereich Integration 

und Diversität, zusammenzuziehen, die Abstimmung je-

doch getrennt durchzuführen. Wird dagegen ein Einwand 

erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich bitte daher den Be-

richterstatter, Herrn GR Florianschütz, die Verhandlung 

einzuleiten. 

Berichterstatter GR Peter Florianschütz, MA, MLS: 

Ich ersuche um Zustimmung.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Ich eröffne die 

Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Maximilian 

Krauss. Ich erteile es ihm. 

GR Maximilian Krauss, MA (FPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben vor gut zwei Stunden bereits bei den Wie-

ner Volkshochschulen darüber gesprochen, dass Millio-

nen Euro so vergeben werden, dass am Ende kein echter, 

sinnvoller Output herauskommt, dass es keine Transpa-

renz gibt, dass oftmals Gelder auch in parteinahen Verei-

nen versickern. Und genau das trifft auch auf die jetzt zur 

Behandlung stehenden Subventionen zu, denn wieder 

einmal sollen beinahe 3,5 Millionen EUR an Förderungen 

vergeben werden, diesmal unter dem Deckmantel - wie so 

oft - der Integration und Diversität.  

Tatsache ist - obwohl wir hier über Jahre und Jahr-

zehnte Millionen und Abermillionen Euro für angebliche 

Integrationsvereine ausgeben, obwohl wir riesige Prob-

leme im Integrationsbereich haben, obwohl wir Parallelge-

sellschaften haben, obwohl immer mehr Mädchen auch in 

Schulen Kopftuch tragen -, dass Integration zunehmend 

nicht als Bringschuld, sondern als etwas gesehen wird, 

was man halt machen kann oder auch nicht. Und deswe-

gen ist unsere Linie ganz klar: Wir meinen, dass diese 

Gelder falsch verwendet werden und nicht richtig ankom-

men. Die Stadt Wien verpulvert Millionen und Abermillio-

nen Euro an Steuergeldern, oftmals werden Parteifreunde 

versorgt, am Ende müssen aber die Wienerinnen und 
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Wiener diesen angeblichen Spaß bezahlen, und das leh-

nen wir ab. (Beifall bei der FPÖ und von GR Wolfgang 

Kieslich.)  

Im Konkreten handelt es sich diesfalls um 3,5 Millio-

nen EUR, von denen über 400.000 EUR wieder einmal 

allein der Verein Interface bekommen soll, der bereits im 

vergangenen Herbst 400.000 EUR bekommen hat und 

jetzt noch einmal 2,1 Millionen EUR bekommen soll. Es 

geht hier darum, dass die Transparenz, die von den 

NEOS, wie auch schon so oft erwähnt, in der Vergangen-

heit versprochen wurde, auch hier wieder einmal nicht ge-

lebt wird. Es geht hier darum, dass diese Förderungen 

freihändig vergeben werden, dass keine anderen Vereine 

zur Auswahl stehen. Es geht hier darum, dass wir nicht 

überprüfen können, was im Detail passiert und wir nicht 

wissen, ob sich überhaupt andere Vereine hier beworben 

hätten, da uns ja vom Magistrat abgelehnte Ersuchen 

überhaupt nicht vorgelegt werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hier wird 

wieder einmal Geld verpulvert. Wir wissen nicht genau, 

was passiert. Wir sehen nur, dass am Ende der Output 

gerade im Integrationsbereich alles andere als gut ist, und 

wir lehnen diese Förderungen daher ab. (Beifall bei der 

FPÖ und von GR Wolfgang Kieslich.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächste 

zum Wort gemeldet ist GRin Bakos. Bitte sehr. 

GRin Mag. Dolores Bakos, BA (NEOS): Frau Vorsit-

zende! Werte Kolleginnen und Kollegen! Werte Zusehe-

rinnen und Zuseher! 

Ja. Es liegt wieder eine ganze Reihe an Integrations-

akten zur Beschlussfassung vor uns, um Menschen unter-

schiedlicher Herkunft beziehungsweise mit unterschiedli-

chen Backgrounds bei ihrer Integration zu fördern. Das 

halten wir im Gegensatz zu meinem Vorredner für essen-

ziell und für sehr, sehr wichtig. (Beifall bei NEOS und 

SPÖ.)  

Ich möchte exemplarisch ein paar Akte hervorheben. 

Zum Beispiel möchte ich Job-TransFair von TERRA her-

vorheben. Diesfalls liegt der große Schwerpunkt der Be-

ratungs- und Betreuungstätigkeiten insbesondere beim 

Bereich des Ruhestandes. Wie wir wissen, ist diese Zeit 

zwischen noch aktivem Erwerbsleben und Ruhestand für 

ältere Personen eine oftmals sehr schwierige Zeit. 

TERRA betreut etwa jene, die auf Grund ihrer Migrations-

biographie von unterschiedlichen Rechtsregimen betrof-

fen waren und dementsprechend ganz oft rechtliche 

Schwierigkeiten haben und eine Anlaufstelle benötigen, 

um rechtliche Fragen zu klären. Die Tätigkeit dieses Ver-

eins zielt aber in vielen Fällen - und das ist das ganz Be-

sondere - darauf ab, diese Menschen bis zur Pension 

doch noch in Beschäftigung zu bringen und ihnen im ho-

hen Alter Selbstbestimmtheit zu geben, etwa auch in Form 

des Erwerbs von zusätzlichen Pensionszeiten.  

Geförderte Projekte von Interface wurden heute schon 

genannt. Es werden zahlreiche Programme zur bestmög-

lichen Integration geboten. Ich möchte vor allem die Start-

begleitung für Asylberechtigte hervorheben. Dabei geht 

es vor allem um den raschen Einstieg in den Arbeitsmarkt. 

Ganz zentral im Mittelpunkt steht die Integration ab Tag 1. 

Das muss uns allen ganz besonders am Herz liegen. Ein 

entsprechendes Case Management soll dann unterstüt-

zen, wenn Asylberechtigte Unterstützung benötigen, und 

zwar vor allen Dingen dort, wo wir alle als Gesellschaft ein 

Interesse daran haben, dass integrative Schritte nicht nur 

halbwegs oder irgendwie funktionieren, sondern dass sie 

wirklich bestmöglich funktionieren. 

Das betrifft aber auch Bildungsangebote für Erwach-

sene, insbesondere das Programm „Mama lernt Deutsch“, 

mit welchem bildungsbenachteiligten Frauen nicht nur er-

möglicht wird, Deutsch zu lernen, sondern all ihre Kompe-

tenzen, ob das mathematische sind oder ob das digitale 

Anwendungskompetenzen sind, zu stärken. Das ist ja be-

sonders bei Frauen ganz wichtig, um wirklich ein selbst-

bestimmtes Leben führen zu können, und das wollen wir 

in Wien ermöglichen. Deshalb ist uns das so wichtig. (Bei-

fall bei NEOS und SPÖ.)  

Es ist ebenso Interface, das im Auftrag des Gesund-

heitsverbundes das Projekt „Professionell Deutsch“ um-

setzt, um gerade jetzt - und darum halte ich das für so 

wichtig -, in Zeiten extremen Personalmangels im medizi-

nischen Bereich auch Lernangebote zu schaffen, damit 

Menschen, die sich zum Beispiel tatsächlich für die Pflege 

interessieren und in diesem Beruf tätig werden wollen, 

auch die entsprechende fachspezifische Sprache erler-

nen können beziehungsweise dabei unterstützt werden, 

die für den medizinischen und pflegerischen Bereich nöti-

gen Sprachkenntnisse zu erweitern und zu verbessern. 

Bei den Sprachkenntnissen möchte ich auch noch ein 

anderes Projekt erwähnen, nämlich das Projekt „FAVori-

tIN“. Dieses Projekt mit Fachsprachkursen zielt darauf ab, 

Frauen den Übertritt aus der Grundversorgung, also aus 

der Mindestsicherung, in den Arbeitsmarkt ehest zu er-

möglichen, und das vor allen Dingen nachhaltig. Das ge-

schieht durch Maßnahmen wie Berufsorientierung, Ver-

mittlung von Deutschkenntnissen, digitalen Anwendungs-

kompetenzen sowie Kenntnissen der arbeitsmarktspezifi-

schen Fachsprache und darüber hinaus durch Trainings, 

Coachings und Praktika. Es geht außerdem auch darum, 

zu erlernen, wie man ein Bewerbungsgespräch führt. 

Das heißt, hier wird ganz viel in Bewegung gesetzt, um 

Menschen sofort ab Tag 1 auch in den Arbeitsmarkt zu 

bringen. Ob es sich jetzt um Bildungsangebote, um 

Sprachkurse oder Arbeitsmarktvorbereitung handelt: In-

tegration bedeutet für uns in Wien, tatsächlich zu investie-

ren. Und das tun wir gerne, weil wir wissen: Wenn wir nicht 

investieren, dann wird uns der Integrationsbereich sehr 

viel mehr kosten als das, was wir investieren. In diesem 

Sinn bitte ich ganz stark um Unterstützung dieser Poststü-

cke. - Danke. (Beifall bei NEOS und SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächste 

zum Wort gemeldet ist GRin Aslan, und ich erteile es ihr. 

GRin Mag. Aygül Berivan Aslan (GRÜNE): Frau Vor-

sitzende! Liebe Kollegen und Kolleginnen! 

Vielen Dank an Kollegin Bakos, dass sie diese wichti-

gen integrationspolitischen Maßnahmen erwähnt hat. Wir 

stimmen diesen Anträgen natürlich zu, weil wir meinen, 

dass wir, wenn wir gesellschaftliche Schieflagen wirklich 

beseitigen wollen, in integrationspolitische Maßnahmen 

investieren müssen. Das ist nämlich nicht nur für unsere 
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Gesellschaft gut, sondern auch für unsere Wirtschaft und 

für viele andere Bereiche.  

An dieser Stelle möchte ich mich auch bei allen Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern, die im NGO-Bereich bezie-

hungsweise integrationspolitischen Bereich arbeiten, be-

danken. Sie leisten hervorragende, großartige und auch 

wirklich wertvolle Arbeit. Ich weiß, dass nach der Pande-

mie viele Probleme im integrationspolitischen Bereich auf-

getreten sind, und ich möchte mich heute wirklich bei 

ihnen nochmals einzeln bedanken: Danke! Ohne euch 

wäre alles nicht so großartig, wie es jetzt ist! (Beifall bei 

GRÜNEN und SPÖ.)  

In den letzten Tagen beschäftigte uns vor allem die 

Schlagzeile: Schüler und Schülerinnen mit Migrationsbio-

graphie zeigen deutliche schulische Defizite. - Diese 

These wurde auch von der Uni Linz bestätigt. Sie besagt, 

dass Schülerinnen und Schüler mit Migrationsbiographie 

viel stärker von schulischen Defiziten betroffen sind. Das 

führt dazu, dass sie sich später schwer in den Arbeits-

markt integrieren können und von Arbeitslosigkeit betrof-

fen sind. Wenn ich mich zurückerinnere, kann ich sagen: 

Zu meiner Zeit war es, glaube ich, noch schrecklicher. Da-

mals hat man alle Schüler und Schülerinnen, die man-

gelnde Deutschkenntnisse hatten, auf freundliche, subtile 

Weise einfach in Sonderschulen abgeschoben. 

Ich durfte das auch selber erleben, als meine Lehrerin 

zu mir gesagt hat: Es wäre ideal, wenn du und deine tür-

kische Sitznachbarin in eine Sonderschule gehen. - Ich 

war damals de facto sieben Jahre alt und sie vielleicht 

acht. Ich bin dreisprachig aufgewachsen, sie zweispra-

chig. De facto war es allerdings nicht meine Schuld, dass 

ich mit dem Kindergarten nicht früher angefangen habe 

und dass meine Deutschkenntnisse mit sieben Jahren 

nicht ausreichend waren. Ich habe jedoch zu den Glückli-

chen gezählt, die nicht auf Grund von Sprachbarrieren in 

der Sonderschule gelandet sind, viele Schülerinnen und 

Schüler in meinem Alter hatten aber nicht dieses Glück, 

und sie konnten sich tatsächlich schwer in den Arbeits-

markt integrieren, waren später wirklich von Arbeitslosig-

keit betroffen und hatten viele der uns bekannten Prob-

leme. 

Wenn ich jetzt 30 Jahre zurückdenke, dann denke ich 

mir: Puh, nach 30 Jahren belegt eine Studie wirklich wie-

der die gleichen Probleme! Damit kommen wir zu dem 

Schluss - ich glaube, da sind wir uns alle einig -, dass in 

den letzten Jahren unsere Integrations- und Bildungspoli-

tik total versagt hat. Wir reden nach 30 Jahren immer noch 

über die gleichen Probleme, während man über diese 

Probleme in den skandinavischen Ländern gar nicht re-

det, meine lieben Damen und Herren. (Zwischenruf von 

GRin Mag. Caroline Hungerländer.) Das kann Ihnen ge-

fallen oder nicht gefallen, aber Sie sind Vorreiter, was in-

tegrationspolitische Maßnahmen betrifft, Kollegin Hunger-

länder! Ja. Wir brauchen dringend eine Diskussion, da 

gebe ich Ihnen recht. Wir brauchen eine offene Diskussion 

über Deutschdefizite und auch über Defizite im schuli-

schen Bereich. Wir dürfen diese Diskussion aber nicht 

rechtspopulistisch führen. (GR Wolfgang Irschik: Aber 

auch nicht linkspopulistisch, Frau Kollegin!) All jene, die 

diese Debatte über Deutschdefizitprobleme rechtspopu-

listisch führen, haben ja gar kein Interesse daran, die 

Grundprobleme im bildungs- und im integrationspoliti-

schen Bereich überhaupt zu lösen. Das sehen wir heute 

daran, wer genau diese integrationspolitischen Anträge 

ablehnt. Wenn Sie nämlich tatsächlich ein Interesse daran 

hätten, dann wären Sie mitgegangen, aber dem ist nicht 

so.  

Wir wollen da jedenfalls nicht zuschauen, denn die 

Grundprobleme kennen wir ja. Diese liegen auf dem Tisch 

im Sinne von früherer Selektion, von fehlenden Ganztags-

strukturen und auch auf Grund des späten Schuleintritts-

alters, et cetera. Wir wollen wirklich nicht noch weitere 30 

Jahre darüber diskutieren und mit ansehen, dass sich 

diese Probleme von Generation zu Generation sozusagen 

überlappen.  

Deswegen bringen wir heute einen Antrag ein, in dem 

wir ein Maßnahmenpaket für Menschen mit Migrationsbi-

ographie im schulischen Bereich fordern, damit wir nicht 

noch weitere 30 Jahre über die gleiche Problemlage spre-

chen. - Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei GRÜ-

NEN und SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächste 

zum Wort gemeldet ist GRin Akcay. Ich erteile es ihr.  

GRin Safak Akcay (SPÖ): Sehr geehrte Vorsitzende! 

Werter Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!  

Seit zig Jahren legt die Stadt einen Fokus auf Initiati-

ven und Projekte, die das Zusammenleben fördern. Das 

heißt, wir haben Verbündete in der Zivilgesellschaft, aber 

auch PartnerInnen wie die Vereine, deren Projekte wir 

heute beschließen. Mit ihnen gemeinsam gelingt uns ein 

Miteinander der Menschen in Wien mit unterschiedlichen 

Lebenskonzepten, Interessen und Anschauungen über 

alle Generationen hinweg.  

Ja. Das bedeutet für uns eine Herausforderung. Diese 

Herausforderung können wir aber nur mit einer Politik des 

Miteinander lösen, und nicht auf die Art und Weise, wie es 

die FPÖ und die ÖVP immer wieder machen: Indem Be-

völkerungsgruppen, Vereine oder Personen zu einer Ziel-

scheibe beziehungsweise zum Sündenbock gemacht 

werden und im wahrsten Sinne auf ihnen herumgetram-

pelt wird.  

Meine Damen und Herren! Das ist in meinen Augen 

billige Politik, die keine Antworten liefert. Ihre Art von Po-

litik will aber auch nicht lösen, sondern kürzen, bestrafen, 

aushungern, ausgrenzen und all das. Bevor überhaupt 

das Integrationspaket des Bundes beschlossen wurde, 

hatten wir bereits alle Integrationsmaßnahmen auch für 

Asylwerber geöffnet, weil es eben wichtig ist, Asylwerbe-

rInnen Chancen und Perspektiven zu bieten, und weil es 

wichtig ist, dass der Spracherwerb während des Asylver-

fahrens ermöglicht wird, denn Sprache ist nun einmal der 

Schlüssel zur Integration.  

Es wird ja sehr oft darüber geredet, dass es zu Dop-

pelförderungen kommt. Im Hinblick darauf frage ich mich, 

warum Frauen, die Deutsch lernen wollen und dazu auch 

gesetzlich verpflichtet sind, vom Österreichischen Integra-

tionsfonds nach Hause geschickt werden, weil es für sie 

keinen Platz gibt. (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: 
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Das Stimmt nicht!) In Anbetracht dessen kann man wirk-

lich froh sein, dass es die Wiener Vereine gibt, die Frauen 

nicht nach Hause schicken und so vernetzt sind, dass sie 

den Frauen auf jeden Fall diese Kurse anbieten können. 

(Beifall bei der SPÖ.)  

Zum Thema Flüchtlinge: Flüchtlinge sind Menschen, 

die vor Gewalt und Krieg geflüchtet sind, weil sie dem Tod 

gegenübergestanden sind. Sie haben Schreckliches er-

lebt, und diese Erlebnisse haben natürlich viele psychi-

sche Wunden aufgerissen. Viele von ihnen sind traumati-

siert und brauchen daher unsere Hilfe, und wir müssen sie 

tatsächlich versorgen.  

Fazit: Wir haben uns zum Ziel gesetzt, Menschen in 

dieser Stadt in all ihren Lebenslagen beizustehen, unab-

hängig davon, wer sie sind und woher sie kommen. Wir 

sind ganz klar gegen Diskriminierung. Wir sind ganz klar 

gegen jegliche Hetze. Wir sind ganz klar gegen jegliche 

Aufhetzung sozialer Gruppen gegeneinander. Denn Frie-

den in einer Gesellschaft, meine Damen und Herren, wird 

nur durch Integration, durch soziale Sicherheit und nur 

durch einen höheren Bildungsstand für alle gewährleistet. 

Das ist unsere Überzeugung, und dafür stehen wir. - 

Danke (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Vielen Dank.  

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, er-

suche ich wieder, die Lautstärke ein bisschen zu senken. 

Ich ersuche Sie, falls gesprochen werden muss, den Saal 

zu verlassen oder das hinter den Reihen zu tun. Der Ge-

räuschpegel ist wieder einmal ziemlich hoch.  

Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich GR Berger. 

Ich erteile es ihm.  

GR Stefan Berger (FPÖ): Sehr geehrte Frau Vorsit-

zende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!  

Grundsätzlich waren wir der Meinung, dass ein Red-

ner unserer Fraktion ausreichen sollte. Man kann aber die 

Menge an Unfug, die dann hier noch artikuliert wurde, ein-

fach nicht so stehen lassen.  

Erstens: Man sieht hier sozusagen einen Schulter-

schluss des Linksblocks. Rot, Pink, aber auch die GRÜ-

NEN haben deutlich unterstrichen, wie wichtig es ihnen 

ist, hier alle möglichen Vereine zu unterstützen und ihnen 

Subventionen in Millionenhöhe zu geben. Gleichzeitig 

aber sagt man, dass hier in den letzten 30 Jahren sehr viel 

verabsäumt wurde beziehungsweise vieles nicht gefruch-

tet hat. - Im Hinblick darauf sage ich Ihnen ganz offen: Ir-

gendetwas geht sich da nicht ganz aus! Das heißt näm-

lich, Sie wollen wieder Subventionen für dieselben Ver-

eine, die schon in der Vergangenheit nicht das gebracht 

haben, was sie versprochen haben. Sie wollen all das jetzt 

aber wieder beschließen, und dazu sage ich: Nein, meine 

sehr geehrten Damen und Herren, wir haben dazu einen 

vollkommen anderen Zugang! (Beifall bei der FPÖ und 

von GR Wolfgang Kieslich.)  

Es funktioniert nicht so. Wenn jemand hier herkommt, 

dann ist, wenn er einen Antrag auf Asyl stellt, zunächst 

einmal abzuklären, ob überhaupt ein entsprechender 

Grund vorliegt. Deshalb ist es auch die vollkommen fal-

sche Herangehensweise, im Hinblick auf diese Personen 

von Integration ab Tag 1 zu sprechen, weil uns das ja 

auch entsprechende Mittel kostet. Für jemanden, der kein 

Recht hat, hier zu bleiben, ist das unterm Strich - da 

braucht man kein großer Mathematiker sein, sondern ein-

fach nur eins und eins zusammenzählen - keine ange-

messene Investition, obwohl wir das in großem Ausmaß 

in Wien immer wieder vorfinden.  

Jemand, der sich hier etwas aufbauen möchte, der 

hier leben möchte und einen eigenen Antrieb hat, der hat 

auch eine gewisse Bringschuld zu erfüllen. Was wir nicht 

einsehen, ist, dass gewissen Vereinen einfach finanzielle 

Mittel in den Rachen gestopft werden sollen, obwohl wir 

unterm Strich nicht wissen, was es tatsächlich bringt und 

wie viel es überhaupt bringt. Sie sind aber seit Jahren 

nicht imstande, uns das zu erläutern.  

Die Frau Kollegin hat angesprochen, dass all das in 

Skandinavien immer so super funktioniert hat. - Ich weiß 

ja nicht, wie sehr Sie jetzt die mediale Berichterstattung 

verfolgen. Ich schaue mir jetzt nur einmal Schweden an: 

Von Banden- und Migrantenrandalen steht in Wien viel-

leicht ein paar Mal im Jahr etwas in der Zeitung, dort ist 

das aber an der Tagesordnung. Dort wird so etwas mitt-

lerweile auch mit einer anderen Gewaltenergie ausgetra-

gen als anderswo. Und die Schweden haben sich mittler-

weile in einer nationalen Wahl auch mehrheitlich dazu be-

kannt, dass es politisch in eine andere Richtung gehen 

soll. Das hat eh sehr lange gedauert, und ich glaube, dass 

diese Entscheidung eine sehr richtige und zukunftswei-

sende ist. Insofern möchte ich hier wirklich davon Abstand 

nehmen, Skandinavien als Vorbild zu sehen. 

Zu guter Letzt erwähne ich etwas, das wir heute auch 

schon in der Fragestunde andiskutiert haben. Lesen Sie 

sich durchaus einmal selbst diesen Bericht des Wiener In-

tegrationsrates durch. Dort steht etwas drinnen, wofür ins-

besondere die Freiheitlichen in den vergangenen Jahren 

und in den vergangenen Perioden genau von Ihnen aus 

diesem Sektor mit allen möglichen Beschimpfungen be-

dacht worden sind, und auch die Frau Kollegin hat das in 

den Mund genommen. In dem Bericht des Wiener Integ-

rationsrates steht aber, dass Kinder und insbesondere 

auch deren Eltern einfach absolut unzureichende 

Deutschkenntnisse haben. Deshalb bringt es nichts, wenn 

die Kinder als Schulsprache zwar Deutsch haben, in der 

Pause mit den Freunden und zu Hause mit den Eltern 

dann erst wieder in der Muttersprache sprechen, die nicht 

Deutsch ist. Und solange Sie in diesem Zusammenhang 

nicht entschlossen handeln, solange werden wir dieses 

Problem hier in dieser Stadt vorfinden, solange werden wir 

diese Probleme weiterhin verschleppen. Das wird aller-

dings mit Sicherheit nicht im Sinne des Zusammenlebens 

sein, und es wird mit Sicherheit auch nicht im Sinne unse-

res Bildungsstandortes Wien sein, wenn wir Schulabgän-

ger haben, die nicht ausreichend Deutsch können, die 

nicht ausreichend rechnen können, und so weiter. (Beifall 

bei der FPÖ und von GR Wolfgang Kieslich.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zum Wort ist 

niemand mehr gemeldet, die Debatte ist geschlossen. Der 

Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. Damit 

kommen wir zu den Abstimmungen, die wir getrennt 

durchführen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnum-

mer 7. Wer kann der Postnummer 7 zustimmen? - Gegen 
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die Stimmen der FPÖ und des GR Kieslich mehrheitlich 

angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über Postnummer 

8. Wer kann der Postnummer 8 zustimmen? - Angenom-

men gegen die Stimmen der ÖVP, der FPÖ und des GR 

Kieslich. 

Wir kommen zur Abstimmung zur Postnummer 9. Wer 

hier zustimmen kann, ersuche ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Ich sehe die Zustimmung der SPÖ, der NEOS, der 

ÖVP und der GRÜNEN, und mit diesen Stimmen ist diese 

Postnummer mehrheitlich angenommen.  

Wir kommen zur Abstimmung der Postnummer 10. 

Wer da zustimmen kann, ersuche ich um ein Zeichen mit 

der Hand. - Ich sehe die Zustimmung der SPÖ, der NEOS 

und der GRÜNEN, womit diese Postnummer mehrheitlich 

angenommen ist.  

Wir kommen zur Abstimmung der Postnummer 11. 

Wer hier zustimmen kann, ersuche ich um ein Zeichen mit 

der Hand. - Zustimmung durch SPÖ, NEOS, ÖVP und 

GRÜNE und damit mehrheitlich angenommen.  

Zu dieser Postnummer liegt ein digital eingebrachter 

Antrag der GRÜNEN vor zum Thema Maßnahmen zur 

Förderung der schulischen Integration von Kindern mit 

Migrationsbiographie. Wer diesem Antrag zustimmen 

kann, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe 

die Zustimmung der GRÜNEN, womit dieser Antrag mehr-

heitlich abgelehnt ist. 

Wir kommen nun zur Abstimmung der Postnummer 

12. Wer der Postnummer 12 zustimmen kann, ersuche ich 

um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung der SPÖ, der 

NEOS und der GRÜNEN, womit diese Postnummer mehr-

stimmig angenommen ist.  

Nun kommen wir zur Postnummer 13. Wer der Post-

nummer 13 zustimmen kann, ersuche ich um ein Zeichen 

mit der Hand. - Dasselbe Abstimmungsergebnis: Zustim-

mung von SPÖ, NEOS und GRÜNEN, somit eine mehr-

stimmige Annahme der Postnummer 13. 

Wir kommen zur Postnummer 14. Wer hier zustimmen 

kann … - Zustimmung von SPÖ, NEOS und GRÜNEN 

und damit mehrstimmig angenommen.  

Es gelangt nunmehr die Postnummer 16 der Tages-

ordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Sachkreditge-

nehmigung für den Bildungscampus Nordwestbahnhof in 

Wien 20., Rebhanngasse. Ich bitte den Berichterstatter 

GR Gremel, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Mag. Marcus Gremel, MBA: Ich 

ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zum Wort ge-

meldet ist GRin Malle. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag. Mag. Julia Malle (GRÜNE): Sehr geehrter 

Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir werden dieser Postnummer gerne zustimmen, wir 

halten das für sehr wichtig. Ich möchte in diesem Kontext 

aber auch über ein anderes Thema im schulischen Be-

reich noch einmal sprechen, das wir auch sehr wichtig fin-

den. Es ist dies ein Thema, von dem wohl alle Parteien in 

Sonntagsreden sagen würden, dass es wichtig ist: Es geht 

um Inklusion. Es geht um ein freiwilliges 11. und 12. 

Schuljahr. Man kann ja grundsätzlich nur unterstützen, 

wenn diejenigen Schüler, die länger in der Schule bleiben 

wollen und die etwas langsamer lernen, auch mehr Zeit 

dazu bekommen. Es ist eigentlich eine Zumutung, dass 

wir darüber überhaupt noch diskutieren müssen. Ich 

glaube, darüber sind wir uns hier ziemlich einig. (Beifall 

bei den GRÜNEN.)  

Das ist eigentlich nicht für uns eine Zumutung, son-

dern vor allem für die Eltern betroffener SchülerInnen und 

für die SchülerInnen selbst. Sie sind BittstellerInnen, um 

ein Recht durchzusetzen, das eigentlich selbstverständ-

lich sein sollte, nämlich das Recht auf Bildung. Ich erzähle 

Ihnen da nichts Neues. Allerdings scheint dieses Recht für 

Kinder in Wien nicht immer zu gelten. Das betrifft 100 Kin-

der, und ich weiß, dass Sie wieder mit dem Argument 

kommen werden: Es braucht einen Rechtsanspruch. - Wir 

sind auch für diesen Rechtsanspruch. Um aber das Recht 

auf Bildung durchzusetzen, braucht es keinen Rechtsan-

spruch. Das könnten wir in Wien auch ohne Rechtsan-

spruch genauso gut schaffen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es ist dies in erster Linie auch ein Landesthema, und 

deshalb diskutieren wir es hier. Es ist Faktum, dass die 

Landesschulbehörden ein 11. und 12. Schuljahr genehmi-

gen müssen, und diesbezüglich lässt die Bildungsdirek-

tion Wien im Österreich-weiten Vergleich ziemlich aus. 

Sie tut das nämlich sehr oft nicht. Während in den restli-

chen Bundesländern fast 100 Prozent genehmigt werden, 

sind es in Wien nur 40 Prozent. Wie kann das sein, dass 

alle anderen Bundesländer, deren Anteil an SchülerInnen 

mit sonderpädagogischem Förderbedarf auch die finanzi-

elle Deckelung des Bundes von 2,7 Prozent überschreitet, 

das schaffen, während Wien sich immer wieder auf den 

Bund ausredet? Wir meinen, dass es langsam schon recht 

zynisch ist, im Bund einen Rechtsanspruch zu fordern und 

in Wien den SchülerInnen dieses Recht nicht zu gewäh-

ren. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.)  

Das Ganze wird auf den Rücken von Kindern und Ju-

gendlichen ausgetragen und lässt die Chance auf gute Bil-

dung zu einem Glücksspiel werden. Das ist sehr unver-

antwortlich von Ihnen! Wir hören immer wieder: Es gibt 

keinen Rechtsanspruch im Bund, deshalb können wir das 

hier nicht machen. Es gibt keine Lehrpläne. - Da fragen 

wir uns: Wie unterrichten denn die anderen Bundeslän-

der? Wir meinen, die schaffen das auch irgendwie. Außer-

dem heißt es: Es gibt zu wenig Geld. - Auch das schaffen 

die anderen Bundesländer, nur Wien schafft das nicht. Die 

Wiener Stadtregierung sagt immer: Der Bund ist schuld. - 

All das sind Ausreden, die man faktisch nicht nachvollzie-

hen kann. Man kann das aus Ihrer Sicht vielleicht strate-

gisch nachvollziehen, denn was sollen Sie sonst sagen, 

wenn Sie dermaßen versagen, was das 11. und 12. Schul-

jahr für SchülerInnen mit Behinderungen betrifft.  

Wie steht es eigentlich mit dem Platz für behinderte 

Kinder im verpflichtenden letzten Kindergartenjahr? Auch 

diese haben nicht alle einen Platz. Was tun Sie denn mit 

denen? Wo sind da Ihre Forderungen? Was haben Sie 

denn da bis jetzt umgesetzt? - Dort, wo Sie in Landeskom-

petenz verantwortlich sind, schaffen Sie es in Ihrem eige-

nen Bereich nicht. Was ich wirklich verantwortungslos 

finde, ist, dass Sie es so aussehen lassen, als könnten wir 
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als Stadt beziehungsweise Land ohne Bund nichts für be-

hinderte SchülerInnen tun. (VBgm Christoph Wiederkehr, 

MA: Was denn?) Es ist wirklich zynisch, dass Sie in Ihrem 

eigenen Verantwortungsbereich nicht einmal selbst aktiv 

werden! - Ja. Was denn? Herr Wiederkehr! Ich habe ein 

paar Tweets von Ihnen verfolgt, und Sie sagen, dass Sie 

es für verantwortungslos halten, dass der Bund Kinder mit 

Behinderungen fallen lässt. Das ist jetzt kein wörtliches Zi-

tat, aber Sie schreiben das sinngemäß. Und dann schrei-

ben Sie wörtlich: „Es sind aber über 4 Prozent. Der Bund 

sagt damit: Die anderen 1,3 Prozent sind uns egal.“ 

(VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Das ist tatsächlich zy-

nisch!) Zynisch ist, dass Sie nichts machen. Zynisch ist, 

dass Sie vom Bund den Rechtsanspruch fordern, gleich-

zeitig aber in Wien nichts dazu beitragen, die Situation für 

SchülerInnen mit Behinderungen zu verbessern. (Beifall 

bei GRÜNEN und ÖVP.)  

Wenn Sie uns nicht glauben, dann lesen Sie vielleicht 

einmal aktuelle „Standard“-Artikel. In einem Artikel wird 

das auf den Punkt gebracht, und damit ist eigentlich alles 

gesagt. - Im „Standard“ steht geschrieben: „NEOS als 

Fürsprecher, aber mit den meisten Ablehnungen, was das 

11. und 12. Schuljahr betrifft. Wien hat nämlich eine 4 Mal 

so hohe Ablehnungsrate, was das freiwillige 11. und 12. 

Schuljahr betrifft, als alle anderen Bundesländer.“ 

Ihre Ausreden dafür beziehen sich zum Beispiel auf 

das Personal. - Okay, das kann ich noch irgendwo nach-

vollziehen, aber wo sind Ihre diesbezüglichen Bemühun-

gen? Weiters argumentieren Sie mit finanziellen Fragen. 

Das verstehe ich nicht, denn was machen die anderen 

Bundesländer, damit sie sich das sehr wohl leisten kön-

nen? Eine weitere Ausrede bezieht sich auf den Lehr-

plan. - Wie schon gesagt Warum können die in den ande-

ren Bundesländern unterrichten, wenn es dort auch noch 

keinen Lehrplan gibt? Dieser sollte natürlich kommen, das 

ist eh klar, und auch der Rechtsanspruch sollte kommen. 

Interessanterweise trauen Sie aber offenbar den Wiener 

LehrerInnen nicht zu, Kinder beziehungsweise SchülerIn-

nen mit Behinderungen im 11. und 12. Schuljahr zu unter-

richten, während das überall anders schon wunderbar 

funktioniert. Ich frage mich also, wer Sie zwingt, den Schü-

lerInnen den Schulplatz nicht zu genehmigen, sondern 

ihnen diesen zu verwehren, wie es derzeit geschieht. Es 

wirkt immer so, als könnten Sie nichts tun, bevor der Bund 

aktiv wird und dann Ihr Nichthandeln wieder einmal gera-

debiegt.  

Noch einmal zum Bund, weil Sie sicherlich hier wieder 

sagen werden, dass der Bund nichts tut, kein Rechtsan-

spruch besteht und kein Personal vorhanden ist: Der Bund 

evaluiert aktuell den sonderpädagogischen Förderbedarf, 

und dass die tatsächlichen Ressourcen dann an den tat-

sächlichen Bedarf angepasst werden, ist hoffentlich klar. 

Mich würde es wirklich wundern, wenn etwas anderes her-

auskäme. Und wenn man genau hinhört und zwischen 

den Zeilen lesen kann, dann ist klar, dass wir meines Er-

achtens in dieser Frage seitens des Bundes auch mehr 

erwarten können. Auch wir wollen den Rechtsanspruch 

und sind zuversichtlich, dass dieser einmal kommt.  

Martin Netzer äußerte sich im letzten „Report“ übri-

gens sehr offen dazu, auch zum Ergebnis der Evaluierung 

des sonderpädagogischen Förderbedarfs. - Ich darf ihn zi-

tieren: „Das alles darf keine finanztechnische Frage sein, 

sagt man im zuständigen Ministerium, rund 800 Schüle-

rInnen mit freiwilligem 11. und 12. Schuljahr wird sich die 

Republik wohl leisten können.“ Ich möchte dazu ergän-

zen: Das wird sich wohl nicht nur die Republik leisten kön-

nen, sondern das wird sich hoffentlich auch Wien leisten 

können! Wien ist Schlusslicht bei der Inklusion. Alle ande-

ren 8 Bundesländer schaffen es, fast 100 Prozent der An-

träge zu genehmigen, Wien hingegen nicht. Wien lehnt 40 

Prozent ab.  

Das ist beschämend, und deshalb bringen wir heute 

den Antrag ein, dass Sie sich als Stadtrat dafür einsetzten, 

dass die Wiener Bildungsdirektion wie alle anderen Bil-

dungsdirektionen die Antragstellungen für ein 11. und 12. 

freiwilliges Schuljahr für SchülerInnen mit Behinderung 

genehmigt. - Es geht darum, dass Sie sich einsetzen. Bitte 

denken Sie darüber nach! (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächste 

zum Wort gemeldet ist Frau GRin Janoch. Ich erteile es 

ihr. 

GRin Silvia Janoch (ÖVP): Sehr geehrte Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Wienerinnen 

und Wiener!  

In ein paar Tagen fangen bei uns in Wien die Energie-

ferien an, und für Kinder ist das der Startschuss in eine 

wohlverdiente Semesterpause. Sie können abschalten 

und die freie Zeit genießen, üblicherweise im Schnee 

beim Schifahren oder beim Eislaufen mit der ganzen Fa-

milie. Doch dieses skizzierte Bild entspricht leider schon 

länger nicht mehr der Realität. Viele Familien können sich 

auf Grund der Teuerungen und/oder auch auf Grund der 

beruflichen Situation keinen Winterurlaub mehr leisten. 

Somit sind viele Elternteile für die Überbrückung der freien 

Tage auf eine qualifizierte Betreuung ihrer Kinder ange-

wiesen und stehen daher vor großen Herausforderungen.  

Wien bietet grundsätzlich eine breite Palette sowohl 

an privaten als auch an öffentlichen Ferienbetreuungs-

plätzen an. Leider sind diese für finanzschwache Familien 

häufig nicht leistbar, und das gilt insbesondere für Mehr-

kindfamilien. Ich bin der Meinung, dass die Stadt Wien 

diesfalls klar die Verantwortung übernehmen muss, einer-

seits im Hinblick auf eine der Hilfestellung rund um die Fi-

nanzierung, aber andererseits auch bezüglich der Ange-

bote für Ferienbetreuung.  

Grundsätzlich hat die Stadt Wien den Bedarf an geför-

derter Kinderbetreuung richtig erkannt, wählt aber meines 

Erachtens ein suboptimales Modell, und es scheitert lei-

der auch an der Transparenz. Im letzten Sommer habe ich 

bereits über die Summer City Camps hier gesprochen. 

Jetzt schafft die Stadt Wien mit den Winter City Camps ein 

neues Modell. Ich habe mir das genau angeschaut, und 

leider muss ich jetzt auch diesbezüglich ein paar Kritik-

punkte anbringen. Es sind dies fehlende Ausschreibun-

gen, fehlende Vielfalt der Angebote, Entmündigung der 

Eltern und auch der Ausschluss eines Großteiles der Fe-

rienbetreuungsanbieter. Und es ist mir auch ein weiterer 

negativer Punkt aufgefallen: Es ist neu, dass bei diesem 

Modell vor allem Kinder aus öffentlichen ganztägig geführ-



Gemeinderat, 21. WP 25. Jänner 2023 33. Sitzung / 55 

 

ten Volksschulen bevorzugt wurden. Das heißt, sie konn-

ten sich zu einem früheren Zeitpunkt für die Winter City 

Camps anmelden als alle anderen Kinder. Ich bin der Mei-

nung, dass das wirklich sehr ungerecht ist, denn es sollten 

doch für alle Kinder die gleichen Maßstäbe in unserer 

Stadt gelten. (Beifall bei der ÖVP.)  

Bereits seit letztem Sommer mache ich Sie immer wie-

der auf ein durchdachteres Modell für die Summer City 

Camps und jetzt auch für die Winter City Camps aufmerk-

sam. Es ist dies das Gutscheinmodell, das ich schon letz-

ten Sommer präsentieren konnte. Ich denke, es ist wich-

tig, eine transparente Online-Plattform zu schaffen, auf 

der sich unterschiedlichste Ferienbetreuungsanbieter re-

gistrieren und Eltern einsehen können, wo es freie Plätze 

gibt. Man kann viel mehr Betreuungsplätze schaffen. Man 

kann es schaffen, dass Eltern einen kürzeren Anfahrts-

weg haben. Auch ich persönlich kann jetzt schon abschät-

zen, wie viele freie Plätze ich in meinem Hort haben werde 

und kann so anderen, Fremdfamilien, die Möglichkeit ge-

ben, diese bei mir in den Semesterferien zu nutzen. Ich 

denke, das würde für alle Familien eine große Entlastung 

sein. Sie würden dadurch vor weniger großen Herausfor-

derungen stehen. Und ich glaube, es ist ganz wichtig, 

auch die privaten Träger mit einzubinden. Es geht aber 

auf keinen Fall, dass Kinder eines bestimmten Schultyps 

bevorzugt werden.  

In diesem Sinne wünsche ich allen Kindern und Ju-

gendlichen schöne Semesterferien und alles Gute dann 

für das 2. Semester. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächster 

zum Wort gemeldet ist GR Al-Rawi. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi (SPÖ): Frau Vorsitzende! 

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister und Stadtrat! 

Ich möchte jetzt wieder bisschen zum eigentlichen 

Thema kommen, denn meine beiden Vorrednerinnen ha-

ben jetzt ganz allgemein über Bildungspolitik, aber nicht 

über den Akt gesprochen, den wir hier zu beschließen ha-

ben. Bei diesem geht es darum, im Stadtentwicklungsge-

biet Nordwestbahnhof den neuen Bildungscampus zu er-

richten. Etwas dabei macht mich auch ein bisschen stolz. 

Ich rede jetzt zum ersten Mal zur Geschäftsgruppe Bil-

dung, aber nachdem ich ja seit Jahren im Planungsaus-

schuss bin, weiß ich, wie wichtig und toll die Erschließung 

der sogenannten Industriebrachen, etwa der alten Bahn-

höfe und Flughäfen, die wir haben, zu einem neuen Stadt-

gebiet ist.  

Im 20. Bezirk ist dieses schon sehr lang geplante und 

im Wettbewerb befindliche Stadtentwicklungsgebiet auf 

Schiene, dieses wird bis 2033 6.500 neue Wohnungen be-

inhalten, und es kommt auch zu einer Verdichtung der 

jetzt bestehenden. In dem entsprechenden Architektur-

wettbewerb wurde festgestellt, dass wir dort nicht einen 

neuen Stadtteil errichten, sondern dass das ein Teil der 

Stadt sein wird. Im Rahmen dieses Konzepts, bei dem wir 

auch die soziale Infrastruktur beziehungsweise die Bil-

dungsinfrastruktur machen, entsteht auch dieser Bil-

dungscampus, wofür wir heute den Startschuss für die Fi-

nanzierung, die Planung, die Errichtung und die Vorberei-

tung der PPP-Modelle geben. Es sind in etwa komplett mit 

Mehrwertsteuer an die 10 Millionen EUR bis 2029 budge-

tiert.  

2028 sollte der Bildungscampus fertiggebaut sein. 

Dort entstehen 53 Bildungsräume, 12-gruppige Kinder-

gärten, 33-klassige Ganztagsschulen. Es wird eine fle-

xible Belegung der Volksschule und der Hauptschule, die 

dort entstehen, geben. Es entstehen 8 Klassen für son-

derpädagogischen Bedarf. Und dort wird auch der neue 

Standort für die Musikschule Brigittenau mit integriert. Es 

werden dort im Endeffekt 1.600 Schülerinnen und Schüler 

ihren Platz haben, und zwar mit 150 Beschäftigten.  

Ich möchte auch festhalten, dass die Schaffung der 

letzten zehn Bildungscampusse und PPP-Modelle im Gro-

ßen und Ganzen ohne Kostenüberschreitungen bestens 

funktioniert hat. Zwei werden jetzt übergeben, und dort 

wird mit höchster Qualität geplant und agiert, etwa mit Al-

ternativenergie, mit Erdwärme. Was bei diesem neuen Bil-

dungscampus neu sein wird, ist, dass in der Planung der 

Begriff der Kreislaufwirtschaft und die Implementierung 

dieser Kreislaufwirtschaft gleich mitgedacht werden.  

Teile dieses Campus werden der Allgemeinbevölke-

rung zu Verfügung stehen, es wird sozusagen auch eine 

gemischte Nützung für die Bevölkerung geben, um auch 

der Durchwegung des Areals im 20. Bezirk Genüge zu 

tun. In diesem Sinne bitte ich höflich, dass wir diesem Akt 

zustimmen, und ich habe von den Kolleginnen und Kolle-

gen mitbekommen, dass das sowieso auch ihre Zustim-

mung bekommen wird. - Danke. (Beifall bei SPÖ und 

NEOS.) 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächste 

zum Wort gemeldet ist GRin Emmerling. 

Bevor ich ihr das Wort erteile, ersuche ich noch einmal 

darum, dass weniger getratscht wird, und wenn, dann bitte 

draußen vor der Tür oder anderswo, denn ich höre den 

Geräuschpegel bis hier herauf. - Danke. 

Nunmehr erteile ich das Wort der Klubobfrau GRin 

Emmerling. 

GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc (NEOS): Sehr 

geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Zuseherinnen und Zuseher auf der Galerie!  

Zum Poststück: Ich danke meinem Vorredner, der 

sehr anschaulich ausgeführt hat, wie dieser Bildungscam-

pus neu errichtet wird. Es geht um die Finanzierung. Sie 

haben auch erwähnt, dass es allein acht Klassen für Kin-

der mit sonderpädagogischem Förderbedarf braucht, und 

damit bin ich schon auch bei dem Thema, weswegen ich 

mich nachgemeldet habe.  

Die GRÜNEN haben heute den Antrag zum 11. und 

12. Schuljahr eingebracht. Sie haben das vielleicht mitver-

folgt: Die Diskussion ist gerade in Österreich vor allem 

deshalb aufgekommen, weil sich eine Bürgerinitiative sehr 

stark mit diesem Thema befasst, und ich glaube, es wird 

durchaus fraktionsübergreifend gesehen, dass wir hier ein 

großes Thema haben. Wir hätten gerne gehabt, dass die-

ser Antrag zugewiesen wird, da wären wir gerne dabei ge-

wesen. Jetzt im Nachhinein und nach dem Redebeitrag 

bin ich aber froh, dass das nicht der Fall ist und ich hier 

noch einige Punkte ein bisschen klarstellen kann. Wenn 

wir jetzt in der Folge bei der Abstimmung Ihren Antrag ab-

lehnen, dann bedeutet das natürlich nicht, dass wir nicht 
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wollen, dass Kinder ein Recht auf das 11. und 12. Schul-

jahr haben. Ich glaube, das wissen Sie ganz genau. In die-

sem Fall wird ja auch von der Bürgerinitiative definitiv der 

Rechtsanspruch mit all seinen Rahmenbedingungen, die 

sich daraus ergeben, gefordert. Es gibt jetzt allerdings 

diesbezüglich auf Bundesseite anscheinend noch kein 

Vorankommen, und Sie versuchen, es jetzt auf die Wiener 

Ebene zu heben. (Zwischenruf von StRin Mag. Judith 

Pühringer.) Ich verstehe schon! Natürlich geht es auch um 

die Umsetzung hier. Aber Sie sehen jetzt die alleinige Ver-

antwortung bei den jeweiligen Bundesländern und reden 

über Wien im Vergleich zu anderen Bundesländern. 

(StRin Mag. Judith Pühringer: Es gibt keinen Rechtsan-

spruch!) Okay. Gut! Dann können Sie vielleicht auch un-

serem Antrag zustimmen. - Würde es gehen und würden 

die Rahmenbedingungen da sein, dann würden wir natür-

lich auch zustimmen, und zwar nicht nur Ihrem Antrag, 

sondern jedem einzelnen Antrag, der für das 11. und 12. 

Schuljahr in die Bildungsdirektion kommt, überhaupt keine 

Frage.  

Der Bereich der SchülerInnen mit erhöhtem Förderbe-

darf ist in den letzten Jahren massiv angestiegen. Vor 8 

bis 9 Jahren gab es rund 100 Schulneulinge pro Jahr, jetzt 

sind es 170. Die Zahlen steigen also 3 bis 4 Mal so stark 

wie jene der Erstklässler ohne sonderpädagogischen För-

derbedarf. Dass sich das vor allem in Wien so verhält, hat 

viele Gründe: Wien ist für Eltern mit behinderten Kindern 

attraktiv, und viele ziehen aus den Bundesländern nach 

Wien, weil es hier eben auch Spezialeinrichtungen und die 

dementsprechenden Betreuungsangebote gibt. Das führt 

zu einem Zuzug von rund 50 SeF-Kindern pro Jahr nach 

Wien im schulpflichtigen Alter, die dann hier in die Schule 

einsteigen, und zwar allein deshalb, weil sie in ihrem Bun-

desland nicht die mögliche Unterstützung genießen. In 

Wien werden fast alle Kinder beschult, nur 20 Kinder ha-

ben einen Dispens aus medizinischen Gründen. Und es 

ist uns wichtig, dass wir hier auch alle bis auf die erwähn-

ten 20 Ausnahmefälle beschulen. Das ist in angrenzen-

den Nachbarstaaten und auch Österreich-weit nicht 

selbstverständlich.  

Ich habe es wieder so wahrgenommen, dass Sie ge-

sagt haben, dass Wien nichts tut. Es tut mir leid, wenn Sie 

das so sehen! Wir haben nämlich für das laufende Schul-

jahr 14 neue SeF-Klassen eingerichtet, und für das kom-

mende Schuljahr sind 10 zusätzliche fix geplant. Wir kön-

nen aber schon jetzt sagen, dass bereits ohne zusätzliche 

Genehmigungen noch 10 weitere SeF-Klassen für die 

kommenden Jahre fehlen.  

Das sind also nicht nur gewaltige Herausforderungen, 

sondern es werden auch gewaltige Anstrengungen geleis-

tet, die natürlich zu einem gewissen Grad bedeckt werden 

können, ab einem gewissen Grad und darüber hinaus 

aber leider nicht mehr. Zu der Bemerkung, die vorhin ge-

fallen ist, dass etwas zynisch sei: Ja. Wenn Sie sagen, 

dass es einen SPF-Deckel mit 2,7 Prozent gibt, dann ist 

das wirklich zynisch, denn damit können wir in Wien wirk-

lich nichts mehr anfangen, das ist vollkommen außer der 

Zeit, und das führt dann leider dazu, dass wir eine solche 

Diskussion haben! (Beifall bei NEOS und SPÖ.)  

Noch etwas Interessantes: Die Sekundarstufe II ab 

der 10. Schulstufe ist in Österreich grundsätzlich nicht in-

klusiv. Von rund 5.500 Schülerinnen mit SPF in Wien be-

suchen 26 eine AHS-Oberstufe, und die Assistenz in den 

Bundesschulen wird auch nur gewährt, wenn die Schüle-

rInnen die Eignung für eine höhere Schule besitzen. Da-

her muss in einem solchen Antrag jedenfalls auch die Öff-

nung der Bundesschulen für I-Kinder Thema sein, und das 

ist etwas, das leider in Ihrem Beispiel ausgelassen wird. 

Ich bringe dementsprechend einen Antrag ein, in dem 

es genau um diese Sachen geht. Es handelt sich um die 

Aufhebung des SPF-Deckels, die Bereitstellung von son-

derpädagogischem Personal und von Assistenzkräften in 

den Pflichtschulen und auch um die Öffnung der Bundes-

schulen für Inklusion. Dementsprechend bitte ich um Zu-

stimmung. - Vielen Dank. (Beifall bei NEOS und SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächster 

zum Wort gemeldet ist GR Berger. Ich erteile es ihm. 

GR Stefan Berger (FPÖ): Sehr geehrte Frau Vorsit-

zende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte nur so viel festhalten: Das Thema Inklusion 

und sonderpädagogischer Förderbedarf ist, glaube ich, 

ein sehr wichtiges und ernstes Thema. Daher verstehe ich 

gewissermaßen, dass man aus Sicht einer Regierungs-

fraktion hier offenbar nervös wird, wenn es einen anderen 

Antrag gibt.  

Wir haben uns grundsätzlich als Fraktionsvereinba-

rung gewisse Fristen gegeben, bis wann wir Anträge ein-

bringen. Ich glaube, dieses Thema ist nicht ganz unwich-

tig. Sie kommen jetzt aber mit einem Antrag daher, der 

nicht weniger als sieben konkrete Forderungspunkte fest-

hält. - Seien Sie mir jetzt nicht böse: Wir sehen das Thema 

auch als ein sehr wichtiges an, verzeihen Sie mir jetzt aber 

die Formulierung: Vielleicht geht das beim nächsten Mal 

noch ein bissel kurzfristiger als beim letzten Redner! - 

Danke. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächster 

zum Wort gemeldet ist GR Stadler. Ich erteile es ihm.  

GR Felix Stadler, BSc, MA (GRÜNE): Frau Vorsit-

zende! Liebe Kolleginnen und Kollegen!  

Ich möchte auch noch ein paar Punkte klarstellen und 

noch einmal auf das replizieren, was Sie, Frau Klubobfrau 

Emmerling, gesagt haben. Ich möchte meinem Vorredner 

absolut recht geben: Einen Antrag während der Debatte 

vier oder fünf Minuten, bevor wir das abstimmen, einzu-

bringen, ist ja wirklich eine Missachtung aller anderen Par-

teien, die in diesem Haus sitzen, sich damit auseinander-

setzen (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und FPÖ sowie von GR 

Wolfgang Kieslich.) und da eine ordentliche Entscheidung 

treffen wollen. Also so mit den anderen umzugehen, ist 

wirklich nicht dem würdig, wie wir hier politisch arbeiten. 

Das war der 1. Punkt.  

Der 2. Punkt: Wir sind natürlich für den Rechtsan-

spruch, Kollegin Malle hat das auch drei Mal in ihrer Rede 

betont. Sie tun so, als wären wir nicht dafür. Wir sind na-

türlich für den Rechtsanspruch und werden uns im Bund 

weiterhin dafür einsetzen. 

3. Punkt: Dass die SPÖ klatscht, wenn es um die De-

ckelung des SPF geht, mit den 2,7 Prozent, finde ich auch 

etwas kurios, dieser Deckel wurde immerhin unter Ihrer 
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Regierungsbeteiligung eingeführt. Wir dürfen das jetzt re-

parieren und den aufheben. Und das werden wir auch ver-

suchen, zu tun, da er gerade evaluiert wird. Also uns das 

in die Schuhe zu schieben und dann auch noch hier zu 

klatschen, ist wirklich auch völlig daneben. (Beifall bei den 

GRÜNEN.) 

Und der letzte Punkt, den ich noch einmal klarstellen 

will: Alle anderen 8 Bundesländer schaffen es ja anschei-

nend. (VBgm Christoph Wiederkehr: Stimmt nicht!) 8 Bun-

desländer schaffen es, 90 bis 100 Prozent dieser Ansu-

chen zu genehmigen, nur Wien nicht. Und wir wollen 

nichts mehr, als dass bei der derzeitigen Rechtslage auch 

Wien die Verantwortung wahrnimmt und auch das macht, 

was alle anderen Bundesländer schaffen. Dass trotzdem 

der Rechtsanspruch kommen soll, da stimmen wir über-

ein, bis dahin kann auch Wien das schaffen, was alle an-

deren acht Bundesländer schaffen. - Danke sehr. (Beifall 

bei GRÜNEN und FPÖ sowie von GR Wolfgang Kieslich 

und GR Harald Zierfuß.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ist 

dazu niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos-

sen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schluss-

wort. 

Wer der Post 16 zustimmt, bitte um ein Zeichen mit 

der Hand. - Postnummer 16 ist einstimmig angenommen. 

Es liegen drei Anträge vor.  

Antrag der ÖVP betreffend Reform der Winter City 

Camps. Hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer dem beitritt, bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei 

ÖVP, FPÖ, GR Kieslich und den GRÜNEN gegen SPÖ 

und NEOS, ist nicht die erforderliche Mehrheit. 

Antrag der GRÜNEN, inklusive Bildung ermöglichen, 

auch hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. Wer 

dem beitritt, bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, 

FPÖ, GR Kieslich und GRÜNEN gegen SPÖ und NEOS, 

ist nicht die erforderliche Mehrheit. 

Antrag von NEOS und SPÖ, Inklusion, sonderpädago-

gische Förderung, bedarfsgerecht, und so weiter, und so 

fort. Sofortige Abstimmung. Wer dem beitritt, bitte um ein 

Zeichen mit der Hand. - Zustimmung bei NEOS, SPÖ und 

GRÜNE, gegen ÖVP, FPÖ und GR Kieslich, damit mehr-

stimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 24 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft den Beitritt der Stadt 

Wien zu der Organisation ASQS - Österreichische Fach-

gesellschaft für Qualität und Sicherheit im Gesundheits-

wesen ab 1. Jänner 2023. Ich bitte den Berichterstatter, 

Herrn GR Deutsch, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsit-

zender, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich er-

suche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ge-

meldet ist GRin Matiasek. Ich erteile es ihr. 

GRin Veronika Matiasek (FPÖ): Herr Vorsitzender! 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und 

Herren! 

Wir werden diesem Poststück, dem Beitritt zu dieser 

Fachgesellschaft für Qualität und Sicherheit im Gesund-

heitswesen unsere Zustimmung geben. Das ist ja auch et-

was sehr Wichtiges. Ich habe mich deshalb zu Wort ge-

meldet, um auf einen Antrag, den wir im Zuge dieses Ta-

gesordnungspunktes aus gegebenem Anlass eingebracht 

haben, hinzuweisen. Es wurde nämlich jüngst ein Bericht 

des Rechnungshofes öffentlich gemacht, da geht es um 

Gesundheitsförderung und Prävention. Und der zeigt er-

schreckenderweise auf, dass sich die Anzahl der gesun-

den Jahre der Menschen reduziert hat, nämlich um 1,6 

Lebensjahre - also nicht die Anzahl der Lebensjahre di-

rekt, sondern der gesunden Lebensjahre. Und es ist uns 

ja allen, glaube ich, ein großes Anliegen, möglichst lange 

gesund zu bleiben.  

Warum? Ein Hauptgrund sind die vielen chronischen, 

nichtansteckenden Krankheiten, die mit Lebensweise, Er-

nährung, mangelnder Gesundheitskompetenz, aber auch 

mangelnder Gesundheitsvorsorge zu tun haben. Das sind 

also die Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes, aber 

auch sehr viele Erkrankungen des Stütz- und Bewegungs-

apparates, die dann dazu führen, dass die Menschen frü-

her erkranken als offensichtlich in der Zeit zuvor. Und die 

Stadt Wien macht wie viele andere auch ja diverse Prä-

ventionsprogramme. Es gibt diverse Maßnahmen im Be-

reich der Gesundheitsvorsorge, und das schon seit Jah-

ren. Aber ich glaube, das ist jetzt wichtig im Zusammen-

hang mit diesem Bericht und dieser erschreckenden Er-

kenntnis, man muss schon nachschauen, ob die denn 

wirklich alle zielführend sind. Und unser Antrag würde 

eben auffordern, dass man diese bestehenden Maßnah-

men, die bestehenden Projekte entsprechend evaluiert, 

um dann festzustellen, sind sie wirklich alle sinnvoll, wie 

weit sind Besucher einer einmaligen Aktion dann auch be-

reit, weiterhin auf ihre Gesundheit zu schauen, wo funkti-

oniert etwas gut, um es weiterzuführen, um auszubauen, 

oder wo ist etwas weniger zielführend, sodass man dann 

entsprechend eben Maßnahmen unterstützt oder auch 

natürlich die Mittel dort einsetzt, wo es wirklich sinnvoll ist. 

Es ist also mit Sicherheit wichtig, dass man da drauf 

schaut, denn ich glaube, ein langes Leben in Gesundheit 

ist sicher unser aller Anliegen.  

Und in diesem Sinne bitte ich Sie, diesen Antrag zu 

unterstützen, beziehungsweise - ich bin mir ja ziemlich si-

cher, die Regierungsfraktionen werden das nicht tun, und 

die GRÜNEN machen es halt aus Prinzip nicht -, dass 

man wenigstens die entsprechenden Maßnahmen einlei-

tet. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ge-

meldet ist GRin Mag. Huemer. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag. Barbara Huemer (GRÜNE): Herr Vorsit-

zender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Geschätzte Kollegin-

nen und Kollegen. Und begrüßen möchte ich auch alle in-

tergeschlechtlichen Menschen, die uns live zusehen oder 

die Debatte nachsehen werden! 

Auch wir GRÜNE werden dem vorliegenden Poststück 

zustimmen. Selbstverständlich. Wenn es um Qualität und 

Sicherheit im Gesundheitswesen geht, dann kann man 

natürlich gar nicht dagegen sein, sondern muss alles tun 

und unterstützen, was mehr an Qualität und Sicherheit 

bringt. Und was mehr Qualität und Sicherheit bringen 

kann, dazu komme ich noch in meiner Rede.  
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Ich glaube, es ist uns allen sehr wichtig, dass wir die 

höchste Versorgungsqualität und -sicherheit haben wol-

len, und dass die Qualität Herstellen ein tagtäglicher Pro-

zess ist. Qualität muss hergestellt werden, sichergestellt 

werden und weiterentwickelt werden. Wir erleben es tag-

täglich, hier gibt es ganz, ganz große Herausforderungen. 

Und ich habe es schon öfter gesagt, wir GRÜNE haben 

es schon oft gesagt: Diesen Herausforderungen wird aus 

unserer Sicht viel zu wenig entgegengewirkt. Es wird viel 

zu wenig gemacht, um diese Herausforderungen zu be-

wältigen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

So orten wir, und das ist ja sehr besorgniserregend, 

große, große Mängel allerorts, beispielsweise bei den Ar-

beitsbedingungen. Ich erinnere an die vielen Gefähr-

dungsanzeigen, die eindeutig Gefahr in Verzug bei der 

Behandlung und Betreuung von Kranken in den Spitälern 

zeigen. Über die Personalnot haben wir ja schon ganz oft 

hier diskutiert, auch darüber, dass das Personal ausge-

brannt ist, dass wir viel zu viele gesperrte Betten haben, 

wo eigentlich PatientInnen drinnen liegen sollen. So ist es 

auch bei den gesperrten OP-Sälen. Wir haben eine stei-

gende Zahl an Fluktuation, wir haben eine steigende Zahl 

an unbesetzten Facharztstellen. Wir haben eine stei-

gende Zahl an geschlossenen Abteilungen, Gangbetten 

sind mittlerweile auch wieder ins öffentliche Bild gelangt - 

ich will gar nicht sagen, dass sie nicht früher auch da wa-

ren.  

Also, sehr geehrte Damen und Herren, mit der Qualität 

und der Sicherheit in unseren Spitälern schaut es aktuell 

nicht so rosig aus. Da muss man wirklich mehr tun. Ich 

vermisse nach wie vor die konkreten Pläne, die unmittel-

bar und mittelfristig tatsächlich eine Entlastung bringen, 

eine Entlastung für das Personal, und die etwas sicher-

stellen, nämlich die Versorgung von Patientinnen und Pa-

tienten in Wien, und hier auch das Vertrauen in das öffent-

liche Gesundheitssystem. Das ist einfach etwas ganz, 

ganz Wichtiges, an dem wir alle arbeiten sollen, denn die 

Privatisierung, die Ökonomisierung der Gesundheitsver-

sorgung geht voran, die schreitet voran, da warten viele 

darauf, in die Presche springen zu können, und ich 

glaube, das dürfen wir nicht zulassen. (Beifall bei den 

GRÜNEN.) 

Insofern, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

muss dieses Prinzip des Löcherstopfens wirklich ein Ende 

haben. Das ist eine Maßnahme, die man in einer Notsitu-

ation machen kann, aber das Personal von einer Krisen-

abteilung zur nächsten zu verschieben, das geht sich ein-

fach nicht mehr aus. Ich glaube, das sehen wir alle über 

die letzten Wochen, Monate, und man kann eigentlich 

schon sagen, Jahre. Natürlich ist die Situation komplex 

und nicht einfach zu lösen, aber es gibt viele Schritte, die 

man angehen kann. Und einer dieser Schritte ist beispiels-

weise - und ich bringe heute gemeinsam mit KollegInnen 

meiner Fraktion einen Antrag dazu ein -, den jungen an-

gehenden MedizinerInnen eine Perspektive zu geben.  

Und diese Perspektive schaut im ersten Schritt einmal 

so aus, dass sie im klinisch-praktischen Jahr eine ange-

messene, faire, eine gute Entlohnung für ihre Arbeit be-

kommen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir 

fordern mindestens 1.100 EUR. Ich sage nicht, dass das 

schon viel ist, aber es ist ein erster wichtiger Schritt, um 

hier tatsächlich die jungen Studierenden, die die zukünfti-

gen ÄrztInnen sind, mit einem positiven Signal in der Zu-

kunft auch an die Spitäler zu binden. Das ist sicher nur ein 

Puzzlestein, da bin ich schon ganz auch Ihrer Meinung, 

aber es ist ein wichtiger Baustein. 

Warum ist das so wichtig? Vielleicht wissen das viele 

von Ihnen nicht, das klinisch-praktische Jahr ist im 6. Stu-

dienjahr, also das ist schon das 11., 12. Semester. Die 

Studierenden sind fast fertig. Nach diesem Jahr beginnen 

die meisten einen Turnus oder eine Facharztausbildung. 

Die haben also schon ganz schön viel gelernt, wissen 

schon ganz schön viel und machen, und das ist auch gut 

so, im Spital für 48 Wochen dieses klinisch-praktische 

Jahr. Das ist eine gute Sache. Fakt ist aber auch, dass es 

nicht nur eine Ausbildung ist, eine Lernphase, sondern 

auch schon eine Arbeitsphase. Und diese Arbeitsphase, 

wenn man mit den Studierenden spricht, ist nicht überall 

gleich, das gebe ich schon zu, aber bei vielen ist es so, 

dass es eine ganz schön intensive Arbeitsphase ist und 

viele schon das Gefühl haben, dass sie so etwas wie Sys-

temerhalterInnen sind, da - ich habe es schon angespro-

chen - die FachärztInnen fehlen und es den Studierenden 

im klinisch-praktischen Jahr ja auch schon erlaubt ist, ärzt-

liche Tätigkeiten durchzuführen. Also sie leisten Arbeit, 

sie stützen das System, sie unterstützen nicht nur die Kol-

legInnen, die schon in Fachausbildungen sind, und sie un-

terstützen nicht nur die TurnusärztInnen, sondern sie sind 

eigentlich eine ganz wichtige und wesentliche Säule.  

Und was bekommen sie für diese Arbeit? Sie bekom-

men seit heuer 800 EUR. Für die einen mag das viel sein, 

aber wenn man die Steuern abzieht, dann sind das unge-

fähr 670 EUR. Und das ist bei jenen, die einen Vollzeitjob 

in der Klinik leisten, eigentlich ein Hohn, muss ich sagen. 

Es ist keinesfalls angemessen, es ist keinesfalls wert-

schätzend, es fühlt sich für viele an, dass sie ausgebeutet 

werden. Ich glaube, diese Situation können wir uns nicht 

leisten. Wir brauchen hier einfach mehr Wertschätzung 

und diese Wertschätzung muss sich auch monetär aus-

drücken. Meine sehr geehrten Damen und Herren, Lhptm 

Doskozil präferiert ja eher Zwangsmaßnahmen und meint, 

man kann die Abwanderung von MedizinerInnen ins Aus-

land damit stoppen, indem man sie einfach ans Spital ver-

pflichtet. Ich glaube, es gibt elegantere Varianten, es gibt 

klügere Varianten, es gibt feinere Mittel, um die Bindung 

zu erreichen, nämlich die Verbesserung von Arbeitsbedin-

gungen, die Verbesserung der Wertschätzung. Man kann 

nicht immer nur davon reden, sondern man muss auch 

Taten setzen, und die Erhöhung der Aufwandsentschädi-

gung für das klinisch-praktische Jahr wäre genau so eine 

Maßnahme. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Sie erlauben mir einen kleinen Sidestep, denn nicht 

nur der Rechnungshofbericht zur Prävention ist vor Kur-

zem erschienen, sondern gestern ist auch der Österreichi-

sche Krebsreport vorgestellt worden. Dieser Report hat 

zum einen Mut machende Befunde. Beispielsweise, dass 

man heute höhere Überlebenschancen hat und bessere 

Behandlungsmethoden in der Krebsbehandlung. Aber 

zum anderen gibt es auch sehr alarmierende Befunde. 

Und diese erfordern rasches und konsequentes Handeln. 
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Zu diesen Befunden, die besorgniserregend sind, gehö-

ren eben - Kollegin Matiasek hat es gesagt - die Präven-

tion. Wir müssen hier auf unsere Lebensstile mehr Acht 

geben. Wir brauchen da mehr Gesundheitskompetenz -, 

aber auch die Demographie. Und warum die Demogra-

phie? Wir werden älter. Das ist gut so. Aber die Wahr-

scheinlichkeit, im Alter an Krebs zu erkranken steigt na-

türlich. Und so ist die Prognose, dass bis 2040 doppelt so 

viele PatientInnen wie heute an Krebs erkrankt sind, und 

diese PatientInnen brauchen natürlich medizinische Un-

tersuchungen. Es ist klar, das müssen nicht alles Medizi-

nerInnen sein und das werden nicht alles MedizinerInnen 

sein. Das braucht es auch gar nicht. Aber was schon klar 

ist: Wir machen heute die Gesundheitsversorgung von 

morgen. Und auf diesen Punkt, meine sehr geehrten Da-

men und Herren, möchte ich einfach noch einmal ganz 

explizit hinweisen und hindrängen: Es sind die Jungmedi-

zinerInnen, es sind die Studierenden in Ausbildung, die 

uns in der Zukunft im Krankenbett betreuen werden, die 

uns in Zukunft, wenn wir schwer erkranken, Therapien 

verschreiben werden. Wir brauchen sie ganz, ganz drin-

gend und wir können nicht am Ende anfangen, sondern 

wir müssen am Anfang anfangen, um das Personal an die 

Spitäler in Wien zu binden. 

Daher, meine sehr geehrten Damen und Herren, ersu-

che ich Sie wirklich ganz, ganz dringend, dass Sie diese 

Aufwandsentschädigung von derzeit 800 EUR auf min-

destens 1.100 EUR erhöhen. Und ich möchte noch einen 

Aspekt hinzufügen, warum das wichtig ist, nicht nur die 

Bindung ans Spital, nicht nur die Wertschätzung und nicht 

nur die faire Entlohnung: Stellen Sie sich vor, Sie arbeiten 

fast ein Jahr im Spital. Als Studierende können Sie viel-

leicht noch einen Nebenjob machen, aber in dieser Zeit 

geht das definitiv nicht. Vielleicht haben Sie was erspart, 

können mit der Unterstützung Ihrer Eltern rechnen, kön-

nen bei der Oma gratis wohnen, aber bei vielen ist das 

nicht so der Fall. Ein Drittel der Studierenden muss selbst 

dafür sorgen, dass sie ein existenzsicherndes Einkom-

men schaffen. Das heißt, sie arbeiten neben dem Stu-

dium. Das gilt natürlich auch für Medizinstudierende. 

Dadurch entsteht tatsächlich eine ganz schön prekäre Si-

tuation, die wir auch ein bisschen entschärfen könnten, in-

dem mehr Geld für das klinisch-praktische Jahr zur Verfü-

gung steht. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich glaube, von Arbeit muss man leben können. Die-

ses Motto kann nicht nur generell, sondern muss auch für 

angehende MedizinerInnen gelten. Wie Sie wissen, die 

ÖH selbst sieht als ersten Schritt ebenfalls diese 1.100 

EUR als angemessen, aber eben als ersten Schritt. Die 

Ärztekammer legt den Benchmark schon bei 1.700 EUR. 

Das ist die Richtung, wo es hingehen soll. Ja, es kann im-

mer mehr werden, aber zumindest ein Einkommen, von 

dem man auch ein bissel leben kann, wäre wichtig. Und 

noch ein Punkt: Graz zahlt mittlerweile zumindest schon 

900 EUR.  

Ich weiß, wir haben im Dezember diese Aufwandsent-

schädigung von 650 auf 800 EUR erhöht. Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren, ich sehe das aber nicht als Er-

höhung. Sondern das ist die Anpassung an die Inflation. 

Seit 2015, als diese 650 EUR eingeführt wurden, bis heute 

sind viele Jahre vergangen. Gerade angesichts der Teue-

rung ist sozusagen die Aufwandsentschädigung extrem 

gesunken. Dass hier nachgezogen wurde, ist gut, ist rich-

tig, ist eine Inflationsanpassung, aber es ist keinesfalls 

eine Erhöhung, die es dringend braucht. Also bitte reden 

Sie sich jetzt nicht auf ein Wissenschaftsministerium aus, 

das hier Fakten setzen soll. Es gibt kein Verbot und auch 

kein Gebot, dass nur so viel Aufwandsentschädigung zu 

leisten wäre, nein, es liegt ganz alleine in der Hand der 

rot-pinken Stadtregierung, hier ein angemessenes, faires 

Entgelt zu schaffen. Bitte tun Sie das und stimmen Sie un-

serem Antrag zu. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ge-

meldet ist GR Dr. Gorlitzer. Ich erteile es Ihm.  

GR Dr. Michael Gorlitzer, MBA (ÖVP): Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sehr geehrter Herr Präsident!  

Wir werden diesem Poststück zustimmen, es geht ja 

um die Qualität und die Sicherheit im Gesundheitswesen. 

Das ist auch sehr wichtig, denn bei der Qualität hängt 

auch vieles mit der Ausbildung zusammen. Eine gute Aus-

bildung bedeutet auch eine hohe Qualität im medizini-

schen System.  

Die Überprüfung und Genehmigung von Facharztaus-

bildungsstellen obliegt ab 1. Jänner 2023 den Ländern, 

und wir haben uns einmal angesehen, wie es im Moment 

so ausschaut in Wien. Wir haben am 5.12.2022 eine An-

fragebeantwortung bekommen und da stehen dann ganz 

erstaunliche Zahlen, was 2021 bezüglich Ausbildungsstel-

len im Wiener Gesundheitsverbund los ist: Es gibt 1.032 

Ausbildungsstellen im Wiener Gesundheitsverbund und 

von denen sind insgesamt 185 nicht besetzt. Das ist ganz 

erstaunlich, immerhin sind 18 Prozent der Ausbildungs-

stellen in Wien nicht besetzt. Nur bei 4 Stellen von 25 gibt 

es eine Vollbesetzung, das entspricht nicht einmal 20 Pro-

zent aller Fächer, die mit ihren Ausbildungsstellen voll be-

setzt sind. Besonders prekär ist die Situation bei den so-

genannten Mangelfächern. Unbesetzte Stellen: in der La-

bormedizin fast 34 Prozent, in der Radiologie fast 27 Pro-

zent, erstaunlicherweise in der Allgemeinchirurgie fast 25 

Prozent, Anästhesie 20 Prozent, Augenheilkunde fast 18 

Prozent und in der Kinderpsychiatrie - gut, das ist ein Dau-

erthema - auch fast 18 Prozent.  

Allein daran erkennt man, dass hier langsam ein Ver-

sorgungsproblem entsteht. Wir sehen das ja jetzt schon 

bei der Klinik Ottakring, wo Leistungen ausgelagert und 

teuer zugekauft werden müssen, mit bis zu 300 EUR pro 

Stunde, um Röntgenbilder zu beurteilen. Das ist schon 

symptomatisch für einen dauernden Abwärtstrend in der 

Wiener Gesundheitspolitik. Und die Auswirkungen davon 

lesen wir mittlerweile fast täglich in der Zeitung: Durch Ab-

gänge wie Pensionierungen, aber auch Kündigungen 

kommt es zu einem absoluten Personalmangel in Wien, 

schon seit Monaten. Zum Beispiel haben 17 KollegInnen 

innerhalb eines Jahres nach Beendigung der Ausbildung 

den Wiener Gesundheitsverbund verlassen. Und in den 

nächsten Jahren wird sich die Situation noch deutlich ver-

schärfen, durch die Pensionierungswelle der sogenann-

ten Babyboomer, die in den nächsten fünf bis zehn Jahren 
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alle in Pension gehen werden. Und deswegen ist es be-

sonders wichtig für uns in der Wiener Volkspartei, dass 

diese Ausbildungsstellen auch ausreichend und möglichst 

rasch besetzt werden. (Beifall bei der ÖVP.)  

Was ist aber die Ursache für unbesetzte Ausbildungs-

stellen? Ich kenne das eigentlich von meiner Anfangszeit, 

da waren genügend Ausbildungsstellen ein Problem. Wa-

rum ist der Wiener Gesundheitsverbund so unattraktiv ge-

worden? Na ja, es geht einerseits darum, die Ausbildung 

basiert auf Freiwilligkeit und Sympathiewerten, ob du je-

manden ausbildest oder nicht. Die Primarärzte sowie die 

Oberärzte sind meistens ziemlich zugemüllt mit irgend-

welchem bürokratischen Aufwand und damit außeror-

dentlich belastet. Da fehlt natürlich dann Zeit am Ende des 

Tages, eine ordentliche Ausbildung zu garantieren. Und 

dazu kommt noch, dass von den 111 Primarärzten 19 mit 

der Betrauung mehrerer Abteilungen eigentlich überfor-

dert sind. 17 Prozent der Primarärzte haben sogenannte 

Doppelprimariate, und mit einem Hintern auf zwei Kirta-

gen zu tanzen, ist nicht so wahnsinnig lustig, da kommt 

keine gescheite Ausbildung zustande.  

Aber was wollen die JungmedizinerInnen? Ich habe 

sie befragt. Neun von zehn Jungmedizinern wollen eine 

Fachausbildung absolvieren. Das wichtigste Anliegen für 

die Jungmediziner ist eine gute Ausbildung, die Bezah-

lung ist eigentlich erst sekundär. Das heißt, wir brauchen 

eine gute Qualität in der Ausbildung. Deswegen bringen 

wir heute einen Beschlussantrag ein für eine proaktive Be-

setzung der Facharztausbildungsstellen. Damit ist auch 

verbunden, dass erfahrene Fachärzte vermehrt mit der 

Ausbildung betraut werden sollen. Da kann man auch 

gerne diskutieren - wir werden das an den Gesundheits-

ausschuss zuweisen -, wie man das am besten lösen 

kann. Da gibt es verschiedenste Modelle, zum Beispiel äl-

tere Fachärzte von den Nachtdienstleistungen zu be-

freien, oder mit Zulagensystemen.  

Wir bringen heute auch einen zweiten Antrag ein, der 

relativ aktuell ist. Er betrifft die Impfstraßen zur Bekämp-

fung der Covid-19-Pandemie, die jetzt Gott sei Dank im 

Abklingen oder praktisch schon fast vorbei ist. Wir haben 

in der Vergangenheit oft einstimmige oder mehrheitliche 

Beschlüsse zu diesem Thema gefasst, das war auch gut 

so, eine Pandemie gemeinsam zu bekämpfen. In den letz-

ten Monaten hat es aber den Anschein, dass der Herr Bür-

germeister und sein zuständiger Stadtrat eher eigen-

mächtig und entgegen aller fachlichen Empfehlungen 

diese Covid-Epidemie bekämpfen wollen. Das ist ein biss-

chen, gegen die Corona-Cowboys vorgehen und eigent-

lich, um absichtlich politisches Kleingeld zu schlagen und 

gegen die Empfehlungen der Fachkräfte und gegen die 

Empfehlungen des Bundesministers agieren. (Beifall bei 

der ÖVP.)  

Wir haben in den letzten Wochen beobachtet, dass in 

den Impfstraßen die Frequenz deutlich gesunken ist, in 

den großen Impfstraßen kommen manchmal sogar nur 

20 Personen pro Tag impfen. Es zahlt sich dieser auch 

finanziell hohe Aufwand eigentlich nicht mehr aus, diese 

Impfstraßen weiter zu betreiben. Daher sind wir der An-

sicht, diese mit Ende März einzustellen und - was wir 

schon von Beginn an gefordert haben - die Bezirksge-

sundheitsämter damit zu betrauen. Die niedergelassenen 

Ärzte machen es sowieso. - Vielen Dank. (Beifall bei der 

ÖVP.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Anträge 

wurde schon digital eingebracht, oder? - Das ist die Zu-

weisung? - Okay.  

Zur Wort ist dazu niemand mehr gemeldet. Die De-

batte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat das 

Schlusswort und verzichtet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnum-

mer 24. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der 

Hand. - Einstimmig angenommen.  

Jetzt kommen wir zu den bereits eingebrachten Anträ-

gen.  

Antrag der ÖVP, Covid-Impfungen in den Bezirksäm-

tern. Hier wird die sofortige Abstimmung gefordert, Herr 

Klubobmann? - Ja, es steht am Antrag nicht oben, daher 

frage ich. - Sofortige, ja, okay. Wer also dem Antrag der 

ÖVP, Covid-19-Impfungen in Bezirksämtern, zustimmt, 

bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung bei ÖVP, 

FPÖ, Klubunabhängigem und den GRÜNEN gegen SPÖ 

und NEOS, ist nicht die erforderliche Mehrheit.  

Antrag der GRÜNEN, angemessene Bezahlung für 

das klinisch-praktische Jahr. Wer dem beitritt, bitte um ein 

Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ, Klubunabhängi-

gem und GRÜNEN, ist nicht erforderliche Mehrheit, da die 

SPÖ und NEOS dagegen waren.  

Antrag der FPÖ, nichtaliquotierter Pflegebonus. Wer 

dem beitritt, bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei FPÖ 

und Klubunabhängigem gegen ÖVP, NEOS, SPÖ und 

GRÜNE, ist nicht die erforderliche Mehrheit.  

Antrag der FPÖ, Prävention und Gesundheitsvorsorge 

Wer dem beitritt, bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei 

ÖVP, FPÖ, Klubunabhängigem gegen NEOS, SPÖ und 

GRÜNE, ist nicht erforderliche Mehrheit.  

Antrag der FPÖ und des Klubunabhängigen, Aufhe-

bung aller Corona-Maßnahmen. Wer dem beitritt, bitte um 

ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ, Klubunabhän-

gigem gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE, ist nicht die erfor-

derliche Mehrheit.  

Und Antrag der ÖVP, vollständige Besetzung der 

Facharztausbildungsstellen, hier wird die Zuweisung an 

den Herrn Gesundheitsstadtrat verlangt. Wer die Zuwei-

sung unterstützt, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Die 

Zuweisung erfolgt einstimmig. 

Wir kommen zu Postnummer 25 der Tagesordnung. 

Das ist eine Verordnung des Wiener Gemeinderates be-

treffend die Festsetzung der Gebühren gemäß § 28 

Abs. 3 Wiener Rettungs- und Krankentransportgesetz - 

WRKG. Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. Daher kom-

men wir gleich zur Abstimmung. Wer dem beitritt, bitte um 

ein Zeichen mit der Hand - Die Annahme dieses Tages-

ordnungspunktes ist einstimmig. 

Dazu gibt es einen Antrag, der von der FPÖ und vom 

Klubunabhängigen eingebracht wurde, bezüglich härtere 

Strafen für Klimaterroristen. Wer dem beitritt, bitte ich um 

ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung bei FPÖ und 

Klubunabhängigem gegen ÖVP, NEOS, SPÖ und 

GRÜNE, ist nicht die erforderliche Mehrheit. 
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Zu Postnummer 27 der Tagesordnung, sie betrifft den 

Abschluss eines Nachtrages zum Baurechtsvertrag vom 

24. September 2002 mit der Gemeinnützigen Wohnungs- 

und Siedlungsgenossenschaft Siedlungsunion registrierte 

Genossenschaft mit beschränkter Haftung in der KatG 

Eßling, liegt keine Wortmeldung mehr vor. Wer hier zu-

stimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Die Zu-

stimmung erfolgt einstimmig. 

Es liegt hier ein Antrag der FPÖ vor betreffend Richt-

wertmieten, Rücknahme der Erhöhung bei Gemeindebau-

mieten. Wer dem beitritt, bitte um ein Zeichen mit der 

Hand. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ, Klubunabhängigem 

gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE, hat nicht die erforderli-

che Mehrheit. 

Postnummer 28 der Tagesordnung betrifft das Plan-

dokument Nr. 8306 im 12. Bezirk, KatGen Hetzendorf und 

Altmannsdorf. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR 

Dipl.-Ing. Al-Rawi, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi: Ich bitte 

um Zustimmung zu dem vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Ich eröffne die 

Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Janoch. 

GRin Silvia Janoch (ÖVP): Sehr geehrter Herr Vorsit-

zender! Liebe Meidlingerinnen und Meidlinger! 

Ich bin im 12. Wiener Gemeindebezirk aufgewachsen, 

lebe und arbeite immer noch in meinem Grätzl. Und als 

Mitglied des BürgerInnenausschusses freut es mich jedes 

Mal, wenn wir gemeinsam Anliegen, Wünsche und Sor-

gen der Bürgerinnen und Bürger aus Meidling behandeln. 

Und aus diesem Grund möchte ich zu diesem Poststück 

sprechen. Es geht um die Petition gegen Hochhäuser und 

zu hohe Grundstücksumwidmungen in der Stachegasse 

in Hetzendorf. In Hetzendorf rund um die Stachegasse 

wird es eine neue Flächenwidmung geben, und der Plan 

sieht dort vor, dass in diesem Gebiet die Bauklassen IV 

und V möglich sein sollen. Aber dieses Grätzl kennzeich-

net sich durch viele Kleingartenhäuser und eine Bahn-

straße aus, und für den Bau müssten sehr viele Bäume 

gefällt und kostbarer Grünraum geopfert werden. Das 

heißt, eine Verbauung ist eigentlich nicht nachvollziehbar, 

weil auch die Infrastruktur dazu fehlt.  

Daher hat sich eine Bürgerinitiative gegründet, ge-

meinsam haben sie eine Petition gestartet. Anfang No-

vember wurde dann im Ausschuss festgelegt, dass diese 

Petition in Behandlung bleibt, um eine Stellungnahme von 

Frau StRin Sima abzuwarten und einzuholen. Doch bevor 

diese Petition kommenden Montag im Ausschuss final be-

handelt werden kann, wurde der Flächenwidmungsplan 

bereits im Dezember im Gemeinderatsausschuss von 

SPÖ und NEOS beschlossen. Und aus diesem Grund 

wird heute hier im Gemeinderat abgestimmt.  

Was zeigt uns das jetzt ganz deutlich? Es zeigt uns, 

dass Bürgerinnen und Bürger um ihr Herzensprojekt 

kämpfen. Sie setzen sich dafür ein, sie sammeln Unter-

schriften, all das in ihrer Freizeit, um etwas gemeinsam zu 

erreichen, um sich stark zu machen und um dem Ganzen 

eine Stimme zu geben, weil sie gehört werden wollen. 

Aber was ist das Resultat? Die Stadt Wien ignoriert diese 

Sorgen und Anliegen. Bürgerinnen und Bürger werden so 

außen vor gelassen. Im Bezirk ist die Unzufriedenheit des-

halb deutlich spürbar. Nicht nur wir kritisieren diese Vor-

gehensweise, im Bezirk sind es neben uns auch FPÖ und 

NEOS, die sich dagegen aussprechen. Die geplante Bür-

gerversammlung wurde dann auch noch von der SPÖ im 

Bezirk verhindert. Im Gemeinderat bringen wir heute des-

halb gemeinsam mit der FPÖ auch einen Antrag auf Ab-

setzung des Poststückes ein. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.)  

Abschließend möchte ich sagen: Gemeinsam haben 

wir doch den Gemeinderatsausschuss für Petitionen at-

traktiviert, wir haben ihn erneuert, sogar per Livestream 

kann man dabei sein. (GR Thomas Weber: Ihr habt dage-

gen gestimmt!) Aber diese Erneuerung ist nicht zufrieden-

stellend, wenn dann doch Bürgerinnen und Bürger igno-

riert werden. Deshalb würde ich sagen, Transparenz und 

Offenheit werden mit diesem Umgang nicht gelebt. - 

Danke. (Beifall bei ÖVP und FPÖ. - Rufe und Gegenrufe 

zwischen ÖVP und NEOS.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ge-

meldet ist GR Valentin, ich erteile es ihm. 

GR Erich Valentin (SPÖ): Sehr geehrte Frau Stadträ-

tin! Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! 

Vorerst einmal, im Ausschuss ist es auch mit den Stim-

men der GRÜNEN beschlossen worden. Ich berichtige 

ungern junge aufstrebende Kolleginnen aus der Opposi-

tion, aber man sollte sich halt auch bisschen das Protokoll 

anschauen, bevor man sich hier herstellt. Punkt 1. (Zwi-

schenruf von GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc.) - 

Ja, das ist halt mit alten Männern so, dass alte Männer 

dann auch gerne auf die Wahrheit Rücksicht nehmen wol-

len. Und vielleicht ist das jugendliche Ungestüm gegen 

alte Männer halt auch manchmal der Erfahrung geschul-

det, dass wir unsere Protokolle halt fallweise auch lesen 

und verstehen.  

Zwei Dinge, meine Damen und Herren, die man aus-

einanderhalten muss. Man muss die Flächenwidmung 

auseinanderhalten und das, was die Kollegin zum Schluss 

über die beiden Ausschussqualitäten gesagt hat. Wir ha-

ben hier ein Gebiet, wo ein Flächenwidmungsplan zur Dis-

kussion vorgeschlagen war, der auch die Bauklasse VI 

beinhaltet hat, der eine massive Verbauung beinhaltet 

hat, der eine stärkere Nutzung beinhaltet hat. In der Dis-

kussion - und deshalb sage ich, das ist ein idealtypischer 

Flächenwidmungsfall und nicht etwas, das entgleist ist, 

ganz im Gegenteil - hat der Bezirk sehr massiv, Gruppen 

ganz massiv, Einzelpersonen ganz massiv in einem ho-

heitlichen Verfahren, das partizipativ ist - also wir reden 

nicht von einer Administrationstätigkeit des Magistrates 

kontra etwas, das die Bürgerinnen und Bürger sagen, son-

dern das sind auch Bürgerinnen und Bürger, - integriert. 

Da gibt es eine öffentliche Auflage, da werden unter an-

derem diejenigen, die in einer Wahl gewählt sind, in der 

Bezirksvertretung befragt, das kommt wieder in den Aus-

schuss, dann gibt es Debatten. Das dauert relativ lange, 

bis dann auch eine fertige Stellungnahme erfolgt. Was ist 

geschehen? Der Bezirk hat sich zu einer Stellungnahme 

gefunden. Der Bezirk hat gesagt, das ist ihm zu hoch und 

hat einige Anregungen in einer zusätzlichen Stellung-

nahme hineinverpackt, und der ist weitestgehend nachge-

kommen worden. Es gibt ein Plandokument, das hat jetzt 
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zwei Drittel geförderte Wohnungen, es gibt massive Be-

grünungsmaßnahmen, es gibt eine Ausweitung der 

Schutzzone, die vom Bezirk gefordert worden ist, und es 

gibt eine Reduzierung der Bauklasse, ganz massiv.  

Zeitgleich ist den Satzungen und der Geschäftsord-

nung dieses Hauses gemäß eine Petition eingebracht 

worden. Als wir das Petitionsrecht verhandelt haben, hat 

es zwei Dimensionen geben, nämlich die Idee, dass hier 

Dinge niederschwellig eingebracht werden können, die 

sonst unter Umständen in Verwaltungsabläufen in Situati-

onen der Stadt nicht eingebracht werden können. Deshalb 

hat man sich nach einer langen Diskussion für eine sehr, 

sehr niederschwellige Beteiligungsquote von 50 Unter-

schriften, die man im Internet abgeben kann, entschlos-

sen, hat aber auch gleichzeitig gesagt, dieses Petitions-

recht ist ein Einbringungsrecht, um eine zusätzliche Öff-

nung in der Politik zu ermöglichen, um zusätzliche Infor-

mationen, Problemstellungen, und so weiter zu erfahren. 

Dann ist richtig berichtet worden - das sage ich auch -, 

dass zeitgleich mit dem Widmungsverfahren auch die Sit-

zung des Petitionsausschusses stattgefunden hat, dort 

auch das Problem besprochen und noch auf eine nächste 

Sitzung vertagt worden ist. Normalerweise sind das Peti-

tionsrecht und das Verfahren wesentlich schneller als ein 

Widmungsverfahren. Das heißt, normalerweise wird es 

solche Situationen kaum geben, aber man wollte explizit 

mit dem Petitionsausschuss keinen Superausschuss ha-

ben, der über den anderen Ausschüssen steht.  

Das heißt, durch die Tatsache, dass mehrfach Anre-

gungen und Stellungnahmen in den Planentwurf hinein-

gearbeitet worden sind, weitgehend alle Forderungen er-

füllt worden sind, bis einige wenige, hat der Planungsaus-

schuss, dem ich vorstehe, in meiner Verantwortung das 

beschlossen - weil ich auch gar nicht anderes tun kann, 

weil keine andere Geschäftsordnung mir was vorschreibt. 

Ich habe nicht die Befindlichkeit, ohne Grund Dinge anzu-

setzen, sondern es muss formal irgendwo ein Fehler pas-

siert sein. Ist aber nicht. Das heißt, wir haben auch eher 

geglaubt, dass von der Schnelligkeit der Folgerungen da-

raus und der Schnelligkeit des Bezirks dann das Petitions-

verfahren auch abgeschlossen sein wird, auch rein op-

tisch bis zum heutigen Tag. Es liegt auch nicht an mir, 

wenn ordnungsgemäß ein Widmungsakt da durchgegan-

gen ist, diesen zu verzögern. Das ist auch nicht meine 

Kompetenz, kann ich auch nicht tun.  

Das heißt, was ist passiert? Zwei Ausschüsse, die 

voneinander unabhängig arbeiten, wo wir auch festge-

schrieben haben, dass es da keine Kausalität gibt, hat, 

bevor endgültig der Abschluss im Petitionsausschuss ge-

macht wurde, heute die Sitzung und die Behandlung im 

Gemeinderat. Es sind allerdings, das muss man auch da-

zusagen, aus der Anzahl der Forderungen, die auch die 

Petitionswerbergruppe eingebracht hat, viele Dinge erfüllt 

worden. Ich sage Ihnen aus meiner Erfahrung, eine Dis-

kussion über eine Widmung, wo nachher alle finden, dass 

sie ungerecht behandelt worden sind, ist meistens eine 

sehr gerechte, weil niemand seine Forderungen zu 100 

Prozent durchgebracht hat. Und für mich ist es eher ein 

Beispiel, dass eine sehr kontroversielle Widmung durch 

eine sehr feinfühlige planerische Betreuung, auch der Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter der Planungsabteilung, der 

Widmungsabteilung zu einem Kompromiss geführt hat. 

Das eine ist, ja, der Tatsache geschuldet, dass zwei nicht 

kausal zusammenwirkende Verfahren, das Petitionsver-

fahren und das Widmungsverfahren, parallel gelaufen 

sind - im Regelfall ist das Petitionsverfahren das schnel-

lere, weil die Widmung normalerweise wesentlich länger 

dauert -, und auf der anderen Seite haben wir hier ein 

Widmungsergebnis, das in sich ein sehr, sehr gutes ist, 

wo am Ende des Tages viele der Anregungen, viele der 

Einsprüche auch tatsächlich Umsetzung finden. Ich rate 

Ihnen deshalb guten Gewissens, dieses Poststück zu ver-

abschieden. - Danke schön. (Beifall bei SPÖ und NEOS.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ge-

meldet ist Frau GRin Dipl.-Ing. Olischar. Ich erteile es Ihr. 

GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc (ÖVP): Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr 

Kollege Valentin! 

Ich muss mich spontan zu Wort melden, denn gewisse 

Dinge kann man hier nicht so im Raum stehen lassen. Der 

große Kritikpunkt für uns - und ich nehme jetzt auch die 

FPÖ beziehungsweise, weil wir im Ausschuss auch dar-

über gesprochen haben, die GRÜNEN mit ins Boot - ist 

die Art und Weise, wie hier umgegangen wird. Der Kritik-

punkt ist, dass wieder einmal ein Flächenwidmungsplan 

beschlossen wird, bevor er im Petitionsausschuss ab-

schließend behandelt wird. Wir hatten das bei den Sie-

mensäckern, und ich glaube, wir hatten noch eine zweite 

Situation, wo es schon einen Aufschrei gab und wo - ver-

zeihen Sie mir den Ausdruck - sich die Bürger auch mehr 

und mehr verarscht fühlen. Denn es gibt überhaupt keine 

Begründung, warum man sich bei einer Petition künftig 

engagieren soll, wenn offensichtlich die Stadtregierung 

das nicht wertschätzt, man nicht gehört wird und nicht 

wertschätzend behandelt wird.  

Jetzt haben wir in langer Ausführung die bürokratische 

Erklärung dafür gehört, warum die Abläufe so waren, wie 

sie waren. Nur, ich sage Ihnen schon eines, sehr geehrter 

Herr Kollege, es gibt zahllose Flächenwidmungspläne, die 

nicht geschwind durchgeboxt werden ab dem Zeitpunkt, 

wo sie im Rathaus landen. Stichwort Theresianum, ich 

glaube, wir haben ein Jahr darauf gewartet, dass der im 

Gemeinderat behandelt wird. Jetzt plötzlich gibt es Flä-

chenwidmungspläne, wo man ganz geschwind sein muss, 

wo der Petitionsausschuss am Montag ist und diese vier 

Tage nicht abgewartet werden können, bis schlussendlich 

der Flächenwidmungsplan im nächsten Gemeinderat be-

handelt werden kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und eines muss ich schon sagen - als naive Oppositi-

onspolitikerin, die jetzt noch nicht in diese Prozesse mit 

einbezogen war, aber -, die Tagesordnungen von Aus-

schüssen und Gemeinderatssitzungen fallen, glaube ich, 

auch nicht vom Himmel, sondern die wird auch jemand 

festlegen, ob das jetzt die Fachabteilung oder das Stadt-

ratbüro ist, und ich maße mir an, zu unterstellen, dass da 

auch eine gewisse Rangiermöglichkeit seitens des Stadt-

ratsbüros besteht, mitzubestimmen oder zu sagen, was 

auf einer Tagesordnung ist oder nicht. Wir hatten Sitzun-

gen, ob das jetzt die Stadtentwicklungskommission war, 
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ob das Ausschlusssitzungen waren, wo auch zwei Minu-

ten vor Beginn der Sitzung auf Grund von neuen Frage-

stellungen, die sich ergeben haben, Poststücke abgesetzt 

und vertagt wurden. Und da frage ich mich schon: Warum 

kann bei diesem Poststück, bei dieser Situation nicht ge-

nauso verfahren werden. Inhaltlich mag sich auch nichts 

mehr ändern, aber was ist denn das für ein Auftreten nach 

außen, den Bürgern gegenüber: Ja, eh lieb, Montag reden 

wir dann nochmal über eure Petition, eh wurscht, weil wir 

haben es jetzt eh quasi schon im Gemeinderat behandelt 

und abgeschlossen, da kann man ja jetzt eigentlich eh 

nichts mehr ändern! 

Mir geht es um dieses Erscheinungsbild, mir geht es 

um die Wertschätzung, mir geht es um dieses Agieren auf 

Augenhöhe den Bürgerinnen und Bürgern gegenüber. 

Das ist der große Kritikpunkt, den wir auch hier heute ha-

ben, und ich hoffe, nicht nur für uns, sondern auch für die 

Bürgerinnen und Bürger, dass so eine Vorgehensweise, 

dass Flächenwidmungspläne vor Abhandlungen der Peti-

tionen beschlossen werden, nicht mehr in diesem Haus 

vorkommt. - Vielen Dank. (Beifall bei ÖVP, FPÖ, und 

GRÜNEN sowie von GR Wolfgang Kieslich.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ist 

dazu niemand mehr gemeldet, die Debatte ist geschlos-

sen. Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen daher nun zu den Abstimmungen. 

Es ist ein Antrag auf Absetzung Postnummer 28 ein-

gebracht worden, und zwar von der ÖVP, FPÖ und vom 

klubunabhängigen Mandatar hier im Haus. Wer diesem 

Antrag beitritt, bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei 

ÖVP, FPÖ und Klubunabhängigem gegen SPÖ, NEOS 

und GRÜNE, ist nicht die erforderliche Mehrheit.  

Wer daher der Postnummer 28 zustimmt, bitte um ein 

Zeichen mit der Hand. - Zustimmung bei SPÖ, NEOS und 

GRÜNEN gegen ÖVP, FPÖ und GR Kieslich.  

Es gelangt nunmehr Postnummer 29 der Tagesord-

nung zur Verhandlung, sie betrifft das Plandokument 8364 

im 21. Bezirk, KatGen Floridsdorf und Donaufeld. Ich bitte 

die Berichterstatterin, Frau GRin Fitzbauer, die Verhand-

lungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Ilse Fitzbauer: Ich ersuche um 

Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Ich eröffne die 

Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Sequenz. 

Ich erteile es ihr. 

GRin Mag. Heidemarie Sequenz (GRÜNE): Sehr ge-

ehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Werte ZuseherInnen am Livestream!  

Wir haben hier ein Plandokument in Floridsdorf, wo es 

um den Aus- und Umbau einer Bildungsanstalt für Ele-

mentarpädagogik geht, in der sich auch ein Praxiskinder-

garten befindet. Dort werden ungefähr 800 SchülerInnen 

unterrichtet und zirka 170 Kinder besuchen diesen Kinder-

garten. Ein gutes, ein begrüßenswertes Projekt, möchte 

ich gleich vorausschicken.  

Es wäre sogar perfekt gewesen, und perfekt war es 

eigentlich noch bis nach der Sitzung des Bauausschusses 

in Floridsdorf. Denn was wurde damals abgestimmt? - 

Dass auf diesen Schulvorplatz, das ist ein riesiger 

Schulcampus, ein Aus- und Einfahrtsverbot besteht. So 

wurde das Plandokument im Bauausschuss in Floridsdorf 

abgestimmt. Was ist danach passiert? Und wir sind schon 

wieder bei diesen Irrläufen, die wir auch gerade beim letz-

ten Dokument gehört haben. Ein paar Tage später werden 

die Mitglieder des Bauausschusses angerufen, es kam 

noch eine Stellungnahme rein, aus der Bevölkerung, ins-

besondere von der Schule, man möge bitte dieses Ein- 

und Ausfahrtsverbot rausnehmen, denn es muss ein 

Foodtruck dort zufahren. Erstens, dass ein Bauausschuss 

noch während der öffentlichen Auflage tagt, ist sowieso 

ein No-go. Gut, was ist dann passiert? Im Bezirksparla-

ment wurde das Plandokument abgestimmt, so wie es im 

Bauausschuss war, und dann eben ein Zusatz, der sagt, 

dieses Ein- und Ausfahrtsverbot wird aufgehoben. Die-

sem Zusatz haben die GRÜNEN-Floridsdorf natürlich 

nicht zugestimmt, mich wundert auch, dass die SPÖ das 

mitträgt, denn das widerspricht dem rot-pinken Regie-

rungsprogramm zu diesem Thema, das eben vorsieht, 

dass Schulvorplätze für Kinder sicher sein sollen.  

Ich möchte hier kurz aus Ihrem eigenen Regierungs-

programm vorlesen: Überall, wo Supergrätzl nicht möglich 

sind, „werden integrative Lösungen zur Verbesserung der 

Aufenthaltsqualität der Vorplätze von Kindergärten und 

Schulen umgesetzt.“ Ich muss sagen, es ist echt zach, 

dass wir als Opposition permanent Anträge stellen müs-

sen, die Ihr ureigenstes Regierungsprogramm einfordern, 

und ich bin ja sehr gespannt, ob Sie hier zustimmen oder 

nicht, denn dann würden Sie wieder einmal gegen Ihr ei-

genes Regierungsprogramm stimmen. Ich möchte auch 

vorausschicken, wir werden dem Plandokument zustim-

men, weil es wirklich eine gute Widmung ist. Aber wenn 

Sie sich hier noch einen Ruck geben würden und wir wirk-

lich übereinstimmen, dass dieser Schulvorplatz das sein 

soll, was er auch sein soll, eine Zone der Sicherheit mit 

hoher Aufenthaltsqualität, dann würde aus einem guten 

Projekt ein supergutes werden.  

Und ich kann Ihnen jetzt schon sagen, ich werde diese 

Widmung im Auge behalten, denn es wurde damals in der 

Bezirksvertretung beteuert: Na, na, da fahrt wirklich nie-

mand sonst rein! Ich möchte übrigens noch erwähnen, die 

Recherchen der Floridsdorfer GRÜNEN haben ergeben, 

dass es nicht notwendig ist, dass dieses Einfahrtsverbot 

nur für diesen Truck aufgehoben wird, und ich werde mir 

das genau anschauen und werde die Erste sein, wenn 

dort raus- und reingefahren wird, die mit meinem Antrag 

dort steht und alle informiert, wer ihnen das eingebrockt 

hat, dass dort Autos ein- und ausfahren. In diesem Sinne, 

geben Sie sich einen Ruck, unterstützen Sie diesen schö-

nen Antrag, und ich glaube, das war eine Punktlandung 

vor der Dringlichen. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜ-

NEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ist 

dazu niemand mehr gemeldet, die Debatte ist geschlos-

sen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Ilse Fitzbauer: Das Projekt ist, 

wie wir schon gehört haben, wirklich ein ausgezeichnetes 

Projekt, und zwar ein Schulstandort für das Regelalter 14 

bis 19 Jahre. Ich möchte eine kleine Korrektur zu den Aus-

führungen der Kollegin anbringen: Der Wunsch einer Zu-

fahrts- und Überfahrtsmöglichkeit auf diesem Gelände ist 
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nicht von der Bevölkerung gekommen, sondern von der 

MA 10, das steht auch so im Akt, ist verspätet gekommen, 

aber noch zeitgerecht, und ist deshalb auch im Bauaus-

schuss nicht entsprechend behandelt worden und nach-

träglich in der Bezirksvertretung dann in die Stellung-

nahme eingeflossen.  

Man muss berücksichtigen, dass genau an diesem 

Standort Patrizigasse, Freytaggasse, Schloßhofer Straße 

auch ganz wichtige Straßenzüge für den öffentlichen Ver-

kehr sind. Es werden große Teile von Floridsdorf von dort 

ausgehend angebunden, und zwar mit den Autobuslinien 

28A und 29A zum Beispiel die Großfeldsiedlung, das In-

dustriegebiet Siemensstraße, die Siemensäcker, die Ent-

wicklungen entlang der Leopoldauer Straße bis zum City 

Gate, mit der Linie 29A detto in etwa auch in der Gegend, 

und was ganz, ganz entscheidend ist, die Schloßhofer 

Straße ist eine Straße, die Gleiskörper beinhaltet, und 

zwar für die Linien 25, 26 und zukünftig 27 und ist eine 

unserer ganz wenigen wirklich gut aufgeschlossenen 

Querverbindungen zur Donaustadt. Das dürfen wir durch 

nichts blockieren lassen. In diesem Sinne bitte ich um Zu-

stimmung zu dem Poststück, zum Plandokument in vorlie-

gender Form. - Vielen Dank. (Beifall bei SPÖ und NEOS.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Ich bitte jene 

Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag 

der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu er-

heben. - Die Zustimmung erfolgt einstimmig.  

Wer dem vorliegenden Antrag der GRÜNEN betref-

fend Erhaltung des autofreien Schulvorplatzes beitritt, 

bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei den GRÜNEN ge-

gen die Stimmen von ÖVP, FPÖ, Klubunabhängigem, 

NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit 

und daher abgelehnt. 

Auf meiner Uhr ist es 16 Uhr, auf allen anderen auch 

schon. (Allgemeine Heiterkeit.) - So ein Glück.  

Nachdem es jetzt schon 16 Uhr ist, kommen wir nun 

zu dem Verlangen, dass die von den GemeinderätInnen 

Zierfuß, Hungerländer, Janoch, Klika, Olischar, Sittler ein-

gebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dring-

liche Anfrage betreffend Aufklärung über den Fördermiss-

brauch im Kindergartenverein Minibambini sowie die feh-

lende beziehungsweise ineffektive Kontrolle durch die 

städtischen Behörden vom Fragesteller mündlich begrün-

det werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand 

stattfindet.  

Gemäß § 37 Abs. 5 der Geschäftsordnung hat auf 

Verlangen vor der mündlichen Begründung die Verlesung 

der Dringlichen Anfrage zu erfolgen. Ich darf daher die 

Frau Schriftführerin Greco um Verlesung dieser Dringli-

chen Anfrage bitten.  

Schriftführerin GRin Dr. Katarzyna Greco, MBA: „Die 

Dringliche Anfrage der GemeinderätInnen Harald Zierfuß, 

ÖVP, Mag. Caroline Hungerländer, ÖVP, Silvia Janoch, 

ÖVP, Julia Klika, ÖVP, Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, ÖVP 

und Mag. (FH) Dipl.-Ing. Mag. Dr. Peter Sittler, ÖVP an 

Herrn Bgm Dr. Michael Ludwig für den Gemeinderat am 

25.1.2023: 

Aufklärung über den Fördermittelmissbrauch beim 

Kindergartenverein Minibambini sowie die fehlende bezie-

hungsweise ineffektive Kontrolle durch die städtischen 

Behörden. Nach dem Skandal um die islamischen Kinder-

gärten sowie den Fördermittelmissbrauch bei den Alt-

Wien-Kindergärten erschüttert nun ein weiterer Fördermit-

telmissbrauchsskandal die Stadt.  

So hat der Stadtrechnungshof Wien in seinem am 

16.1.2023 veröffentlichten Bericht zum Kindergartenver-

ein Minibambini ‚MA 10 und Verein Kindergarten Mini-

bambini, Prüfung der Förderungen an den Verein Kinder-

garten Minibambini‘, Stadtrechnungshofstätigkeitsbericht 

1355218-2022, einen weiteren massiven Fördermittels-

kandal im Kindergartenbereich der Stadt Wien aufge-

deckt.  

Obwohl die Kontrolle über die widmungsgemäße Ver-

wendung von Fördermitteln im Zuständigkeitsbereich der 

MA 10, Abteilung Kindergärten, Fachbereich Förderun-

gen, private und elementare Bildungseinrichtungen liegt, 

ergab erst eine vom Stadtrechnungshof initiierte Prüfung 

des Vereins Minibambini betreffend 2019 bis 2021, dass 

der seit 2009 von einer Familie geführte Verein mittels 

zahlreicher Insichgeschäfte sowie der Gewährung von 

Darlehen an die im Verein beschäftigten Familienmitglie-

der offenbar über Jahre hemmungslos als Selbstbedie-

nungsladen missbraucht wurde.  

So wurden auch mehrere Bauunternehmen aus dem 

Stuckateur- und Trockenausbaubereich ohne Gewerbe- 

oder Gastgewerbeberechtigung für das Catering der Kin-

der beauftragt, in Millionenhöhe bar bezahlt und schließ-

lich vom Bundesministerium für Finanzen als Scheinun-

ternehmen gemäß Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz 

identifiziert.  

Weiters besitzt der Kindergartenverein einen überdi-

mensionierten Fuhrpark, fast ausschließlich der Marke 

BMW. Zwei davon wurden zunächst vom Sohn bezie-

hungsweise der Schwiegertochter, der Vereinsobfrau, die 

gleichzeitig auch Angestellte des Vereins ist, gekauft. Der 

Kindergartenverein Minibambini schloss danach Leasing-

verträge mit den beiden ab. Zudem wurden hohe Verwal-

tungs- sowie Finanzstrafen über den Verein abgerechnet.  

Zusammenfassend hielt der Stadtrechnungshof in sei-

nem Bericht fest, dass er angesichts des offensichtlich 

widmungsfremden Einsatzes von Fördermitteln sowie der 

massiv mangelhaften Buchführung des Vereins ohne Be-

lege, ohne Buchungstexte und permanenter Barauszah-

lungen in Millionenhöhe erhebliche Zweifel an einer ord-

nungsgemäßen Verwendung der gewährten Fördermittel 

hat.  

Er fordert deshalb die MA 10 auf, eine umfassende 

Prüfung der Förderungen zu veranlassen, und gibt auch 

der Magistratsabteilung selbst insgesamt neun Empfeh-

lungen mit auf dem Weg, wonach vor allem auf die Ein-

haltung der Förderrichtlinien im Hinblick auf Plausibilität 

geachtet werden solle.  

Einen Tag nach der Veröffentlichung des Stadtrech-

nungshofberichtes wurde bekannt, dass eine ehemalige 

Kindergartenleiterin des Vereins Minibambini sowohl die 

MA 10 als auch die MA 11 bereits 2021 über massive Un-

regelmäßigkeiten im Verein informiert hat. So sollen laut 

ihrer Aussage Betreuungsverträge mit Eltern gefälscht, 

Förderungen für nichtexistierende Kinder kassiert und As-

sistentinnen als Pädagoginnen beschäftigt worden seien.  
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Auch die Lebensmittelversorgung der Kinder, 30 

Fischstäbchen für 20 Kinder, ohne Beilage, soll massiv 

unzureichend gewesen sein. Weiters schildert die Mutter 

eines Minibambini-Kindergartenkindes der Tageszeitung 

‚Heute‘, dass neben den zahlreichen hygienischen Miss-

ständen im Kindergarten ihre Tochter in drei Jahren Kin-

dergarten nie satt wurde. Sie war immer hungrig.  

Damit stehen auch die pädagogische Qualität der Kin-

derbetreuung sowie eine ausreichende Versorgung der 

Kinder massiv in Frage. Trotz dieser Faktenlage erklärt 

Bildungsstadtrat Christoph Wiederkehr tatsächlich gegen-

über dem ‚Kurier‘ am 18.1.2023, dass der aktuelle Fall des 

privaten Kindergartenvereins ja zeigt, dass die Kontroll-

mechanismen der Stadt funktionieren.  

Angesichts dieser offensichtlichen Wahrnehmungsbe-

einträchtigung des Bildungsstadtrates ist festzuhalten, 

dass weder die MA 10 noch die MA 11 entsprechenden 

Hinweisen konsequent nachgegangen sind. Eine tieferge-

hende Prüfung ist über die Jahre hinweg ausgeblieben, 

und der Verein wurde weiterhin vorbehaltlos mit Förder-

mitteln versorgt.  

Hätte der Stadtrechnungshof den Verein nicht geprüft, 

würde dieser vermutlich weiterhin, von jeder Kontrolle der 

Stadt unbehelligt, Fördermittel im großen Stil missbrau-

chen. Dennoch setzt sich Bildungsstadtrat Christoph Wie-

derkehr weiterhin für die Förderung des Vereins mit Steu-

ergeldern ein, auch wenn die von Minibambini gesetzten 

Handlungen sowohl der alten als auch der neuen, heute 

im Gemeinderat zu beschließenden Förderrichtlinie mas-

siv widersprechen.  

Damit ist auch klar, dass die NEOS nichts aus den För-

dermittelskandalen der SPÖ in der Vergangenheit gelernt 

haben. Der systemische Missbrauch von Fördermitteln in 

Wiener Kindergärten unter einer SPÖ-Ressortführung 

wird auch unter den NEOS nahtlos, und von der Kontrolle 

der Stadt unbehelligt, fortgesetzt. Nach wie vor wird das 

Geld der Wienerinnen und Wiener blind und ohne Kon-

trolle beim Fenster hinausgeworfen, dabei ist ein Förder-

stopp für den Verein unumgänglich.  

Die Stadt muss aber auch Verantwortung übernehmen 

und rechtzeitig dafür sorgen, dass die zwölf Kindergarten-

standorte inklusive aller Kindergartenplätze möglichst 

rasch von rechtschaffenen Betreibern oder der Stadt Wien 

selbst übernommen werden. Kein Kind darf auf Grund der 

Unfähigkeit sowie des Kontrollversagens der Stadtregie-

rung seinen Kindergartenplatz verlieren.  

Eine Evaluierung und Neuaufstellung der Fördermittel-

kontrolle sowie eine interne Revision der MA 10 sind an-

gesichts des Kontrollversagens der Behörde unumgäng-

lich. Auch braucht es eine externe Wirtschaftsprüfung des 

Vereins Minibambini ab 2009. Die Stadt muss alle illegal 

und damit ohne Belege getätigten Zahlungen des Vereins 

ab 2009 zurückfordern.  

Darüber hinaus muss Licht in die ineffektive bezie-

hungsweise nicht vorhandene Kontrolle der zuständigen 

Behörde gebracht werden. Laut internen Informationen 

der ‚Kronen Zeitung‘ vom 21.1.2023 zeichnet sich in der 

MA 10 ein Bild der Überforderung. Es wird nichts geprüft, 

nichts nachkontrolliert. Habe man die Hürde der erstmali-

gen Förderung überwunden, dann läuft es einfach weiter, 

denn wer soll denn das kontrollieren, die haben ja nieman-

den, die gehen unter in Anträgen.  

Da der zuständige Stadtrat Christoph Wiederkehr be-

reits unser Vertrauen in seine Qualitäten als Krisenmana-

ger verloren hat, ist es Aufgabe des Bürgermeisters, als 

Vorstand des Magistrats sowie Vorgesetzter aller amts-

führenden Stadträte und Gemeindebediensteten für diese 

Aufklärung zu sorgen.  

Die gefertigten Gemeinderätinnen und Gemeinderäte 

stellen daher gemäß § 36 und § 37 der Geschäftsordnung 

des Gemeinderates der Stadt Wien an den Herrn Bürger-

meister folgende Dringliche Anfrage: 

1. Wie gestaltet sich grundsätzlich die städtische Kon-

trolle im Kindergartenbereich? a) im Hinblick auf die För-

dermittelkontrolle durch die MA 10, b) im Hinblick auf die 

pädagogische und hygienische Kontrolle durch die 

MA 11. 

2. Wie hat sich die Anzahl der Kontrollen im Kinder-

gartenbereich seit 2010 pro Jahr entwickelt? a) Wie viele 

Kontrollen wurden von der MA 10 von 2010 bis 2022 für 

die ordnungsgemäße Verwendung der Fördermittel 

durchgeführt? b) Wie viele Kontrollen wurden von der 

MA 11 für die pädagogische Kontrolle der Kindergärten 

vor Ort durchgeführt? c) Wie oft wird ein Kindergarten 

durchschnittlich pro Jahr geprüft? 

3. Wie hoch ist die Anzahl der Kontrolleure im Kinder-

gartenbereich? a) Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter sind in der MA 10 für die Kontrolle der widmungsge-

mäßen Verwendung von Kindergartenfördermitteln einge-

setzt? b) Wie viele Kontrolleure sind in der MA 11 für die 

pädagogische und hygienische Kontrolle der Kindergärten 

vor Ort eingesetzt? 

4. Wie viel Steuergeld wurde in Wien für städtische 

Kindergärten und wie viel für private Kindergärten laut 

Rechnungsabschluss 2021 ausgegeben? a) Wie viel 

Steuergeld wurde damit pro städtischen Kindergarten-

platz ausgegeben? b) Wie viel Steuergeld wurde damit 

pro privaten Kindergartenplatz ausgegeben? 

5. Seit wann wird der Kindergartenverein Minibambini 

von der Stadt Wien in welcher Höhe wofür gefördert? 

6. Wie hoch gestalten sich diese Fördermittel, die die 

Stadt Wien dem Kindergartenverein Minibambini seit Be-

ginn der Förderungen zukommen ließ? a) Bitte um An-

gabe des Gesamtförderbetrages seit 2010 bis 2022. b) 

Bitte um Angabe der jährlichen Förderung seit 2010, auf-

geschlüsselt auf die einzelnen Jahre bis inklusive 2022. 

c) Bitte um Aufschlüsselung der Beträge der Förderungen 

im Rahmen des beitragsfreien Kindergartens, Förderun-

gen im Rahmen der Anstoßfinanzierung sowie Sonderfi-

nanzierungen im Rahmen der Covid-19-Pandemie. 

7. Für wie viele Kindergartenstandorte und wie viele 

Kinder bezieht der Kindergartenverein Minibambini aktuell 

offiziell im Rahmen des beitragsfreien Kindergartens von 

der Stadt Wien Fördermittel, Stand Ende 2022? 

8. Wie oft und in welchem Ausmaß wurde die wid-

mungsgemäße Verwendung der Fördermittel beim Kin-

dergartenverein Minibambini von der MA 10 kontrolliert? 

a) Bitte um Angabe der Anzahl der Kontrollen pro Jahr seit 

2010. b) Bitte um Angabe der konkreten Beanstandun-

gen. 
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9. Wie oft und in welchem Ausmaß wurden die Stand-

orte des Kindergartenvereins Minibambini seit der Förde-

rung durch die Stadt Wien von der MA 11 vor Ort kontrol-

liert? a) Bitte um die Angabe der Anzahl der Kontrollen pro 

Jahr seit 2010. b) Bitte um Angabe der konkreten Bean-

standungen. 

10. Der erste Satz des Stadtrechnungshofberichtes 

lautet: ‚Die Entscheidung zur Durchführung der gegen-

ständlichen Prüfung wurde in Anwendung der risikoorien-

tierten Prüfungsthemenauswahl des Stadtrechnungsho-

fes Wien getroffen.‘ Im ‚Standard‘ vom 18.1.2023 wird je-

doch aus einer Stellungnahme von Bildungsstadtrat 

Christoph Wiederkehr zitiert, wonach der Verein dem 

Stadtrechnungshof im Frühjahr 2022 von der MA 10 zu ei-

ner vertiefenden Prüfung vorgeschlagen wurde. a) Wurde 

der Stadtrechnungshof, wie aus dem ersten Satz des Be-

richtes hervorgeht, von sich tätig? b) Oder hat die MA 10 

den Stadtrechnungshof zur Prüfung des Vereins aufgefor-

dert? 

11. Laut dem Bericht des Stadtrechnungshofes beauf-

tragte der Kindergartenverein Minibambini zwischen 2019 

und 2021 vier Bauunternehmen aus dem Bereich der Stu-

ckateure und des Trockenausbaus ohne Gastgewerbebe-

rechtigung für das Catering der Kindergärten in der Höhe 

von 2,7 Millionen EUR, die ausschließlich bar über die 

Vereinskassa bezahlt wurden. Das erste Bauunterneh-

men wurde auf Grund eines Konkurses aufgelöst, die 

nächsten drei wurden vom Finanzministerium als Schein-

unternehmen gemäß Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz 

identifiziert.  

Darüber hinaus schildert die Mutter eines Minibambini-

Kindergartenkindes am 19.1.2023 der Tageszeitung 

‚Heute‘, dass ihre Tochter in drei Jahren Kindergarten nie 

satt wurde, sie war immer hungrig. Auch hätte sie die 

MA 10 über hygienische Mängel in den Räumlichkeiten 

sowie das unzureichende Essen informiert, jedoch: ‚Ich 

bekam aber nie eine Antwort.‘  

Auch eine ehemalige Kindergartenleiterin von Mini-

bambini erklärte gegenüber Medien, dass das Essen in 

den Kindergärten, etwa 30 Fischstäbchen für 20 Kinder, 

ohne Beilage, immer unzureichend gewesen sei. Weiters 

hat die Leiterin bereits 2021 die MA 10 sowie die MA 11 

informiert, dass im Verein Assistentinnen als Pädagogin-

nen ausgegeben werden, wodurch die Qualität der päda-

gogischen Betreuung der Minibambini-Kinder massiv zu 

hinterfragen ist.  

Auch sollen Betreuungsverträge mit Eltern gefälscht 

und Förderungen für nichtexistierende Kinder kassiert 

worden sein. Allerdings erklärt die Stadt am 16.1.2023 auf 

‚wien.orf.at‘, dass man bei den regelmäßigen Kontrollen 

keinerlei Mängel aus den Bereichen Kinderschutz oder 

pädagogische Bildungsarbeit festgestellt habe. Die päda-

gogische Qualität des Betreibers und die sichere profes-

sionelle Betreuung und Förderung der betroffenen Kinder 

war demnach immer gewährleistet und ist nicht Gegen-

stand des Sachverhalts.  

a) Wie wird grundsätzlich kontrolliert, ob die angestell-

ten Pädagoginnen und Pädagogen tatsächlich über die 

angegebene Befähigung verfügen? b) Wie wurde im kon-

kreten, oben erwähnten Fall beim Kindergartenverein Mi-

nibambini der Befähigungsnachweis der Pädagoginnen 

und Pädagogen kontrolliert?  

c) Wie wird grundsätzlich kontrolliert, ob Kindergarten-

kinder mit ausreichend und qualitativ hochwertigem Es-

sen versorgt werden? d) Wird auch der Essenslieferant 

von Kindergärten überprüft oder darf jedes Unternehmen, 

unabhängig davon, ob dieses über eine Gastgewerbebe-

rechtigung verfügt oder nicht, Essen an Kindergärten lie-

fern? e) Wie wurde im konkreten, oben erwähnten Fall die 

Essensversorgung beziehungsweise Essenslieferungen 

im Kindergartenverein Minibambini kontrolliert?  

f) Wie wird grundsätzlich kontrolliert, ob alle Kinder, für 

die Förderungen kassiert werden, auch tatsächlich im Kin-

dergarten betreut werden? g) Wie wurde im konkreten, 

oben erwähnten Fall kontrolliert, ob alle Kinder, für die 

Förderungen kassiert werden, auch tatsächlich im Kinder-

garten betreut werden? 

12. Wie funktioniert grundsätzlich das Beschwerdema-

nagement bei der MA 10 und der MA 11 in Bezug auf Kin-

dergärten? a) Was passiert mit einer eingelangten Be-

schwerde? b) In welcher Form wird eingelangten Be-

schwerden nachgegangen? c) Wer entscheidet schluss-

endlich, ob einer Beschwerde nachgegangen wird? d) 

Wie kann es sein, dass auf eingelangte Beschwerden 

nicht geantwortet wird? e) Ist es üblich, dass Beschwer-

den von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eins zu eins an 

die Vereinsvorsitzenden weitergeleitet werden, was im 

Fall von Minibambini schlussendlich zur Kündigung der 

Mitarbeiterin geführt hat? 

13. Trotz zahlreicher direkter Hinweise und Beschwer-

den von Insidern und Eltern, sowohl bei der MA 10 als 

auch bei der MA 11, über die Qualität der Kinderbetreu-

ung sowie die missbräuchliche Verwendung von Förder-

mitteln hat es am Ende den Stadtrechnungshof ge-

braucht, der den massiven Missbrauch von Fördermitteln 

aufgedeckt hat. Fraglich ist, ob es sich hierbei um Unfä-

higkeit oder Unwillen der zuständigen Behörden gehan-

delt hat, genauer hinzuschauen.  

Laut der Aussage einer ehemaligen Kindergartenleite-

rin des Minibambini-Kindergartens im ORF-Interview vom 

17.1.2023 hatte die Vereinsobfrau gute Kontakte zu ver-

schiedensten Stellen. a) Können Sie ausschließen, dass 

in Bezug auf die Kontrollleistung von MA 10 und MA 11 

Korruption mit im Spiel ist? b) Können Sie ausschließen, 

dass MA 10 und MA 11 bewusst beziehungsweise ab-

sichtlich Hinweise und Beschwerden über den Kindergar-

tenverein Minibambini ignoriert haben?  

c) Wie erklären Sie sich, dass die MA 10 laut Informa-

tion einer ehemaligen Kindergartenleiterin ein Mail mit 

zahlreichen Hinweisen über missbräuchliche Verwendung 

von Fördermitteln eins zu eins an die Vereinsobfrau wei-

tergeleitet hat? d) Kann es sein, dass sich das Nachgehen 

von Beschwerden durch die MA 10 im einfachen Weiter-

leiten der Informationen an die Vereinsvorsitzenden be-

ziehungsweise Kindergartenleiter erschöpft? e) Wer au-

ßer den Rechnungshöfen kontrolliert die Kontrolltätigkeit 

der MA 10 und der MA 11? 
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14. Die MA 10 hat erklärt, der Empfehlung des Stadt-

rechnungshofes zum Einsatz eines externen Wirtschafts-

prüfers nachgekommen zu sein und einen solchen mit der 

Prüfung der Jahre ab 2019 beauftragt zu haben. a) Wa-

rum wurde der externe Wirtschaftsprüfer nicht mit der ge-

samten Förderzeit ab 2010 beauftragt? b) Was lässt da-

rauf schließen, dass die vom Stadtrechnungshof aufge-

deckte, massiv mangelhafte Buchhaltung vor 2019 in Ord-

nung gewesen sein soll? c) Welche externe Wirtschafts-

prüfungskanzlei wurde mit der Prüfung des Vereins von 

der MA 10 beauftragt? 

15. Der Stadtrechnungshof kritisiert in seinem Bericht 

die mangelhafte Buchführung des Kindergartenvereins, 

ohne Belege, ohne Buchungstexte, sowie die laufenden 

Barauszahlungen in Millionenhöhe, obwohl laut alter För-

derrichtlinie nur Barzahlungen in der Höhe von 400 EUR 

akzeptiert werden. Wie ist es möglich, dass Barzahlungen 

in Millionenhöhe der MA 10 nicht aufgefallen sind? Wie 

hoch sind die aktuellen Rückforderungen von Seiten der 

Stadt, die derzeit an den Kindergartenverein Minibambini 

gerichtet sind? Wie hoch schätzt die MA 10 die Rückfor-

derungen, die nach der externen Wirtschaftsprüfung, an-

gesichts der mangelnden Buchführung, an den Verein ge-

richtet werden müssen?  

16. Der Bund investiert im Rahmen der 15a-Vereinba-

rung zur Elementarpädagogik sehr viel Geld für den Aus-

bau der Kinderbetreuung in den Bundesländern. a) Kön-

nen Sie ausschließen, dass Bundesgelder für das Ge-

meindebudget beim Kindergartenverein Minibambini 

missbräuchlich verwendet wurden? b) Wenn ja, in welcher 

Form können Sie es ausschließen? c) Wenn nein, warum 

nicht, und in welcher Höhe sind Bundesgelder miss-

bräuchlich verwendet worden?  

17. Warum beharrt das zuständige Ressort weiterhin 

darauf, trotz der offensichtlich nicht widmungsgemäßen 

Verwendung von Fördermitteln und damit der Nichteinhal-

tung der alten wie der neuen Förderrichtlinien sowie der 

offenbar auch unklaren pädagogischen Betreuungsquali-

tät sowie der unzureichenden Versorgung der Kindergar-

tenkinder diesen Kindergartenverein weiterhin mit Förder-

mitteln zu versorgen?  

18. Ist das zuständige Ressort bereits in Gesprächen 

mit städtischen oder privaten Kindergärten, wie viele Kin-

der sie im Akutfall übernehmen könnten? a) Wie viele Kin-

dergartenkinder könnten aktuell von Kindergärten der 

Stadt Wien übernommen werden? b) Wie viele Kindergar-

tenkinder könnten aktuell von privaten rechtschaffenen 

Trägervereinen übernommen werden?  

19. Der aktuelle Fördermittelmissbrauchsskandal ist 

nicht der erste Skandal der MA 10 in der laufenden Legis-

laturperiode. Man denke etwa an die versuchte Vertu-

schung eines Kindermissbrauchsskandals in einem städ-

tischen Kindergarten im Frühjahr des letzten Jahres, bei 

dem der zuständige Amtsführende Stadtrat Christoph 

Wiederkehr, neben den zahlreichen betroffenen Eltern, of-

fenbar ebenfalls einer der Letzten in der Informationskette 

der Magistratsabteilung gewesen sein soll.  

a) Können Sie als Vorstand des Magistrats und Vor-

gesetzter aller amtsführenden Stadträte sowie der Ge-

meindebediensteten ausschließen, dass der amtsfüh-

rende Stadtrat von seinen Magistratsabteilungen bewusst 

nicht ausreichend unterstützt beziehungsweise informiert 

wird? b) Gehen Sie als Vorstand des Magistrats und Vor-

gesetzter aller amtsführenden Stadträte sowie Gemeinde-

bediensteten davon aus, dass alle Gemeindebedienste-

ten der Magistratsabteilungen aus dem Ressort Bildung, 

Jugend, Integration und Transparenz den Amtsf. StR 

Christoph Wiederkehr in gleichem Ausmaß unterstützen 

und informieren, wie es in den anderen SPÖ-geführten 

Magistratsabteilungen der Stadt üblich ist? c) Angesichts 

der zahlreichen Skandale im Ressort des Amtsf. StR 

Christoph Wiederkehr sowie seiner offensichtlich man-

gelnden Qualitäten als Krisenmanager, haben Sie als sein 

Vorgesetzter noch Vertrauen in seine Ressortleitung?  

20. Welche Konsequenzen werden vom zuständigen 

Ressort aus dem aktuellen Fördermittelmissbrauchsskan-

dal Minibambini gezogen? a) Wird es eine Überprüfung 

der MA 10 durch die Interne Revision der Magistratsdirek-

tion geben? Wenn ja, wann? Wenn nein, warum nicht? b) 

Wird die Zahl der Kontrolleure bei der MA 10 aufgestockt? 

Wenn ja, in welchem Ausmaß und wann? Wenn nein, wa-

rum nicht? c) Wird die Kontrollarbeit der MA 10 evaluiert? 

Wenn ja, wann? Wenn nein, warum nicht? d) Wird es ei-

nen Fördermittelstopp für den Kindergartenverein Mini-

bambini geben, und wenn ja, wann? Wenn nein, warum 

nicht?  

21. Welche konkreten Maßnahmen hat die Wiener 

Stadtregierung nach den Fördermittelmissbrauchsskan-

dalen bei den islamischen beziehungsweise den Alt-

Wien-Kindergärten gesetzt? a) Waren diese Maßnahmen 

damals zu wenig weitgehend, da ein weiterer Fördermit-

telmissbrauchsskandal nicht verhindert werden konnte? 

b) Wie kann das zuständige Ressort verhindern, dass es 

zu weiteren Fördermittelmissbrauchsskandalen kommt?  

In formeller Hinsicht wird gemäß § 37 der Geschäfts-

ordnung des Gemeinderates der Stadt Wien die Verle-

sung der Anfrage und die mündliche Begründung ver-

langt.“ (Beifall bei der ÖVP. - GR Ernst Woller: Sehr gut 

gelesen!)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Frau Gemein-

derätin, ich danke für die Verlesung.  

Bevor wir zur Begründung kommen, darf ich bekannt 

geben: Die Dringliche Anfrage ist unmittelbar vor der Prä-

sidialsitzung vor zwei Tagen fristgerecht eingelangt. Ich 

habe mir daher in der Präsidiale vorbehalten, ohne eine 

inhaltliche Beurteilung abzugeben, dass ich eine inhaltli-

che Beurteilung über Zulässigkeitsfragen durchführen 

werde. Ich habe heute in der Früh den Fraktionen meine 

Beurteilung bekannt gegeben und darf das nun auch allen 

Mitgliedern des Gemeinderates mitgeben.  

Liebe Mitglieder der Präsidiale, nach der in der Präsi-

diale angekündigten rechtlichen Beurteilung bezüglich der 

Zulässigkeit der dringlichen Initiative „Kindergarten Mini-

bambini“ an den Herrn Bürgermeister für die 33. Sitzung 

des Gemeinderates darf ich mitteilen: Demnach sind die 

Fragen 1b, 2b, 3b, 9a und 9b, 11a bis 11e auf Gemeinde-

ebene unzulässig, weil sie explizit auf die MA 11 und da-

mit auf die behördliche Aufsicht im Rahmen der Landes-

vollziehung Bezug nehmen.  
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Die Fragen 2c, 12a, 12b, 12c, 12d, 12e und 13e, wel-

che sowohl auf die MA 10 als auch auf die MA 11 Bezug 

nehmen, sind nur so weit zulässig, als sie die MA 10 be-

treffen. Die Fragen 16a, 16b und 16c beziehen sich auf 

eine § 15a-Vereinbarung zur Elementarpädagogik, die für 

Wien durch den Landeshauptmann abgeschlossen wor-

den ist, weshalb diese Fragen nicht der Gemeindeverwal-

tung zuzuordnen sind.  

Vom Interpellationsrecht nicht umfasst sind bloße Mei-

nungen beziehungsweise Einschätzungen des Befragten, 

Fragen 13a, 13b, 19a, 19b, 19c und 21a. Auch in die Zu-

kunft gerichtete Fragestellungen, siehe die Fragen 20a, 

20b, 20c und 20d, können nicht § 16 Abs. 1 Wiener Stadt-

verfassung zugeordnet werden. Bei der Beantwortung 

von Frage 14c steht das rechtliche Hindernis des Daten-

schutzes entgegen.  

Bei den Fragen 8b, 15b und 15c wiederum ist zu be-

achten, dass bei der Beantwortung nicht das Amtsge-

heimnis, Betriebs- und Geschäftsgeheimnis verletzt wer-

den und dass Offenlegungen künftige Klagsführungen er-

schweren könnten. Ich darf alle Fraktionen, und auch Sie, 

liebe Kolleginnen und Kollegen hier im Gemeinderat, er-

suchen, diese Entscheidung zu berücksichtigen und bei 

der Debatte so vorzugehen.  

Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die 

Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs. 1 eine Redezeit von 

20 Minuten vor. Zur Begründung der Dringlichen Anfrage 

erteile ich nun Herrn GR Zierfuß das Wort.  

GR Harald Zierfuß (ÖVP): Sehr geehrter Herr Vorsit-

zender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte 

Herr Stadtrat! Werte Kolleginnen und Kollegen!  

Wenn man jetzt direkt auf das referenziert, was der 

Herr Vorsitzende gerade gesagt hat, was alles in der 

Dringlichen Anfrage als nicht zulässig befunden wird, 

dann muss ich sagen, ist das genau der Grund, warum wir 

die Dringliche Anfrage verlesen haben lassen.  

Ich selber als Schriftführer weiß, was es heißt, wenn 

man 25 Minuten lang Fragen vorlesen muss. Wenn wir 

aber nachher schon keine Antworten auf die Fragen hö-

ren, die die Menschen jetzt gerade beschäftigen, dann 

wollten wir zumindest die Fragen einmal hören. - Liebe 

Kasia, als Schriftführerkollege, vielen Dank fürs Verlesen! 

(Beifall bei ÖVP und SPÖ sowie von Bgm Dr. Michael 

Ludwig.)  

Zum Kontrollversagen hier, zum Kindergarten Mini-

bambini, worüber reden wir überhaupt hier: Minibambini, 

Stand 2021, hatte 10 Standorte mit 47 Gruppen und 116 

Mitarbeitern. Mittlerweile sind es laut Web-Seite schon 12 

Kindergartenstandorte, es sind rund 900 Kinder, und al-

lein von 2019 bis 2021 sind da 15 Millionen EUR an Steu-

ergeldförderungen seitens der Stadt geflossen. Den Ver-

ein selber gibt es seit 2009, ich gehe also davon aus, dass 

wir hier rund 50 bis 70 Millionen EUR als Stadt an einen 

Verein gezahlt haben. Ich bin gespannt, ob diese Frage 

dann nachher noch beantwortet wird.  

Ich erinnere mich in dem Fall noch sehr gut zurück an 

einen Ausschuss, der letztes Jahr so rund um den Som-

mer war. In dieser Ausschusssitzung haben wir über eine 

Anstoßfinanzierung für Minibambini diskutiert, und ich 

habe damals nachgefragt, falls Sie das Protokoll noch 

nicht kennen, wo Kollegin Emmerling 2020 dem Verein 

gegenüber sehr kritisch war, dass ich es irgendwie schon 

komisch finde, dass im Vereinsregisterauszug sämtliche 

Personen, die vorkommen, den gleichen Nachnamen ha-

ben. Wenn ich dann auf der Web-Seite noch nachge-

schaut habe, dann waren da auch irgendwie fast alle Na-

men gleich. 

Jetzt ist das alleine natürlich kein Grund, dass man ei-

nem Verein misstrauen muss, aber natürlich ist das schon 

etwas, wo man sagt, okay, das sollte man sich vielleicht 

genauer anschauen. In diesem Verein ist nämlich im Vor-

stand die Mutter die Obfrau, die Tochter die Kassierin, 

dann ist der Ex-Mann der Schriftführer, der Schwieger-

sohn ist angestellt, die Schwiegertochter ist angestellt, der 

Sohn ist angestellt. (StR Dominik Nepp, MA: Wie bei der 

SPÖ! -Bgm Dr. Michael Ludwig - erheitert in Richtung StR 

Dominik Nepp, MA: Da redet der Richtige!) Ich bin ge-

spannt (erheitert), ob das nachher noch näher ausgeführt 

wird, aber Spaß beiseite. Die Antwort der MA 10 und sei-

tens der Stadt war: Wir arbeiten ja schon jahrelang sehr 

gut mit diesem Verein zusammen.  

Ich muss sagen, wir waren nicht schlecht erstaunt, als 

dann letzte Woche Montag der Bericht vom Stadtrech-

nungshof gekommen ist, dass dieser Verein, mit dem die 

Stadt laut Aussagen der MA 10 schon jahrelang sehr gut 

zusammenarbeitet, ein riesiger Förderskandal ist, wo jah-

relang niemandem in der Stadt aufgefallen ist, dass da 

Kindergartenessen bei Baufirmen bestellt worden ist, 

dass Millionenbeträge in bar an Scheinfirmen ausgezahlt 

worden sind, dass massive Insichgeschäfte getätigt wor-

den sind, dass das - ich glaube, anders kann man es nicht 

nennen - praktisch ein Selbstbedienungsladen für einen 

Familien-Clan war. Das ist ein Verein, mit dem die Stadt 

ihrer Meinung nach eine jahrelange gute Zusammenarbeit 

hat.  

Es ist das ja nicht der erste Fall von Förderskandalen 

im Kindergartenbereich, Kindergarten Alt-Wien oder die 

islamischen Kindergärten sind genannt worden. Es gibt ja 

auch immer wieder Medienberichte, praktisch halbjähr-

lich, wo dann Nachrichten auftauchen, wie zirka vor einem 

Jahr, wo Leute schreiben: „Bruder, haben wir viele Fake-

Kinder.“ Also Kinder, die abgerechnet werden, obwohl es 

sie gar nicht gibt, was über Jahre hinweg niemandem auf-

fällt.  

Überall sind da Millionenbeträge an Steuergeld für den 

Bildungsbereich vorgesehen, die aber dann irgendwo in 

dubiosen Vereinen versickern. Dieser Skandal sticht in 

seiner Dimension noch einmal besonders hervor. Ich 

habe es vorher gesagt, das sind die Barzahlungen, ganz 

besonders dubios, dass niemandem auffällt, dass da Bar-

belege in 10.000 EUR Höhe drinnen sind.  

Wir haben heute am Vormittag eine Förderrichtlinie 

beschlossen, wo drinnensteht, dass wir nur Barbelege bis 

500 EUR zulassen. Da waren im Schnitt laut Stadtrech-

nungshof immer zwischen 20.000 und 60.000 EUR Bar-

belege drinnen. Das ist jahrelang niemandem aufgefallen. 

Ich stelle mir das ja ganz spannend vor bei den Überga-

ben, wenn man mit einer Sporttasche, die leer ist, in den 

Kindergarten hineinmarschiert, und dann kommt man 
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nachher mit 60.000 EUR in der Sporttasche wieder her-

aus. Also ich weiß nicht, wer von Ihnen bei diesen Bildern 

an einen Kindergarten in Wien denkt. Ich bin es nicht. Das 

ist eher ein Gangsterfilm und kein Kindergarten in Wien. 

(Beifall bei der ÖVP.)  

Kindergartenessen um Millionensummen bei Baufir-

men bestellt: Ich könnte jetzt aus dem Stadtrechnungshof-

bericht zitieren, wo dann jedes halbe Jahr die Baufirma 

gewechselt wird, weil sie entweder in Konkurs gegangen 

ist oder vom Finanzministerium als Scheinfirma identifi-

ziert worden ist. Jahrelang, und wir haben jetzt nur 3 Jahre 

Einblick von diesen 14 Jahren, die es den Verein gibt, und 

alleine in den 3 Jahren gab es 4 Baufirmen, die Essen ge-

liefert haben, und niemandem ist das aufgefallen.  

Ich habe selber vor nicht allzu langer Zeit, mittlerweile 

sind es dann doch schon vier Jahre, glaube ich, meinen 

Zivildienst in einem Kindergarten gemacht. Ich habe viele 

Behördenmappen von diesem Kindergarten in der Hand 

gehabt und habe auch ein bisschen ein Bild davon bekom-

men, was alles in einem Kindergarten in Wien überprüft 

wird.  

Da muss praktisch jeden Tag eingetragen werden, 

was die Kühlschranktemperatur ist, und dann wird von der 

Stadt überprüft, ob die Kühlschranktemperatur ein Grad 

über der Vorschrift ist, ein Grad unter der Vorschrift. Das 

mag legitim sein, aber dass dann niemandem auffällt, 

dass das Essen im Kühlschrank über Jahre hinweg von 

einer Baufirma kommt, das ist der eigentliche Skandal in 

dieser Stadt, und das muss kontrolliert werden. (Beifall bei 

der ÖVP.)  

Es sind gestern auch Maßnahmen präsentiert worden. 

Ich habe auch gesehen, Herr Stadtrat, Sie haben dann auf 

Facebook vier Sharepics gepostet. Ich möchte vielleicht 

ganz kurz darauf eingehen: Das erste war: „Fördermiss-

brauch wird von uns nicht geduldet.“ Wenn ich das jetzt 

zynisch formulieren möchte, würde ich sagen: 14 Jahre 

lang - nicht in Ihrer Amtsführung, aber die letzten 2 Jahre - 

wird es geduldet, und wenn es der Stadtrechnungshof 

dann feststellt, dann ist es auf einmal ein Problem. 

Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser. Ich erinnere 

mich auch an „Wien heute“ Dienstag letzter Woche zu-

rück, wo die MA 10-Chefin aufgetreten ist und auch mit 

den Zahlen konfrontiert worden ist, wie wenig eigentlich in 

den Kindergärten kontrolliert wird. Also von dem Stand, 

wo wir jetzt gerade sind, eine große Maßnahme zu prä-

sentieren, dass die Kontrollen jetzt verdoppelt werden, ich 

würde sagen, das ist ein bisschen wenig.  

Wichtig, an keinem Minibambini-Standort konnten gra-

vierende pädagogische Mängel festgestellt werden: Das 

ist halt vom Stadtrechnungshof auch nicht überprüft wor-

den. Ich würde an dieser Stelle der MA 11 schon sagen, 

bei all dem ist das Vertrauen da schon relativ weit weg, 

dass da nicht einmal nachgegangen worden ist, wenn der 

MA 11 stichhaltige Beweise geliefert worden sind. Nichts 

ist kontrolliert worden, nicht einmal die Betroffenen haben 

eine Rückmeldung erhalten. Also in dem Sinne, der Stadt-

rechnungshof hat es nicht geprüft, und sonst ist nichts ge-

kommen. 

Am lustigsten aber fand ich die Konsequenzen jetzt 

konkret zu Minibambini: Übergabe des Berichtes an die 

Staatsanwaltschaft. Na, wäre ja noch schöner, wenn 

nicht. Also eh klar muss das an die Staatsanwaltschaft 

übergeben werden. Dass aber in den 3 Jahren allein 15 

Millionen EUR Steuergeld geflossen sind - auf die 14 

Jahre zusammen wahrscheinlich 50 bis 70 Millionen EUR, 

und jetzt will man 129.000 EUR zurück. (Heiterkeit bei GR 

Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Wow!) 4 Millionen EUR 

in bar an Scheinfirmen, in die eigenen Taschen gewirt-

schaftet, sondergleichen, Insichgeschäfte, Luxusautos 

und Ähnliches: 129.000 EUR will man zurück. Herr Stadt-

rat, es tut mir leid, aber das ist reine Placebopolitik und 

das sind überhaupt keine stichhaltigen Maßnahmen. Es 

ist wirklich schade, dass SPÖ und NEOS da gezielt weg-

schauen. Vernebeln anstatt aufzuklären, das haben sich 

die Wienerinnen und Wiener nicht verdient. (Beifall bei der 

ÖVP.)  

Ich habe schon von Insichgeschäften gesprochen, Ge-

schäften innerhalb der Familie. Eines, das da besonders 

hervorsticht, ist, dass ein Objekt Mutter und Tochter ge-

hört, also Vereinsobfrau und Kassiererin. Die vermieten 

es an den Verein, also an sich selber, und lassen sich das 

Inventar für 100.000 EUR abkaufen. Der Stadtrechnungs-

hof sieht das als nicht gerade 100.000 EUR wertig an, 

aber gut, sei’s drum.  

Dann gibt es Zahlungen aus dem Verein an Vereins-

mitglieder. Zitat aus dem Stadtrechnungshofbericht: „wa-

ren außerhalb der Jahreslohnkosten verbucht und unter-

lagen somit nicht den Abzügen von Sozialabgaben.“ Gut, 

keine Ahnung, was da alles gelaufen ist. Man könnte jetzt 

hier wirklich viele Passagen aus den 100 Seiten Stadt-

rechnungshofbericht vorlesen. Ich glaube aber, dass nach 

den neun Minuten, die ich bis jetzt geredet habe und auch 

nach der Verlesung vorhin, uns allen klar ist, was für ein 

verheerendes Bild das zum einen von diesem Verein 

zeichnet, aber vor allem, und das ist ja das Eigentliche, 

das wir heute thematisieren wollen, ist es ein verheeren-

des Zeugnis für die MA 10 und für die MA 11, für die Kon-

trolle in dieser Stadt.  

Ich muss schon sagen: Wie kann es sein, dass da jah-

relang all das passiert, das niemandem auffällt, man dann 

nachher einen Bericht des Stadtrechnungshofes liest, der 

sich eigentlich wie ein Kriminalroman liest, wo ein Fami-

lien-Clan einen steuergeldfinanzierten Kindergarten als 

Selbstbedienungsladen hernimmt? In Anbetracht all die-

ser Fakten weiß ich nicht, was skurriler ist: Ein Kindergar-

tenverein, der Barzahlungen in Millionenhöhe an Schein-

firmen tätigt, der Kindergartenessen bei Baufirmen be-

stellt, eine MA 10, der das jahrelang nicht auffällt und 

dann noch sagt, wir zahlen weiter Förderungen an den 

Verein, oder ein Stadtrat, der sich danach dann hinstellt, 

und sagt, das sei der Beweis, dass die Kontrolle in Wien 

funktioniert. Also ich muss sagen, das kann ja bitte nicht 

Ihr Ernst sein. (Beifall bei der ÖVP.)  

In den Tagen nach dem Bericht ist es dann noch 

schlimmer geworden. Es sind dann in den Medien viele 

Berichte von Betroffenen aufgekommen, von Eltern, die 

sich an MA 10 und MA 11 gewandt haben und nicht ein-

mal eine Rückmeldung bekommen haben, von einer ehe-
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maligen Standortleiterin, die sich an MA 10 und MA 11 ge-

wandt hat. Da ist irgendwie scheinbar nichts passiert. Es 

hat geheißen, man ist den Vorwürfen nachgegangen.  

Wenn man sich die Screenshots anschaut, wo relativ 

deutlich hervorgeht, dass hier Fake-Kinder angemeldet 

sein müssen, dass es auch so war, dass da scheinbar So-

zialbetrug begangen worden ist, dass da Unterschriften 

gefälscht worden sind und Ähnliches: Im Verein selber ist 

nichts passiert, aber eine Sache ist schon passiert, die 

Mitarbeiterin hat ihren Job verloren. Also anscheinend hat 

die MA 10 die Beschwerde eins zu eins an die Betreiberin 

weitergeleitet, aber nichts am Standort verändert.  

Und ja, die ganzen Barbelege, ich muss sagen, es ist 

wirklich traurig, dass es allen Ernstes - ich weiß, es ist 

schwierig, die vielen Standorte zu kontrollieren - bei so ei-

ner klaren Faktenlage einen Stadtrechnungshof braucht, 

um auf das alles draufzukommen. Das finden wir mehr als 

bedauerlich. Angesichts der Größe des Skandals, der vie-

len Skandale in den letzten Monaten - wir werden das am 

Freitag noch näher diskutieren - und des aus unserer 

Sicht beschämenden Krisenmanagements ist unser Ver-

trauen, Herr Stadtrat, endgültig erschöpft.  

Deswegen wollen wir heute vom Bürgermeister Ant-

worten auf unsere Fragen haben. Er hat ja bislang zu all 

dem geschwiegen, obwohl, und das habe wir auch in un-

sere Dringliche Anfrage so hineingeschrieben, hier auch 

ein entsprechendes Weisungsrecht vorliegt. Deswegen 

sehen wir auch den Bürgermeister für all das mit in der 

Verantwortung.  

Ich möchte jetzt zu den Fragestellungen im Schnell-

durchlauf die wesentlichen Aspekte hervorheben. Wie 

funktionieren die Kontrollen in MA 10 und MA 11 - selbst 

wenn man es uns nicht beantworten möchte -, wenn so 

etwas jahrelang nicht auffällt? Wie wurde bei Minibambini 

im Konkreten kontrolliert, ich wiederhole mich, wenn so 

etwas jahrelang nicht auffällt?  

Was passiert mit den Beschwerden an MA 10 und 

MA 11, wenn man sich dann nicht einmal bei denen, die 

sich beschweren, bei den Eltern, bei den Betroffenen zu-

rückmeldet? Kann Korruption einer Behörde ausgeschlos-

sen werden? Es war schon auch eine implizite Anschuldi-

gung im „Wien heute“-Bericht von der ehemaligen 

Standortleiterin, es solle nichts passiert sein, weil ihre 

Chefin sehr gut vernetzt ist. Also wenn das nicht nach Kor-

ruption schreit, dann weiß ich auch nicht. Also hier die 

konkrete Frage: Kann Korruption in den Behörden ausge-

schlossen werden? Auch wenn wir hier die Debatte dar-

über führen, wer denn eigentlichen den Auftrag für den 

Bericht gegeben hat: Wer hat ihn denn gegeben? War es 

die MA 10, war es der Stadtrechnungshof selber oder war 

es der Stadtrat? Da gab es sehr widersprüchliche Aussa-

gen in der Vergangenheit. 

Das Spannendste aus unserer Sicht: Welche Konse-

quenzen werden diese wiederholten Förderskandale ha-

ben, vor allem für die 900 Kinder, die hier betroffen sind? 

Aus unserer Sicht ist es mehr als unverantwortlich, die 

Kinder in einem Verein zu lassen, wo aus den Zeugenbe-

richten mehr als augenscheinlich wird, dass es da mas-

sive Verfehlungen gibt. 

Wenn Sie uns hier vorwerfen, Herr Stadtrat, dass wir 

unverantwortlich wären, weil wir sagen, man müsste ent-

weder die Standorte übernehmen - ja, das wäre eine An-

strengung - oder wenn man sagt, man müsste die Kinder 

an anderen Standorten mit Plätzen versorgen - wo ich 

weiß, dass es in vielen Kindergärten, sowohl städtisch als 

auch privat, noch Plätze gibt -, da sind wir gespannt, was 

sich tut. Wir werden jedenfalls nicht locker lassen in der 

Causa. 

Deswegen stellen wir auch heute diese Dringliche An-

frage und diskutieren auch am Freitag noch umfassend 

darüber. Wenn Sie, Herr Vorsitzender, unsere Anfrage zu 

zwei Drittel abgedreht haben, anders kann man es nicht 

nennen, dann hoffen wir doch und haben Vertrauen in den 

Bürgermeister, dass er damit vielleicht doch etwas trans-

parenter umgehen möchte, als sein Vorsitzender im Ge-

meinderat das vorhatte. (GR Mag. Manfred Juraczka: 

Kann nur besser werden!)  

MA 10 und MA 11 spielen ganz klar zusammen. Ja, 

MA 11 ist im Landesvollzug, aber wenn man sich das so 

anschaut: MA 10 und MA 11 kontrollieren sich ja gegen-

seitig, arbeiten zusammen, das kann nur ein gemeinsa-

mer Komplex sein, aber wer weiß, wenn Sie uns das 

heute nicht beantworten, vielleicht werden wir im Landtag 

dann auch noch irgendwann einmal etwas dazu machen.  

Es gibt da durchaus Anlassfälle, warum man sich die 

MA 11 noch genauer anschauen sollte, nach all dem und 

nach allem, was wir sonst wissen. Unser Vertrauen ist je-

denfalls so lange da, Herr Bürgermeister, bis Sie es uns 

nachher hoffentlich beantworten, und wir hoffen auf ent-

sprechende Aufklärung. Vielen Dank. (Beifall bei der 

ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Ich danke dem Herrn Gemeinderat für die Begründung. 

Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist der Herr 

Bürgermeister zu Wort gemeldet, und ich erteile es ihm. 

Bgm Dr. Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Vorsit-

zende! Werte Mitglieder des Gemeinderates! 

Der Stadt Wien sind ein vielfältiges und bedarfsorien-

tiertes elementares Bildungsangebot sowie die Wahlfrei-

heit der Eltern beziehungsweise der Kinder ganz wichtig. 

Rund zwei Drittel der Plätze werden daher von privaten 

Bildungseinrichtungen angeboten, und die Stadt Wien för-

dert rund 410 private elementare Bildungseinrichtungen 

sowie Tagesmütter und Tagesväter.  

Im Jahr 2022 wurden rund 412 Millionen EUR Förde-

rungen an private Trägerorganisationen ausbezahlt. Allein 

im Modell beitragsfreier Kindergarten werden im Monat 

rund 54.000 Kinder gefördert. Ich möchte deshalb zu allen 

zugelassenen Fragen im Einzelnen Stellung nehmen.  

Ich beginne gleich mit der Frage 1: Die MA 10 führt 

laufend Kontrollen hinsichtlich der widmungsgemäßen 

Verwendung der Förderungen durch. Damit wird sicher-

gestellt, dass öffentliche Gelder bedarfsorientiert, nach-

haltig und nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, 

Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit verwendet werden. So-

wohl bei der Fördergewährung als auch bei der Förder-

kontrolle sind die Regeln transparent ausgestaltet sowie 

über diverse Kanäle verfügbar. Deren Einhaltung wird 

auch genauestens überprüft.  
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Die Prüfung der zweckmäßigen Verwendung der För-

dermittel erfolgt in mehreren Schritten. Es werden monat-

liche Leistungsnachweise und Jahresabrechnungen über-

mittelt, es werden risikoorientierte Prüfungen durchge-

führt, vertiefte Prüfungen, Prüfungen durch externe Wirt-

schaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer sowie Prüfun-

gen im Anlassfall.  

Zur Frage 2: Seitens der MA 10 wurde mitgeteilt, dass 

es für die Jahre 2010 bis 2016 keine statistische Auswer-

tung über durchgeführte Kontrollen gibt, die in Ergänzung 

zu den jährlichen Förderabrechnungen notwendig waren. 

Weiters wurde darauf hingewiesen, dass sich die Zahl der 

geprüften Jahresabrechnungen analog zur Zahl geförder-

ter Träger verhält.  

Was die Jahre 2017 bis 2022 betrifft, so wurden ins-

gesamt 5.401 Prüfungen durchgeführt. Von der MA 10 

wird jeder Träger ein Mal jährlich im Zuge der Förderab-

rechnung kontrolliert. Dazu kommen Sonderprüfungen, 

anlassbezogene Prüfungen und Ähnliches, die jedoch laut 

MA 10 nicht für eine Durchschnittsermittlung herangezo-

gen werden können, da diese auf Grund ihrer Eigenart oft-

mals nicht als Prüfung des Trägers per se anzusehen 

sind, sondern lediglich Teilbereiche des jeweiligen Trä-

gers betreffen.  

Zur Frage 3: Dem Förderbereich der MA 10 sind 19 

Mitarbeiterinnen beziehungsweise Mitarbeiter zugeord-

net.  

Zur Frage 4: Das Aufteilen von Steuergeldsummen auf 

einen Platz, egal, ob privat oder städtisch, um monatliche 

oder jährliche Kosten im Durchschnitt darzustellen, schafft 

keine Vergleichbarkeit, da Aufwendungen für elementare 

Bildungsplätze differenziert zu betrachten sind. Selbst in-

nerhalb des Platzangebotes einer einzelnen Trägerorga-

nisation sind die Kosten für einen Platz unterschiedlich. 

Sogar Plätze der gleichen Gruppenart differieren an ver-

schiedenen Standorten in den Kosten, bedingt etwa durch 

unterschiedliche Personalkosten, Miet-, Betriebs- und In-

standhaltungskosten.  

Die Ausgaben der MA 10 für den Betrieb städtischer 

Kindergärten lassen sich auch deshalb nicht direkt mit den 

Kosten für private Kindergartenplätze vergleichen, da bei 

der MA 10 auch diverse Kosten anfallen, die sowohl den 

städtischen als auch den privaten Kindergärten zu Gute 

kommen.  

Zur Frage 5: Der Verein Kindergarten Minibambini 

wird seit Einführung des Modells beitragsfreier Kindergar-

ten mit September 2009 gefördert und erhielt auch diverse 

sogenannte Anstoßfinanzierungen.  

Zur Frage 6: Laut Information der Fachabteilung er-

hielt der in Rede stehende Verein Förderungen in der 

Höhe von rund 39,256 Millionen EUR. Dementsprechend 

stellen sich die jährlichen Förderungen im nachgefragten 

Zeitraum 2010 bis 2022 in Eurobeträgen wie folgt dar. Ich 

werde es jetzt etwas langsamer zum Vortrag bringen, 

auch zum Mitschreiben. Nachdem das ja ein besonderer 

Wunsch war, das auch einzeln aufzuschlüsseln, möchte 

ich Ihnen die Gelegenheit geben, auch mitzuschreiben.  

Das sind im Jahr 2010 560.953,94 EUR, im Jahr 2011 

937.580,93 EUR, im Jahr 2012 1,378.277,45 EUR, im 

Jahr 2013 geht es wieder ein bisschen zurück, 

1,293.533,44 EUR, im Jahr 2014 1,780.058,93 EUR, im 

Jahr 2015 1,875.307,74 EUR, im Jahr 2016 1,963.350,52 

EUR, im Jahr 2017 3,591.148,77 EUR, im Jahr 2018 

3,864.423,97 EUR, im Jahr 2019 4,028.409,33 EUR, im 

Jahr 2020 5,584.320,84 EUR, im Jahr 2021 5,638.062,97 

EUR und im Jahr 2022 6,760.693,06 EUR.  

Laut Information der Fachabteilung stellt sich die Auf-

schlüsselung auf die drei genannten Fördermodelle wie 

folgt dar: Unter dem Titel beitragsfreier Kindergarten sind 

das 37,761.429,83 EUR, Anstoßfinanzierung 1,437.090 

EUR, Covid-19-Unterstützungsmaßnahmen 391.825,93 

EUR. Die Differenz zu der in Frage 6a genannten Summe 

ergibt sich durch eine kurzfristig bezogene Hortförderung 

des Vereins. 

Zur Frage 7: Es gibt 904 bescheidete Plätze, laut der 

Abrechnung aus November 2022 wurden davon 874 Kin-

der gefördert. Derzeit gibt es 7 bewilligte Standorte mit 9 

Dependancen.  

Zur Frage 8: Seitens der MA 10 wurde mitgeteilt, dass 

insgesamt 53 Kontrollen in verschiedener Form durchge-

führt worden sind und dabei unterschiedliche Beanstan-

dungen zu verzeichnen waren.  

Zur Frage 10: Der Stadtrechnungshof ist bekanntlich 

eine unabhängige und weisungsfreie Einrichtung, wes-

halb die MA 10 auch keinerlei Prüfaufforderungen an den 

Stadtrechnungshof richten kann. 

Zur Frage 11: Eine der Voraussetzungen für einen bei-

tragsfreien Kindergartenplatz in Wien ist unter anderem 

die Kundennummer, welche auch für die Verrechnung 

herangezogen wird. Laut MA 10 wird so unter anderem 

sichergestellt, dass kein Kind doppelt abgerechnet wer-

den kann. Die Abrechnung erfolgt über den monatlichen 

Leistungsnachweis, der elektronisch übermittelt wird. Sei-

tens der MA 10 wurde in diesem Zusammenhang auch 

betont, dass im dazugehörigen EDV-System automati-

sche Prüfroutinen implementiert sind. 

Zur Frage 12: In der MA 10 wird jede Beschwerde pro-

tokolliert. Je nach Beschwerde wird eine anlassbezogene 

Prüfung durchgeführt und entsprechende Unterlagen wer-

den angefordert. Im Fall der anonymen Beschwerde einer 

ehemaligen Mitarbeiterin, welche der MA 10 zur Überprü-

fung übermittelt wurde, ist eine anlassbezogene Prüfung 

in die Wege geleitet worden.  

Im Frühjahr 2021 wurde seitens der zuständigen Be-

hörde, der MA 11, eine anonyme Beschwerde über den 

Verein an die MA 10 übermittelt, welche den Vorwurf ei-

nes möglichen Förderbetruges beinhaltete. Konkret sollen 

Kinder mit der Stadt Wien verrechnet worden sein, die 

nicht im Kindergarten anwesend waren, und Mitarbeiter 

nicht richtig bei der zuständigen Sozialversicherung ge-

meldet worden sein beziehungsweise nicht den geltenden 

Bestimmungen entsprechend entlohnt worden sein. Auch 

die nicht erfolgte Auszahlung einer verpflichtenden 

Corona-Prämie war Gegenstand dieser Beschwerde.  

Wie die MA 10 betonte, hat diese daraufhin eine um-

fassende Personalprüfung des im Februar 2021 ange-

stellten Personals vollzogen, bei welcher sanierbare Män-

gel festgestellt wurden. Diese wurden alle innerhalb der 

festgelegten Frist behoben. Auch die Corona-Prämie 

wurde an alle Mitarbeiter ausbezahlt, teilweise auch auf 
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die finanzielle Entschädigung verzichtet und stattdessen 

Freizeit in Anspruch genommen.  

Laut MA 10 konnte die Trägerorganisation jedenfalls 

alle Vorwürfe schlüssig und nachvollziehbar aufklären. 

Auch eine stichprobenartige Kontrolle der Elternverträge 

und Anwesenheitslisten wurde durchgeführt, welche 

ebenfalls kein nennenswertes Vergehen zeigte.  

Zur Frage 13: Seitens der MA 10 wurde betont, dass 

diese keine anonyme Beschwerde an die in Rede ste-

hende Vereinsobfrau übermittelt hat. Zudem wird, wie 

oben angeführt, von Seiten der MA 10 jeder Beschwerde 

nachgegangen. Die Tätigkeiten der MA 10 unterliegen 

auch der Kontrolle der Volksanwaltschaft und der Internen 

Revision.  

Zur Frage 14: Sollte es auf Grundlage der Wirtschafts-

prüfung angezeigt sein, auch Vorperioden zu prüfen, wird 

dies seitens der MA 10 veranlasst. Auf Grund des Auf-

tragsvolumens sieht das Bundesvergabegesetz die 

Durchführung eines Vergabeverfahrens vor. Das Verga-

beverfahren ist im Laufen.  

Zur Frage 15: Seitens der MA 10 wurde darauf hinge-

wiesen, dass im Rahmen des Modells beitragsfreier Kin-

dergarten Barzahlungen über 400 EUR hinaus nicht ver-

boten sind, während hingegen in der Förderrichtlinie An-

stoßfinanzierung angeführt ist, dass Barzahlungen nur in 

der Höhe von bis zu 400 EUR akzeptiert werden.  

Die Darstellung in der Jahresabrechnung erfolgt ledig-

lich als Gesamtsumme, ohne Nennung der Firma und 

ohne Rechnungen, sodass nicht ersichtlich ist, welche 

Firma beauftragt beziehungsweise bezahlt wurde. Betont 

wurde jedenfalls, dass eine stichprobenartige Kontrolle er-

folgt, und sobald die MA 10 Kenntnis davon erlangt, dass 

es sich um Scheinfirmen handelt, Rechnungen selbstver-

ständlich nicht akzeptiert werden.  

Im Jahr 2021 erhielt die private Trägerorganisation im 

Rahmen der Anstoßfinanzierung Fördermittel, um neue 

Plätze zu schaffen. Die neue Gruppe wurde jedoch sei-

tens des Vereins nicht fristgerecht eröffnet, weshalb eine 

diesbezügliche Rückforderung besteht. Des Weiteren sol-

len Verwaltungsstrafen in der Höhe von 18.500 EUR von 

den Verursacherinnen beziehungsweise Verursachern 

persönlich übernommen werden. Das Ergebnis der Prü-

fung durch die Wirtschaftsprüferin beziehungsweise den 

Wirtschaftsprüfer ist abzuwarten.  

Zur Frage 17: Nachweise über schwerwiegende, nicht 

sanierbare pädagogische Mängel, die einem Weiterbe-

trieb entgegenstehen würden, liegen nach Prüfung nicht 

vor. Klar nicht widmungsgemäß eingesetzte Fördergelder 

werden selbstverständlich zurückgefordert. Eine vertiefte 

Prüfung durch eine Wirtschaftsprüferin beziehungsweise 

einen Wirtschaftsprüfer wird beauftragt.  

Zur Frage 18: Wenn private elementare Bildungsein-

richtungen schließen, unterstützen und informieren die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der zuständigen Service-

stelle Eltern und Obsorgeberechtigte gern bei Fragen zu 

alternativen Plätzen. Sollten Familien Unterstützung bei 

der Suche nach alternativen Plätzen benötigen, können 

diese sich gerne an die Servicestellen beziehungsweise 

an das Info-Telefon der MA 10 wenden.  

Eltern und Obsorgeberechtigte können selbst ent-

scheiden, welcher Betreuungsplatz für ihr Kind der rich-

tige ist. Die Abteilung unternimmt jedenfalls alles in ihrer 

Macht Stehende, um einerseits aktiv die Aufklärung der 

Vorwürfe voranzutreiben und anderseits die Kindergarten-

plätze der betreuten Kinder zu sichern.  

Zur Frage 21: Das Betriebsbewilligungsverfahren 

wurde im Jahr 2018 novelliert und sieht eine ver-

pflichtende Vorlage eines Businessplans als Vorausset-

zung zur Erteilung einer Betriebsbewilligung vor. Somit 

wurden die Standards bereits vor mehreren Jahren auf ein 

sehr hohes Niveau gehoben.  

Das ist die Beantwortung der mir vorgelegten Fragen, 

und ich hoffe, sie leistet einen Beitrag zur anschließenden 

Diskussion. Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei 

SPÖ und NEOS.) 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Danke für die Beantwortung. Es ist jetzt genau 17 Uhr. Ich 

eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer 

der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. Zur Debatte 

über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist Herr 

StR Mahrer zu Wort gemeldet, und ich erteile ihm das 

Wort. Seine Redezeit ist auf 20 Minuten begrenzt. Bitte.  

StR Karl Mahrer: Vielen Dank, Frau Vorsitzende! Sehr 

geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und 

Herren! 

Als ich vergangene Woche den Bericht des Stadtrech-

nungshofes zum ersten Mal gesehen habe, habe ich es 

zuerst nicht glauben können, dann war ich betroffen, und 

am Ende des Berichts war ich fassungslos. Ich glaube, 

vielen von Ihnen ist es da ähnlich ergangen. Herr Bürger-

meister, ich habe mir eigentlich heute erwartet, dass Sie 

inhaltliche Antworten auf unsere Fragen geben. Sie haben 

das bei den Fragen 6b und 6c mit ausführlicher Zahlen-

darstellung getan, dafür danke ich Ihnen. Bei den anderen 

Fragen aber haben mir Offenheit und Transparenz wirk-

lich gefehlt, weil ich glaube - da sind wir uns vielleicht ei-

nig -, dass es da Missstände gegeben hat und dass es 

auch bei den Kontrollen Missstände gegeben hat. Ich 

glaube, das liegt nahe. Da erwarte ich mir in einer Diskus-

sion auch ein offenes Eingehen darauf. Wenn ich mir aber 

anhöre, wie dann der Herr Gemeinderatsvorsitzende 

Reindl versucht hat, unter Heranziehung sämtlicher for-

meller Gründe, aber für mich schon sehr krampfhaft, zu 

erklären, was alles nicht beantwortet wird und was eigent-

lich nicht Debattengegenstand ist, dann macht mich das 

eigentlich noch mehr betroffen. (Beifall bei ÖVP und GRÜ-

NEN.) 

Herr Bürgermeister, ich lade Sie ein: Nehmen Sie die 

Wienerinnen und Wiener und nehmen Sie auch die Oppo-

sition wieder ernst! Ich sehe in der heutigen Debatte und 

in Ihrer Anfragebeantwortung kein Miteinanderreden auf 

Augenhöhe, und das würde ich mir wünschen. Ich würde 

es mir auch von den NEOS wünschen. Die NEOS sind als 

die Kontroll- und Transparenzpartei angetreten, aber 

wenn Sie sich jetzt - seien Sie mir bitte nicht böse - anhö-

ren und anschauen, welche Betonmauer des Schweigens 

hier aufgebaut wird und wenn Sie dann noch den Mörtel 

reinschmieren, dann muss ich ehrlich sagen, dass die 



Gemeinderat, 21. WP 25. Jänner 2023 33. Sitzung / 73 

 

NEOS jede Glaubwürdigkeit als Kontroll- und Transpa-

renzpartei verloren haben. (Beifall bei der ÖVP und von 

GR Ömer Öztas.) 

Na ja, und dann sollten wir uns doch einmal den Ist-

Zustand jetzt noch einmal anschauen und vertieft in diese 

Debatte gehen. Was ist da alles beim Kindergartenverein 

Minibambini falsch gelaufen? Die Liste der Missstände ist 

ja ziemlich lang und sie beinhaltet beispielsweise - es ist 

kurz angesprochen worden, aber ich möchte es noch ein-

mal vertiefen -, dass dieser Kindergarten Essenslieferun-

gen von konzessionierten Bauunternehmen bekommen 

hat, die sich dann später zumindest teilweise als Schein-

firmen herausgestellt haben. Und das, Herr Bürgermeis-

ter, ist der Stadt Wien bei den von Ihnen zitierten Kontrol-

len niemals aufgefallen? Da hat niemals jemand nachge-

schaut, was auf der Rechnung draufgestanden ist? Oder 

die zahlreichen Insichgeschäfte, Vermietungen, Verlea-

sungen von Fahrzeugen, der Luxusfuhrpark - das ist der 

Stadt Wien und den von Ihnen zitierten Kontrollen nie auf-

gefallen? Oder führen wir uns folgendes Bild vor Augen: 

Da kriegen auf der einen Seite die Kinder Fischstäbchen 

von Baufirmen und auf der anderen Seite fahren die Ma-

nager dieses Familienunternehmens, dieses Kindergar-

tenvereins mit Luxusautos durch die Gegend. - Das alles 

wird von der Stadt Wien gefördert und fällt bei den von 

Ihnen zitierten Kontrollen nicht auf? Besonders auffällig ist 

doch, und das müsste doch in einer Erstkontrolle auffal-

len, dass die Funktionen in diesem Verein alle aus der 

gleichen Familie besetzt werden. Das ist doch eigentlich 

eine Grundlage einer Erstkontrolle. Und das fällt der Stadt 

Wien nicht auf? Sehr geehrter Herr Bürgermeister, das 

kann es einfach nicht sein! Diese Kontrollen sind absolut 

wirkungslos! (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.)  

Na ja, und dann bin ich natürlich auch bei den Betroffe-

nen, die heute schon kurz zitiert worden sind: Die Kinder 

sollen Essen bekommen haben, das geschimmelt hat, die 

Teppiche haben nach Urin und nach Erbrochenem ge-

stunken. Die ätzenden Reinigungsmittel sind im Hof ge-

standen, ungesichert, wenn die Eltern dort ihre Kinderwä-

gen abgestellt haben.  

An diesen Kindergartenverein gingen allein in den 

Jahren 2019 bis 2021 15 Millionen EUR, wie Sie ausge-

führt haben, in den letzten Jahren an die 40 Millionen 

EUR, und keinem in der Stadt Wien ist dieser Fördermiss-

brauch und sind diese Missstände aufgefallen? - Herr 

Bürgermeister, Herr Stadtrat, das ist ein absolutes Kon-

trollversagen! Das ist auch ein Versagen der politischen 

Verantwortung. (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.)  

Herr Bürgermeister, es geht uns halt dabei, genauso 

wie bei allen anderen Themen der letzten Wochen und 

Monate, und ich muss natürlich im Rückblick sagen, der 

letzten Jahre, um die Frage: Was machen die Verantwort-

lichen, in diesem Fall der SPÖ und der NEOS, der Stadt-

regierung? - Wegducken, wegschauen, wegleugnen, so 

lange, bis es sich, wie zum Beispiel beim Stadtrechnungs-

hofbericht, nicht mehr verheimlichen lässt. (GR Mag. 

Thomas Reindl: Aber euch können wir nicht übertreffen!) 

Wir haben hier jemanden, und ich schätze ihn, Herrn 

StR Wiederkehr, persönlich sehr, der in seiner Amtsfüh-

rung sichtlich überfordert ist. Das muss ich schon feststel-

len, denn die vielen Probleme wachsen StR Wiederkehr 

einfach über den Kopf. (GR Mag. Thomas Reindl: Mär-

chenonkel!) Das werden wir ja am Freitag auch noch aus-

führlich besprechen.  

Im Lichte der aus meiner Sicht nicht ausführlich beant-

worteten Fragen, teilweise gar nicht beantworteten Fra-

gen, schiebe ich jetzt die Fragen nach, wo ich Sie auch 

bitte, dann in der öffentlichen Diskussion doch da und dort 

für die Wienerinnen und Wiener Stellung zu nehmen. Ich 

frage Sie, Herr Bürgermeister: Wie kann es sein, dass es 

nach den Skandalen in den islamischen Kindergärten o-

der bei den Privatkindergärten Alt-Wien beim Fördermit-

telskandal nach wie vor einen dreisten Missbrauch von 

Fördergeldern gibt und es keiner bemerkt? Wie kann es 

sein, dass StR Wiederkehr offenbar nichts aus den För-

dermittelskandal der vergangenen Jahre in der damaligen 

Ressortzuständigkeit der SPÖ gelernt hat und der syste-

matische Missbrauch dieser Fördermittel auch von den 

NEOS - Kontrollpartei - nahtlos fortgesetzt wird?  

Frau Klubobfrau Emmerling ist im Moment nicht da, 

aber fragen Sie sie, oder Sie können sich vielleicht daran 

erinnern (GR Markus Ornig, MBA weist hinter die Sitzrei-

hen) - wo ist sie, gut -, Frau Klubobfrau Emmerling hat 

noch in ihrer Oppositionsrolle 2020 die Fördermittel an 

den Verein Minibambini abgelehnt. Sie hat das damals da-

mit begründet, dass sie den Förderungen für diesen Ver-

ein nicht zustimmt, da auch auf Nachfrage bei der Stadt-

regierung keine Aufschlüsse über den Verein zu bekom-

men waren. - Das war in der Oppositionsrolle. Kurze Zeit 

später hat Herr StR Wiederkehr das Amt übernommen 

und er hat offenbar seit etwa zweieinviertel Jahren keiner-

lei Überprüfung dieses Vereins angeordnet, des Vereins, 

der von den NEOS selbst kritisiert worden ist. Das ist nicht 

nur ein Versagen in Ihrer Regierungsfunktion, das ist auch 

ein Versagen der Glaubwürdigkeit der NEOS. (Beifall bei 

ÖVP und GRÜNEN.) 

Ich frage Sie, Herr Bürgermeister: Wie kann es denn 

sein, dass jetzt der Stadtrechnungshof über viele Seiten 

eine Reihe von Missständen, eine unfassbare Reihe von 

Missständen, aufzeigt, und kein einziger dieser Miss-

stände ist vorher von den Kontrollinstanzen, sei es die 

MA 11, sei es die MA 10, sei es die Magistratsdirektion, 

tatsächlich aufgedeckt worden? Wie kann es sein, dass 

StR Wiederkehr nach mehr als zwei Jahren, seitdem er im 

Amt ist, erst jetzt und nach Auffliegen des Skandals genau 

dasselbe macht wie nach Auffliegen aller Skandale, näm-

lich zu sagen: Jetzt machen wir mehr Kontrollen, jetzt wird 

es besser, und jetzt - wörtliches Zitat - ziehen wir die Zü-

gel an!? - Herr Stadtrat, das ist nicht mehr glaubwürdig.  

In den letzten Tagen, und das tut mir besonders weh, 

haben wir festgestellt, dass Sie, Herr StR Wiederkehr, uns 

und die Öffentlichkeit auch falsch informiert haben. In 

mehreren Medien, unter anderem auch im „Standard“ 

vom 18. Jänner werden Sie mit der Behauptung zitiert, 

dass dieser Verein dem Stadtrechnungshof im Frühjahr 

2022 von der MA 10 zu einer vertieften Prüfung vorge-

schlagen worden ist, da Auffälligkeiten aufgetreten sind. 

Das heißt, Sie haben gesagt, die MA 10 hat diese Prüfung 

vorgeschlagen. Der Bericht des Stadtrechnungshofs, 
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gleich auf Seite 1, sagt allerdings anderes. Dort heißt es, 

ich zitiere wörtlich: „Die Entscheidung zur Durchführung 

der gegenständlichen Prüfung“ - das ist auch in unserer 

Anfrage enthalten - „wurde in Anwendung der risikoorien-

tierten Prüfungsthemenauswahl des Stadtrechnungsho-

fes Wien getroffen.“ - Das ist gestern auch vom Stadtrech-

nungshofdirektor im Stadtrechnungshofausschuss genau 

so bestätigt worden. (VBgm Christoph Wiederkehr, MA: 

Habe ich auch gesagt!) - Herr Stadtrat, ich höre genau zu, 

ja. 

Das heißt also, der Stadtrechnungshof hat aus eigener 

Initiative die Kontrolle vorgenommen. Heute in der Frage-

stunde - ich habe Ihnen genau zugehört - haben Sie 

selbst zugegeben, dass Sie nicht diese Prüfung in Auftrag 

gegeben haben, sondern - das haben Sie wörtlich ge-

sagt -, dass Sie sie bloß begrüßt haben. (VBgm Christoph 

Wiederkehr, MA: Das kann ich gar nicht machen! Ich kann 

den Stadtrechnungshof nicht beauftragen!) Das heißt, 

Herr Stadtrat, nach meinem Eindruck aus allen medialen 

Darstellungen hat Ihre Kontrolle versagt. Der Stadtrech-

nungshof hat nicht über Ihren Antrag, sondern aus Eige-

nem geprüft, und Sie haben die Öffentlichkeit aus meiner 

Sicht mit diesem Gesamteindruck falsch informiert. (Bei-

fall bei ÖVP und GRÜNEN.) 

Herr Bürgermeister, können Sie da wirklich noch zu-

schauen? Können Sie da wirklich tatenlos bleiben? Sie 

haben meines Wissens bis zur heutigen Anfragebeant-

wortung zu diesem unfassbaren Skandal kein einziges 

Mal in der Öffentlichkeit Stellung genommen, und was mir 

zum Beispiel heute, in den letzten Tagen, aber auch von 

Ihnen, Herr Bürgermeister, gefehlt hat, ist ein einziges 

Wort der Entschuldigung gegenüber den Eltern, die be-

troffen sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, diese aufgedeckten Miss-

stände sind schlimm. Die Familie hat offenbar einen 

Selbstbedienungsladen aus diesem Kindergartenverein 

gemacht, aber was noch viel schlimmer ist, ist, dass das 

der Stadt Wien über ein Jahrzehnt lang offenbar nicht auf-

gefallen ist. Das ist ein massives Kontrollversagen, das 

bleibt auch ein massives Kontrollversagen. Die Führungs-

verantwortung, die man sich eigentlich zu Recht erwarten 

kann, würde hier bedeuten, dass der zuständige Stadtrat 

hinschaut - noch dazu, wenn seine eigenen NEOS den 

Verein ohnehin schon im Fokus hatten -, für eine wirk-

same Kontrolle sorgt und Verantwortung übernimmt - das 

alles hat StR Wiederkehr nicht getan. Dieser systemati-

sche, ja, dreiste und offenbar weit über 2019 zurückwir-

kende unkontrollierte Fördermissbrauch zeigt ein Mal 

mehr, wie in dieser Stadt mit dem Geld der Wienerinnen 

und Wiener umgegangen wird. Herr Bürgermeister, mein 

Eindruck ist - und es wird an Ihnen liegen, diesen zu wi-

derlegen -, dass das Fördersystem der Stadt Wien ein-

fach eine automatische Geldverteilungsmaschine gewor-

den ist, ohne jegliche wirksame Kontrolle, und das ist trau-

rig für die Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir fordern daher - wir haben das auch in unserer An-

frage zusammengefasst - einen sofortigen Fördermittel-

stopp für den Verein Minibambini. Es darf kein Steuergeld 

mehr in diesen Verein fließen. Ich möchte das auf den 

Punkt bringen, weil es in den letzten Tagen immer wieder 

in der Öffentlichkeit diskutiert worden ist: Es ist verantwor-

tungslos, den Betrieb durch diesen Verein weiter zu för-

dern, nur weil es einfacher zu organisieren ist, und damit 

nicht nur Steuergeld zu verbrennen, sondern auch die ord-

nungsgemäße Betreuung der Kinder zu ermöglichen. 

Diese Argumentation geht einfach ins Leere. Nein, es 

muss sofort Maßnahmen geben in Bezug auf den Kinder-

garten, die auch die Platzsicherung für die Minibambini-

Kinder sicherstellen, aber nicht durch den Verein, der 

ganz offensichtlich dubios arbeitet, sondern durch andere 

neue organisatorische Lösungen. Kein Kind darf auf 

Grund des Versagens der Stadt Wien seinen Kindergar-

tenplatz verlieren, das ist doch, glaube ich, klar. Die Stadt 

muss aber auch hier Verantwortung übernehmen.  

Herr Stadtrat, weil Sie immer wieder sagen, das sei 

alles sehr schwierig und organisatorisch schwer umzuset-

zen: Das glaube ich durchaus, aber glauben Sie mir auch, 

und da sind Sie selbst positiv mitverantwortlich, wenn man 

will, dann geht es. Ich erinnere an die ukrainischen Kinder, 

wo hunderte Kinder binnen weniger Wochen in Schulen 

und Kindergärten untergebracht waren. Das fordere ich 

auch von Ihnen, Herr Stadtrat, denn es kann nicht sein - 

es kann nicht sein -, dass wir diesen Verein sehenden Au-

ges, was da getan worden ist, weiter fördern und damit 

auch die Gesundheit und die Sicherheit der Kinder gefähr-

den. (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.) 

Wenn ich das an Herrn StR Wiederkehr richte - er ist 

ja Stadtrat, wir werden ja am Freitag auch intensiv darüber 

reden -, dann sage ich auch gleich dazu: Sehr geehrter 

Herr Stadtrat, notwendig ist - das hat auch der Herr Bür-

germeister angeführt - eine umfassende externe Wirt-

schaftsprüfung. Es ist notwendig, alle Fördermittel, die 

nicht legal ausgegeben worden sind, zurückzufordern. Es 

ist die Überprüfung der MA 10 durch eine interne Revision 

notwendig, aber es ist auch die Neuaufstellung der ge-

samten Fördermittelkontrolle notwendig - wahrscheinlich 

nicht nur im Bereich der Kindergärten. Es geht nicht nur 

um eine Personalaufstockung, es geht auch um eine Fest-

legung der Kontrollstandards, was überhaupt kontrolliert 

wird, wie überhaupt kontrolliert wird. Da darf kein Stein auf 

dem anderen bleiben. Herr StR Wiederkehr und vor allem 

Herr Bürgermeister, Sie haben die politische Verantwor-

tung für diese Stadt, denn wenn keine umfassende Ver-

änderung im Fördersystem und im Kontrollsystem eintritt, 

dann ist das Fördersystem und dann sind die Richtlinien 

einfach nur Makulatur, und das kann es nicht sein! (Beifall 

bei ÖVP und GRÜNEN.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zusammen-

fassend ist zu sagen, dass diese Missstände schnellst-

möglich behoben werden müssen. Diese dürfen nicht 

mehr vorkommen, schon gar nicht in Kindergärten, also in 

Einrichtungen, wo die Eltern ja das Wichtigste, das sie ha-

ben, im Vertrauen, dass das in Ordnung ist, hingeben, 

nämlich ihre eigenen Kinder. Das sind die Probleme, um 

die wir uns kümmern müssen, nicht nur der Herr StR Wie-

derkehr, sondern vor allem Sie, Herr Bürgermeister. Eines 

ist klar, und das zeigt mir dieser Fall sehr offensichtlich, 

StR Wiederkehr ist in diesem Ressort, vielleicht aus eige-

nen Gründen, möglicherweise auch wegen mangelnder 
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Zusammenarbeit mit den Bediensteten dieser Abteilun-

gen in seiner Geschäftsgruppe, einfach überfordert. Des-

wegen, Herr Bürgermeister, mein Appell an Sie: Nehmen 

Sie diese Angelegenheit nicht nur ernst, sondern machen 

Sie sie ab sofort zur Chefsache! Es geht da nämlich, Herr 

Bürgermeister, und das ist für mich ein sehr ernstes 

Thema, nicht nur um Millionen Euro von Steuergeldern, 

die ausgegeben werden, und wo sich die Wienerinnen 

und Wiener zu Recht fragen, wieso, es geht vor allem in 

diesen betroffenen Kindergärten um die Sicherheit, um 

die Gesundheit, um die Zukunft unserer Kinder. Ich for-

dere Sie auf, Herr Bürgermeister, nehmen Sie das ernst 

und machen Sie es zur Chefsache! (Beifall bei ÖVP und 

GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Zur Geschäftsordnung hat sich Abg. Dr. Wölbitsch gemel-

det. 

GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM (ÖVP): Sehr 

geehrte Damen und Herren! 

Ich habe mir nur kurz erlaubt, die Geschäftsordnung 

durchzulesen, sonst hätte ich mich schon am Beginn zu 

Wort gemeldet. Ich stelle mit Erstaunen fest, dass nicht 

nur der Herr Bürgermeister als Befragter in einer Dringli-

chen Anfrage beantworten muss, warum er eine Frage 

nicht beantwortet, sondern dass das jetzt der Gemeinde-

ratsvorsitzende übernimmt. Ich darf aus der Geschäfts-

ordnung § 37 Abs. 2 kurz zitieren oder vielleicht in Erinne-

rung rufen: „Je nachdem, an wen die Anfrage gerichtet ist, 

hat der Bürgermeister oder der zuständige amtsführende 

Stadtrat die schriftliche Anfrage unmittelbar nach erfolgter 

mündlicher Begründung zu beantworten oder, wenn dem 

Befragten die Erteilung der gewünschten Auskunft nicht 

möglich ist, zu begründen, weshalb die Beantwortung 

nicht möglich ist. Die Beantwortung oder Begründung hat 

so kurz und konkret zu erfolgen, wie es die Anfrage zu-

lässt.“ 

Daher: Sehr geehrter Herr Gemeinderatsvorsitzender, 

sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Mitglieder 

der Stadtregierung, ich ersuche doch, dass wir hier in die-

sem Haus die Geschäftsordnung entsprechend einhalten. 

Es war bis dato eigentlich auch immer so, dass die Beant-

worter begründet haben, warum sie eine Antwort nicht be-

gründen können. Auf einmal macht das der Herr Gemein-

deratsvorsitzende. Ich halte das für eine Selbstermächti-

gung, die weder durch die Stadtverfassung noch durch die 

Geschäftsordnung gedeckt ist und ersuche Sie, das auch 

entsprechend zu respektieren. - Vielen Dank. (Beifall bei 

ÖVP und GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Weiters hat sich Herr Vorsitzender Reindl zur Geschäfts-

ordnung gemeldet. 

GR Mag. Thomas Reindl (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! (Unruhe im Saal.) 

Also das Spiel der ÖVP ist ja sehr nett …  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc 

(unterbrechend): Warte! Entschuldige! Gibt es Diskussi-

onsbedarf in den Reihen? Der Herr Abgeordnete ist am 

Wort, bitte. 

GR Mag. Thomas Reindl (fortsetzend): Es gibt immer 

Diskussionsbedarf. Es ist ja sehr nett, dass die ÖVP uns 

seit einiger Zeit erklärt, wie die Geschäftsordnung und wie 

die Stadtverfassung zu lesen und zu verstehen sind. (GR 

Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Ich habe sie vorgele-

sen!) Dazu kommt noch, dass es auch jede Menge ver-

schiedenster Gutachten der ÖVP von Professoren aus 

Linz, die sicher die Wiener Stadtverfassung perfekt ken-

nen (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Herr Reindl 

kennt sie!), gibt, in denen sie verschiedene Auslegungen 

der Stadtverfassung interpretieren und auch Anleitungen 

geben (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Ich habe sie 

vorgelesen!), wie Grenzen, die die Geschäftsordnung und 

die Stadtverfassung einfach setzen, verschoben werden 

sollen. Das versuchen Sie, Kollege Wölbitsch und auch 

die ÖVP. Ein gewisses Verständnis habe ich ja dafür, ein 

bisschen mehr geht ja immer (GR Mag. Manfred Ju-

raczka: Wir brauchen nicht Ihr Verständnis, wir brauchen 

eine Amtsführung!), aber auf der anderen Seite bin ich der 

Geschäftsordnung und der Stadtverfassung verpflichtet 

(GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Ja, bitte!), und da-

ran halte ich mich. Ob es eine Zulässigkeit ist oder nicht, 

hat der Vorsitzende zu prüfen (GR Mag. Manfred Ju-

raczka: Der Vorsitzende hat sich an die Geschäftsord-

nung zu halten!), und er hält sich an die Stadtverfassung, 

an die Geschäftsordnung.  

Herr Klubobmann, Ihr Verhalten kommt mir ungefähr 

so vor: Ich habe 22 Jahre Handball gespielt, und einen 

Flügelspieler wie dich hätten wir gerne in der Mannschaft 

gehabt (Ruf bei der FPÖ: Jetzt wird’s peinlich!), der 

schnell ist, der offensiv ist, der einen Zug aufs Tor hat, ja. 

Aber wenn der uns dann nach dem Spiel in der Kabine 

erzählt, wer aller schuld ist, dass er kein Tor geschossen 

hat, dass er vier Mal ausgeschlossen worden ist, dass er 

die Regeln, die beim Spiel gelten, nicht eingehalten hat, 

ja, dann hätten meine Mannschaft und auch der Trainer 

dir als Spieler schon klar gemacht, welche Regeln am 

Spielfeld gelten und dass auch du dich an die Spielregeln 

halten sollst. (GR Mag. Manfred Juraczka: Wie lange ist 

die Wortmeldung zur Geschäftsordnung?) - Fünf Minuten, 

Herr Präsident, das solltest du wissen.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc 

(unterbrechend): Herr Abgeordneter! Ich bitte Sie, sehr 

geehrter Herr Abgeordneter, zur Geschäftsordnung zu 

sprechen und keine Parallelen zu ziehen. Bitte. 

GR Mag. Thomas Reindl (fortsetzend): Ich fordere da-

her Sie, Herr Mahrer, auf, sorgen Sie dafür, dass Ihre 

Mannschaft und Ihr Klubobmann sich an die Spielregeln, 

an die Geschäftsordnung und an die Stadtverfassung hal-

ten (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Das ist die Ge-

schäftsordnung dieses Hauses!) und nicht an irgendwel-

che Gutachten und Interpretationen, wo jeder halbwegs 

namhafte Jurist nur noch den Kopf schüttelt. Herr Mahrer, 

Sie sind ein Spitzenjurist bei der Polizei gewesen, sorgen 

Sie dafür, dass Ihr Klubobmann sich auch an die Regeln 

hält, weil es anders nicht geht. (GR Mag. Manfred Ju-

raczka: Das ist demokratiegefährdend, was hier passiert!)  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc 

(unterbrechend): Sehr geehrter Herr Abg. Reindl, ich darf 
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Sie bitten, zur Geschäftsordnung zu sprechen und keinen 

Debattenbeitrag daraus zu machen.  

GR Mag. Thomas Reindl (fortsetzend): Sich nicht an 

die Geschäftsordnung und an die Stadtverfassung zu hal-

ten und immer die Grenzen zu verschieben, und wenn 

dann jemand kommt und sagt, wo die Grenzen sind, dann 

zu schreien, Hilfe, Hilfe, Demokratie ist gefährdet, das ist, 

Entschuldigung, billig, und das ist eigentlich auch der ÖVP 

nicht würdig. Das muss ich ganz offen sagen. - Danke. 

(Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Weitere Wortmeldungen zur Geschäftsordnung liegen 

nicht vor. Dementsprechend kommt jetzt Herr StR Nepp 

zu Wort. Bitte schön.  

StR Dominik Nepp, MA: Meine sehr geehrten Damen 

und Herren!  

Ich starte jetzt hier mit meinem Debattenbeitrag, auch 

wenn ich vielleicht noch kurz zur Geschäftsordnung zu-

rückkomme: Man muss schon sagen, es ist bemerkens-

wert, dass der Herr Vorsitzende Reindl hier herauskommt 

(GR Mag. Josef Taucher: Er ist auch Gemeinderat!), sich 

zur Geschäftsordnung meldet, dann aber einen Debatten-

beitrag abliefert. Allein das zeigt schon sein Selbstver-

ständnis, was er von der Geschäftsordnung des Gemein-

derates beziehungsweise der Stadtverfassung hält, wenn 

nicht einmal er sich selbst auskennt und auch meint, dass 

irgendwer mit Gutachten daherkommt. Die Einzige, die 

sich in letzter Zeit ständig hinter Gutachten versteckt, ist 

die SPÖ, sei es bei Zuständigkeiten und Zulässigkeiten 

von Aktuellen Stunden hier in diesem Raum, von mündli-

chen Anfragen der Opposition in diesem Raum oder auch 

bei der Untersuchungskommission, wo Sie sogar mit Gut-

achten umherwacheln und nicht einmal verraten, von 

wem diese Gutachten sind. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Also ich würde einmal aufpassen, wenn Sie hier meinen, 

die Geschäftsordnung sei einzuhalten. (Beifall bei FPÖ 

und ÖVP.)  

Aber ich komme nun zum Debattenbeitrag. Es geht 

um die Skandale im Bereich der Kindergärten. Ich finde 

es ehrlich gesagt ein bisschen schade und es ist ja schon 

fast zum Fremdschämen, wenn die ÖVP hier mit einer 

Dringlichen Anfrage an den Bürgermeister herauskommt, 

in den letzten Tagen ein großes mediales Tamtam ge-

macht hat, irgendwie alle Medien aufscheucht und meint, 

ja, heute kommt der Showdown, und dann wird so etwas 

Peinliches abgeliefert. Herr Mahrer kommt hier als le-

bende Betroffenheit heraus, entschuldigt sich bei jedem 

Angriff sofort, dass er ihn überhaupt tätigt und hat über-

haupt den falschen Adressaten. (GR Dr. Markus 

Wölbitsch-Milan, MIM: Du hast gesagt, es kommt etwas 

zur Debatte!) Ich bin der Letzte, der Bgm Ludwig in Schutz 

nimmt und meint, dass es nicht zahlreiche Verfehlungen 

hier in diesem Haus gibt - wir fechten das ja dann auch 

dementsprechend aus -, aber Sie stellen eine Anfrage, die 

eigentlich dem Herrn Wiederkehr gehört. Der Herr Bürger-

meister darf dann hier verkünden, was die Magistratsab-

teilungen selber schreiben, und dann machen Sie ein gro-

ßes Tamtam. Ich meine, wenn man den Bürgermeister 

hier herzitiert und den Mut hat, hier einen Angriff zu star-

ten - das Problem ist, Sie hat der Mut beim ersten Schritt 

verlassen -, ja, dann muss man das auch durchziehen und 

einen Misstrauensantrag gegen den Hauptverantwortli-

chen, wie Sie ja gesagt haben, gegen den Bürgermeister, 

stellen. Es gibt zahlreiche Verfehlungen im Gesundheits-

bereich, im Bildungsbereich, im Integrationsbereich, wo-

bei wir Sie schon oft eingeladen haben, den Hauptverant-

wortlichen hier dingfest zu machen, nämlich Bgm Ludwig, 

und einen Misstrauensantrag zu stellen. Aber hier heraus-

zukommen, den Bürgermeister herzuzitieren und dann 

eine Anfrage, die die Abteilungen von Herrn Wiederkehr 

vorschreiben, vorlesen zu lassen und dann nicht einmal 

den Mut zu haben, den Bürgermeister einem Misstrauens-

votum zu unterziehen, sondern es dann irgendwie am 

Freitag im Sondergemeinderat zu machen, und dann 

auch nicht gegen Herrn Bgm Ludwig, sondern gegen StR 

Wiederkehr - ich muss ehrlich sagen, das ist als Oppositi-

onspartei echt peinlich, liebe ÖVP. (Beifall bei der FPÖ.)  

Kommen wir zum Grundsätzlichen. (GR Mag. Manfred 

Juraczka: Mach‘s besser, wir warten! - Heiterkeit bei GR 

Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM.) Ich lade gerne ein, 

heute einen Misstrauensantrag gegen Herrn Bgm Ludwig 

zu stellen. Ich glaube nur, euch fehlt der Mut, diesen auch 

zu unterstützen. Bevor man also reinkeppelt, selber ein-

mal in den eigenen Reihen fragen, wie die Fraktion dies-

bezüglich überhaupt abstimmt. (GR Mag. Manfred Ju-

raczka: Bist du Opposition nach Bedarf, oder was machst 

du? - GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Auf Abruf!) - 

Herr Kollege Juraczka, liebe ÖVP, Sie wissen doch ganz 

genau, dass unsere Unterschriften nicht ausreichen, ei-

nen Misstrauensantrag zu stellen. Jedes Mal, wenn wir 

Sie einladen, einen Misstrauensantrag gegen den Herrn 

Bürgermeister zu stellen, zucken Sie erschrocken zurück, 

weil Sie wollen sich ja das nächste Mal ins Koalitionsehe-

bett hineinlegen. Jedes Mal, wenn wir sagen, Herr Hacker 

hat so viele Verfehlungen gemacht im Bereich der Ge-

sundheitspolitik, dann prallen Sie erschrocken vom Sofa 

zurück und sagen: Nein, das können wir nicht unterstüt-

zen, das können wir nicht! - Sie machen gar nichts gegen 

die Allmacht der SPÖ. Sie tun immer nur groß medial an-

kündigen und am Schluss verlässt Sie der Mut. Sie starten 

als Schäfer und Wauwau und am Ende sind Sie ein kleiner 

Kläffer, der dann da vorne ist. Es ist echt peinlich. So funk-

tioniert Oppositionspolitik nicht. 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc 

(unterbrechend): Herr Stadtrat, darf ich Sie bitten, zur Sa-

che zu sprechen? (GR Mag. Manfred Juraczka: Er ist ein 

deutscher Schäferhund! - Heiterkeit bei GR Dr. Markus 

Wölbitsch-Milan, MIM.) 

StR Dominik Nepp, MA (fortsetzend): Ich sage gerne 

etwas zur Sache, es war ein Zwischenruf des Kollegen 

Juraczka, dem ich erst die Geschäftsordnung und die 

Wiener Stadtverfassung wieder einmal dahin gehend er-

klären musste, dass unsere Unterschriften leider nicht 

ausreichen, aber sie jedes Mal gerne eingeladen sind, die-

sen Misstrauensantrag gemeinsam zu unterstützen.  

Also: Wie kommt es zu diesen gesamten eklatanten 

Verfehlungen? Gehen wir jetzt einmal die Genesis durch: 

Vor über 20 Jahren hatte die FPÖ die Idee, dass es einen 

beitragsfreien Kindergarten geben soll. Wir haben das 

auch auf- und abgetrommelt. Das war noch vor der Wahl 
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2010. Dann kam eine Ruster Klubklausur oder Parteiklau-

sur, wo man dann von der SPÖ diese Idee übernommen 

hat und gesagt hat: Ja, das ist keine schlechte Idee, die 

die FPÖ hat, wir geben das jetzt als Wahlzuckerl 2010 her 

und setzen das um! - Und dann stand die SPÖ vor dem 

großen Problem und hat gesagt: So viele Träger der Stadt 

haben wir gar nicht, wir brauchen private Vereine, die so 

etwas übernehmen! - Weil der Bedarf einfach irrsinnig 

groß geworden ist, wurde dann ständig nur noch auf pri-

vate Betreiber zurückgegriffen. Im Moment sind 65 Pro-

zent der Kinder in privaten Einrichtungen, 35 Prozent in 

städtischen.  

Schon damals haben wir gesagt, weil der Bedarf so 

groß ist, muss die Kontrolle umso größer sein, denn wenn 

jetzt auf einmal zig Tausende Kinder in Wien im Kinder-

garten sind, im beitragsfreien Kindergarten - und das 

wurde ja auch angenommen -, dann muss man da auch 

die Kontrollen verschärfen. Es wurde immer von Seiten 

der SPÖ und damals auch noch von den GRÜNEN erklärt, 

es gibt diese Kontrollen, sie kontrollieren beinhart.  

Im Endeffekt hat sich herausgestellt, dass es diese 

Kontrollen nicht gibt und dass man gar nicht geschaut hat, 

was dort überhaupt gelehrt und den kleinen Kindern bei-

gebracht wird. Wir haben gewarnt: Passt auf, es gibt is-

lamistische Tendenzen, es gibt zahlreiche Islamkinder-

gärten in Wien! - Ich kann mich noch an die Wortmeldun-

gen von Frau Tanja Wehsely erinnern, die gemeint hat, 

nein, so etwas gibt es überhaupt nicht in Wien, und na klar 

hat es so etwas gegeben. Mangels Kontrollen und gewoll-

ter Blindheit der SPÖ aber, weil es keine Probleme gibt, 

solange man nicht hinschaut, wurde dieses Problem ne-

giert, bis dann der große Bericht gekommen ist und klar 

wurde, dass es hier selbstverständlich islamistische oder 

Islamkindergärten gibt, die Parallelgesellschaften auf-

bauen und die dann gleichzeitig aufgeflogen sind, weil sie 

Subventionen in Millionenhöhe veruntreut haben. Ich darf 

nur in Erinnerung rufen: Gewerbsmäßiger Betrug, Un-

treue, betrügerische Krida, und so weiter, und so fort - al-

lein einer mit 8,3 Millionen EUR Steuergeld.  

Die Konsequenz daraus war, dass die SPÖ gesagt 

hat: Nein, wir verstärken jetzt die Kontrollen! - Es wurde 

immer gesagt, dass mehr kontrolliert wird. Im Endeffekt 

hat sich das als Alibiaktion herausgestellt, denn so, wie es 

der Redakteur von „Wien heute“, Lattinger, ja auch gepos-

tet hat, sind die Kontrollen seit 2016, 2017 zurückgegan-

gen. 2017 ist man noch mit 3.000 Kontrollen pro Jahr ge-

startet, und im Jahr 2022, als dann schon längst Herr Wie-

derkehr dafür verantwortlich war, gab es lediglich 800 

Kontrollen. Jetzt ist man wieder ganz aufgeschreckt, jetzt 

sagt man wieder: Ja ja, wir machen Aktion scharf, wir wer-

den kontrollieren und wir verdoppeln! - Ich frage mich nur, 

wohin. Sie haben dauernd in Ihrer Pressekonferenz von 

Verdoppelung erzählt und meinten dann, im Sommer ha-

ben Sie schon 1.000. Ja, wie viele folgen dann noch? Was 

ist bei Ihnen eine Verdoppelung? Ist eine Verdoppelung 

4.000 Kontrollen, 3.000, 2.000? Sind es dann die 1.000 im 

Sommer? - Sie bleiben diese Zahlen schuldig, weil Sie sie 

nicht liefern können, meine sehr geehrten Damen und 

Herren.  

Diese Kontrollen sind aber nicht nur ein Versagen von 

Rot-Pink auf Ebene der Wiener Stadtregierung. Ich darf 

hier auch die ÖVP und die GRÜNEN daran erinnern, dass 

Sie selbst in Ihrem Regierungsübereinkommen auf Bun-

desebene geschrieben haben, dass Sie verstärkt die in-

haltlichen Kontrollen im Bereich der Elementarpädagogik, 

im Bereich der Kindergärten fördern wollen und dass Sie 

auch dort genauer hinschauen wollen. Und: Nichts haben 

Sie gemacht, es ist keine einzige Unterstützung von Sei-

ten des Bundes gekommen. Darum sage ich Ihnen auch: 

Wenn Sie hier herauskommen und sich aufregen und mei-

nen, es wird zu wenig gemacht, dann setzen Sie einfach 

Ihr türkis- oder schwarz-, oder wie Sie es immer nennen 

wollen, -grünes Bündnis endlich auf Bundesebene um! 

Das sind ja Ihre Koalitionspartner auf Bundesebene, der 

Herr Ellensohn, der Herr Margulies, die Frau Spielmann, 

alles Ihre Partner. Setzen Sie es bitte gemeinsam um, 

Türkis und Grün auf Bundesebene, und unterstützen Sie 

auch von Seiten des Bundes das Land, meine sehr geehr-

ten Damen und Herren von der ÖVP! (Beifall bei der 

FPÖ.)  

Der Bericht des Stadtrechnungshofs - er wurde eh 

schon mehrfach zitiert -, ist ja wirklich katastrophal und 

tagtäglich poppt irgendwie ein neuer Skandal in diesem 

Bereich auf. Wir haben heute auch aufgezeigt, dass es zu 

einem Skandal gekommen ist, der noch weite Kreise zie-

hen wird, bis hinein zu den GRÜNEN. Es handelt sich da-

bei um einen Verein, um eine grüne Bezirksrätin und auch 

Ersatzbundesrätin, also ein führendes Mitglied der Wiener 

GRÜNEN, die als Hauptverdächtige gilt. Ich darf es viel-

leicht noch für alle anderen erwähnen: Es geht um einen 

Kindergarten im 15. Bezirk namens Philo Kids, der mittler-

weile geschlossen ist. Ein besonders grüner Kindergar-

ten, nämlich ein diverser Kindergarten. Man hat sich noch 

im „Standard“ gerühmt, dass da rosa Feuerwehrkleidung 

verteilt wird - das ist eine besondere Errungenschaft - und 

auch Puppen mit Geschlechtsteilen an kleine Kinder ver-

teilt wurden, damit man ihnen erklärt, wie man gender-

neutral erzieht. Das sind halt Ihre Erziehungsmethoden. 

(Zwischenruf von GRin Viktoria Spielmann, BA.) Das 

wurde von der Stadt genehmigt.  

Was allerdings im Hintergrund passiert ist, neben dem 

pädagogischen Konzept, ist abenteuerlich, meine sehr 

geehrten Damen und Herren, da tun sich nämlich Ab-

gründe auf. Da geht es um Fördermissbrauch in beträcht-

licher Höhe, es geht darum, dass Phantomkinder abge-

rechnet wurden. Da muss ich auch Herrn Wiederkehr wi-

dersprechen, der in seiner Pressekonferenz gesagt hat, 

dass diese Pro-Kopf-Abrechnung funktioniert und man nie 

draufgekommen ist, dass zu viel oder zu wenig Kinder ab-

gerechnet wurden. Da haben Sie jetzt Ihren Fall. Wir über-

mitteln Ihnen auch gerne nachher sämtliche Unterlagen, 

die auch bei der Staatsanwaltschaft liegen. Kinder wurden 

abgerechnet - das ist bestätigt von einer leitenden Päda-

gogin dort -, die gar nicht dort waren, die erst im Herbst 

gekommen sind, aber schon ab Februar einberechnet 

wurden, Kinder, die schon längst weg waren, die man 

aber noch bis zum Ende des Jahres hat auslaufen lassen.  

So hat sich dieser Kindergarten Förderungen erschli-

chen, Förderungen missbraucht. Die grüne Bezirksrätin 
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hat sich im Rahmen der Veräußerung dieses Kindergar-

tens gerühmt, dass sie unfassbare 40.000 EUR im Monat 

lukriert und 15.000 EUR für die Leitung über bleiben, also 

für sie selbst. (VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Das 

kann sich nicht ausgehen!) Da denke ich mir, was ist denn 

das für ein Geschäftsmodell geworden? Wenn das wirk-

lich funktioniert, dass man Kinder abrechnet, die wirklich 

auch da sind und man bekommt - sagen wir, es hat alles 

geklappt - 40.000 EUR und 15.000 EUR bleiben im Monat 

für die Leitung über, dann, muss ich sagen, na bumm, also 

da hänge ich hier sämtlichen Job an den Nagel, wenn es 

nur ums Geld ginge, und werde sofort Kindergartenleiter, 

eröffne nicht nur einen Kindergarten, sondern mehrere, 

kriege nicht nur 15.000 EUR, sondern 30.000 EUR, 

45.000 EUR. Ich meine, da kann es doch nicht mit rechten 

Dingen zugehen, wenn ich in einem Verkaufsgespräch er-

kläre - das gibt es übrigens alles auf Tonband, das brau-

chen die GRÜNEN gar nicht zu leugnen, das ist dokumen-

tiert und liegt bei der Staatsanwaltschaft -, dass man eh 

40.000 EUR abrechnet, aber 15.000 EUR selbst im Monat 

behält. Da frage ich mich echt - klärt es in den eigenen 

Reihen auf und stellt euch einmal selbst die Frage -: Wen 

würde der Anstand wählen? - Sicher nicht dieses grüne 

Bezirksmitglied von Ihnen. (Beifall bei der FPÖ und von 

GR Wolfgang Kieslich.)  

Dann geht es in diesem Akt - und das ist auch ein 

Thema, das VBgm Wiederkehr betrifft - um illegale Ablö-

sen von pädagogischen Konzepten. Oft übernimmt ein 

Trägerverein einen Kindergarten von einem anderen oder 

der Vereinsvorstand wechselt. Dann ist es zum Ge-

schäftsmodell geworden, dass man sich dieses hervorra-

gende pädagogische Konzept, das man meistens im In-

ternet abgeschrieben hat - Montessori, Bausteine, gen-

dergerecht oder irgendwie -, dann abkaufen lässt. Das ist 

so wie bei Geschäftslokalen eine illegale Ablöse. Diese 

Dame von den GRÜNEN, die auch Bezirksrätin im 19. ist, 

hat dann gesagt, sie möchte 5.000 EUR für dieses päda-

gogische Konzept haben. Der Übernehmer hat gesagt, er 

braucht dieses Konzept nicht - nein, sonst bekommt er es 

nicht. Das ist so etwas wie eine illegale Ablöse. Und 

dann - und das ist dann überhaupt das Schärfste, aber al-

les auf Tonband dokumentiert, die Abschrift kann ich 

Ihnen gerne geben - ist sogar noch verlangt worden, weil 

dieser grüne Verein in den Konkurs schlittert, dass dann, 

wenn dieser Konkurs abgewickelt ist, noch 40.000 EUR 

auf ein anderes Konto, das nicht dem Verein gehört, über-

wiesen werden, so quasi als Ablöse. Das ist schwerer Be-

trug und auch Schmälerung von Gläubigerinteressen und 

auch strafrechtlich relevant.  

Wenn das anscheinend so einfach funktioniert, dass 

das niemandem auffällt - niemandem bei der MA 11, nie-

mandem bei der MA 10 -, dann frage ich mich schön lang-

sam, ob das gang und gäbe ist, dass solche illegalen Ab-

lösen von pädagogischen Konzepten - von den Schwarz-

geldzahlungen von 40.000 EUR rede ich gar nicht - ein-

fach so funktionieren und ob das Kindergartenbetreiben 

nur noch zum Geschäftemachen da ist und nicht mehr 

zum Wohle der Kinder. Wenn das in den Hintergrund tritt, 

dass man den Kindern etwas beibringt und nur noch das 

Abkassieren im Vordergrund steht, dann funktioniert so 

etwas wie das Fördersystem in Wien einfach nicht mehr, 

meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der 

FPÖ und von GR Wolfgang Kieslich.)  

Darum bleibe ich dabei, dass dieses gesamte Förder-

system auf neue Füße gestellt werden muss. Man muss 

sich auch die Frage stellen, ob die Rechtsform des Betrei-

bers, nämlich als Verein, noch aktuell ist. Ich weiß, damals 

musste man diesen Bedarf schnell stillen - einen Verein 

zu gründen, ist das Einfachste, ist das Billigste, wenn man 

eine Kapitalgesellschaft gründet, kostet das schon etwas 

mehr. Im Endeffekt ist ein Verein aber immer gemeinnüt-

zig orientiert, ist auch von Ehrenamtlichkeit getragen, so 

wie es viele machen. Wenn es da zu Gewinnausschüttun-

gen kommt, zum Profitmachen kommt, dann muss man 

sich überlegen, und das ist auch die Aufgabe des Herrn 

Wiederkehr, ob dieses Trägersystem von Vereinen nicht 

überholt ist. Man muss sich überlegen, ob man Kapitalge-

sellschaften, Personengesellschaften herbeizieht, die ei-

ner stärkeren Kontrolle unterliegen, nicht nur durch den 

Magistrat, auch durch diverse Stellen des Bundes, wie Fi-

nanzamt, et cetera, um da endlich mehr Kontrolle hinein-

zubringen.  

Allein der Verein Minibambini besteht aus nur drei Mit-

gliedern, ich glaube, aus Frau, Ex-Mann und Sohn. Das 

heißt, es gibt drei Mitglieder und diese verwalten Millio-

nen, wie der Herr Bürgermeister gesagt hat. So kann es 

nicht gehen! Wenn es drei Leute sind, ist das in Wirklich-

keit eine GesmbH oder sonstige Form von Personenge-

sellschaft, die ein Geschäft machen will. Dann muss man 

sagen, okay, dann ist es nicht nur zum Wohl des Kindes, 

dann dient es der Profitgier Einzelner. Das sollte es aber 

nicht sein, denn das Wohl des Kindes sollte immer im Mit-

telpunkt stehen. Deswegen gehören die inhaltlichen Kon-

trollen verschärft: Was wird dort gemacht? Und: Wie 

kommt das Geld bei den Kindern an? - Jeder Cent soll di-

rekt bei den Kindern ankommen und nicht in irgendwel-

chen Luxusschlitten verlottern, und es sollen sich nicht ir-

gendwelche grünen Bezirksrätinnen bereichern. Das soll 

es nicht sein, das Kindeswohl soll immer an erster Stelle 

stehen. (Beifall bei der FPÖ sowie von GR Wolfgang Kies-

lich.) 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist Frau GRin 

Mag. Emmerling. Bitte schön. 

GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc (NEOS): Sehr 

geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Bürger-

meister! Herr Vizebürgermeister! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Zuseherinnen und Zuseher auf der Gale-

rie! 

Zur Causa Minibambini: Es sind schon viele Wortmel-

dungen, die wir gehört haben, auch durch die Anfragebe-

antwortung haben wir wahrscheinlich viel Neues erfahren. 

Die ÖVP-Seite hat es ein bisschen bemüht mit der Mauer 

des Schweigens, die hier aufgezogen wird und der In-

transparenz bei diesem Fall. Ich muss Ihnen ehrlich sa-

gen, ich sehe diese überhaupt nicht. Ich kann Ihnen ver-

sichern, dass es keine einzige Information gibt, die ich 

habe und die ich Ihnen mitteilen kann, die ich Ihnen nicht 

mitteilen würde. Ich glaube auch, dass, rückblickend auf 

die letzten zwei Wochen, der Herr Vizebürgermeister mit 
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den Informationen, die vorliegen, und auch den Handlun-

gen, die daraus folgen, sehr transparent umgegangen ist. 

(GR Mag. Dietbert Kowarik: Der Bericht ist eh veröffent-

licht!) Es gab nichts, das irgendwie verschwiegen wurde. 

Das einmal nur zur Klarstellung, weil das in der Debatte 

auch wichtig ist.  

Was uns der Rechnungshofbericht letzte Woche vor-

gelegt hat, hat Sie sehr betroffen gemacht, mich hat es 

ehrlich gesagt schockiert. Es ist, glaube ich, öfters gefal-

len, dass sich das liest wie ein Kriminalroman, überhaupt 

keine Frage. Das sorgt natürlich für Unverständnis, für 

Verunsicherung, wenn man weiß, okay, man hat einen 

Kindergartenbetreiber und dann kommt so ein Bericht her-

aus. Es sorgt für Unverständnis und natürlich auch für 

Verärgerung. Deswegen ist es ganz wichtig, sofort klar 

festzustellen, und das hat der Herr Vizebürgermeister 

auch gemacht, dass Fördermissbrauch in Wien sicher 

nicht toleriert wird. (Beifall bei NEOS und SPÖ.)  

Das ist auch der Grund, warum mit dem Vorliegen des 

Rechnungshofberichtes die ersten Schritte gesetzt wur-

den, die ersten Schritte, die man in dieser Situation setzen 

kann. Erstens wurde der Bericht schon am 13. Jänner der 

Staatsanwaltschaft übergeben, um zu prüfen. Es wurde 

sofort ein Wirtschaftsprüfer mit einer vertieften Sonderprü-

fung beauftragt, und es wurde vom Vizebürgermeister an-

gekündigt, dass alle unrechtmäßig verwendeten Förde-

rungen zurückgezahlt werden müssen. - Dies als erste 

Schritte.  

Worum geht es in dieser Sache aber noch, und eigent-

lich hauptsächlich? - Um die Kinder. Ich habe lange dar-

über nachgedacht und eigentlich ist es auch augenschein-

lich und absolut nachvollziehbar, wenn man diesen Be-

richt liest und vor allem die Medienberichte liest, dass man 

sofort sagt: Nein, Stopp, aus, Ende! Es kann nicht sein, 

dass man so einen Kindergarten weiterbetreiben lässt. Es 

kann nicht sein, dass dieser noch Förderungen bekommt. 

Ich glaube, diese erste Reaktion hätte jeder Einzelne von 

uns gefordert. Das waren meine ersten Gedanken, und 

ich kann mir auch vorstellen, dass es wahrscheinlich auch 

die ersten Gedanken des Vizebürgermeisters waren, aber 

es geht eben auch um die rund 800 Kinder. Da ist es wich-

tig, festzuhalten, dass den Mediengeschichten, teilweise 

Horrorgeschichten, die hier herumgegeistert sind - da 

ging es, Sie haben es heute alle gebracht, um Schimmel-

essen, um die Fischstäbchen, es ging um zu wenig Essen 

per se, es ging um Kinderlisten, die falsch geführt wurden, 

es ging um Assistentinnen, die als Pädagoginnen ange-

stellt wurden -, dass all diesen Vorwürfen, all diesen Be-

richten in den diversen Medien auch schon 2021 nachge-

gangen worden ist. Diese konnten damals nicht bestätigt 

werden und sie konnten auch jetzt mit einer Ad-hoc-Prü-

fung durch die MA 10 nicht festgestellt werden. (Zwi-

schenruf von GR Felix Stadler, BSc, MA.) Ich habe mich 

jetzt vertan, Entschuldigung, die MA 11 hat diese Stand-

orte auch ad hoc kontrolliert. Deswegen ist es auch ganz 

wichtig zu sagen: Wäre das anders gewesen und hätte 

sich durch diese Ad-hoc-Prüfung ein anderes Bild erge-

ben, dann hätte man wahrscheinlich auch andere Konse-

quenzen gefordert.  

Viele Eltern und Erziehungsberechtigte haben sich an 

die Abteilung gewandt, an die MA 10 gewandt und auch 

darum gebeten, dass die Standorte erhalten bleiben, weil 

sie und ihre Kinder sich dort wohlfühlen. Die MA 10 hat in 

der Vorwoche deutlich mehr Neuanmeldungen für den 

Kindergarten als Abmeldungen, also ich glaube, es waren 

ganz, ganz wenige, die sich abgemeldet haben. Das ist, 

glaube ich, wichtig, und es liegt mir echt am Herzen, auch 

darauf zu schauen, welche Schritte zu setzen sind, wenn 

ein Stadtrechnungshofbericht in dieser Form aufkommt.  

Ich habe Ihnen die ersten Schritte gesagt, und die pä-

dagogischen Mängel, Sicherheitsmängel, die Sie aufs Ta-

pet gebracht haben, können ganz klar ausgeschlossen 

werden. Diese pädagogischen Mängel konnten nicht fest-

gestellt werden. Deswegen braucht Verantwortungspolitik 

auch vorausschauendes Handeln, und es kann nicht auf 

dieser Basis von Zuruf von Opposition und Medienberich-

ten, die wir nicht verifizieren können und von denen wir 

nicht wissen, ob es Gerüchte sind oder mehr, reagiert wer-

den.  

Heute in der Früh ist gefallen, dass man nicht mit ei-

nem kriminellen Verein zusammenarbeiten kann. Ob die-

ser Verein kriminell ist oder nicht, das wird die Staatsan-

waltschaft, das werden Gerichte entscheiden. Es liegt, 

glaube ich, nicht in unserem Ermessen, das entscheiden 

zu können. (GR Mag. Dietbert Kowarik: Lesen Sie den Be-

richt, der sagt eh alles! Was soll noch passieren?) Wenn 

durch die Sonderprüfung des Wirtschaftsprüfers erhärtet 

wird, was bisher am Tisch liegt oder noch mehr gefunden 

wird, dann wird die Lage natürlich neu zu bewerten sein. 

Warum aber nicht trotzdem Förderstopp, warum nicht 

die Kinder jetzt sofort woanders hingeben? - Es hat … 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc 

(unterbrechend): Darf ich Sie kurz unterbrechen? Es ist 

wirklich sehr laut im Sitzungssaal, ich bitte, die Gespräche 

einzustellen oder hinter die Bänke zu verlegen.  

Frau Kollegin, bitte. 

GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc (fortsetzend): Je-

der Erziehungsberechtigte, jedes Elternteil hat natürlich 

die Möglichkeit, sein Kind abzumelden - das ist in ganz 

geringem Ausmaß passiert -, um einen anderen Kinder-

gartenplatz anzusuchen, bei der MA 10 in der Service-

stelle um Unterstützung anzusuchen, und es wird ein 

Platz gefunden werden. Das Thema ist aber, das sich El-

tern und Erziehungsberechtigte und Kinder in ihrem Kin-

dergartenumfeld anscheinend so wohlfühlen, dass sie von 

dort nicht weggehen wollen, den Eltern würde es freiste-

hen, es zu tun. Kinder wollen in ihrer Gruppe bleiben, wol-

len bei ihrer Pädagogin bleiben, die sie vielleicht ins Herz 

geschlossen haben. Würden wir die Kinder auf unter-

schiedlichste Standorte aufteilen, die nicht mehr zusam-

men wären, würden auch die Gruppen nicht mehr zusam-

men bleiben und dann haben die Kinder nichts von all 

dem, was ihnen so wichtig ist.  

Warum übernimmt nicht die Stadt oder ein anderer 

Verein diese Kindergartenstandorte? Na ja, die Standorte 

sind entweder im Eigentum des Betreibers oder sie sind 

dort in aufrechten Mietverträgen. Der Verein ist auch eine 

eigene Rechtspersönlichkeit. Ich glaube also, diese Idee, 

die hier aufkommt, dass man da einfach jemand anderen 
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hineinsetzt, ist einfach illusorisch, weil das auch rechtlich 

nicht möglich ist. Eine eigene Rechtspersönlichkeit von 

außen einfach zu übernehmen, fremdbestimmt eine 

Rechtspersönlichkeit zu übernehmen, ist per se nicht 

möglich. (GR Mag. Dietbert Kowarik: Sogar das geht!) 

Trotzdem ist ein Fördermissbrauch kein Kavaliersdelikt, 

und ich bin auch sehr gespannt, was hier noch weiter zu 

Tage tritt. (GR Mag. Dietbert Kowarik: Lesen Sie den Be-

richt, es steht eh alles drin!) Man ist allen Vorwürfen nach-

gegangen, man wird sehen, was durch die vertiefte Wirt-

schaftsprüfung noch zu Tage kommt. Auf jeden Fall wird 

hier im Detail geprüft.  

Auch die Geschichte mit diesen Baufirmen - ich weiß 

nicht, was da genau war, ich mag es jetzt auch nicht ver-

teidigen oder so, aber die haben dort ja nicht gekocht - 

das wird dann über die Medien so dargestellt -, die haben 

anscheinend das Essen geliefert, gekocht wurde am Kin-

dergartenstandort. 

Nichtsdestotrotz hat der Herr Vizebürgermeister eine 

Aktion scharf angekündigt, weil man einiges tun kann und 

sicher tun muss. Klar sein muss, dass eine Abteilung wie 

die MA 10 nicht im gleichen Detail prüfen kann wie ein 

Stadtrechnungshof oder ein Wirtschaftsprüfer. Das wurde 

heute auch in der Anfragebeantwortung, glaube ich, dar-

gelegt, auch in den Debatten vorhin, was mit den Belegen 

ist. Also das ist bei dieser Anzahl, bei dieser enormen An-

zahl an privaten Kindergartenbetreibern einfach nicht 

möglich. Klar ist aber, dass im Rahmen der MA 10, was 

die Förderabteilung betrifft, auch sukzessive ausgebaut 

wird.  

Vielleicht jetzt nochmals zu dem, was den Betreiber 

selbst betrifft: Was auch gesagt wurde, ist, dass die An-

stoßfinanzierung zurückgezahlt werden muss. Die An-

stoßfinanzierung ist jene, von der man jetzt weiß, dass 

diese nicht zweckmäßig verwendet wurde. Da erfolgt die 

Rückzahlung, sie soll bis zum 31.1. in der Höhe von 

129.000 EUR erfolgen. Die Verwaltungsstrafen, auch ein 

Punkt in der Höhe von 18.500 EUR, müssen von den Ver-

ursacherInnen persönlich übernommen werden. Es wur-

den außerdem personelle Veränderungen im Vorstand 

verlangt, und es wurde auch verlangt, dass ein innerbe-

triebliches Aufsichtsorgan installiert werden muss. Was 

die Kontrollen bei der MA 10 betrifft, habe ich schon ge-

sagt, dass die Förderabteilung sukzessive aufgebaut wird, 

aber es soll auch dahin gehend verändert werden, dass 

mehr Synergien im Bereich Finanz- und Förderkontrolle 

entstehen. Ziel sind 1.000 Kontrollen der MA 10 im 1. 

Halbjahr, das wäre eine Verdoppelung gegenüber dem 

gleichen Zeitraum des Vorjahres, und zudem wird jede der 

1.600 Einrichtungen mindestens 1 Mal pro Jahr kontrol-

liert. 

Die Stadt Wien gibt verdammt viel Geld für Kindergär-

ten aus, über 1 Milliarde EUR im Jahr, und zwar dafür, 

dass die Kinder in der Stadt gut betreut werden, dass sie 

die gleichen Chancen auf Bildung haben, dass sie in ihrer 

jüngsten Kindheit gut betreut sind und gut begleitet sind, 

egal, ob sie im städtischen oder privaten Bereich unterge-

bracht werden. Genau dafür wollen wir das Geld ausge-

ben und für nichts anderes. Wir werden deswegen auch 

da ganz konsequent prüfen. Wir reagieren in dieser Sache 

aber auch anhand der Fakten, die am Tisch liegen. Diese 

Maßnahmen können je nach Faktenlage angepasst wer-

den, angepasst werden müssen. Es geht aber auch da-

rum, mit Vernunft zu reagieren, aber auch mit dem Mut, 

diese Veränderungen jetzt zu gehen, aber auch mit dem 

Mut, zu sagen, man arbeitet und handelt faktenbasiert, 

und in diesem Fall auch nicht populistisch oder auf Zuruf 

von Berichten, die teilweise sehr dünn in ihrer Substanz 

sind. (Beifall bei NEOS und SPÖ. - Rufe bei ÖVP, GRÜ-

NEN und FPÖ: Stadtrechnungshofbericht! - GR Mag. 

Dietbert Kowarik: Was wollen Sie noch für Fakten ha-

ben?) - Den habe ich vorhin erwähnt. Ich rede von den 

Medienberichten und den pädagogischen Mängeln, die 

ins Treffen geführt worden sind, die nicht Teil des Stadt-

rechnungshofberichtes waren. Daher werden wir auch im 

Fall Minibambini die Konsequenzen ziehen, wenn Fakten 

auf dem Tisch liegen - immer unter der Prämisse, dass die 

800 Kinder im Mittelpunkt stehen. (Beifall bei NEOS und 

SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Ellensohn. Sie sind 

am Wort.  

GR David Ellensohn (GRÜNE): Frau Vorsitzende! 

Meine Damen und Herren!  

Ich wollte vorhin keine lange GO-Debatte anziehen, 

aber wir haben uns schnell die Mühe gemacht und nach-

geschaut, wie man das denn früher gemacht hat. Also 

während Rot-Grün war es üblich, dass der Stadtrat oder 

die Stadträtin oder der Bürgermeister hier steht und Ant-

worten gibt und dann sagt - ich hätte ein Beispiel dabei, 

es war nicht leicht, etwas zu finden, weil Maria Vassilakou 

praktisch alle Fragen beantwortet hat, aber wir haben ei-

nes gefunden -: 7. Die eingebrachte Fragestellung ist ver-

fassungsrechtlich nicht zulässig. - Das hat aber nicht der 

Vorsitzende des Gemeinderates gemacht, wofür er auch 

nicht zuständig ist. Die Debatte ist ein bissel müßig, weil 

Herr Wölbitsch es heute nicht das erste Mal erklärt hat, 

sondern schon mehrfach, auch in der Präsidiale - jetzt 

würden wir es alle wissen. Wir wissen, dass die Vorgangs-

weise des Vorsitzenden des Gemeinderates falsch ist. Ich 

würde sagen, wenn es einmal passiert, ist es kein Prob-

lem, machen wir es das nächste Mal richtig, aber es wird 

insistiert darauf, dass wir hier jetzt jedes Mal die Ge-

schäftsordnung verletzen. Ich verstehe es nicht. Wieso 

kann man es nicht einfach so machen? Wenn das der 

Sobotka im Parlament macht, dreht die SPÖ zu Recht 

durch, das geht nicht. Bitte halten Sie sich an die Ge-

schäftsordnung, es ist nämlich auch fad, hier Geschäfts-

ordnungsdebatten zu führen. (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP 

und FPÖ.) 

Jetzt mache ich noch etwas, was ich eher selten ma-

che, denn ich bedanke mich nicht wahnsinnig oft bei an-

deren Fraktionen. Das ist nicht der erste Job, den wir ha-

ben, aber weil es vorhin ein sinnloses Match darüber gab, 

ob jetzt die ÖVP etwas macht. Ich bin echt nicht der Ver-

teidiger der Volkspartei, aber die machen heute die Dring-

liche und übermorgen einen Sondergemeinderat, was ei-

gentlich klassische Oppositionsarbeit ist. Ich bin froh, 

dass sie das gemacht haben, so haben wir ein bissel we-
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niger Arbeit und sind trotzdem mittendrin. Dieses Geplän-

kel habe ich nicht verstanden, was das werden soll. Mo-

mentan geht es darum, dass die SPÖ und die NEOS in 

ihrem Wirkungsbereich einen Kindergarten zu verantwor-

ten haben, wo einem das Schlackern kommt, wenn man 

den Bericht liest. Darum geht es heute. - Diese kleinen 

Matches untereinander, echt schade darum.  

Worum geht es bei diesem MA 10-Bericht zum Kinder-

garten Minibambini? - Ich muss das schnell abarbeiten, 

denn eigentlich müsste man den ganzen Bericht fürs Pro-

tokoll vorlesen. Wer ihn nicht gesehen hat: Stadtrech-

nungshofberichte sind es oft wert, gelesen zu werden, die-

ser ist unglaublich. Er liest sich fast - also wenn ich nicht 

wissen würde, dass es stimmt, würde ich fast sagen, das 

ist erfunden, das geht ja gar nicht: Millionen, die irgendwo 

herumgeschoben werden, ein Kassastand, der immer leer 

ist, und trotzdem werden immer Millionen herausgezogen, 

hunderttausende Euro, ein Fuhrpark von BMWs. Ich 

kenne mich mit Autos nicht aus, ich habe vorher die Bilder 

angeschaut, da muss manchem hier das Herz aufgehen, 

wenn man das alles sieht. Ich bin jetzt nicht der Auto-

Freak, aber wenn ich das vorlese, werden ein paar be-

geistert sein - sage ich jetzt einfach. Das gibt es dort alles, 

und es kümmert sich keiner darum.  

Gehen wir es auf die ganz Schnelle durch, was alles 

so drinsteht: Essen bei Bauunternehmen, vier Unterneh-

men, drei davon werden aufgelöst, weil es Scheinfirmen 

sind - Scheinfirmen! Das darf man nicht! (Heiterkeit bei 

GRÜNEN und ÖVP.) Das heißt ja nicht umsonst Schein-

firma. Die andere geht in Konkurs. Barzahlungen in Milli-

onenhöhe - im Vertrag so ausgemacht. Barzahlung! Hat 

irgendjemand von Ihnen schon einmal irgendwo Hundert-

tausend in bar verschoben? - Nicht aufzeigen! (Allge-

meine Heiterkeit.) Keines dieser Unternehmen hat ein Ge-

werbe gehabt, kein einziges! Das muss man sich einmal 

vorstellen, einfach keines! - Das sagt der Stadtrechnungs-

hof, das sage nicht ich. Alle fünf Standorte, die eine An-

stoßfinanzierung erhalten haben, sind mit einer Baufirma 

saniert worden, die nachher als Scheinfirma sofort zuge-

sperrt hat - ein Auftrag, der ist gemacht, zugesperrt. Das 

haben sie vermutlich vorher gewusst, könnte man zumin-

dest glauben. Die Finanzpläne sind immer viel höher ge-

wesen und am Ende waren sie genauso hoch wie die För-

derung. Was für ein Zufall! Was für ein Masel tov haben 

die gehabt, Wahnsinn!  

Die Luxusautos habe ich jetzt einzeln, die muss man 

ja fast einzeln vorlesen, das glaubt man ja gar nicht. Man 

muss sich vorstellen, es geht um einen Kindergarten. Das 

ist jetzt kein Gran-Turismo-Spiel auf Playstation oder ir-

gendetwas, sondern das ist jetzt echt. Die kaufen - einigen 

sagt das etwas, den GRÜNEN wahrscheinlich weniger, 

aber irgendjemand kennt sich vielleicht aus -: BMW 330d, 

BMW X5 - das ganze Teil schaut irgendwie fetter aus -, 

Peugeot Expert - irgendwie ein riesen Kastending, da 

kann man schon ein Haufen Leute reinbringen, glaube 

ich -, BMW X5 der zweite, BMW X3, BMW 545e - irgen-

detwas Besonderes, weiß ich nicht -, Peugeot Boxer. 

Schaut man sich die ganzen Bilder an - Mordsfuhrpark.  

Jetzt muss man sich vorstellen - Achtung -, 53 Mal, 

der Bürgermeister sagt, 53 Mal war eine Kontrolle - 53 

Mal! Da komme ich vorbei und dann stehen draußen die 

fetten BMWs. Da denke ich mir, boah, die Eltern müssen 

Geld haben. Ach so, nein, das ist der Fuhrpark der Firma. 

Dann gehe ich hinein und sage: Habt ihr irgendwo einen 

Kassastand? - Leider nicht, wir haben überhaupt kein 

Geld in der Kassa, nie! - So steht es nämlich drin: nie. Die 

haben einfach nie Geld, weil es ja vermutlich in irgendei-

nem der BMWs irgendwo im Kofferraum drin ist - ich weiß 

es nicht. Das kann man nicht ganz genau herauslesen. - 

53 Mal!  

Jetzt nur eine ganz einfache Frage: Hätte den Kontrol-

leuren oder den Kontrolleurinnen irgendetwas auffallen 

müssen? Ich frage nur, weil wenn ich das richtig gelesen 

habe, war der Stadtrechnungshof auch dort, nicht 53 Mal, 

wahrscheinlich auch mehr als nur eine Stunde. Aber die 

gehen ein Mal hin, schauen sich das an und bringen einen 

Bericht, in dem ein Fehler nach dem anderen steht. 53 Mal 

Kontrolle der MA 10 und 53 Mal ist alles in Ordnung. Das 

ist ja augenscheinlich nicht in Ordnung.  

Wer hat dort überprüft, ob das Essen passt? Was wir 

berichtet bekommen, ist, zwei Mal Nudeln, drei Mal Reis. 

Achtung, wer kleinere Kinder hat: Das passiert selten zu 

Hause, die Kinder haben sich nach Gemüse gesehnt. (All-

gemeine Heiterkeit.) So wird es beschrieben, weil die 

sonst nichts gekriegt haben, bis sie gesagt haben, wir wür-

den gerne einmal etwas anderes essen als einen Kübel 

voll Reis. Das verstehe ich. Daheim kämpfst du immer, 

dass sie genug essen, aber die kriegen ja etwas. Also 

wenn man sich das alles anhört, habe ich den Eindruck, 

das mit dem Essen hat nicht nur nicht geklappt, weil es da 

irgendwie eine Baufirma geliefert hat, und ich weiß nicht, 

wer es gekocht hat oder nicht, sondern es war schlecht, 

es war nicht gut. Es schaut so aus, als ob man damit Geld 

gespart hätte, das man für den BMW gebraucht hat, mit 

dem man dann in Niederösterreich zu schnell fährt. Dann 

kommt man mit dem Strafzettel, Achtung, nach Wien und 

verrechnet den gegen. Wie soll das jemand auffallen? Ein 

Kindergarten, der nur Standorte im 14. und 15. Bezirk hat, 

hat Strafzettel aus Niederösterreich. Das ist logisch. Ich 

weiß zwar nicht, warum, wahrscheinlich wohnt jemand 

dort, so geht es. Wenn ich der Chef von dem Kindergarten 

bin und in Niederösterreich wohne, dann muss ich in der 

Früh hineinfahren. Das ist logisch. Aber soll ich überhaupt 

privat fahren? 

Das hat auch der Stadtrechnungshof gesagt. Da ha-

ben die wiederum geantwortet: Es war dringend notwen-

dig für den Betrieb der Kindergärten, dass wir ganz viel 

herumfahren. Das mussten wir machen. (Der Redner hält 

ein Schriftstück in die Höhe.) Wer Zeit hat, um es sich an-

zuschauen: Das ist eine Spitzentabelle in dem Bericht, wo 

diese Kindergärten sind, denn der Stadtrechnungshof 

sagt dann: Haben die wirklich so viel herumfahren müs-

sen? Es gibt ja Leute, die in Wien viel herumfahren. Jetzt 

schaut das nach einem größeren Ding aus. Wer sich das 

anschaut: Das ist dann Wien da oben, das kleine Eckerl, 

das ein bisschen heller ist ... (GR Mag. Dietbert Kowarik: 

Welche Seite ist das, Herr Kollege? Das sieht man 

nicht!) - Seite 66. Das ist die Verteilung und die fußläufige 
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Erreichbarkeit der Standorte des Vereins Kindergarten Mi-

nibambini, BMW, BMW, Peugeot. (Heiterkeit bei GR Dr. 

Markus Wölbitsch-Milan, MIM.)  

Sorry, Leute, wahnsinnig begabt muss man nicht sein, 

um das zu sehen. Jetzt ist die Frage: Können es die Kon-

trolleure der MA 10 nicht? Das glaube ich nicht, weil sie ja 

manchmal etwas finden. Hier hat man nichts gefunden. 

Man muss wirklich noch einmal hinschauen - da muss ich 

leider einen Vorwurf auch in die Richtung machen -: Wer 

hat die Kontrolle gemacht, das angeschaut und nichts zu-

rückgebracht? 

Man hört ja auch, dass der Verein in diesem Ausmaß 

nicht von selber gewachsen ist, denn da musst du auch 

immer bessere als schlechtere Kontakte zur Stadt haben. 

Wenn man also diese Entwicklung der letzten 12 Jahre 

sieht, wo es bei 560.000 anfängt, glaube ich - diese lange 

Liste, die der Herr Bürgermeister dankenswerterweise 

vorgelesen hat -, und 2016 sind es noch knapp unter 2 

Millionen. Dann marschiert es hinauf: 3,5, 3,8, 4,5, 5,6, 

6,7. Das geht sich nicht aus, wenn du nur supertolle Arbeit 

leistest, die ich in mehreren Bereichen anzweifele, son-

dern da tust du dir leichter, wenn du sagst: Es kommt je-

mand vorbei und findet nichts. Ich hätte mich als Betreiber 

von Minibambini bei der 43. Kontrolle nicht gefürchtet, 

denn bei den ersten 42 Mal haben sie nichts gefunden. 

(Heiterkeit bei GRÜNEN und ÖVP.) Ich gehe davon aus, 

dass sie, wenn sie das 43. Mal vorbeikommen, wieder 

nichts finden, und beim 44. Mal auch nichts, und beim 54. 

Mal wäre auch nichts gewesen.  

Beim Stadtrechnungshof ist es natürlich blöd, denn 

der ist ja nicht von der MA 10 beauftragt worden, wie me-

dial verbreitet wurde, sondern selber tätig geworden. Das 

ist natürlich unangenehm. Das haben die anderen viel-

leicht gar nicht gewusst, dass der vorbeikommt. Plötzlich 

kommt einer zu der Türe herein und sagt, ich bin von der 

Stadt Wien. Die sagen alle, leiwand, es war bis jetzt 

nichts, und dann sagen die, ich bin vom Stadtrechnungs-

hof. - O je, die kennen wir alle nicht. Wer sind die? Und 

die sagen dann, man braucht nicht solche BMW, das ist 

doch ein totaler Wahnsinn. Ich verstehe, dass die in Auf-

regung sind.  

Jetzt haben wir beim Stadtrechnungshof diese Woche 

über diesen Akt geredet, was man alles tun könnte. Okay, 

es gilt immer die Unschuldsvermutung. Es fällt einem an-

gesichts dieses Berichts schwerer als bei anderen Sa-

chen, aber es gilt die Unschuldsvermutung. Es macht jetzt 

einmal den Eindruck, als ob hier jemand gesagt hätte, das 

ist ein gutes Geschäftsmodell, da kann man viel Geld ver-

dienen und vielleicht Millionen abzweigen oder zumindest 

ein bisschen viel BMW fahren in der Stadt. Es gibt ja auch 

Leute, denen das etwas gibt. Mit solchen Leuten würde 

ich nicht gerne zusammenarbeiten wollen, weil ich immer 

das Gefühl hätte, die wollen mich abzocken. Ich würde 

schauen, wie ich aus den Verträgen herauskomme, ja, die 

900 Kinder zuerst.  

Jetzt kommt noch dazu, wer zuständig ist, denn jetzt 

könnte man natürlich sagen: Uh, das ist viel früher pas-

siert. Wir haben die Klubobfrau, damals Gemeinderätin, 

Emmerling, die 2020 hier gesagt hat: Mir kommt da etwas 

faul vor, es macht mich stutzig. Das, glaube ich, waren die 

Worte. (GR Mag. Dietbert Kowarik: Jetzt ist alles anders!) 

Ich habe es mir abfotografiert, das finde ich noch: Außer-

dem gibt es eine Förderung an den Kindergarten Mini-

bambini, hat mich stutzig gemacht, weil der Verein ja ein 

Familienbetrieb ist ... Da könnte man noch viel vorzeigen: 

Der Kindergarten wird lediglich von einer Familie betrie-

ben, und so weiter, und so fort. Wir werden dem nicht zu-

stimmen.  

Da sind wir natürlich sofort hergegangen und haben 

zum Koalitionspartner gesagt: Ist irgendetwas dran an 

dem, was sie gesagt hat? Sagt der Koalitionspartner: 

Nein, die sind alle in Ordnung, denn wir haben sie ja 53 

Mal, oder waren es damals 46 Mal, kontrolliert, und es war 

nichts. Da tust du dir als Koalitionspartner schwer, zu sa-

gen, ich will das alles noch selber kontrollieren. Aber wenn 

ich als NEOS sage, ich stimme dem nicht zu, und sechs 

Monate danach in der Koalition sitze und für den Bereich 

zuständig bin, ist etwas vom Ersten, was ich tue, dass ich 

das, was ich vorher da geredet habe, wissen will. Den 

hätte ich ja fast als Ersten angeschaut. Sie sind hier ge-

standen und haben gesagt: Ich gebe denen kein Geld. Die 

haben hunderte Kinder, ich will nicht, dass die Geld be-

kommen, denn es schaut schwindlig aus. Das macht mich 

stutzig. Dann zwei Jahre drinnenzusitzen und zu warten, 

bis der Stadtrechnungshof das kontrolliert - sonst würden 

wir ja jetzt auch nichts wissen -, ist zu wenig. (Beifall bei 

GRÜNEN, ÖVP und FPÖ.) 

Ich würde wirklich dringend empfehlen, das Kontroll-

system, das haben wir jetzt tatsächlich beim Stadtrech-

nungshof besprochen: Die MA 10, das ist ja viel verlangt, 

soll das alles machen. Offensichtlich klappt das nicht so, 

wie wir es gerne hätten. Der Stadtrechnungshof kann das. 

Vielleicht braucht es dort, wo es so viele Millionen an För-

derungen sind, eine Einheit, die das auch tun kann und 

genau das kontrolliert, was da nicht passiert ist. Es ist völ-

lig unmöglich, dass ein Wirtschaftsprüfer hingeht und das 

nicht gefunden hätte. Das gibt es nicht, das ist ausge-

schlossen. Das geht entweder nicht, weil ich es nicht fin-

den will - das möchte eigentlich niemandem unterstellen - 

oder weil ich die Kapazität nicht habe. Entweder braucht 

die MA 10 ein eigenes Team, oder der Stadtrechnungshof 

kriegt einfach drei Leute, die nichts anderes tun, als Kin-

dergärten zu kontrollieren, weil es um viel Geld und am 

Schluss um tausende Kinder geht. Genau darum geht es 

jetzt natürlich schon.  

Wir haben aber bei anderen Förderskandalen tatsäch-

lich auch Kindergärten dann in andere Hände gegeben. 

Es sind ja nicht alle von Alt-Wien dort geblieben, sondern 

es sind dann andere gewesen, die das weitermachen. 

(VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Hat es funktioniert?) 

Das sollte man zumindest beschleunigen. Ich würde bit-

ten, dass man alle Möglichkeiten ausschöpft, dass man 

mit diesen Leuten, die das gemacht haben, nicht mehr zu-

sammenarbeiten muss und ein Kontrollsystem einführt, 

das uns nicht den nächsten Bericht bringt, den ich jetzt 

trotzdem noch einmal allen ans Herz lege, weil wirklich 

unglaublich ist, was da drinnensteht. Wir werden ja noch 

mehr dazu hören, denn all die anderen, die jetzt noch 
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sprechen, haben ihn auch gelesen. Wir sollten solche Be-

richte nicht mehr lesen müssen, es ist wirklich skandalös. 

(Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Ich darf recht herz-

lich eine Besuchergruppe auf der Galerie hier im Gemein-

deratssitzungsaal begrüßen. Herzlich willkommen! (Allge-

meiner Beifall.) 

Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Bo-

zatemur, und ich erteile es ihr. Bitte, Frau Gemeinderätin. 

GRin Aslihan Bozatemur (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Herr Vi-

zebürgermeister! Werte BesucherInnen auf der Galerie! 

Werte Kolleginnen und Kollegen!  

Ich möchte mich beim Stadtrechnungshof für diesen 

aufklärerischen Bericht herzlich bedanken und begrüße 

es außerordentlich, dass hier auch sehr, sehr genau hin-

geschaut wurde. Die Sicherstellung einer zweckmäßigen, 

wirtschaftlichen und regelkonformen Verwendung von 

Fördergeldern der Stadt Wien ist uns ein wichtiges, sehr 

wichtiges Anliegen. Eben diese Kontrolle hat im Falle des 

Kindergartens Minibambini auch funktioniert. Die MA 10 

ist bereits frühzeitig tätig geworden und ist sowohl vor Er-

scheinen des Stadtrechnungshofberichtes als auch da-

nach jedweden Verdachtsmomenten auch konsequent 

nachgegangen.  

Nach Vorliegen des Endberichts wurde der Sachver-

halt durch die MA 10 der Staatsanwaltschaft Wien über-

mittelt, damit eben auch rasch und konsequent aufgeklärt 

werden kann. Gleichzeitig wurde die Wirtschaftsprüfung 

beauftragt, festzustellen, ob und in welcher Form Förder-

mittel missbräuchlich verwendet wurden. Sollten Förder-

gelder tatsächlich zweckwidrig verwendet worden sein, 

werden diese bis auf den letzten Cent zurückgefordert. 

(GR Mag. Dietbert Kowarik: Was heißt, sollten? Lesen Sie 

den Bericht! Das haben sie ja schon selber zugegeben!)  

So viel ist klar, aber es geht nicht alleine um den finan-

ziellen Aspekt. (GR Mag. Dietbert Kowarik: Das Steuer-

geld!) An vorderster Stelle steht für uns die Sicherstellung 

des Kindeswohles, und 800 Kinder brauchen eben einen 

sicheren Kindergartenplatz. Das ist ein Faktum. Die Be-

treuungssicherung und das pädagogische Angebot für 

diese betroffenen Kinder müssen sichergestellt werden. 

Damit bekommt der Verein auf Bewährung weitere Förde-

rungen, um die Plätze auch sicherzustellen. Die Eltern sol-

len und können sich darauf verlassen, dass ihre Kinder 

auch weiterhin gut betreut werden. Ziel ist es, gemeinsam 

mit der Trägerorganisation eine gute Lösung zu finden, 

damit auch diese Plätze erhalten bleiben. Schließlich hat 

ja die MA 11 bei regelmäßigen Kontrollen keinerlei Män-

gel in den Bereichen Kinderschutz oder pädagogische Bil-

dungsarbeit im Kindergarten Minibambini festgestellt. Die 

pädagogische Qualität des Betreibers und die sichere, 

professionelle Betreuung und Förderung der betroffenen 

Kinder war und ist demnach gewährleistet.  

Falls die Eltern in dieser Situation dennoch den Kin-

dergarten wechseln möchten, können sie sich an eine ei-

gens eingerichtete Telefonnummer wenden. Dort gibt es 

Beratung, was zu tun ist, wenn man den Kindergartenplatz 

wechseln möchte. 

Freilich geht es auch darum, die entsprechenden Leh-

ren aus diesem Fall zu ziehen. Vizebürgermeister und Bil-

dungsstadtrat Christoph Wiederkehr hat bereits angekün-

digt, künftig auch die Prüfungen durch die MA 10 zu opti-

mieren und zu verbessern. Private Trägerorganisationen 

sind zwar wichtige Partnerinnen der Stadt und tragen zu 

den vielfältigen Bildungsangeboten bei, aber effektive 

Kontrolle muss stets gewährleistet sein. Deshalb wird es 

darauf ankommen, die Mechanismen weiter zu verbes-

sern und zusätzliches Personal zur Verfügung zu stellen. 

Dort, wo es erforderlich ist, wird es eine deutliche perso-

nelle Aufstockung im Bereich Förderkontrollen in der 

MA 10 geben. Bereits jetzt wird das Personal um drei Per-

sonen aufgestockt.  

Etwaiger Fördermissbrauch, nicht nur im Falle des 

Kindergartens Minibambini, muss und wird konsequent 

abgestellt, denn öffentliche Mittel müssen bedarfsorien-

tiert, nachhaltig und den Grundsätzen der Wirtschaftlich-

keit, Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit entsprechend ver-

wendet werden. Die Kontrolltätigkeit wird weiter ausge-

baut, es werden, wo es notwendig ist, externe PrüferInnen 

hinzugeholt, und es werden auch Förderkriterien, wenn 

notwendig, adaptiert. Konkret plant die Stadt, bis zum 

Sommer 1.000 Kontrollen an Wiener Standorten durchzu-

führen, das entspricht einer Verdoppelung zum Vorjahr. 

Ich fasse abschließend zusammen: Es gibt in Wien 

keinerlei Toleranz gegenüber Fördermissbrauch. Dieser 

wird streng geahndet, und genau das sieht man auch im 

Fall Minibambini. Die zuständigen Magistratsabteilungen 

haben konsequent und mit Bedacht aufs Kindeswohl ge-

handelt. So wird auch künftig die regelkonforme Verwen-

dung der Fördergelder sichergestellt. Danke. (Beifall bei 

SPÖ und NEOS.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Sehr geehrte Da-

men und Herren, ich darf ersuchen, dass der Geräusch-

pegel ein bisschen gesenkt wird. Ich bitte, Gespräche 

nicht in den Bänken zu führen, sondern hinten oder drau-

ßen. Vielen Dank.  

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Berger, 

und ich erteile es ihm. Bitte, Herr Gemeinderat. 

GR Stefan Berger (FPÖ): Sehr geehrte Frau Vorsit-

zende! Meine sehr geehrten Damen und Herren hier im 

Sitzungssaal und insbesondere auch auf der Besucherga-

lerie!  

Ich glaube, es ist so üblich in diesem Hause, dass man 

auch dazusagt, woher die Delegationen kommen. Ich darf 

an dieser Stelle sehr herzlich die Delegation der FPÖ-Be-

zirksgruppe Brigittenau noch einmal begrüßen. (Allgemei-

ner Beifall.) Auch das erwähnen wir ja, so wie es der 

Brauch des Hauses ist, und insofern, glaube ich, sollten 

wir auch im neuen Jahr daran festhalten. 

Ich darf vielleicht mit der Vorrednerin beginnen: Un-

sere Diskussion geht ja mittlerweile seit 16 Uhr. Ich weiß 

nicht, wo die Kollegin die letzten zwei Stunden war. Das 

ist aber vielleicht das Problem, wenn man irgendetwas 

vorgeschrieben bekommt und es ablesen muss - das hat 

sich leider in den letzten zwei Stunden schon faktisch 

mehrfach überholt. Insofern möchte ich die Gelegenheit 

nutzen, das noch einmal ins rechte Licht zu rücken.  
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Nein, es war nicht alles ordnungsgemäß, nein, es ist 

nicht alles aufgefallen, was durch die MA 10 kontrolliert 

wurde, und ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

wir haben in diesem Bereich der Elementarpädagogik und 

der Kindergärten massiven Handlungsbedarf. Das wissen 

wir nicht erst seit heute, das wissen wir nicht erst seit ges-

tern, sondern das wissen wir gewissermaßen schon über 

ein Jahrzehnt, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FPÖ.) 

Wir Freiheitliche haben auch nach Aufpoppen der Kin-

dergartenskandale in den vergangenen Jahren, sei es 

Förderbetrug, wie wir es schon gesehen haben, seien es 

islamische bis islamistische Kindergärten, immer wieder 

auch gefordert, die Kontrollen entsprechend zu verstär-

ken, nämlich nicht nur im Bereich der MA 10 bei den För-

derabrechnungen, wo wir ja offenkundig sehen, dass hier 

die Qualität nicht ausreicht, sondern natürlich auch im Be-

reich der MA 11, wo es schlichtweg um die pädagogische 

Betreuung beziehungsweise um das Kinderwohl geht. Da 

stehen für 100.000 Kindergartenkinder in Wien sage und 

schreibe 15 Kontrolleure zur Verfügung, und das, meine 

sehr geehrten Damen und Herren, ist einfach seit Jahren 

ein unbefriedigender Zustand. An Fällen wie denen, die 

wir heute diskutieren, sehen wir auch genau, wieso, wes-

halb und warum. 

15 Kindergartenkontrolleure für 100.000 Kindergarten-

kinder in Wien: Meine Damen und Herren, ich stelle an 

dieser Stelle immer sehr gerne auch einen Vergleich an. 

Wir haben 600 Personen, die in Wien für die Parkraum-

überwachung zuständig sind, die schlichtweg schauen, ob 

ein Parkpickerl beziehungsweise ein entsprechender 

Parkschein bei Kraftfahrzeugen in dieser Stadt hinterlegt 

ist. Man kümmert sich also sehr, sehr intensiv darum, 

dass man schaut, die Bürger zur Kasse zu bitten, dass 

man schaut, zu Einnahmen für die Stadt zu kommen. Of-

fensichtlich ist Ihnen das Kindeswohl aber nicht so wich-

tig, um das wie bei der Parkometergebühr möglichst lü-

ckenlos zu überwachen, meine Damen und Herren. (Bei-

fall bei der FPÖ.) 

Weil die Frau Kollegin von den NEOS immer wieder 

angeführt hat, es müssen jetzt einmal alle Fakten auf den 

Tisch: Ich weiß ja nicht, ob Sie sich diesen Rechnungs-

hofbericht durchgelesen haben. Wie viele Fakten brau-

chen Sie noch, meine Damen und Herren? Der luxuriöse 

Fuhrpark ist angesprochen worden, das mangelhafte Es-

sen, das schimmlige Essen, Scheinfirmen, Baufirmen, die 

Catering bereitgestellt haben, zehntausende Euro an 

Strafzetteln sind über die Förderung abgerechnet worden, 

giftiges Putzmittel, das einfach so herumgestanden ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie viele Fakten 

brauchen Sie noch, um hier endlich in die Gänge zu kom-

men und schlichtweg den Ernst der Sache zu erkennen? 

Was in der Diskussion hier auch noch nicht gefallen 

ist, ist, dass die Missstände beziehungsweise das nicht 

ordnungsgemäße Verhalten ja auch schon bei der Antrag-

stellung begonnen haben. Es ist nämlich so, dass der 

Stadtrechnungshofbericht auch feststellt, dass nicht alle 

Kindergartengruppen, die gefördert wurden, nämlich 

sechs Gruppen, im Förderansuchen drinnen sind. Sie 

wurden aber trotzdem von der MA 10 gefördert, und wei-

tere sechs Gruppen wurden nicht statutengemäß, wie es 

der Verein grundsätzlich vorsieht, beantragt, sondern hier 

wurde das Förderansuchen nur durch die Vereinsobfrau 

gestellt. Meine sehr geehrten Damen und Herren, hier gilt 

es schlichtweg in puncto Professionalität und natürlich 

auch Qualität bei der MA 10, ganz, ganz dringend nach-

zuschrauben und nachzujustieren. 

Ich darf vielleicht in diesem Zusammenhang auch auf 

StR Wiederkehr zu sprechen kommen. Im April haben wir 

jetzt dann Halbzeit dieser fünfjährigen Wahlperiode, und 

ich frage mich schon, wann Sie endlich einmal gedenken, 

in Ihrem Amt anzukommen. In den ersten paar Wochen 

haben Sie vielleicht noch einen gewissen Welpenschutz, 

wie ich das immer genannt habe, genossen, weil mir 

durchaus auch bewusst ist, dass es unter Ihren politischen 

Vorgängern einige Verfehlungen gegeben hat. Mittler-

weile muss man aber schon ganz offen sagen, Ihr Ressort 

gleicht schlichtweg einer Dauerbaustelle. Das Einzige, 

was Sie können, ist, immer irgendwelche PR-Sprechbla-

sen zu fabrizieren und zu strapazieren, irgendwelche 

Pressekonferenzen abzuhalten. Da werden dann der Wie-

ner Bildungsplan und die Wiener Bildungsleiter und die 

Bildungschancen und gleiche Chancen für alle und alles 

Mögliche versprochen, und wie wichtig es nicht angeblich 

ist, die Elementarpädagogik oder die Kindergärten als 

erste Sprosse auf der Bildungsleiter zu sehen. 

Faktisch sehen wir, dass es de facto in Ihrem Ressort, 

nämlich egal, in welchem Bereich, pausenlos drunter und 

drüber geht, dass laufend auch medial irgendwelche 

Dinge aufpoppen. Sie zeigen schlichtweg, dass Sie offen-

sichtlich tatsächlich mit dieser Ressortführung überfordert 

sind. Da sollten Sie nach mittlerweile zweieinhalb Jahren 

durchaus auch überdenken, ob Sie für diese Funktion 

schlichtweg noch geeignet sind, meine sehr geehrten Da-

men und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie geben mittlerweile ein Bild ab, ja, Sie torkeln und 

stolpern de facto politisch dahin, Sie reagieren nur mehr, 

anstatt zu agieren, insbesondere wenn ich an Ihre zentra-

len Wahlversprechen erinnern darf: Sie haben das Thema 

Bildung immer sehr hochgehalten, haben versprochen, 

wenn die NEOS erst einmal politische Verantwortung im 

Bildungsressort übernehmen, dann wird alles besser, 

dann wird es viel besser, dann wird es gerechter, dann 

gibt es keine Kindergartenskandale mehr, dann können 

alle wunderbar fließend Deutsch, dann haben wir nur 

mehr die hellsten und die besten Köpfe am ganzen Pla-

neten. Sie lachen, aber das ist das, was Sie versprochen 

haben, meine sehr geehrten Damen und Herren, und die-

sem Anspruch werden Sie alles andere als gerecht.  

Vielleicht noch ganz zum Abschluss: Meine Sorge ist 

es mit Sicherheit nicht, aber was ich durchaus auch attes-

tiere und beobachte: Jedes Mal, wenn mittlerweile ir-

gendwo im Ressort Wiederkehr irgendein Thema politisch 

aufpoppt, ist es mir am Anfang zumindest erschienen, wa-

ren Sie durchaus konstruktiv bemüht, auch auf Kritik ein-

zugehen, das Ganze zu berücksichtigen. Mittlerweile 

scheinen Sie mir doch immer mehr wie ein selbstzufriede-

ner, alter Regierungspolitiker zu werden. Ich sage es 

Ihnen auch ganz offen: Meine größte Sorge ist es nicht. 
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Wir Freiheitliche haben dann hoffentlich beim nächsten 

Mal wieder ein bisschen mehr Platz, aber im Bereich von 

7 Prozent ist innerhalb der Schwankungsbreite dann 

durchaus auch bald möglich, dass man sich als außerpar-

lamentarische Opposition wiederfindet. Danke schön. 

(Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Mag. Konrad, und ich erteile 

es ihm. Bitte, Herr Gemeinderat.  

GR Mag. (FH) Jörg Konrad (NEOS): Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-

ehrte ZuseherInnen auf der Tribüne und eventuell auch 

noch via Livestream!  

Ich glaube, wir sind uns einig. Wir diskutieren hier 

heute einen wirklich äußerst verwerflichen Fall von För-

dermissbrauch, und ich stimme absolut auch mit der Op-

position überein. So etwas darf nicht toleriert werden. Die 

Missstände, die der Bericht des Stadtrechnungshofs auf-

geworfen hat, sind eklatant, und auch ich möchte mich an 

dieser Stelle bei Direktor Sedlak und seinem Team im 

Stadtrechnungshof ausdrücklich für die wertvolle Arbeit 

und die Kontrolltätigkeit bedanken. (Beifall bei NEOS, 

SPÖ und GRÜNEN.) 

Die Vorwürfe gegenüber dem Kindergartenbetreiber 

Minibambini wiegen schwer, und hier kann selbstver-

ständlich nicht zur Tagesordnung übergegangen werden. 

Ich bin daher sehr froh, dass VBgm Wiederkehr auch in 

diesem Fall im besten Sinne Verantwortung übernimmt, 

und das bedeutet, aufbauend auf Fakten klare Entschei-

dungen zu treffen. In dieser Verantwortung hat er in zwei-

erlei Hinsicht zu agieren. Da ergibt sich eben auch ein we-

sentlicher Unterschied zur Arbeit der Opposition. ÖVP 

und FPÖ fordern ja vor allem einen sofortigen Förder-

stopp, und auch die GRÜNEN springen mit ihrem Antrag 

hier auf diesen Zug auf, aber genau das wäre in der jetzi-

gen Situation verantwortungslos.  

Als verantwortlicher, vor allem aber auch als verant-

wortungsvoller Stadtrat ist es Aufgabe von VBgm Wieder-

kehr, auch das Wohl der über 800 Kinder im Auge zu ha-

ben, und das bedeutet eben jetzt nicht, in einer Kurz-

schlussreaktion zuzulassen, dass diese Kinder eventuell 

ohne Betreuungsplatz oder auch ihr vertrautes Umfeld da-

stehen. Das gilt auch insbesondere, als die MA 11 ja in 

der letzten Woche unangekündigt alle Standorte von Mi-

nibambini kontrolliert hat und die heute hier von der Op-

position vorgebrachten und auch in den Medien kursieren-

den pädagogischen Mängel nicht feststellen konnte.  

Neben dieser Verantwortung für das Wohl der Kinder 

ist aber natürlich auch klar, dass dieser Fall Konsequen-

zen sowohl für die Betreiber wie auch für die interne Kon-

trolle bei den privaten Kindergärtenbetreibern haben 

muss. Es ist daher wichtig und richtig, dass StR Wieder-

kehr die Staatsanwaltschaft eingeschaltet hat und auch 

eine externe Sonderprüfung des Vereins veranlasst hat. 

Bis zum Vorliegen der Ergebnisse dieser Sonderprüfung 

befindet sich der Verein sozusagen auf Bewährung und 

wird in den nächsten Monaten weiter sehr intensiv geprüft 

und durchleuchtet werden. Selbstverständlich behält sich 

das Ressort auch alle möglichen weiteren Schritte vor.  

Genauso wichtig ist es nun, aber auch Vorsorge zu 

treffen, damit solche Fälle von Fördermissbrauch in Zu-

kunft früher erkannt werden oder erst gar nicht wieder 

stattfinden können. Ich begrüße es daher auch sehr, dass 

der Stadtrat eine Aktion scharf an den Kindergartenstand-

orten angekündigt hat und die MA 10 auch ihr Kontrollsys-

tem dort nachschärfen wird, wo das notwendig ist. StR 

Wiederkehr hat hier gestern bereits konkrete Maßnahmen 

präsentiert. Ja, Herr Kollege Ellensohn, da geht es genau 

um den von dir angesprochenen Ausbau der finanztech-

nischen Expertise.  

Ich möchte an dieser Stelle natürlich auch sagen, das 

sei dann jetzt nicht so zu verstehen, dass wir damit ein 

grundsätzliches Misstrauen gegenüber allen Kindergar-

tenbetreibern darstellen wollen, aber natürlich ist eine ef-

fektive Kontrolle bei einer Fördersumme von rund 1 Milli-

arde EUR, die wir für private Kindergärten ausgeben, 

schlichtweg notwendig. Daher wird diese Kontrolltätigkeit 

massiv ausgebaut, das heißt, mehr Personal in der För-

derabteilung, das heißt aber auch die angesprochenen 

Änderungen in der Aufbauorganisation. Das inkludiert das 

Ziel, dass jede Einrichtung in Zukunft mindestens ein Mal 

im Jahr kontrolliert wird. (Beifall bei NEOS und SPÖ.)  

Ich darf abschließend sagen: Ja, ich habe wirklich 

durchaus Verständnis für die Kritik der Opposition, auch 

für die Aufregung, die herrscht. Wir teilen diese in weiten 

Teilen, aber ich möchte schon auch in Hinblick auf die Sit-

zung am Freitag, die heute hier schon mehrmals zur Spra-

che gekommen ist, ganz klar sagen, dass VBgm Wieder-

kehr ganz entschieden agiert hat und in seiner Verantwor-

tung eben auch vorausschauend und die Kinder berück-

sichtigend agiert und dieser Verantwortung nachkommt. 

Ich bedanke mich sehr herzlich dafür. Vielen Dank. (Bei-

fall bei den NEOS.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu Wort 

gemeldet ist Frau GRin Mag. Mag. Malle, und ich erteile 

es ihr. Bitte, Frau Gemeinderätin.  

GRin Mag. Mag. Julia Malle (GRÜNE): Sehr geehrter 

Herr Bürgermeister, der, glaube ich, nicht mehr hier ist! 

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Vor-

sitzende! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!  

Ich möchte vorausschickend sagen, Herr Bildungs-

stadtrat Wiederkehr, Sie können einem wirklich leid tun. 

Wir wissen alle, dass es nicht einfach ist, mit der SPÖ zu 

regieren, aber man wird das Gefühl nicht los, dass es für 

Sie und Ihre Partei besonders schwierig ist. Es tut sich 

schon ein bisschen der Eindruck auf, dass Sie bei man-

chen Dingen irgendwie schweigend durchtauchen wollen. 

Nur wenn es gar nicht mehr geht, kommen Sie dann mit 

irgendwelchen Alibimaßnahmen daher, um den Brand zu 

löschen, für den Sie selbst aber auch Mitverantwortung 

tragen. Es ist einmal dann der Austausch der Leiterin der 

MA 10, jetzt ist es die angekündigte Aktion scharf. Ich 

weiß nicht, ob Sie sich auch fragen, was Ihre Schuld als 

Stadtregierung eigentlich in all diesen Agenden ist.  

Die SPÖ hat es eigentlich ganz klug gemacht, Ihnen 

die großen Agenden im Bildungsbereich zu übergeben, 

die großen Baustellen, die sie selbst nicht handlen kann, 

damit sie sich selber nicht die Hände schmutzig machen 
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muss. Die Liste ist lang: MA 35, VHS, Kindergartenmiss-

brauchsskandal, LehrerInnenzuteilung und jetzt ein mut-

maßlicher Förderskandal im Kindergarten. Dann ist schon 

auch irgendwann die Frage nach der politischen Verant-

wortung zu stellen, und die liegt, so leid uns das tut, schon 

bei Ihnen. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Es ist schließlich Ihre Verantwortung, für ein Kontroll-

system zu sorgen, das nicht mafiaähnliche Strukturen lebt 

und sich an öffentlichen Geldern bereichert. Sie stellen 

sich jetzt mit der Aktion scharf hier her, reden gleichzeitig 

wie ein Richter und sagen, dass der Verein auf Bewäh-

rung für Sie sei. Ist das sprachlich wirklich Ihr Ernst? 

(VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Das ist eine schöne 

Sprache!) Ich darf das wahrscheinlich gar nicht sagen, 

aber ich hätte mich gefragt, was man sich als Krimineller 

eigentlich alles bei Ihnen leisten kann. Wäre ich kriminell, 

würde ich mich auch gerne von Ihnen vertreten lassen, 

muss ich sagen. (Beifall bei den GRÜNEN und von GR 

Anton Mahdalik.)  

Es kann uns auch niemand erzählen, dass es keine 

Interimslösungen geben kann. Wir haben heute auch 

schon über die ukrainischen Kids gesprochen. Es geht 

nicht darum, 800 Kids auf die Straße zu setzen. (GRin 

Mag. Bettina Emmerling, MSc: Die wollen ja nicht weg 

dort!) Es geht auch nicht darum, die PädagogInnen auf die 

Straße zu setzen, die großartige Arbeit leisten, aber es 

kann mir keiner erzählen, dass es da nicht eine Lösung 

geben kann, dass in gewissen Teilen auch Leitungen von 

anderen Personen besetzt werden.  

Spannend finde ich auch - das ist kommunikativ näm-

lich ganz interessant -, dass Sie gleichzeitig so tun, als 

hätten Sie diesen Fördermittelmissbrauch selbst aufge-

deckt. Das wurde heute eh schon angesprochen. Was ha-

ben Sie in den letzten zwei Jahren getan? Sie haben, Kol-

legin Emmerling, diesem Verein ja schon bereits einmal 

misstraut. Ich habe mir auch in der Vorbereitung Ihre 

Rede noch einmal angehört: Was haben Sie in der Zwi-

schenzeit getan, um dieses Misstrauen auszubügeln und 

Vertrauen herzustellen? Zwei Jahre Förderungen ohne 

Kontrolle, zwei Jahre wegschauen, zudecken, ermögli-

chen von Steuergeldmissbrauch. Das finde ich dann halt 

schon ein bisschen bedenklich, dass Ihre Aktion scharf 

jetzt wieder die Verantwortung von Ihnen wegschiebt und 

sich der Kontrolle in der Praxis widmet.  

Ich finde es auch sehr unterschiedlich, wie die Kon-

trolle in der Praxis funktioniert. Wenn Felix Stadler und ich 

in Kinderbetreuungseinrichtungen unterwegs sind, dann 

kommen wir schon drauf, dass besonders bei elternver-

walteten Organisationen sehr scharf kontrolliert wird und 

bei jedem Nagel, der in die Wand geschlagen wird, irgend-

wie geschaut wird, ob das eh richtig passt. Meistens wird 

es gar nicht erlaubt. (VBgm Christoph Wiederkehr, MA: 

Wird jetzt zu streng oder zu wenig streng kontrolliert?) Nur 

bei Minibambini oder bei Organisationen mit guten Kon-

takten zur Stadt ist das irgendwie anders. Da greift leider 

Ihr Kontrollsystem, das Kontrollsystem der MA 10, für das 

Sie auch politische Verantwortung tragen, in keiner 

Weise, und das haben Sie zu verantworten, Herr Bil-

dungsstadtrat. (Beifall bei den GRÜNEN. - VBgm Chris-

toph Wiederkehr, MA: Ihr habt echt eine Verschwörungs-

theorie!) 

Es würde also reichen, wenn Sie nicht die Kindergär-

ten schikanieren, sondern das interne Kontrollsystem der 

MA 10 verbessern. Das Problem ist ja ein internes, weil 

es da scheinbar irgendwo ein riesengroßes Problem bei 

der MA 10 gibt und weil Sie in der Regierungszusammen-

arbeit mit der SPÖ auch ein blinder Passagier sind. Die 

SPÖ fährt mit Ihnen Schlitten und hat Ihnen dabei die Au-

gen verbunden.  

Es ist fast schon dramatisch mitanzuschauen, aber 

wie gesagt, irgendwann wird die Liste auch ziemlich lang, 

die Sie zu verantworten haben. Wenn Sie sich jetzt hin-

stellen und sagen - das habe ich mir auch noch notiert -, 

dass die pädagogische Qualität ja gepasst hat, dann 

wurde abgesehen vom Nichtpädagogischen das Essen 

angesprochen: zwei Mal Reis, drei Mal Nudeln. Der Satz 

auf der Homepage von Minibambini, ohne gute Organisa-

tion wäre frisches Kochen bei uns nicht möglich, bekommt 

unter den gewonnenen Eindrücken auch eine neue Be-

deutung. Wir haben mit einer ehemaligen Mitarbeiterin ge-

sprochen, die hat gesagt: Ja, das war schon frisch Ko-

chen, das war also kein Catering von irgendwelchen Bau-

firmen, sondern das war frisch Kochen mit zwei Mal Nu-

deln, drei Mal Reis ungefähr. Die Kinder haben selbst 

nach Gemüse verlangt. Das ist jetzt nichts Pädagogi-

sches, aber das ist in Wirklichkeit natürlich auch extrem 

bedenklich. Ich weiß nicht, ob es allen Kindern dort so gut 

gegangen ist. Auch zur pädagogischen Qualität hat uns 

die Mitarbeiterin Dinge erzählt. Für Aktivitäten wie Kinder-

theater sei nie Geld da gewesen. Es gebe auch eine Ent-

lassung einer Mitarbeiterin auf Grund pädagogischer 

Mängel. Gut, die ist entlassen worden, kann man jetzt sa-

gen, aber alles war dort nicht so fein. Ganz ehrlich, wenn 

pro forma PädagogInnen angestellt werden, die gar keine 

waren, dann würde ich mich nicht trauen, zu sagen, dass 

die pädagogische Qualität zu jeder Zeit gewährleistet war. 

Da würde ich nicht meine Hand dafür ins Feuer legen.  

Ich würde aber auch nicht mehr für Sie die Hand ins 

Feuer legen und darauf vertrauen, dass Sie diesen Laden 

im Griff haben. Sie sind wirklich das Beiwagerl der SPÖ, 

ich kann es gar nicht mehr anders sagen. Wir bringen da-

her folgenden Antrag auf interne Revision der MA 10 ein, 

was die Kontrollmechanismen bei den elementarpädago-

gischen Einrichtungen betrifft. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Dr. Gorlitzer, und ich erteile es 

ihm. Bitte schön. 

GR Dr. Michael Gorlitzer, MBA (ÖVP): Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! 

Ich darf eine OTS-Meldung der Gemeinderatssitzung 

vom 24.6.2020 zitieren: In ihrer Rede widmete sich GRin 

Emmerling von den NEOS speziell einem der zu fördern-

den Vereine, nämlich Minibambini. Im Gegensatz zu den 

bekannten Vereinen wisse man über diesen nicht viel, und 

auch auf Nachfrage hätte sie seitens der Stadtregierung 

keine Aufschlüsse über den Verein erhalten. Aus diesem 

Grund wollte sie der Förderung nicht zustimmen. - Das 

war auch gut so, meine Damen und Herren.  
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Der Bericht des Stadtrechnungshofes über diese wirk-

lich absurde Ausschüttung von Fördermitteln an den Ver-

ein Minibambini liest sich ja wie ein schlechter Kriminalro-

man. Der ansonsten sehr vornehm und sehr vorsichtig for-

mulierende Stadtrechnungshof berichtet eine unglaubli-

che Verschwendungs- und Verschleierungsmodalität hier 

in Wien.  

Es ist ebenso unfassbar, dass man auf den Stadtrech-

nungshofbericht warten muss, um diese Missstände über-

haupt aufzuzeigen und nicht früher gehandelt hat. Erin-

nern Sie sich, am 24.6.2020 bestand schon der Verdacht 

der NEOS-Abgeordneten. Das war noch vor dem Regie-

rungseintritt. Seit dem Regierungseintritt erscheint mir die 

NEOS-Truppe wie gelähmt und es ist keine Rede mehr 

von Transparenz und Kontrolle. Sie erinnern sich vielleicht 

an Ihren Parteigründer, Matthias Strolz. Der hat ja ganz 

oft erklärt, man soll die Flügel heben. Können Sie sich er-

innern? Das war eine seiner größten Aussagen. (VBgm 

Christoph Wiederkehr, MA: Super, ja! - GR Felix Stadler, 

BSc, MA: Jetzt macht er Musik!) Ich schätze den Bur-

schen auch sehr, aber ich glaube, Sie haben nur einiges 

falsch verstanden. Das Flügelheben heißt nicht, Förder-

geld rausschmeißen, soweit es möglich ist, es heißt auch 

nicht, warten, bis eine göttliche Eingebung kommt, dass 

man irgendwelche Lösungsvorschläge bekommt, und es 

heißt auch nicht, na, ich war es nicht. Das heißt es auch 

nicht. Da haben Sie etwas falsch verstanden. (Beifall und 

Heiterkeit bei der ÖVP.)  

Es ist vielmehr so, dass die NEOS in Wien leider sehr 

abgehoben wirken und vielen Problemen ignorant gegen-

überstehen. Die MA 10 hat den Bericht jetzt der Staatsan-

waltschaft übermittelt, das ist auch richtig und gut so. Es 

hat endlich die Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwalt-

schaft wirklich Gelegenheit, einen ernstzunehmenden Fall 

zu bearbeiten. (VBgm Christoph Wiederkehr, MA: Ah ja, 

alle ÖVP-Skandale sind nichts!) 

Herr Stadtrat oder Herr Vizebürgermeister, Sie haben 

ja mit vielen schönen Worten gestern in der Stadtrech-

nungshofausschusssitzung als auch heute hier bei der 

Anfragebeantwortung nichts ausgesagt. Sie versuchen, 

zu verschleiern, dass die MA 10 diesen Prüfbericht initiiert 

hat. Das stimmt nicht, denn das hat gestern auch der Di-

rektor des Stadtrechnungshofes ganz klar gesagt, dass 

das nicht wahr ist. Der Stadtrechnungshof ist Gott sei 

Dank von selbst tätig geworden. Er überprüft selbststän-

dig aktiv einzelne Sparten hier in Wien. Das ist auch gut 

so, und er hat auch genug zu tun. Jetzt wird allerdings von 

vielen von Ihnen behauptet, die MA 10 hat gar nicht die 

Möglichkeit, diese Kindergärten so genau zu prüfen. Ja, 

was sollen wir jetzt machen? Soll der Stadtrechnungshof 

jetzt jeden Kindergarten ganz genau prüfen, oder wie stel-

len Sie sich das vor? Es muss doch eine Möglichkeit ge-

ben, diese Kindergärten rechtzeitig und so intensiv zu prü-

fen, dass man Missstände rechtzeitig aufzeigen kann. 

(Beifall bei der ÖVP.)  

Diese Angelegenheit wiegt deswegen so schwer, weil 

800 Kinder betroffen sind, und es sind nicht nur 800 Kin-

der, es sind auch Tausende von Eltern, Großeltern und 

die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Vereins davon 

betroffen. Jetzt gehen Sie her und sagen, wie Kollegin 

Emmerling das heute in ihrer Rede sehr häufig gesagt hat, 

es sind erste Schritte gesetzt worden. Heute, meine Da-

men und Herren, wäre der richtige Zeitpunkt gewesen, 

richtige Schritte zu setzen, nämlich einmal die Antworten 

zu geben, die heute gefragt worden sind und nicht diese 

auszuschlagen und sich hinter Geschäftsordnungstricks 

zu verstecken. (Beifall bei der ÖVP.)  

Es wäre heute Zeit gewesen, Antworten zu liefern, 

Klarheit und Transparenz zu schaffen. Deswegen sind wir 

dafür, dass dieser Förderstopp sofort eintritt und unmittel-

bar und so rasch wie möglich eine rasche Aufklärung die-

ses mutmaßlich kriminellen Vereins durchgeführt wird. 

Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Mag. Schober, und ich erteile 

es ihm. Bitte, Herr Gemeinderat. 

GR Mag. Marcus Schober (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Werte 

Gäste! 

Ich glaube, wir haben in den letzten knapp zwei Stun-

den schon einiges gehört. Wer mich am meisten fasziniert 

hat, war Kollege Nepp, der der Opposition erklärt hat, wie 

Oppositionsarbeit funktioniert. Also da bin ich ja froh, dass 

Sie keine Regierungsarbeit mehr führen, denn da kann 

man sich vorstellen, wie es bei Ihnen in der Koalition aus-

geschaut haben muss.  

Wer mich aber noch mehr fasziniert hat, war Herr Kol-

lege Mahrer, der nämlich hier massive Angriffe führt und 

sich am Schluss dann herstellt und sagt, es geht um die 

Kinder. Ich glaube, es geht wirklich um die Kinder. Ich 

komme am Schluss auch noch genauer auf Sie zurück 

und werde dann sagen, wo es weiterhin auch um die Kin-

der geht, aber Sie haben da Worte wie Geldverteilungs-

maschinen verwendet und uns sehr viele Zitate gebracht. 

Ich möchte Sie nur daran erinnern, ich habe von Ihnen nie 

etwas gehört, wenn es um die COFAG oder um andere 

Dinge gegangen ist, dass Sie solche Worte in den Mund 

genommen haben. Da würde ich mir auch im Sinne der 

Transparenz und unserer Aufgabe wünschen, dass ich 

das von Ihnen und auch von Ihrem Regierungspartner 

auch auf Bundesebene höre.  

Dann haben wir auch einiges von Kollegin Malle ge-

hört, die sehr viel auf die Regierungsarbeit der SPÖ hin-

gehaut hat. Ich kann nur sagen, wir haben eine sehr gute 

Regierungsarbeit gehabt, und die NEOS sind kein Beiwa-

gerl, sondern, ich glaube, wir machen eine sehr konse-

quente und kompetente Politik und Regierungsarbeit. 

Wenn Sie Beiwagerl sagen, dann sind Sie oft nicht einmal 

eine Radmutter in der Regierung. Vielleicht überlegen Sie 

auch da, wie Sie mit Ihrem Koalitionspartner umgehen.  

Ich komme jetzt aber auf das Inhaltliche, denn Kollege 

Nepp hat ein Wort gesagt, das ich auch ausführen 

möchte. Er hat gesagt, 2009 ist es zu einem Wahlzuckerl 

gekommen, wir haben es damals als Gratiskindergarten 

angeführt und das ist dann der beitragsfreie Kindergarten 

geworden. Das war keineswegs ein Wahlzuckerl, sondern 

das war das Gebot der Stunde. Wir sehen heute, dass be-

reits 300.000 Kinder davon profitiert haben, und das sind 

nicht nur die Kinder, sondern, wie es der Vorredner richtig 

gesagt hat, sind das die Eltern, die Großeltern. Da ist uns 
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etwas Großes gelungen, das es in der Form in Österreich 

nicht gibt. Wenn ich mir die Kindertagesheimstatistik an-

schaue, ist es so, dass nur jeder zweite Kindergartenplatz 

in Österreich mit Arbeit in Vollzeit vereinbar ist. Wir haben 

es in Wien geschafft, dass es 95 Prozent sind. Wenn ich 

mir das im Vergleich mit den anderen Bundesländern an-

schaue, dann sind es dort nur 43,8 Prozent. Wir haben 

also ein doppelt so hohes Angebot wie in den Bundeslän-

dern. Das ist kein Vorwurf, sondern es ist das, was wir 

politisch wollen, dass es dieses Angebot auch im gesam-

ten Bundesgebiet gibt. (Beifall bei SPÖ und NEOS.) 

Ja, ich glaube, dass es wirklich uns allen 100 darum 

geht, dass wir qualitätsvolle, gute Kinderbetreuung in al-

len Bereichen haben. Davon gehe ich aus und ich weiß, 

dass da sehr viele Emotionen drinnen sind. Ich kann Ihnen 

sagen, ich habe mich auch geärgert, wie ich diesen Stadt-

rechnungshofbericht über diesen besagten Kindergarten 

gelesen habe. Kollege Mahrer, Sie haben heute so getan, 

als ob das die ÖVP entdeckt hätte. Das hat zum Glück der 

Stadtrechnungshof entdeckt. Das ist eine Institution der 

Stadt. Das wird sich auch dementsprechend aufklären, 

aber Sie haben schon so geredet, dass das die ÖVP ent-

deckt hat und was das für ein Skandal ist. Ich bin froh und 

ich bedanke mich bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterin-

nen, dass sie diese schwerwiegenden Vorwürfe aufge-

bracht haben. Ich bin auch sehr froh, dass sehr rasch ge-

handelt wurde. Der Herr Vizebürgermeister hat schon ge-

handelt, hat auch schon Personal aufgestockt, hat Konse-

quenzen gesetzt. 

Wenn Sie heute hergehen und sagen, wir sollen jetzt 

gleich diesen Kindergarten schließen, dann möchte ich 

mir meine Tochter nicht vorstellen, wenn man ihr sagt, du 

gehst heute nicht mehr in diesen Kindergarten und du ver-

lierst dein ganzes Umfeld und deine ganze Betreuung. Ich 

glaube, es ist ganz wichtig, dass man da jetzt behutsam 

umgeht und das Ganze auch analysiert. Ehrlich gesagt, 

ich hoffe, dass sich die Verantwortlichen, wenn das alles 

stimmt, auch dementsprechend genieren. (GR Dr. Markus 

Wölbitsch-Milan, MIM: Die sollen sich genieren? - GR 

Mag. Manfred Juraczka: Bei der Summe sollte man viel-

leicht mehr, als sich genieren!) Es ist jetzt auch schon bei 

der Staatsanwaltschaft eingehängt, es wird sich also dann 

auch vor Gerichten klären. Es wird dann auch dement-

sprechend geklärt werden. 

Ich bin schon dafür, dass wir uns jetzt um die Kinder 

kümmern. Man hat ja auch gesehen - das hat der Herr Vi-

zebürgermeister auch gleich gemacht -, dass wir im priva-

ten Bereich die Kontrollen anheben werden. Es sind bis 

zu 1.000 Kontrollen bis zum Sommer vorgesehen. Das ist, 

glaube ich, das Wichtige, dass wir da gleich Maßnahmen 

setzen und das machen. Es geht darum, dass wir Miss-

stände aufklären und dann auch Konsequenzen ziehen.  

Jetzt komme ich zum Schluss meiner Rede noch kurz 

auf Kollegen Mahrer: Es geht jetzt um die Kinder, um die 

Kleinkinder. Die kommen in Schulen, und wir wissen haar-

genau, dass wir in den nächsten 15 Jahren im Segment 

der 15- bis 19-Jährigen ungefähr 10.000 Kinder mehr ha-

ben. Wir kennen den 3. Bezirk sehr gut, und die Ungar-

gasse ist die letzte HTL, die in den letzten über 30 Jahren 

gebaut wurde. Wenn wir auch darüber reden, wie unsere 

Bildung zukünftig ausschaut, dann nehmen Sie das auch 

mit in die Bundespolitik. Wien braucht dementsprechende 

Schulen. Ich garantierte Ihnen, wir werden unsere Haus-

aufgaben machen, wir werden aber auch genau darauf 

schauen, ob Sie Ihre Hausaufgaben machen. (Beifall bei 

SPÖ und NEOS.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu Wort 

gemeldet ist Frau GRin Mag. Bakos, und ich erteile es ihr. 

Bitte, Frau Gemeinderätin. 

GRin Mag. Dolores Bakos, BA (NEOS): Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr ge-

ehrte Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuseherinnen und 

Zuseher via Livestream! 

Es wurde jetzt schon sehr viel gesagt, ich möchte noch 

einmal darauf eingehen, ganz klar noch einmal zusam-

menfassen und eine Übersicht darüber geben, was uns 

wichtig ist.  

Erstens, weil Kollegin Malle gesagt hat, wir würden 

schweigen. Ich möchte in aller Klarheit hier festlegen und 

klar machen: Fördergeldmissbrauch ist kein Kavaliersde-

likt und wird von uns niemals, niemals geduldet werden. 

Niemals! (Beifall bei NEOS und SPÖ. - GR Mag. Dietbert 

Kowarik: Nur auf Bewährung!) Wir nehmen alle Vorwürfe, 

jeden einzelnen davon, sehr, sehr ernst. Wir schauen 

ganz genau hin und fordern jeden Cent an rechtswidrig, 

zweckwidrig verwendeten Mitteln zurück. Da sind wir alle 

einer Meinung, ich glaube, das ist jetzt in der Debatte auch 

von jeder einzelnen Fraktion ganz klar hervorgekommen, 

das schulden wir den Wienern und Wienerinnen. Das ist 

mir wirklich ganz wichtig zu betonen. Es gibt für uns und 

mit uns keine Toleranz gegenüber missbräuchlich ver-

wendetem Geld. Das, sehr geehrte Damen und Herren, 

ist für uns ganz, ganz klar. (Beifall bei NEOS und SPÖ. - 

GR Mag. Manfred Juraczka: Frau Kollegin, Sie hatten in 

der Opposition bei diesem Betreiber schon vor drei Jahren 

Zweifel!)  

Deshalb setzen wir notwendige und sofortige Schritte, 

und diese Konsequenzen sind vielseitig, ich möchte sie 

noch einmal hervorheben. Wir haben sofort die Übergabe 

des Berichtes an die Staatsanwaltschaft veranlasst, wir 

haben die externe Kontrolle des Vereins durch einen Wirt-

schaftsprüfer beauftragt, wir verlangen selbstverständlich 

personelle Änderungen im Vereinsvorstand. Dieser Ver-

ein wird sich umstrukturieren müssen, das ist ganz, ganz 

klar, und so weiter, und so fort, das ist alles heute schon 

hier gesagt worden.  

Zweitens, das möchte ich genauso klar noch einmal 

festhalten: Private Trägerorganisationen sind wichtige 

Partner und Partnerinnen der Stadt. Ich glaube, auch da 

sind wir alle einer Meinung, sie tragen zu einem vielfälti-

gen, vielschichtigen Bildungsangebot bei. Wir sind zutiefst 

davon überzeugt, dass die allerallermeisten dieser priva-

ten Kindergartenbetreiber ihre Aufgaben sehr gewissen-

haft und zur vollsten Zufriedenheit erledigen. Es ist heute 

aber auch bereits gesagt worden, Vertrauen ist gut, so wie 

im Leben überall, Vertrauen ist gut, aber Kontrolle ist nun 

mal besser. Deshalb werden wir folgende Maßnahmen 

setzen, ich möchte sie noch einmal hervorheben, noch 

einmal zusammenfassen: 
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Wir verdoppeln die Kontrollen der 1.600 Standorte der 

elementaren Bildungseinrichtungen, der 200 Tageseltern. 

Wir verstärken die Kontrollen in Anlassfällen, zum Beispiel 

bei Beschwerden oder Änderungen der Gruppen am 

Standort und stärken natürlich die Überwachung der Ein-

haltung der Abrechnungsmodalitäten und die enge Ausle-

gung der geltenden Bestimmungen. Wir stocken das Per-

sonal für Kontrolltätigkeiten in der MA 10 und auch die lau-

fende Weiterbildung der mit dieser Kontrolle befassten 

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen auf. Selbstverständlich 

setzen wir jede einzelne Empfehlung des Stadtrech-

nungshofs um. Wir werden daher in den nächsten Mona-

ten, dort wo es notwendig ist, externe Prüfer einsetzen, 

wir werden die Förderkriterien dort, wo es notwendig ist, 

anpassen. Darauf, sehr geehrte Damen und Herren, kön-

nen Sie sich verlassen.  

Drittens - das möchte ich auch in aller Klarheit sagen: 

Wer steht für uns hier ganz klar am allermeisten im Vor-

dergrund? Das sind die Kinder, das hat Herr Kollege 

Schober bereits sehr gut ausgeführt. Für uns stehen im-

mer die Kinder im Mittelpunkt, und wir werden ganz si-

cherlich nicht von heute auf morgen aus dem Nichts her-

aus einen Förderstopp erwirken, der zur Folge hätte, dass 

über 800 Kinder plötzlich vor dem Nichts stehen würden, 

ihr vertrautes Umfeld verlassen müssen, Bezugsperso-

nen, die sie gewonnen haben, verlieren, die ihre Freunde, 

die ihre Freundinnen verlieren würden. (GR Felix Stadler, 

BSc, MA: Das muss ja nicht sein!) 

Jetzt reden wir über diese über 800 Kinder, das muss 

man sich natürlich auf der individuellen Ebene an-

schauen. Kollege Schober hat es schon gesagt: Stellen 

Sie sich jetzt eine Mutter, einen Vater, einen Elternteil vor, 

dessen Kind in einen dieser Kindergärten geht (GR Dr. 

Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Ja eh!), das sich dort wohl-

fühlt, das dort jeden Tag, wenn es nach Hause kommt, 

erzählt, dass es mit seinem besten Freund, seiner besten 

Freundin gespielt hat. (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, 

MIM: Warum habt ihr das nicht vorher kontrolliert für die 

Kinder?) Es erzählt, welche Lieder sie gesungen haben, 

es erzählt, welchen Morgenkreis sie gehabt haben, es er-

zählt, welche Bücher ihnen vorgelesen wurden, es er-

zählt, welchen Ausflug sie demnächst machen werden. 

(Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Dann wird es aus die-

ser Erzählung plötzlich aus dem Nichts abrupt herausge-

rissen, aus diesem geschützten Raum, in dem es sich 

wohlfühlt, in dem es pädagogisch wertvoll aufwachsen 

kann. Das ist alles möglich, aber ganz sicherlich nicht ver-

antwortungsvoll. Das ist keine verantwortungsvolle Politik 

und das ist mit uns sicher nicht zu haben. (Beifall bei 

NEOS und SPÖ.) 

Wir nehmen die Erkenntnisse des Stadtrechnungshofs 

sehr, sehr ernst. (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: 

Ja, das merkt man eh!) Wir werden Minibambini sicherlich 

nicht aus der Verantwortung entlassen, aber genau so we-

nig werden wir all diese über 800 Kinder im Stich lassen. 

Vielen Dank. (Beifall bei NEOS und SPÖ. - GR Dr. Markus 

Wölbitsch-Milan, MIM: Das hättet ihr früher machen sol-

len!) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Darf ich ersuchen, 

dass der Geräuschpegel wieder gesenkt wird, man hört 

den Redner oder die Rednerin fast nicht mehr.  

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Stadler, 

und ich erteile es ihm. Bitte, Herr Gemeinderat. 

GR Felix Stadler, BSc, MA (GRÜNE): Frau Vorsit-

zende! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 

Ich möchte kurz mit Herrn Kollegen Schober begin-

nen, der jetzt leider nicht mehr hier ist, der aber die Frage 

an die ÖVP, glaube ich, gerichtet hat, wo und wann nach 

der Ungargasse die nächste HTL gebaut wird. Ich kann es 

ihm gerne beantworten: Im Schulentwicklungsprogramm 

der aktuellen Bundesregierung 2020 steht drinnen, dass 

von der türkis-grünen Bundesregierung die nächste HTL 

im 21. Bezirk gebaut wird. (Beifall bei GRÜNEN und 

ÖVP.) Herr Kollege Schober, Sie können vielleicht Ihre ei-

gene Partei ein bisschen daran erinnern, dass Sie auch 

jahrelang keine HTL gebaut hat.  

Zurück von der SPÖ-Whataboutism-Ablenkungspolitik 

wieder hin zum Stadtrechnungshofbericht, zu diesem 

wirklich lesenswerten Stadtrechnungshofbericht: Ich kann 

mich nur meinem Klubobmann Ellensohn anschließen, 

diesen Bericht tatsächlich von vorne bis hinten einmal 

durchzulesen. Wir haben hier schon ein paar Dinge be-

sprochen, es stehen aber immer noch ein paar, man kann 

fast sagen, Schmankerl drinnen, Spitzen drinnen, die fast 

unglaublich sind.  

Eines davon ist, alle Zahlungen an diese Baufirmen 

waren immer Barzahlungen. Es waren also alle Zahlun-

gen an diese Baufirmen Barzahlungen, außer jene bei der 

Anschlussfinanzierung, die waren über die Bank. Dieser 

Kindergartenverein hat diese Bankzahlungen aber nicht 

per Onlinebanking gemacht, sondern ist mit dem Erlag-

schein mit der Begründung auf die Bank gegangen, beim 

Onlinebanking können nicht zwei Personen unterschrei-

ben, im Jahr 2022, und deswegen müssen sie das alleine, 

nur die Obfrau, auf der Bank machen. Das ist also eine 

völlig haarsträubende Erklärung, warum eine Person al-

leine auf die Bank geht und dort alleine, statutenwidrig üb-

rigens, diese Überweisungen macht, wenn doch im Jahr 

2022 oder 2023 jetzt allen hier klar ist, dass auch Online-

Überweisungen von zwei Personen zu unterzeichnen 

sind.  

Eine Sache möchte ich aus diesem Stadtrechnungs-

hofbericht auch noch herausgreifen, das sind Darlehens-

zahlungen, die der Verein an die eigenen Vorstandsmit-

glieder, an die Familienmitglieder ... (GR Mag. Dietbert 

Kowarik: Gehaltsvorauszahlungen!) - Gehaltsvorauszah-

lungen gibt es auch noch, es gibt Gehaltsvorauszahlun-

gen fast in der Höhe von 600.000, 560.000 EUR Gehalts-

vorauszahlungen, und es gibt Darlehenszahlungen an die 

eigenen Vorstandsmitglieder, wobei die danach gesagt 

haben, wir haben alles zurückgezahlt. Der Stadtrech-

nungshof aber sagt: Das können wir gar nicht nach-

schauen, weil die Zurückzahlungen und die Belege und 

die Eingänge im Konto gar nicht da sind. Das heißt, von 

diesen Darlehenszahlungen weiß niemand, wo sie hin 

verschwunden sind oder ob die wirklich jemals zurückge-

zahlt wurden. (GR Mag. Dietbert Kowarik: Drei Leute!) - 

Ja, drei Leute wissen es, das stimmt, aber die werden es 
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uns auch nicht sagen. So viel zum Stadtrechnungshofbe-

richt. 

Ich möchte als zweiten Punkt noch einmal kurz auf die 

Verantwortung der NEOS und des Herrn Stadtrat einge-

hen. Sie haben es vor zwei Jahren schon gewusst. Es ist 

Ihnen ja auch zu Gute zu halten, dass sie vor zwei Jahren 

schon hier gestanden sind und gesagt haben, da gibt es 

ein Problem. (GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc: Ich 

habe gar nichts gewusst! Was soll ich gewusst haben?) - 

Sie haben, glaube ich, wörtlich gesagt, diesem Verein 

gebe ich nicht mein Vertrauen für Steuergeld. Vor zwei 

Jahren haben Sie gesagt, ich gebe dem Verein nicht mein 

Vertrauen für Steuergeld, und haben dann, während Sie 

zwei Jahre im Amt waren, niemanden hingeschickt. Die 

Wirtschaftsprüfer, die jetzt hingeschickt werden, hätten 

Sie schon vor einem Jahr hinschicken können oder hätten 

Sie auch schon vor zwei Jahren hinschicken können. 

(GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc: Das stimmt ja nicht!) 

Sich jetzt aber hier herauszustellen, Kollegin Bakos, und 

so zu tun, als wäre die Aufklärung von Ihnen gekommen, 

als würde man das jetzt aufklären, ist ja absurd, wenn Sie 

schon die letzten zwei Jahren als Regierungsfraktion in 

dem Ressort die Aufklärung hätten vorantreiben können. 

(Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Als dritten und letzten Punkt möchte ich noch einmal 

auf den Förderstopp zurückkommen. Auch wir bringen 

heute einen Antrag ein, dass dieser Verein nicht mehr mit 

Steuergeld gefördert werden soll, aber anders, als es uns 

hier vorher sehr pathosvoll von Kollegin Bakos klar ge-

macht wurde, dass wir ja die Kinder mitbedenken müssen. 

Das tun auch wir, deswegen steht auch in diesem Antrag 

drinnen, wir wollen den Förderstopp nicht einfach bedin-

gungslos, sondern natürlich nur mit einer Lösung, dass 

alle 900 Kinder im besten Fall auch an diesen Standorten 

bleiben können und eine andere Lösung von Seiten der 

Stadt Wien bekommen. (GRin Mag. Bettina Emmerling, 

MSc: Wie?) Dieser Verein kann ja offensichtlich kein Steu-

ergeld mehr bekommen. Ich kann ja niemandem Steuer-

geld geben, wenn ich weiß, die machen etwas Förde-

rungswidmungswidriges damit. Das ist doch fahrlässig in 

der Definition, dass ich jemandem Geld gebe und weiß, 

der verwendet das für Sachen, für die er es eigentlich 

nicht verwenden darf. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Wir bringen den Antrag auf einen Förderstopp ein, 

nicht, wie hier oft getan wird, einfach so ins Blaue hinein, 

sondern natürlich mit einer Lösung. (VBgm Christoph 

Wiederkehr, MA: Na sicher, du willst die Kinder auf die 

Straße stellen!) - Nein, wir wollen die Kinder nicht auf die 

Straße stellen. (GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc: Das 

geht nicht! Ich habe es vorher ausgeführt!) Lesen Sie den 

Antrag! Ich glaube daran, dass Sie sinnerfassend lesen 

können. Ich habe viel mit Menschen zu tun, die nicht sinn-

erfassend lesen können. Ihnen traue ich es zu, Sie kön-

nen sinnerfassend lesen. Lesen Sie den Antrag, da steht 

drinnen, nur mit einer Lösung für alle Kinder, die es natür-

lich von Seiten der Stadt geben muss und die es auch ge-

ben kann. Das zeigen ja auch die alten Fälle von den Alt-

Wien-Kindergärten, wo ja auch Standorte übernommen 

wurden. Das könnte man hier auch machen. (Beifall bei 

GRÜNEN und ÖVP. - VBgm Christoph Wiederkehr, MA: 

Wie war denn da die Lösung?) 

Wir fordern also diesen Förderungsstopp mit der Über-

nahme der Standorte. Es kann nicht sein, dass dieser Ver-

ein weiterhin Gelder bekommt. Danke sehr. (Beifall bei 

den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu Wort 

gemeldet ist Frau GRin Mag. Hungerländer, und ich erteile 

es ihr. Bitte, Frau Gemeinderätin. 

GRin Mag. Caroline Hungerländer (ÖVP): Frau Vor-

sitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zwei Worte zu Kollegin Bakos, die ich an sich sehr, 

sehr schätze, deswegen war ich auch etwas darüber ver-

wundert, was Sie gesagt haben. Aus dem Nichts heraus 

soll man die Kinder auf die Straße setzen. Frau Kollegin, 

also wenn dieser Rechnungshofbericht für Sie nichts ist, 

dann möchte ich wirklich nicht wissen, was ein handfester 

Skandal für die NEOS tatsächlich ist. (Beifall bei ÖVP und 

GRÜNEN.) 

Sie haben auch gesagt - muss ich leider noch einmal 

zitieren -, wir lassen die Kinder nicht im Stich. Das ist ja 

redlich, aber leider nicht korrekt. Die Kinder wurden in den 

letzten Jahren bei zu wenig Essen und bei unsäglichen 

Zuständen bei der Infrastruktur im Stich gelassen. Sie ha-

ben die Kinder in der Vergangenheit im Stich gelassen, 

ich hoffe, Sie schaffen es in der Zukunft, sich besser um 

die Kontrollen zu kümmern, damit so etwas nicht mehr 

vorkommt. (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.) 

Tatsächlich, es wurde schon einige Male angespro-

chen, es ist leider Gottes nicht unerwartet, dass dieser 

Skandal aufkommt, wenngleich in dem Ausmaß schon. 

Dass über Minibambini schon gesprochen wurde, haben 

wir heute schon öfter erwähnt. Es ist auch nicht der ein-

zige Kindergartenskandal, bei dem es zu Insichgeschäf-

ten kommt, es ist nicht das erste Mal, dass Beschwerden 

bei der MA 10 einlangen und nicht behandelt werden. Es 

war ja in der letzten Zeit schon öfter in den Medien. 

Ich denke, es gibt einige systemische Gründe, über 

die wir reden würden, die bis jetzt noch nicht genannt wur-

den, nämlich Punkt 1: Was passiert mit den Beschwer-

den? Die NEOS haben sich selber damit gelobt, dass sie 

diese Whistleblower-Plattform ins Leben gerufen haben. 

Das mag ja schön und gut sein, aber wenn gleichzeitig bei 

den eigenen Magistratsabteilungen Beschwerden einge-

hen, die weder verfolgt noch beantwortet werden, dann 

brauchen wir keine Whistleblower-Plattform und keine 

neuen Tools. Da müssen wir zuerst einmal schauen, dass 

im eigenen Haus Ordnung ist und dass im eigenen Haus 

die Beschwerden ordnungsgemäß behandelt werden. 

(Beifall bei der ÖVP.) 

Zweites Thema: Insichgeschäfte. Wir waren hier 

schon einmal und haben über einen anderen Kindergar-

tenverein geredet, bei dem der Geschäftsführer des Kin-

dergartens zeitgleich der Geschäftsführer des Catering-

Unternehmens war, das den Kindergarten beliefert hat. Er 

hat sich also quasi selber beauftragt. Wie auch immer. 

Jetzt ist die Frage: Warum sind Insichgeschäfte immer 

noch möglich? Denn immerhin gab es eine Reform der 

Förderrichtlinien in dieser Legislaturperiode. Die NEOS 

haben dem zugestimmt. Das trägt die Handschrift der 
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NEOS, und es ist weiterhin möglich, dass Insichgeschäfte 

geschlossen werden. Auch dafür tragen Sie Verantwor-

tung, dass das überhaupt möglich ist. Das ist eine syste-

mische Frage, bei der Sie - das muss man leider sagen - 

geschlafen haben.  

Ich möchte das jetzt nicht ein bisschen als Selbstlob 

nehmen, weil Kollege Zierfuß ja gesagt hat, er hat Mini-

bambini immer wieder angesprochen. Der dritte Punkt ist 

dennoch, ab und zu vielleicht auch ein bisschen auf die 

Opposition zu hören. Wir sitzen in nahezu jedem Aus-

schuss, wo wir sagen: Na ja, schaut euch diesen Verein 

doch noch einmal an! Da ist irgendetwas komisch, seien 

es Insichgeschäfte, sei es, dass der Verein an derselben 

Adresse gemeldet ist wie eine GmbH, wo zufällig dieselbe 

Person in der Führung ist und der geförderte Verein dann 

an die GmbH die Miete zahlt, sei es Minibambini, das an-

gesprochen wurde, et cetera, et cetera.  

Wir versuchen ja, im Sinne unserer Kontrollaufgabe 

mitzuarbeiten, aber wenn dann jedes Mal die Schulter ge-

zuckt und dann trotzdem gefördert wird und überhaupt 

nichts passiert, dann muss ich leider sagen, Sie sollten 

besser dem Grundsatz folgen: Mehrere Augen sehen 

mehr als wenige Augen, und ein bisschen darauf achten, 

wenn wir konstruktiv Sachen aufzeigen, die möglicher-

weise ein großer Skandal im Hintergrund sind. (Beifall bei 

der ÖVP und von GR Felix Stadler, BSc. MA.)  

Das gebe ich Ihnen mit: Bitte stellen Sie sicher, dass 

so etwas nicht mehr passiert, dass wir nicht mehr mit so 

einem riesigen Skandal konfrontiert sind, wo im Vorfeld 

alle ein bisschen gedacht haben: Na, vielleicht könnte da 

etwas sein, aber es wurde eben nicht gehandelt. Bitte das 

in Zukunft nicht mehr passieren zu lassen. Wenn die Op-

position so vehement hinweist, dass ein Missstand sein 

könnte, und Sie das auch selber erkannt haben, dann bitte 

ich, dem nachzugehen und nicht zu warten, bis es zu spät 

ist. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Mag. Gremel. Ich erteile es 

ihm. Bitte, Herr Gemeinderat. 

GR Mag. Marcus Gremel, MBA (SPÖ): Sehr geehrte 

Frau Vorsitzende! Werter Vizebürgermeister! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ich verstehe die Aufregung im Raum in den letz-

ten Stunden sehr gut. Als ich den Bericht gelesen habe, 

hat es mich ehrlich gesagt auch vom Sessel gehaut. Das 

ist ein Ausmaß eines - ich sage einmal - mutmaßlichen 

Fördermissbrauches, den ich so auch noch nicht erlebt 

habe. Das war bedrückend zu lesen. Ich will dennoch ver-

suchen, jetzt nicht auch in die Aufregung zu verfallen, die 

ich beim Lesen empfunden habe, sondern ein bisschen 

versuchen, das, worum es eigentlich geht und was die 

zentralen Fragen sind, mit denen wir uns jetzt zu beschäf-

tigen haben und auch beschäftigen, ruhig auf die sachli-

che Ebene zu bringen.  

Das Erste ist natürlich die Frage, was passiert ist. Also, 

klar ist einmal, dass wir hier einen Förderträger haben, der 

bei dem Einsatz von Fördermitteln jedenfalls nicht or-

dentlich gearbeitet hat. Es gibt - teilweise gesichert - einen 

Fördermittelmissbrauch und nach Lektüre des Berichts je-

denfalls - das ist sehr freundlich ausgedrückt, sage ich 

auch offen - aus betriebswirtschaftlicher Sicht einen or-

dentlichen Saustall. Ob es dabei bleibt oder ob wir ins Kri-

minal gehen, wie heute Kollege Margulies schon in der 

Fragestunde angesprochen hat, werden wir herausfinden. 

Ob das Betrugsversuche gegenüber der Stadt waren, 

werden die weiteren Untersuchungen ergeben.  

Es ist auch ganz fix, dass wir jedenfalls lückenlos auf-

klären werden. Deswegen haben wir - wie „by the way“ 

auch vom Stadtrechnungshof empfohlen - den Schritt ge-

setzt, einen Wirtschaftsprüfer mit einer Detailprüfung zu 

beauftragen und selbstverständlich auch die Staatsan-

waltschaft eingeschaltet, weil das Verdachtsfälle sind, bei 

denen man nicht wegschauen kann. Die müssen lücken-

los aufgeklärt werden.  

Dann ist auch klar - das haben der Herr Vizebürger-

meister und einige Kolleginnen und Kollegen vor mir heute 

auch schon in der Fragestunde klargestellt -, dass alles, 

was einwandfrei und zweifelsohne festgestellt wird, 

selbstverständlich genauso zurückgefordert wird, wie das 

schon jetzt mit der Anstoßfinanzierung für die Gruppe, die 

nicht zeitgerecht eröffnet wurde, und auch mit den Ver-

kehrsstrafen passiert, wo ja sozusagen der Beweis bereits 

existiert. Das ist die erste Frage, mit der wir uns zu be-

schäftigen haben und das tun werden. 

Das Zweite ist, welche Ableitungen wir für uns treffen 

können. Welche Ableitungen können wir für die Kontrollen 

treffen, die es in dieser Stadt gibt, und was können wir in 

der Zukunft vielleicht noch besser machen, damit uns so 

etwas hoffentlich nicht mehr passiert?  

Nun, dazu vielleicht zuerst eine Anmerkung zu dem, 

was Herr StR Nepp hier mit dem Verweis auf die Graphik, 

die Herr Redakteur Lattinger vorgezeigt hat, gesagt hat. 

StR Nepp hat behauptet, dass die Kontrollen von 2017 bis 

2022 zurückgegangen wären. Das ist so nicht ganz kor-

rekt, sondern sie waren zwischen 2017 und 2019 ständig 

auf einem sehr hohen Niveau - zwischen 2.500 und 3.000 

Kontrollen pro Jahr - und sind dann in den letzten 3 Jahren 

hinuntergegangen. Das ist richtig. Warum war das so? Wir 

hatten in den letzten drei Jahren eine kleine Pandemie, 

falls Ihnen das noch in Erinnerung ist, auch wenn man es 

hier heute nicht mehr merkt. Selbstverständlich haben wir 

alle Menschen angehalten, nicht mehr in den Kindergar-

ten zu gehen. Dazu gehören auch die Kontrollorgane. 

Deswegen ist das zurückgegangen. Selbstverständlich 

werden wir das aber jetzt auch wieder hinauffahren und 

intensivieren und zumindest den Stand von vor Corona 

erreichen.  

Insgesamt haben wir jetzt schon 40 Personen, die sich 

bei der MA 10 und der MA 11 um die Kontrollen in den 

privaten Kindergärten kümmern. Das heißt, alle 1.600 

Standorte, die wir in dieser Stadt haben, werden mindes-

tens ein Mal im Jahr kontrolliert. Dabei ist die MA 11 für 

die Kontrolle der Pädagogik, Hygiene und auch der Si-

cherheit zuständig, und die MA 10 macht eben die Kon-

trolle des Umgangs mit den Fördermitteln. Das ist vorher 

auch ein paar Mal vermischt worden. Praktischerweise bin 

ich für beides zuständig und habe gelernt, das auseinan-

derzuhalten. Ja, da müssen wir noch einmal aufstocken. 

Wir haben deswegen bereits vereinbart, dass wir als einen 
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ersten Schritt drei zusätzliche Personen für die Förder-

kontrollabteilung der MA 10 zur Verfügung stellen - in der 

Hoffnung, dass wir damit in Zukunft auch schneller auf sol-

che Sachen draufkommen. Nur sage ich es Ihnen auch 

ganz ehrlich: Es wird auch in Zukunft nicht so sein, dass 

jeder einzelne Beleg von der MA 10 überprüft werden 

kann. Das wird sich nicht ausgehen, egal, was wir da hin-

einstecken.  

Ich sage Ihnen noch eines: Es ist auch nicht sinnvoll. 

Es ist nicht sinnvoll, dass wir in jeder dritten Magistratsab-

teilung dieser Stadt eine Art Ministadtrechnungshof auf-

bauen. Nein, der Stadtrechnungshof an sich ist ein Teil 

unseres Kontrollsystems. Das ist auch gut so. Nicht um-

sonst steht in den Fördervereinbarungen mit den privaten 

Kindergartenträgern drinnen, dass vertiefte Prüfungen 

durch den Stadtrechnungshof erfolgen. Das ist passiert, 

und das ist sehr gut so. Auch ich bin dem Stadtrechnungs-

hof sehr, sehr dankbar dafür, dass das aufgedeckt wurde, 

weil er ein wichtiger Partner und ein Teil unseres Kontroll-

systems ist. (Beifall bei SPÖ und NEOS.) 

Vielleicht noch, weil das ein paar Mal gefallen ist: Da 

haben sich die ÖVP und die GRÜNEN offensichtlich sehr 

gefreut, dass sie eine Rede von Frau Kollegin Emmerling 

aus dem Jahr 2020 ausgegraben haben. Ich war schon 

damals dabei und auch schon dafür zuständig. Ich kann 

mich erinnern und habe jetzt natürlich auch noch kurz im 

Wortprotokoll nachgeschaut. Es ist schon ein bisschen 

gfeanzt, wenn man sich jetzt herausstellt und sagt, Kolle-

gin Emmerling hat schon damals gesagt, das macht sie 

stutzig, und sich dann - wie Kollege Ellensohn vorher - mit 

„und so weiter, und so fort“ ein bisschen drüberschum-

melt. Da lässt man nämlich aus, was sie stutzig gemacht 

hat. Sie hat nämlich damals davon gesprochen, dass es 

nicht um den Verein an sich geht und sie da irgendwelche 

Vermutungen hinsichtlich eines Fördermittelmissbrau-

ches oder Ähnliches hat, sondern dass sie im Ausschuss 

einfach Nachfragen hatte, die ihr dort nicht beantwortet 

werden konnten - genauso, wie sie damals übrigens Frau 

Kollegin Keri hatte. Da ist ein Fehler passiert. Im Gegen-

satz zur Frau Kollegin Keri sind ihr diese Fragen nicht be-

antwortet worden. Da gab es einen Fehler in der Nachbe-

trachtung des Ausschusses, aber nicht ein grundsätzli-

ches Misstrauen gegenüber dem Verein, also tun wir nicht 

so, als wäre das damals schon unter Verdacht gestanden. 

Ich bin mir ganz sicher, Frau Kollegin Emmerling hat sich 

mittlerweile auch alle nötigen Informationen organisiert 

und hat dennoch dieses Ausmaß an Fördermittelmiss-

brauch nicht kommen gesehen - wie wir alle. 

Der dritten Frage, die sich uns stellt, haben sich auch 

schon einige Vorrednerinnen und Vorredner gewidmet. Es 

ist die Frage, wie es jetzt weitergeht. Wie geht es mit dem 

Träger weiter, und wie geht es mit den Plätzen für die Kin-

der weiter? Selbstverständlich ist es für uns - das wurde 

schon ein paar Mal gesagt - das Allerwichtigste, dass das 

Kindeswohl gesichert ist. Nach allen Informationen, die 

uns zur Stunde gesichert vorliegen - damit beziehe ich 

mich auf Kontrolltätigkeiten der für Pädagogik zuständi-

gen Magistratsabteilung 11, aber auch auf Rückmeldun-

gen, die wir zuhauf von den Eltern an den Standorten be-

kommen haben -, gibt es keine pädagogischen Probleme 

an den Standorten. Das sind die Infos, die uns aktuell zur 

Verfügung stehen und gesichert sind. Das sind keine Ge-

rüchte, sondern das sind die Rückmeldungen, die wir 

auch von unseren Kontrolltätigkeiten bekommen. Im Ge-

genteil: Wir hören von Eltern, dass sie mit der Arbeit dort 

sehr zufrieden sind und dass sie sich Sorgen machen, 

dass die Standorte geschlossen werden.  

Standorte einfach zu übernehmen, wie das jetzt oft ge-

fordert wurde: Das wäre bei Alt-Wien so leicht gewesen 

und sei überhaupt kein Problem. Das machen wir „zack, 

zack, zack“, und so (VBgm Christoph Wiederkehr, MA - 

erheitert -: Zack, zack, zack!) - nein, das war die andere 

Fraktion -, aber das machen wir so schnell, und dann be-

kommen alle Kinder sozusagen einfach einen anderen 

Kindergartenplatz möglichst in der Nähe. Es ist ja dort al-

les super, oder die Standorte werden eben übernommen. 

Schauen Sie, der Herr Vizebürgermeister hat in der Fra-

gestunde schon erläutert, dass das aus vielerlei Gründen 

sehr, sehr schwierig, wenn überhaupt möglich ist. Das 

sind alles eigene Rechtsträger mit eigenen Mietverträgen, 

mit eigenen Angestelltenverhältnissen. Die einfach zu 

übernehmen, wird nicht so leicht gehen.  

Auch bei „Alt-Wien“ war das sozusagen nur bei ein 

paar der betroffenen Kinder der Fall. Was war damit ver-

bunden? Eine massive Unsicherheit für die Eltern, für die 

Familien und wohl auch für die Kinder, sofern sie es zu 

dem Zeitpunkt damals schon mitbekommen haben, mas-

sive Sorgen. Ich kann mich an die Proteste noch sehr, 

sehr gut erinnern. Es hat sehr lange gedauert. Diese Un-

sicherheit ist für mich ehrlich gesagt keine schöne Lösung 

für die Problematik, vor der wir stehen.  

Aus meiner Sicht gibt es jetzt einmal zwei Möglichkei-

ten für die nächsten Schritte: Die erste Möglichkeit ist, je-

denfalls aufzuklären und dann zu schauen, ob es eine 

Möglichkeit gibt, die Standorte zu erhalten, oder - Möglich-

keit Nummer 2 - eben einen kompletten Cut und jetzt 

schon einen Förderstopp zu machen und alle Beziehun-

gen mit dem Verein abzubrechen - mit allen Konsequen-

zen, die das mit sich bringt, nämlich in aller Regel auch, 

neue Plätze für die Kinder zu finden.  

Da fällt mir die Entscheidung leicht. Da bin ich auf der 

Basis der Evidenz. Ich schaue mir zuerst einmal an: Okay, 

wie grob sind die Verfehlungen wirklich? Handelt es sich 

ganz ehrlich um betriebswirtschaftliche Unfähigkeit? (GR 

Mag. Dietbert Kowarik: Nein!) Oder handelt es sich tat-

sächlich um Betrug, der gesichert ist? (Zwischenruf von 

GR Felix Stadler, BSc. MA.) Herr Kollege Stadler, ich 

habe den Bericht sehr genau gelesen, keine Sorge. Ich 

habe auch damit begonnen, falls Sie mir zugehört haben. 

Sie brauchen mich nicht extra darauf hinzuweisen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Kinder sind keine 

Möbelstücke, die man einfach von einem Raum in den an-

deren trägt. Kinder sind an den Standorten, an denen sie 

betreut werden, verwurzelt, haben Beziehungen zu ihren 

Pädagoginnen und Pädagogen, zu ihren Assistentinnen 

und Assistenten, haben ihre Freundinnen und Freunde 

dort. Wenn es - so wie in diesem Fall - auch noch so ist, 

dass die Eltern unisono artikulieren, dass sich die Kinder 

dort sehr wohlfühlen (GR Mag. Dietbert Kowarik: Woher 

wissen Sie das?), dann ist es schon sehr wichtig, dass wir 
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uns ganz genau anschauen, ob es irgendwie möglich ist, 

diese Brüche für die Kinder im Sinne des Kindeswohls zu 

vermeiden. (Beifall bei SPÖ und NEOS.) 

Klar ist aber auch: Alles hat seine Grenzen. Man muss 

das differenziert angehen, und man muss auch konse-

quent sein. Jemand, der versucht, unsere Stadt zu betrü-

gen, kann selbstverständlich nicht weiterhin ein Partner 

für uns sein. (GR Dr. Jennifer Kickert: Genau!) So klar 

möchte ich auch sein. Das heißt, wir werden uns das ge-

nau anschauen. Auch die Staatsanwaltschaft wird ermit-

teln, und wenn sich das sozusagen erhärtet, werden wir 

entsprechende Konsequenzen setzen. Wenn sich das 

nicht erhärtet, wird es aber auch ganz sicher kein „Weiter 

so“ geben, denn dafür reicht sozusagen schon der Be-

richt.  

Klar ist für mich jedenfalls, dass ein Grundvertrauen 

wiederhergestellt werden muss, denn ich habe zu diesem 

Träger überhaupt keines mehr. Das sage ich ganz offen. 

Das heißt, zumindest personelle, aber auch strukturelle 

Änderungen muss es geben, weil das Ganze im besten 

Fall - im allerbesten Fall - zumindest absolute Inkompe-

tenz auf der betriebswirtschaftlichen Ebene ist. (GR Dipl.-

Ing. Martin Margulies: ... bringt man das nicht zusammen!) 

Das war meine Meinung zu den aktuell - ich sage ein-

mal - wichtigsten drei Fragen. Ich hoffe, ich konnte ein 

bisschen zur Aufklärung der Situation und vielleicht auch 

zur Einordnung beitragen.  

Von mir gibt’s jedenfalls die Zusicherung an alle Wie-

nerinnen und Wiener, besonders aber an die betroffenen 

Eltern, dass wir auch weiterhin besonnen und ruhig Schritt 

für Schritt vorgehen werden und das Kindeswohl dabei im-

mer im Vordergrund steht. Danke. (Beifall bei SPÖ und 

NEOS.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Zu Wort ist dazu 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwor-

tung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet. Es liegen 

drei Beschluss- und Resolutionsanträge vor, bei denen 

die sofortige Abstimmung verlangt wird. 

Antrag der GRÜNEN betreffend Förderstopp für den 

Verein Minibambini inklusive Auffanglösung für vom Ver-

ein betreute Kinder. Wer diesem Antrag die Zustimmung 

gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Er hat 

die Unterstützung von ÖVP, FPÖ, GR Kieslich und GRÜ-

NEN gegen SPÖ und NEOS und ist somit abgelehnt. 

Antrag der GRÜNEN betreffend interne Revision der 

MA 10 und Neuaufstellung der Kontrolle aller elementar-

pädagogischen Bildungseinrichtungen. Wer diesem An-

trag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen. - 

Er hat die Zustimmung von ÖVP, FPÖ, GR Kieslich und 

GRÜNEN gegen NEOS und SPÖ und ist somit abgelehnt. 

Antrag der Wiener Volkspartei betreffend Konsequenz 

aus den Fördermittelmissbrauchsskandal Minibambini. 

Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um Zustim-

mung. - Zustimmung von ÖVP, FPÖ, GR Kieslich und 

GRÜNEN gegen SPÖ und NEOS und ist somit abgelehnt. 

Wir gelangen zurück zur Tagesordnung. Es gelangt 

die Postnummer 30 der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Sie betrifft eine Zuweisung an die Bezirke aus dem För-

derprogramm „Überregionale Maßnahmen, Verkehr- und 

Stadtgestaltung“. Ich bitte den Herrn Berichterstatter, 

Herrn GR Hursky, die Verhandlung einzuleiten.  

Berichterstatter GR Christian Hursky: Ich bitte um Zu-

stimmung. 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Danke schön. Ich 

eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. 

Sequenz. Ich erteile es ihr. Bitte, Frau Gemeinderätin. 

GRin Mag. Heidemarie Sequenz (GRÜNE): Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Danke für das Wort und danke 

auch für die Anmoderation des Geschäftsstücks. Ich 

werde dazu mehrere Anträge stellen, ein sogenanntes 

Maßnahmenpaket, das dazu dienen soll, Straßenbahnen 

und Öffis zu beschleunigen: Maßnahmen, die kurzfristig 

umgesetzt werden können, die schnell umgesetzt werden 

können und die helfen können, diese aktuelle Öffi-Misere 

zumindest teilweise zu beheben, beziehungsweise auch 

helfen können, den Personalmangel teilweise zu kompen-

sieren.  

Wir sind mittlerweile in der dritten Welle von Ver-

schlechterungen bei den Wiener Linien. Angefangen hat 

es 2021. Damals wurden die Randzeiten ausgedünnt. Im 

November 2022 der nächste Streich, jetzt im Jänner der 

dritte Streich. Den Grund kennt mittlerweile schon jedes 

Volksschulkind: Personalmangel.  

Es ist nicht so, dass wir nicht erkennen, dass sich die 

Wiener Linien bemühen. Wir haben aber gehört, es ist 

schwierig, Leute zu rekrutieren, die geeignet sind. Die 

Ausbildung dauert. Der zuständige Stadtrat Hanke hat 

auch gemeint, es wird bis November dauern, bis sich die 

Situation normalisiert. Jetzt frage ich Sie: Was machen wir 

bis dahin? Weiter in der Kälte warten? Oder wollen wir 

doch Maßnahmen umsetzen, die ganz schnell zu einer 

Verbesserung führen?  

Nur ganz wenige Zahlen: Derzeit sind 19 von 28 Stra-

ßenbahnen von diesen Intervallverlängerungen betroffen. 

Bei den Bussen ist es ein bisschen weniger. Es ist nicht 

so, dass die Wiener Linien untätig sind. Wir sind der Mei-

nung, es ist das Nichtagieren der zuständigen StadträtIn-

nen. Diese Anträge - einige davon habe ich schon im No-

vember gestellt - werden einfach nicht umgesetzt.  

Jetzt zu meinen Anträgen: Die sind nicht Rocket Sci-

ence. Alles, was ich Ihnen hier erzähle, haben Sie schon 

einmal gehört. Manche Sachen sind schon 2014 im Fach-

konzept Mobilität erschienen. Dann fragt man sich schon: 

Warum wird das nicht umgesetzt, wenn es alle können 

und kennen? Ich glaube, das hat einen einfachen Grund: 

Es ist ein Verteilungskampf um die öffentlichen Verkehrs-

flächen. Wie jeder Verteilungskampf ist das ein zäher - 

das müsste vor allem die Sozialdemokratie gut wissen -, 

es ist ein harter, und nicht wenige der Blockierer sitzen 

hier in diesem Raum. Das muss auch einmal gesagt wer-

den. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Wir fordern in unseren Anträgen eine grüne Welle, das 

heißt: Stopp für Öffis nur an Haltestellen. Diese Idee fand 

übrigens in einer viel beachteten Pressekonferenz großen 

Widerhall. Auch die mediale Berichterstattung war ent-

sprechend. Die Leute haben uns angesprochen und ha-

ben gesagt: „Wow, das ist eine super Idee!“ Nur hier 

wurde derselbe Antrag im November abgelehnt, liebe 
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Leute, und zwar von allen Parteien. Ich muss auch geste-

hen: Ich habe bei dieser Pressekonferenz nicht ver-

schwiegen, wer genau so tolle Anträge, die den Leuten 

helfen sollen, nicht mehr in der Kälte zu stehen, einfach 

ablehnt.  

Warum ist das überhaupt wichtig? Also, ich denke mir 

einmal, grundsätzlich sollte es so sein, dass Menschen, 

die sich für eine nachhaltige Mobilität entschieden haben 

und solidarisch handeln, belohnt werden und nicht be-

straft werden, indem sie ewig in der Kälte stehen. Ich 

glaube, das ist einmal ein Grundprinzip, auf das wir uns 

hier auch einigen könnten.  

Zweitens hätten diese Beschleunigungsmaßnahmen - 

dass die Ampeln die Öffis bevorrangen - den Effekt, dass 

zum Beispiel eine Bim-Fahrerin in der Zeit, in der sie ar-

beitet, ungehindert und von Ampelschaltungen und 

Falschparkern unblockiert einfach mehr Runden fahren 

kann. Das heißt, man kann mit demselben Personalstand 

mehr Service bieten und die Intervalle verkürzen. Wissen 

Sie, was Sie den WienerInnen sagen? Wer so einem An-

trag nicht zustimmt, der sagt den WienerInnen eigentlich 

nichts anderes als: Es ist uns wurscht, ob ihr da draußen 

friert, weil wir eh im wohlig warmen SUV sitzen. (GR Mag. 

Thomas Reindl: Das ist ein bisschen zynisch, Frau Kolle-

gin! Sehr zynisch!) Ja, ist es. Zynisch ist, wenn ich nicht 

bereit bin, Verbesserungen einzugehen, die ganz leicht 

sind. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Nun zu den Falschparkern: Was hindert Sie daran, so-

fort morgen damit zu beginnen, jene Stellen, wo wieder-

holt Straßenbahnlinien durch Falschparker oder durch die 

immer breiter werdenden SUVs blockiert werden ... Was 

hindert Sie daran? Sind es diejenigen, die sich so gerne 

an die Parkplätze kleben? Sind es die, die besonders laut 

schreien? Etwas anderes kann ich mir nicht vorstellen, 

denn das ist eine grundvernünftige Idee.  

Ich weiß nicht, ob jemand schon einmal drei Straßen-

bahngarnituren gesehen hat, die hintereinander warten. 

Ich habe das in Döbling gesehen. Wer das einmal gese-

hen hat, weiß: Da sitzen 600 Leute. Die werden von einer 

einzigen Person daran gehindert, dass sie rechtzeitig in 

die Arbeit kommen, dass sie rechtzeitig in die Schule kom-

men, sodass sie Termine versäumen. Die kleben sich 

nicht vor die Straßenbahn. (GR Mag. Manfred Juraczka - 

erheitert -: Ja, diese Klimakleber! Ich finde das auch!) Das 

ist genau das, was passiert. 600 Leute warten. Denen wird 

wegen eines einzigen Falschparkers die Zeit gestohlen. 

Damit könnte man von heute auf morgen beginnen. Was 

noch wichtig ist: Jetzt besteht überhaupt keine Kosten-

wahrheit. Die Feuerwehr kommt, schiebt das Auto ein 

bisschen auf die Seite, parkt es richtig ein - ein bisschen 

eine Strafe und die Sache ist gegessen. Die Kosten, die 

entstehen, sollten eigentlich zur Gänze diesen Verursa-

chern verrechnet werden. Manche von Ihnen schütteln 

den Kopf. Das sagt mir eigentlich schon einiges.  

Es ist nicht so, dass die Wiener Linien das nicht alles 

wissen. Die dokumentieren diese Stellen, diese Hot 

Spots, wo es immer wieder zu diesen Störungen kommt, 

ganz genau. Warum machen die das? Na, glauben Sie, 

das ist für den Bim-Fahrer lustig, wenn er 40 Minuten ir-

gendwo steht, bis das Auto zurechtgerückt ist? Nein, das 

macht einen Job auch nicht besonders attraktiv. Man 

würde meinen, dass diese Listen, die eben zeigen, wo 

diese neuralgischen Stellen sind, öffentlich sind. Das sind 

sie nicht. Daher fordert ein weiterer Antrag von uns die 

Veröffentlichung dieser Listen. Damit können auch die 

Bürger schauen: Passiert da überhaupt etwas oder ver-

gammelt das wieder nur in einer Schublade? (Beifall bei 

den GRÜNEN.) Das wäre auch eine kleine Übung in Rich-

tung Transparenz, würde ich einmal sagen. Fangen wir 

damit an!  

Wenn wir schon bei der Transparenz sind: Ein weiterer 

Antrag, den ich heute einbringe, fordert die Veröffentli-

chung einer Studie, die das Beschleunigungspotenzial der 

Linien 2 und 49 untersuchen soll. Diese Studie haben die 

Wiener Linien in Auftrag gegeben. Man kann auf der 

Website der TU nachlesen, welche Studien bei der TU in 

Auftrag gegeben wurden, natürlich nicht die Inhalte. Diese 

Studie - auch die Medien haben berichtet - ist Geheimsa-

che. (Ruf bei den GRÜNEN: Echt?) Ja. Warum, wissen 

wir nicht. Auch den Medien wurde diese Studie nicht zur 

Verfügung gestellt. Ich denke mir: Wenn niemand vom Er-

gebnis einer Studie erfahren darf, dann kann man sich eh 

schon vorstellen, was da drinnensteht, oder? Der einzige 

Grund könnte nur sein, dass das Ergebnis ein verheeren-

des ist.  

Weil wir halt so wenig über die Beschleunigungspoten-

ziale der Wiener Linien wissen, sind manche WienerInnen 

mittlerweile zur Selbsthilfe geschritten. Sie machen Feld-

studien, indem sie mit der Stoppuhr in der Straßenbahn 

sitzen und stoppen, wie lange die Bim bei der Ampel war-

tet. Ich kann Ihnen einen heißen Tipp geben: Steigen Sie 

beim Jonasreindl in eine der fünf Straßenbahnen ein! Sie 

werden bei der Hörlgasse schon einmal eine Minute war-

ten: fünf Straßenbahnen hintereinander. Ich würde sagen, 

wir können bei dieser Ampel dort gleich anfangen. (Beifall 

bei den GRÜNEN.)  

Zusammenfassend: Die Anträge umfassen eine Be-

schleunigung der Straßenbahnlinien und Busse durch 

Ampelschaltungen, die Beseitigung von Falschparkern 

und die Verwendung der Kenntnisse dieser Studie, dass 

die auch umgesetzt werden. Warum ist das wichtig? At-

traktive Öffis sind das Mittel, um den Klimafahrplan zu er-

reichen, den sich diese Stadtregierung gesetzt hat. Dieser 

ist gut, wir haben auch zugestimmt. Wir haben heute in 

der Aktuellen Stunde gehört: „Raus aus dem Gas“. Der 

Herr Bürgermeister hat sogar gemeint, er wird an den gro-

ßen Schrauben drehen. Bitte machen Sie das! Ich hätte 

ihm das heute so gerne selbst gesagt. Bitte machen Sie 

das! Wissen Sie, was eine große Schraube ist? 40 Pro-

zent der CO2-Emissionen in Wien kommen von der Mobi-

lität. Bitte drehen Sie an dieser Schraube! (Beifall bei den 

GRÜNEN.)  

Ja, im Wohnbau, bei der Energie, da ist viel möglich. 

Ich kann mir auch vorstellen, dass die Wien Energie das 

schafft. Warum glaube ich das? Weil denen nicht dauernd 

irgendwelche rabiaten Bezirksvorsteher hineingrätschen. 

Deswegen glaube ich, dass das möglich ist. Daher wün-

sche ich auch, dass „Raus aus dem Gas“ nicht ein ähnli-

ches Schicksal erleidet wie das Projekt „Raus aus dem 

Beton“.  
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Zum Abschluss aber die gute Nachricht: Die Zeit der 

Parkplatzkleber geht dem Ende zu. Davon bin ich über-

zeugt. Der Widerstand gegen diese alte, rückwärtsge-

wandte Politik ist allgegenwärtig. Die Menschen lassen 

sich mit so hohlen Phrasen wie „Raus aus dem Beton“ 

nicht mehr abspeisen. Dann sagt derselbe Typ ernsthaft: 

Eine klimafitte Stadt braucht ein Betonband, das sich über 

die Felder der Donaustadt zieht. Das schlucken die jungen 

Leute heute nicht mehr. Das sollte wirklich in die Gehirne 

hier einsickern.  

Das wären meine Anträge. Ich muss nur eines kurz 

erwähnen: Einen Antrag, in dem es um die Beschleuni-

gung der Öffis geht, haben wir auf eine Zuweisung umge-

schrieben. Den gebe ich Ihnen jetzt persönlich ab. Vielen 

Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Danke. Als 

Nächster zu Wort gemeldet ist GR Niedermühlbichler. Ich 

erteile es ihm. 

GR Georg Niedermühlbichler (SPÖ): Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! Herr Be-

richterstatter! Ich habe nur einen Antrag, den wir heute 

einbringen. Es ist aber ein kleines Jubiläum, weil wir ihn 

zum zehnten Mal einbringen.  

Wenn Kollegin Sequenz von Blockierern gesprochen 

hat, müssen wir leider feststellen, dass es auch dort eine 

Blockade gibt, aber halt im Verkehrsministerium, denn 

was wir bräuchten, um eine echte Verkehrsberuhigung im 

1. Bezirk umsetzen zu können, wäre eine klitzekleine Än-

derung in der StVO. Da stoßen wir halt leider schon seit 

Langem auf taube Ohren. Das ist aber für uns ganz wich-

tig, weil das wirklich ein wichtiger Beitrag und eine gute 

Klimamaßnahme für den Klimaschutz wäre und nicht nur 

wir in Wien oder im 1. Bezirk das brauchen, sondern weil 

das sehr viele wollen.  

Ich habe vorgestern am Abend eine Veranstaltung im 

1. Bezirk mit Wirtschaftstreibenden gehabt. Da war auch 

das Thema: Wie kann man den 1. Bezirk noch attraktiver 

machen? Was kann man noch für Maßnahmen setzen? 

Natürlich ist sofort die Verkehrsberuhigung angesprochen 

worden. Da ist gesagt worden: Na ja, da gibt es ja ein Kon-

zept. Wann kommt das endlich? Da habe ich ihnen sagen 

müssen: Ja, die Stadt Wien und der Bezirk haben die Auf-

gaben gemacht. Wir wären in den Startlöchern, aber wir 

brauchen halt diese StVO-Änderung. Im Verkehrsministe-

rium tut sich da halt leider nichts.  

Das ist wirklich schade. Deswegen bringen wir heute 

zum zehnten Mal diesen Antrag ein. Ich hoffe, dass wir 

das nicht oft wiederholen müssen, sondern dass die zu-

ständige Verkehrsministerin endlich handelt und diese 

wichtige Maßnahme umsetzt, denn darauf warten schon 

viele Städte in ganz Österreich. Deshalb will es auch der 

Städtebund. Danke. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist GR Stark. Ich erteile es ihm. 

GR Kilian Stark (GRÜNE): Frau Vorsitzende! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Sehr geehrte ZuseherInnen, die möglicherweise zu 

später Stunde noch vor dem Livestream verharren! 

Zunächst ein Wort zu dem Akt: Da handelt es sich um 

eine Zusammenziehung von zwei Förderprogrammen. 

Das finden wir grundsätzlich gescheit. Wir werden aller-

dings - das möchte ich gleich ankündigen - schon sehr 

genau beobachten, wie denn diese Fördersummen ver-

wendet werden, weil eines schon auffällig ist: Die ersten 

vier Förderungen, die da passiert sind, haben ein biss-

chen eine Schlagseite hin zu ihren Regierungsbezirken 

gehabt, die mit 80, 90 Prozent überdurchschnittlich stark 

gefördert wurden, während andere Bezirke, die von ande-

ren Parteien geführt werden - in dem Fall ist es die ÖVP 

im 19., - dann nur mit 40 Prozent gefördert werden. 

Nichtsdestotrotz ist diese Zusammenziehung sinnvoll. Wir 

werden das aber sehr genau beobachten. 

Ein weiteres Wort zum Antrag meines Vorredners von 

der SPÖ: Ich glaube, wir haben die Debatte schon öfters 

geführt. Ich finde es eine ziemliche Chuzpe, dass eine 

Partei, die eine maßgebliche Verkehrsberuhigung seit 

2020 aus einem Wahlkampfmanöver heraus blockiert, 

sich dann hier hinstellt und davon redet, dass man nichts 

tun kann, obwohl man alle Hebel dieser Stadt in der Hand 

hat. Das finde ich peinlich. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Denn eines muss man schon sagen: Sie sprechen in Ihrer 

eigenen Studie davon, dass sich der Verkehr um 30 Pro-

zent reduzieren soll. Das kann man nicht machen, wenn 

man das nicht kontrollieren kann. (Beifall bei den GRÜ-

NEN.) Die meisten Menschen Österreichs halten sich zum 

Glück an Gesetze. Das heißt, vielleicht kann man 30 Pro-

zent nicht ohne Kontrollen erreichen, 20 Prozent schon. 

Warum wir diese 20 Prozent nicht schon seit über zwei 

Jahren haben, müssen bitte Sie beantworten. (GR Georg 

Niedermühlbichler: Na, weil es ein Schmarrn-Konzept war 

von der Hebein!) 

Jetzt zu meinem Antrag, weil es ja auch um die Mobi-

lität und um die Förderung der Bezirke geht. Unser Antrag 

ist: Wir wollen endlich einen Radweg auf der Krottenbach-

straße. Warum ist es notwendig, dass man das im Ge-

meinderat debattiert? Das ist normalerweise ein lokales 

Thema. Die Krottenbachstraße hat aber insbesondere für 

Döbling große Wichtigkeit. Über 10.000 Menschen woh-

nen im Einzugsgebiet des möglichen Radweges in der 

Krottenbachstraße. Seit über 20 Jahren steht dieser Rad-

weg in den Strategiepapieren und im Hauptradwegenetz 

der Stadt Wien. Der erste Stadtrat, der den Radweg Krot-

tenbachstraße angekündigt hat, ist Rudi Schicker. Das 

war vor 23 Jahren. Wir haben 2023, und er ist immer noch 

nicht da. Jetzt gibt es seit 2020 - noch unter der grünen 

Stadträtin - auch konkrete Pläne, wie man das umsetzen 

kann. Seit der Wahl gibt es jetzt auch eine politische Mehr-

heit im Bezirk für diesen Radweg. Die GRÜNEN, die SPÖ 

und die NEOS im Bezirk haben gemeinsam beschlossen: 

Sie wollen einen Radweg auf der Krottenbachstraße.  

Jetzt gibt es dort eine große Baustelle und einen Was-

serleitungstausch. In der Pressemitteilung zum Wasser-

leitungstausch heißt es, der wird im Februar fertig sein. 

Ende Februar soll er fertig sein. Vielleicht hat es Verzöge-

rungen gegeben, das weiß ich nicht. Das wurde der Öf-

fentlichkeit nicht mitgeteilt. Es gibt keine Pläne für einen 

Radweg. Es gibt keine Beschlüsse für einen Radweg. 

Also, für eine Baustelle, die Ende Februar fertig sein soll, 

ist es schon ziemlich knapp, denn natürlich wäre so eine 

Baustelle der ideale Zeitpunkt, einen Radweg zu bauen. 
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Es wäre absurd, dies wieder zuzuschütten und herzustel-

len wie vorher und ein paar Monate später einen Radweg 

zu bauen. Da fragen sich die Bürgerinnen und Bürger zu 

Recht, was das für ein Schildbürgerstreich ist. Warum 

braucht es diesen und was passiert stattdessen?  

Also, es gibt diese Baustelle, und ich habe mir ge-

dacht, okay, jetzt wird die Frau Stadträtin eigentlich jeden 

Tag damit hinausgehen: Ja, nach der Baustelle wird der 

Radweg so und so ausschauen. Ich warte und warte und 

warte. Was passiert stattdessen? Der Bezirksvorsteher 

von Döbling geht her und sagt: Ach, wir sagen den Rad-

weg ab. Ich habe mit der Stadträtin eine andere Einigung 

gefunden. (GR Ing. Christian Meidlinger: Das ist vernünf-

tig!) Wir lassen die RadfahrerInnen, die Kinder, die Seni-

orInnen, die auf einen sicheren Radweg angewiesen sind, 

einmal rundherum in eine Nebenstraße fahren. Das ist die 

Radfahrpolitik dieser Stadt?  

Es wird ja nicht unmittelbar dementiert. Die Frau Stadt-

rätin ist nicht sofort hinausgegangen und hat gesagt, nein, 

das hat er falsch verstanden, wir bauen den Radweg, son-

dern nein, wir sind in konstruktiven Gesprächen und wir 

werden schauen, ob wir hier eine andere Lösung finden. 

Das ist nicht die Klimaschutzpolitik, die wir 2023 in Wien 

brauchen, meine Damen und Herren. (Beifall bei den 

GRÜNEN.)  

Nicht nur für den Klimaschutz ist es wichtig, auch für 

die Menschen ist es wichtig. Was ist entlang der Krotten-

bachstraße? Kollegin Novak wird nach mir sprechen. Die 

ist ja aus Döbling, jedenfalls politisch. (GRin Barbara No-

vak, MA: Nicht nur politisch!) Die weiß das wahrscheinlich 

sogar besser als ich: Mehrere Schulen, Kindergärten, 

Sportplätze, ein Bad - all das wäre mit einem baulich ge-

trennten Radweg sicher erreichbar. Was steht uns näm-

lich vielleicht ins Haus, wenn dieser Antrag nicht beschlos-

sen wird, beziehungsweise wenn auch das Konzept des 

Bezirksvorstehers Resch gemeinsam mit der StRin Sima 

umgesetzt wird? Im östlichen Teil der Krottenbachstraße 

wurde ja bereits ein Radweg hergestellt. Im westlichen 

Teil, wo die Wasserleitung ist, wurde es zumindest noch 

nicht dementiert. Dazwischen sind ein paar Hundert Me-

ter. Da will man keinen Radweg bauen? Das ist ja absurd. 

Das ist absurd für eine Stadt, die sich selber in ihren eige-

nen Pressemitteilungen „Fahrradhauptstadt“ nennt.  

Also, diesen Radweg nicht zu bauen, würde nicht nur 

gegen die Mehrheit im Bezirk gehen. Das würde nicht nur 

gegen den Beschluss dieses Gemeinderats und gegen 

das Hauptradwegenetz gehen. Das würde nicht nur ge-

gen den Stadtentwicklungsplan und das Fachkonzept Mo-

bilität gehen. Das würde auch gegen Ihr eigenes Regie-

rungsprogramm gehen und dieses ignorieren.  

In dem Regierungsprogramm heißt es - ich darf zitie-

ren -: „Wo es technisch möglich ist, bauen wir auf Haupt-

straßen sichere und baulich getrennte Radwege.“ Dass 

das möglich ist, hat die grüne Stadträtin bereits 2020 mit 

einer Machbarkeitsstudie vorgelegt, wie das ausschauen 

kann. Jetzt sind Sie bei der Umsetzung dran. Wenn Sie 

daher zu diesem Radweg stehen, gehe ich auch davon 

aus, dass Sie diesen Radweg unterstützen. Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist GRin Novak. Ich erteile es Ihr. 

GRin Barbara Novak, MA (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr ge-

ehrte Kolleginnen und Kollegen! Ja, es geht hier im Wie-

ner Gemeinderat ein bisschen um Lokalkolorit in Döbling, 

was ich ja grundsätzlich einmal für sehr gut finde, dass wir 

über ein so wichtiges Projekt aus Döbling sprechen.  

Kollege Stark, ich bin nicht nur politisch im Bezirk, ich 

wohne auch im Bezirk, bin also eine waschechte Döblin-

gerin rundherum und kenne daher auch das Gebiet sehr 

gut. Ich bin auch schon sehr lange - auch hier im Haus - 

in diesem Bezirk politisch tätig, und muss sagen: Ja, die 

SPÖ-Döbling hat sich dem Radweg Krottenbachstraße - 

nämlich vor allem in der Gestalt des ehemaligen Gemein-

derats Franz Ekkamp - schon viele Jahrzehnte verschrie-

ben und diesen auch gefordert. Sie hat sich auch schon 

unter dem Verkehrsstadtrat vor dem Kollegen Schicker, 

nämlich einem auch sehr engagierten Kollegen aus der 

Donaustadt, immer sehr intensiv in die Ausarbeitung der 

Streckenführung eingebracht. (GR Kilian Stark: Werbung 

für die SPÖ-Donaustadt!) Nein, das ist keine Werbung für 

die Donaustadt. Nur, wenn man so ein bisschen in die Ge-

schichte hineingeht, möchte ich das gern einleitend sa-

gend, weil ich das Bekenntnis der Bezirksfraktion und der 

SPÖ für den sehr sinnvollen, sicheren, familienfreundli-

chen und mit Sicherheit am besten geeigneten Radweg 

auf der Krottenbachstraße hier gerne erneuern möchte. 

Wir haben - und das freut mich - doch einige ... (Zwischen-

ruf von GR Kilian Stark.) Ich habe Ihnen sehr aufmerksam 

zugehört. Ich bin die ganze Zeit gesessen und habe nicht 

einmal dazwischengeredet. Das ist nicht notwendig. Es ist 

nämlich deshalb nicht notwendig, weil ich dem Antrag ja 

sehr gerne zugestimmt hätte. Wir haben es auch lange 

diskutiert. Ich sage Ihnen auch, warum ich es nicht ge-

macht habe und nicht machen werde: Weil wir gerade in 

dieser Frage im Bezirk eine sehr, sehr gute, sehr kon-

struktive Zusammenarbeit zwischen drei Fraktionen ha-

ben, die es in dem Bezirk nicht immer leicht haben und 

nicht immer leicht gehabt haben.  

Wir haben es geschafft, genau in dieser Frage auch 

bei allen kommunikativen und sonstigen Irrwegen der letz-

ten Zeit, eine gemeinsame gute Linie zu finden, ohne uns 

gegenseitig irgendwie anzupatzen. Es wäre nicht notwen-

dig gewesen, die Präambel in ihrem Antrag so zu gestal-

ten, wie Sie sie gestaltet haben. (GR Ömer Öztas: Der Be-

zirk hat nicht geschlafen?) Das ist auch der Grund, warum 

ich nicht zustimmen kann. Inhaltlich würden wir uns tref-

fen. Die Frage des Stils in dieser Frage ist genau in dieser 

Bezirkszusammenarbeit vollkommen unangebracht. (Bei-

fall bei SPÖ und NEOS.)  

Ich bringe daher einen eigenen Beschlussantrag der 

Fraktionen der NEOS und der SPÖ ein, in dem wir uns 

einerseits noch einmal ganz klar in der sofortigen Umset-

zung des jetzt auch von Ihnen angesprochenen Ab-

schnitts zwischen Krottenbachstraße, Börnergasse und 

Felix-Dahn-Straße eben nach der Errichtung der Wasser-

leitung an die Stadträtin richten und uns dazu sowie auch 

zur grundsätzlichen Priorisierung des Radweges Krotten-
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bachstraße bekennen. (Zwischenruf von GR Mag. Manf-

red Juraczka. - GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan: Sagt das 

der Ulli Sima auch! - GR Mag. Josef Taucher - in Richtung 

GR Mag. Manfred Juraczka -: Haben wir schon! - GR Mag. 

Manfred Juraczka: Und ist sie begeistert?)  

Wir respektieren aber auch die Gespräche, die die 

Stadträtin mit dem Bezirksvorsteher führt, und sagen: Gut, 

gehen wir hier in eine Prüfung! Ich bin allerdings tief davon 

überzeugt, dass die Prüfung ergeben wird, dass der si-

cherere und familienfreundlichere Weg auf der Krotten-

bachstraße ist, und bitte daher um Zustimmung zu diesem 

Antrag. Danke schön. (Beifall bei SPÖ und NEOS.) 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Danke für den 

Antrag. Als Nächster zu Wort gemeldet - zweite Wortmel-

dung - ist GR Stark. Die Restredezeit, die ich ihm jetzt ein-

stelle, ist zwölf Minuten. 

GR Kilian Stark (GRÜNE): Ich nehme die ausge-

streckte Hand gerne an. Wir werden im nächsten Gemein-

derat ganz einfach den gleichen Antrag ohne diese Prä-

ambel einbringen, denn darum geht es nicht. (GR Dr. Mar-

kus Wölbitsch-Milan: Aber?) 

Ich möchte aber schon transparent machen, warum es 

uns wichtig ist, das auch hier im Gemeinderat zu bringen: 

Weil es mir, uns und auch den GRÜNEN in Döbling 

scheint, dass man hier einfach nicht den Mut hat, auch 

einmal dem Bezirksvorsteher entgegen der Bezirksmehr-

heit zu sagen - Sie wissen ja, im Bezirk gibt es eine Mehr-

heit für diesen Radweg -: Das ist ein Hauptradwegenetz. 

Man kann in wichtigen überregionalen Dingen natürlich 

auch die Bezirksmehrheit ernst nehmen und nicht nur den 

Herrn Bezirksvorsteher und hier eine zukunftsfähige Lö-

sung machen. Der Bezirksvorsteher ist ja nicht dafür zu-

ständig, sondern die Stadträtin ist dafür zuständig.  

In anderen Fragen nehmen Sie die Bezirke ja auch 

nicht so ernst. Ich glaube nicht, dass irgendjemand die Be-

zirksvorsteherin vom 13. Bezirk gefragt hat, ob sie das 

Parkpickerl will. Sie haben es gemacht. Das finde ich gut. 

Hier fände ich es auch gut. In diesem Sinne: Vielleicht fin-

den wir uns das nächste Mal. (Beifall bei den GRÜNEN. - 

GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan: Beteiligen ist nur gut, 

wenn es nach Ihnen geht! - GR Mag. Manfred Juraczka: 

Gut zu wissen, dass man mit der Stadträtin nichts ausma-

chen kann!) 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zu Wort ist 

dazu niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos-

sen. Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Post-

nummer 30. Wer dieser Postnummer zustimmen kann, er-

suche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe die 

Zustimmung der SPÖ, der NEOS, der ÖVP und der GRÜ-

NEN, womit diese Postnummer mehrstimmig gegen die 

Stimmen der FPÖ und des GR Kieslich angenommen ist.  

Wir kommen zu den Abstimmungen über die Anträge.  

Der erste Antrag, der GRÜNEN, zum Radweg Krotten-

bachstraße. Wer diesem Antrag zustimmen kann, ersu-

che ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe die Zu-

stimmung der GRÜNEN, womit der Antrag in der Minder-

heit bleibt und somit abgelehnt ist.  

Der nächste Antrag betrifft die Veröffentlichung der 

Listen jener Stellen, an denen FalschparkerInnen Stra-

ßenbahnen behindern, ebenfalls von den GRÜNEN. So-

fortige Abstimmung wird verlangt. Wer dafür ist, ersuche 

ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung durch die 

AntragstellerInnen, die GRÜNEN, mehrheitlich abgelehnt.  

Der nächste Antrag, der GRÜNEN, betrifft die Veröf-

fentlichung der Studie zum Beschleunigungspotenzial der 

Linien 2 und 49. Hier ist ebenfalls die sofortige Abstim-

mung verlangt. Wer dafür ist, ersuche ich um ein Zeichen 

mit der Hand. - Ich sehe die Zustimmung der ÖVP und der 

GRÜNEN, womit der Antrag in der Minderheit bleibt und 

abgelehnt ist. 

Der nächste Antrag ist der Antrag der SPÖ und NEOS 

zur Realisierung des Leuchtturmprojekts „Verkehrsberu-

higte Innere Stadt“. Wer dafür ist, ersuche ich um ein Zei-

chen mit der Hand. - Ich sehe die Zustimmung der ÖVP, 

der SPÖ und der NEOS, womit dieser Antrag eine Mehr-

heit hat und angenommen ist.  

Der nächste Antrag betrifft die Beschleunigungsmaß-

nahmen für Busse und Straßenbahnen und beantragt die 

Zuweisung. Wer für diesen Antrag ist, ersuche ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Ich sehe die Zustimmung der 

SPÖ, der NEOS und der GRÜNEN, womit die Zuweisung 

dieses Antrags mehrheitlich beschlossen ist.  

Der letzte Antrag zu diesem Poststück ist wieder von 

SPÖ und NEOS, betrifft sicheres Radfahren in der Krot-

tenbachstraße. Wer diesem Antrag zustimmen kann, er-

suche ich um ein Zeichen mit der Hand. Ich sehe die Zu-

stimmung von SPÖ und NEOS, womit dieser Antrag an-

genommen ist.  

Wir kommen nunmehr zur Verhandlung der Postnum-

mer 34. Sie betrifft eine Förderung an die Volkstheater 

GmbH. Ich ersuche die Berichterstatterin GRin Samel, die 

Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag. Dr. Ewa Samel: Ich ersu-

che um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zu Wort ge-

meldet ist GRin Matiasek. Ich erteile es ihr. 

GRin Veronika Matiasek (FPÖ): Frau Vorsitzende! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wie gewohnt wieder 

einmal Kultur zu später Stunde. Wir sind ja immer am 

Abend dran. Vielleicht hängt das mit der Materie als sol-

cher zusammen.  

Wir haben heute ein einziges Poststück hier zur Ver-

handlung. Da geht es ums Volkstheater beziehungsweise 

um eine Förderung für das Volkstheater. Im gegenständ-

lichen Fall sind das für die Stadt Wien 1 Million EUR. Aus 

der umfangreichen Sanierung dieses Theaters ist auf 

Grund von Corona - so wird gesagt - ein Mehrbetrag ent-

standen, wovon mittlerweile der Bund 1 Million EUR über-

nommen hat. Die Stadt Wien soll heute 1 Million EUR be-

schließen, und das Volkstheater hat zugesichert, Eigen-

mittel von rund 1,7 Millionen EUR selbst beizusteuern.  

Nun muss man sich ein bisschen die Entwicklung des 

Theaters, aber durchaus auch die Diskussionen und die 

Auskünfte im zuständigen Ausschuss anschauen, um zu 

erklären, warum heute, glaube ich, zwei Fraktionen dieser 

Förderung nicht zustimmen werden. Wir haben der Sanie-

rung dieses Hauses gerne zugestimmt.  
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Sehr geehrte Damen und Herren, wenn man zurück-

blendet: Das Volkstheater ist eines der großen und wich-

tigen Häuser in dieser Stadt. Es wurde seinerseits durch-

aus ein bissel als ein Gegenpol zum Burgtheater, also als 

ein Theater des Bürgertums, gegründet. Es war immer 

und durch viele Intendanzen hindurch ein sehr modernes, 

aufgeschlossenes Theater, durchaus sehr sozial- und ge-

sellschaftskritisch orientiert und ein Theater der Schau-

spieler. Die großartigsten Schauspieler, die Lieblinge des 

Wiener Publikums, sind im Volkstheater aufgetreten und 

haben für viele Abonnenten, für viele volle Häuser, für 

gute Kritik und vor allem für viel Freude beim Wiener The-

aterpublikum gesorgt.  

Wenn man sich nun den heutigen Zustand anschaut, 

dann muss man sagen: Die jetzige Intendanz ist ganz ein-

fach eine Fehlbesetzung. Dieser Anspruch und dieses 

Ziel, Freude und Enthusiasmus beim Publikum ... und das 

ist nun einmal der zweite Teil vom Theater. Da gibt es die 

Bühne, die Inszenierung und auf der anderen Seite das 

Publikum. Das eine ist ohne das andere gar nichts. Dieser 

Anspruch auf ein volles Haus begeisterter Theaterbesu-

cher ist mit dem derzeitigen Leiter derzeit einfach über-

haupt nicht da. (Beifall bei der FPÖ und von GR Peter L. 

Eppinger. - GR Mag. Thomas Reindl: Stimmt ja nicht!) 

Der derzeitige Leiter Kay Voges ist vielleicht gut für 

Dortmund, aber was gut für Dortmund ist, muss nicht gut 

für Wien sein. Ich bin alt genug und eine langjährige und 

begeisterte Theatergeherin. Ich kenne dieses Theater 

durch viele Jahrzehnte hindurch und habe auch viele In-

tendanten erlebt, die durchaus unterschiedlich waren. Ich 

glaube, wenn man ein Haus ausrichtet, das ja eine Ge-

schichte, eine Tradition und eine große Beliebtheit hat, 

soll man sich doch nach dem Guten richten. Wenn man 

zum Beispiel einen der ehemaligen Leiter dieses Hauses, 

Gustav Manke, hernimmt, unter dessen Führung es ein 

tolles Theater war, und auch vorhergehende und nachfol-

gende, dann ist das ein Maßstab. Es gibt einen Maßstab 

im Theater. Es geht nicht um die persönlichen Interessen 

von Frau Matiasek oder sonst irgendjemandem, der hier-

über zu befinden hat. Wir haben das auch immer hintan-

gestellt. Ich mache eine Zusage zu einer Förderung wirk-

lich nicht zwingend davon abhängig, ob mir das persönlich 

gefallt.  

Wenn man aber die Zahlen anschaut, die das Publi-

kum betreffen, der Menschen, die bereit sind, sich Karten 

zu kaufen, und die noch bereit sind, gerne in dieses The-

ater zu gehen, wenn man aber durchaus die Kritik renom-

mierter langjähriger Kulturkritiker anschaut, dann muss 

man zu dem Schluss kommen: Hier läuft irgendetwas 

schief.  

Man muss sich auch fragen: Haben diese Fachjurys 

immer recht mit ihrer Entscheidung bei der Wahl einer In-

tendanz? Ich glaube, es ist nicht so. Dann muss man sich 

wahrscheinlich einerseits auch die Jurys oder überhaupt 

die Modalitäten einer Besetzung anschauen. Ja, natürlich 

gibt es eine künstlerische Freiheit für den Leiter eines 

Hauses, aber es gibt auch gewisse Vorgaben. Wir sind 

hier in Wien, und es tut wirklich weh, eines unserer besten 

Theater geradezu zu verlieren. Das sage nicht nur ich, 

sondern das sagen viele andere auch. Wir haben ja auch 

positive Gegenbeispiele, wenn wir uns beispielsweise das 

Theater an der Wien hernehmen.  

So soll es nicht sein. Daher war natürlich auch die 

Nachfrage, wenn man dieses derzeit im Sinkflug befindli-

che Theater anschaut: Wären die zum Beispiel überhaupt 

in der Lage, ihren Anteil liefern zu können? Wir sprechen 

ja hier von Steuergeld, das eingesetzt wird. Welche Kon-

zepte gibt es? Wie soll das funktionieren? Darauf haben 

wir keine Antwort bekommen. Ehrlich gesagt, tut es schon 

weh, wenn man in einem Ausschuss sitzt und eigentlich 

ganz normale Nachfragen stellt - etwa nach der Wirt-

schaftlichkeit oder nach Konzepten, es ist ja nicht das 

erste Mal - und man wird dort gemaßregelt, dass man 

keine Kontrollinstanz sei. Na, bis zu einem gewissen Grad 

schon. Es fühlt sich da ja keiner als ein Kontrolleur im ne-

gativen Sinn, aber wir haben ja eine Entscheidung über 

viel Steuergeld zu treffen. Dazu braucht man einfach eine 

Grundlage. Dazu ist einfach ein gewisses Basiswissen 

notwendig, das man eben auch zu haben verlangt. Das 

wird immer wieder verwehrt, und das ist etwas, was leider 

im Kulturausschuss ganz besonders deutlich wird.  

Da möchte ich erneut und zum x-ten Mal einmahnen, 

dass man den Nachfragen der Oppositionspolitiker, die 

drinnen sitzen, doch wirklich etwas freundlicher und auf-

geschlossener entgegenkommt, denn wenn man nach der 

Anzahl von Mitarbeitern fragt, für die eine Summe X aus-

gegeben werden soll, dann muss man sich das vielleicht 

irgendwo zusammensuchen, wenn man es findet, aber 

man bekommt keine Antwort. Das kann einfach nicht sein. 

Das ist ja überhaupt kein Geheimnis und unterliegt auch 

keinem Datenschutz, sondern es sollte einfach eine 

Selbstverständlichkeit sein, dass man diese Auskünfte 

auch gibt. (Beifall bei der FPÖ und von GR Peter L. Ep-

pinger.)  

Ich glaube, dass es für Theater oder andere Kulturin-

stitutionen, die von uns viel Geld bekommen, auch not-

wendig ist, eben auch sorgsam darauf zu schauen. 

Selbstverständlich will das Wiener Publikum auch ein 

Theater, das hier her nach Wien passt. Experimente sind 

gut und schön, aber ein renommiertes Theater kann nicht 

zum reinen Experiment eines sehr selbstverliebten Regis-

seurs oder Intendanten werden. Das kann einfach nicht 

sein, sondern es muss darauf ausgerichtet sein - und ich 

glaube, das muss das Ziel sein -, dass die Leute wieder 

wirklich gerne in unser Wiener Volkstheater gehen, damit 

wir auch diese Vielfalt von Burgtheater, Akademietheater, 

Josefstadt und Volkstheater haben.  

Da sind ja die vielen Wiener Theaterbegeisterten. Je-

der oder viele haben ihr Stammhaus, aber viele gehen 

gerne auch - zusätzlich natürlich zu Konzerten, vielen an-

deren Sachen oder auch Kellertheatern - in ihr Haus, ha-

ben dort ihre Abonnements, und so weiter.  

Es ist nicht gesagt, dass das ganz abreißt, aber leider 

war dann auch die Zeit von Corona für viele der Punkt zu 

sagen: Na, eigentlich habe ich mich bei jeder zweiten Auf-

führung so geärgert, ich kündige jetzt mein Abo und gehe 

nicht mehr hin. Nein, wir sollten doch wieder treue Thea-

terbesucher heranlocken. Dazu gehört es ganz einfach, 

dass man anbietet, was das Wiener Publikum so liebt. Ich 
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glaube, das Wiener Publikum ist ein extrem gutes Thea-

terpublikum. Das Wiener Publikum liebt einfach seine 

Schauspieler. Wir haben viele großartige Schauspieler. 

Die sollten wieder den Platz auf der Bühne haben und 

nicht ein Regietheater, das das praktisch nicht nur nieder-

bügelt, sondern einem Schauspieler auch überhaupt kei-

nen Raum mehr zur eigenen Entfaltung lässt.  

Das Volkstheater hat eine wunderbare und gute Tra-

dition in dieser Hinsicht, und das sollte wiederbelebt sein. 

Das ist unser großer Wunsch. Dann werden wir einer För-

derung für dieses Theater auch sehr gerne wieder zustim-

men. (Beifall bei der FPÖ und von GR Peter L. Eppinger.) 

„Nicht geeignet“ lässt mich hier noch einen kleinen An-

hang sagen, bei dem es nicht unmittelbar ums Volksthea-

ter geht, aber wo etwas im Raum steht, was ein bisschen 

ähnlich ist, nämlich das Gerücht - das sage ich jetzt ein-

mal, wir wissen es noch nicht sicher -, dass Matthias Lili-

enthal, der in München die Kammerspiele - man muss es 

sagen - verlassen musste, weil er das Publikum dort wirk-

lich vergrault hat, die Wiener Festwochen übernehmen 

soll. Dann haben wir hier sozusagen ein weiteres Prob-

lem. Dessen künstlerische Leistung will ich überhaupt gar 

nicht bewerten. Er ist für Wien nur völlig ungeeignet. 

Wenn sein einziger oder sein größter Anspruch ist, die 

„bürgerliche Kunstkacke zu entsorgen“, wie er das in Mün-

chen wollte - dort hat er es aber auch erlebt, das ist ein 

bisschen ein vergleichbares Publikum, vor allem das der 

Münchner Kammerspiele -, dann kann das nur eine Dro-

hung sein. Wir würden uns sehr, sehr wünschen, dass es 

hier eine andere Entscheidung gibt, weil ich nicht glaube, 

dass das gut für Wien ist.  

Wie gesagt: Unser großer Anspruch ist, nach dieser 

krisenhaften Situation, die durch die vielen Sperrtage, und 

so weiter natürlich geherrscht hat, Wiener Theater wieder 

... Es ist schwer, das ist auch keine Frage, aber ich 

glaube, es ist gar nicht so schwer, das Wiener Publikum 

mit einem guten Stück und mit hervorragenden Schau-

spielern, die wir eben haben, zu begeistern.  

In diesem Sinne sagen wir jetzt einmal Nein zu dieser 

Förderung und hoffen sehr, dass wir dem auch wieder aus 

vollem Herzen zustimmen können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist GR Eppinger. Ich erteile es ihm. 

GR Peter L. Eppinger (ÖVP): Im Prinzip könnte man 

jetzt eine ganze kurze Rede halten. (Beifall von GR Mag. 

Thomas Reindl und GR Markus Ornig, MBA. - GR Bar-

bara Novak, MA: Bitte!) Freut euch nicht zu früh, denn was 

das Volkstheater und seine Führung in den letzten Jahren 

aufführt, braucht eine längere Erzählung.  

Ich grüße euch, ihr drei hier oben auf der Tribüne. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Dr. Samel! Frau 

Vorsitzende! Gerhard, Ursula, Herr Weber, Frau Matia-

sek, Herr Berger!  

Frau Matiasek hat das sehr schön und sehr vornehm 

gesagt, weil sie eine sehr liebe und respektvolle Frau ist. 

So erlebe ich sie auch im Kulturausschuss. Ihr werdet jetzt 

gleich staunen. Ich weiß nicht, ob ihr wisst, was im Volks-

theater alles passiert, aber ihr werdet vor lauter Kopf-

schütteln gleich ein Schleudertrauma kriegen. Das hat mit 

Experimenten nichts mehr zu tun. Das haben Sie sehr vor-

nehm ausgedrückt, aber ich glaube einmal, jeder hier im 

Saal kennt das Dschungelcamp, die RTL-Ekel-Show, 

auch wenn Sie es nicht gesehen haben. Wenn man sich 

jetzt daneben das Volkstheater ansieht, dann fragt man 

sich: Was ist aus dem einstigen Erfolgstheater geworden? 

Das ist kein Erfolgstheater mehr. Ich möchte noch nicht 

von einem Misserfolgstheater sprechen, aber von einem 

Erfolg ist man weit entfernt.  

Die Geschichte, die ich Ihnen oder euch, liebe Wiene-

rinnen und Wiener, jetzt erzähle, ist mit Zahlen, Daten und 

Fakten über Jahre hinweg belegbar. Das hat nichts mehr 

mit einer Emotion, einem persönlichen Gefühl oder einer 

Empfindung, wie Sie gesagt haben, zu tun. „Tiefenboh-

rung“, „Der Würgeengel“, „Nackt & mutiert“ - klingt wie die 

Dschungelprüfung von RTL, oder? Es steht aber auf dem 

Spielplan des Volkstheaters. Was lesen wir hier noch? 

„Erniedrigte und Beleidigte“. „Alle A...löcher abschlach-

ten“, „Du arme ... Drecksmetzger“. Der Würde dieses Hau-

ses geschuldet bitte ich Sie, wenn Sie sich dafür interes-

sieren, liebe Wienerinnen und Wiener, einfach den Spiel-

plan selbst anzuschauen. Ich habe nicht alles genau aus-

gesprochen.  

Das kann man jetzt natürlich belächeln. Da kann man 

sagen: Geh bitte, die Kunst darf alles. Ja, klar, darf sie, 

selbstverständlich. (GR Jörg Neumayer, MA: Aber?) 

Nichts aber, gar nichts aber, ganz bewusst. Danke für den 

Zwischenruf, Herr Neumayer. Lieber Jörg, danke für den 

Zwischenruf. Gar nichts aber, gar nichts aber. Es steht der 

künstlerischen Leitung natürlich frei, zu spielen, was auch 

immer jeder und jede wollen. Das muss hier im Raum nie-

mandem gefallen. (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: 

Aber ob es jemanden interessiert?)  

Das Volkstheater zählt jedoch zu den Großbühnen der 

Stadt, die nach den Vereinigten Bühnen mit 50 Millionen 

EUR die meisten Fördergelder erhalten, im Jahr fast 10 

Millionen EUR, 24 Millionen EUR für die Sanierung von 

Bund und Stadt. Da darfst du, da musst du dir Kritik gefal-

len lassen. Zitat: „So kann und darf es für diese wichtige 

Wiener Theaterinstitution nicht weitergehen.“ Richtig.  

Als sich der Eigendeckungsgrad mit 18,6 Prozent - Zi-

tat - „wohl auf einem Tiefpunkt“ befindet, sagt genau die-

sen richtigen Satz - ich wiederhole ihn noch einmal: „So 

kann und darf es für diese wichtige Wiener Theaterinstitu-

tion nicht weitergehen“ - der sehr geschätzte Herr Weber 

von den NEOS, im März 2019.  

Um die Wienerinnen und Wiener und euch vielleicht 

mit auf den Weg zu nehmen - ihr beschäftigt euch wahr-

scheinlich nicht jeden Tag mit dem Volkstheater und mit 

Förderungen und mit Eigendeckungsgrad -: Zu wie viel 

Prozent kann man seine Kosten selbst decken und seine 

Einnahmen selbst stemmen? Das misst man am Eigen-

deckungsgrad. Im Corona-Jahr 2020, im Pandemiejahr 

selbst, also wohlwissend, wie schwierig das für die Art der 

Branche ist - auch das wissen wir, es ist schwierig, selbst-

verständlich, da gibt es hier nichts schönzureden -, hat 

sich das Volkstheater für die kommenden Jahre selbst ei-

nen Eigendeckungsgrad von 12 Prozent zum Ziel gesetzt. 

Bei 18,6 Prozent haben Sie bereits gesagt: „wohl auf ei-

nem Tiefstand“. Wie viel haben die zuletzt erreicht? 12 
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Prozent haben sie sich vorgenommen. Aus einer Anfrage, 

die wir der Frau Stadträtin gestellt haben, wissen wir: 3,4 

Prozent.  

Zur Erinnerung: Als sich der Eigendeckungsgrad mit 

18,6 Prozent „wohl auf einem Tiefpunkt“ befindet, sagt 

Thomas Weber von den NEOS diesen wirklich richtigen 

Satz: „So kann und darf es für diese wichtige Wiener The-

aterinstitution nicht weitergehen.“ Das ist noch immer eine 

wichtige Wiener Theaterinstitution, aber du musst dir Kritik 

gefallen lassen: Wenn 18,6 Prozent „wohl ein Tiefpunkt“ 

sind, was sind dann 3,4 Prozent? „Rettet das Volksthea-

ter“ - diese NEOS-Seite ist noch immer online. „Rettet das 

Volkstheater“. (Der Redner hält eine Tafel in die Höhe, auf 

der unter dem Artikel „Volkstheater-Kennzahlen zeigen 

dramatische Situation“ ein Bild von GR Thomas Weber 

abgebildet ist. - Heiterkeit bei GR Mag. Manfred Ju-

raczka.) Da lesen wir auch: „Nach der geplanten Sanie-

rung“ - zu dem Bild kommen wir gleich - „muss es wieder 

bergauf gehen. Schließlich soll das Volkstheater als 

Bühne für die Wienerinnen und Wiener bestehen bleiben.“  

Das wird ja wohl hoffentlich auch im Sinne des Kultur-

ministers und der Wiener Kulturstadträtin, die leider heute 

nicht da ist, sein. Habt ihr das schon einmal miteinander 

besprochen? Möglich, wir wissen es nicht. Schön wäre es, 

wenn ihr es getan hättet. Möglich. Nehmt es bitte ernst. 

Bitte.  

Da brauchen wir nicht mit Whataboutismen kommen, 

mit „Aber das andere ist viel wichtiger.“ oder „Wie kann 

man sich nur um das kümmern?“ Nein, das ist wirklich 

wichtig. Diese Bühne geht vor die Hunde. Die ist kaputt, 

die ist hin, und das auf lange Jahre hinweg. Diese kata-

strophale Lage am Volkstheater - das sagen übrigens die 

NEOS selber - hat schon so einen langen Bart (in Rich-

tung des GR Thomas Weber), so wie Sie hier auf dem 

Foto. Also, dieses Foto ist ein Zeugnis, wie lange und wie 

steil es mit dem Volkstheater bereits bergab geht. Da ist 

die Streif nichts dagegen.  

Als Privatperson hättest du in jedem Unternehmen ein 

Riesenproblem, wenn der Laden so läuft. (GR Mag. 

Thomas Reindl: Sehr zynisch!) Das ist leider kein Zynis-

mus, das ist Realismus. (GR Mag. Thomas Reindl: Das ist 

tiefste ...) 3,4 Prozent. Richtig, tiefer geht es nicht mehr, 

lieber Kollege Reindl. (GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Da war 

Matiasek um vieles sachlicher und besser!) Ich freue 

mich, dass Sie darauf reagieren, weil ich dann merke: Das 

Volkstheater liegt Ihnen noch am Herzen und das löst et-

was bei Ihnen aus. (GR Mag. Thomas Reindl: Wann warst 

du das letzte Mal im Theater? Ich war gestern!)  

Du musst dir Kritik gefallen lassen. Das Volkstheater 

bekommt jetzt noch einmal 2 Millionen EUR zusätzlich. Ja, 

die bekommen schon 10 Millionen EUR, genau, und sie 

bekommen jetzt noch einmal 2 Millionen EUR. (GR Mag. 

Thomas Reindl: Stimmt nicht!) 

Liebe Wienerinnen und Wiener, stellen Sie sich einmal 

Folgendes vor: Sie gehen zu Ihrem Arbeitgeber, zu Ihrem 

Chef oder Ihrer Chefin, und sagen: Du, Chef, ich brauche 

mehr Geld. Ich brauche eine deutliche Gehaltserhöhung. 

(GR Mag. Thomas Reindl: Zwei Millionen sind genug!) 

Dann sagt Ihr Arbeitgeber: Okay, du bist bei uns in der 

Firma zwar schon einer der Bestbezahlten, aber was ist 

denn passiert? Kommst du mit dem Geld nicht mehr aus? 

Strengst du dich besonders an, mehr als die anderen? 

Hast du dir etwas vorgenommen in den letzten ein, zwei, 

drei Jahren? Wie soll es weitergehen? Sie sind aber auch 

noch ehrlich und sagen: Nein, nein, ganz im Gegenteil, 

und übrigens haben wir uns ausgemacht, dass ich mich 

mehr einbringe. Das mache ich jetzt aber einfach nicht.  

Sagt dann die Chefetage: a) Ja klar, hier nimm Geld! 

Oder sagt die Chefetage: b) Pass einmal auf! Ich halt 

gerne zu dir, weil du eine wichtige Wiener Kulturinstitution 

bist. Es ist uns vielleicht nicht alles gelungen, was wir uns 

beide vorgenommen haben. Es sind schwierige Zeiten. 

Lass uns doch bitte einmal gemeinsam überlegen, wie 

man das hinkriegen kann, wie ich dir helfen kann, besser 

zu performen. (GR Mag. Thomas Reindl: Vielleicht redest 

einmal mit dem Kulturkritiker von der Presse!) Schön 

wäre, wenn es b) wäre. Nein, hier, Million, weiter geht‘s.  

Das Volkstheater wollte ursprünglich selbst einen Bei-

trag zur Sanierung leisten. Frau Matiasek hat es schon 

angesprochen. 2016 - lange Jahre vor Corona - liest man 

vom Bekenntnis zu einer Eigenleistung aus Erlösen und 

Spendenkampagnen. In einem Interview mit dem „Stan-

dard“ 2018 lesen wir dann folgenden Satz von Frau Stadt-

rätin: „Wie schon bisher bekannt, sind das 3,3 Millionen 

EUR.“ Kaup-Hasler sagt: „Da werden wir sehen, wie sie 

das machen.“ Ja, wie machen sie das denn eigentlich im 

Volkstheater? „Wiener Zeitung“, 2 Jahre später, Zitat: „Di-

verse Fundraisings hätten immerhin“ - 3,3 Millionen hat 

man sich vorgenommen, wie viel haben sie gebracht - 

„100.000 EUR gebracht“. Mit der zusätzlichen Förderung 

werden die Eigenmittel jetzt einfach auf 1,7 Millionen EUR 

reduziert.  

Liebe Frau Stadträtin, irgendwer wird es Ihnen erzäh-

len oder auch nicht. Ich möchte es gerne sagen: Wenn 

das Volkstheater wirklich auf so einem guten Weg wäre, 

wie Sie den Wienern und Wienerinnen immer wieder ver-

kaufen, warum trauen Sie ihm dann nicht zu, binnen Jah-

ren selbst einen kleinen Beitrag zur Sanierung zu leisten? 

Offensichtlich haben Sie selbst schon den Glauben an ein 

Erfolgstheater verloren. Sie begegnen doch auf der 

Straße oder beim Einkaufen auch Menschen, liebe Frau 

Stadträtin, normalen Menschen, mit denen Sie ins Ge-

spräch kommen. Oder Sie reden mit Menschen aus der 

freien Szene, mit Künstlern und Künstlerinnen, die alle 

eine Heidenangst haben, ob ihr Job oder ihr Engagement 

noch funktioniert.  

Auf der anderen Seite haben wir einen Riesenapparat 

wie das Volkstheater mit einer Millionenförderung Jahr für 

Jahr, das konsequent Programm bringt, das immer weni-

ger Leute sehen wollen. Das belegen die Zahlen, die ka-

tastrophal sind. Sie brauchen sich nur in Ruhe diese An-

fragebeantwortung mit Auslastungszahlen für jede ein-

zelne Vorstellung durchlesen. Das belegen die Fakten, 

die uns allen zugängig sind. Sie stehen da und sagen: 

Bitte, hier, die nächste Million.  

Ich sage Ihnen etwas: Uns läuft die Zeit davon. Dem 

Volkstheater läuft die Zeit davon. Das Publikum läuft dem 

Volkstheater davon. Weil es extrem wichtig ist und weil für 

Zynismus hier kein Platz ist, wehre ich mich auch ent-

schieden gegen den Satz - auch den habe ich auf Kritik 
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schon gehört -: Das Volkstheater soll man nicht finanzie-

ren. Das wäre tatsächlich Rechtspopulismus. Nur müssen 

wir entscheiden und entschieden klar und ehrlich mitei-

nander reden, weil uns das Volkstheater sonst komplett 

vor die Hunde geht und auf viele Jahre kaputt ist. Deshalb 

fordern wir die Stadträtin dringend auf, bitte gemeinsam 

mit Ursula Berner und den GRÜNEN für dieses Theater, 

das noch immer eine Chance hat, ein Erfolgstheater zu 

werden - das wäre so wichtig für Wien -, und auch mit Ex-

perten und Expertinnen und einem Führungsteam neue 

Ideen zu einer erfolgreichen Revitalisierung zu erarbeiten.  

Wir bringen den Antrag auf einen Krisengipfel für das 

Volkstheater ein. Schluss mit dem Schulterklopfen, 

Schluss mit der Schönrederei! Arbeiten Sie bitte endlich 

mit echten Zahlen, Daten und Fakten! Sie liegen uns allen 

längst vor. Auch das Volkstheater wird von Menschen fi-

nanziert, die dort nicht hingehen werden und das auch 

nicht wollen. Auch denen sind Sie verpflichtet. Inwiefern 

und wie viel Raum Sie denen geben, um Ihnen zuzuhören, 

darüber können wir trefflich streiten.  

Ich sage Ihnen nur: Die Zeit drängt. Es braucht jetzt 

sofort ein mutiges Reform- und Sanierungskonzept für 

das Volkstheater, sonst wird es nur weiter bergabgehen. 

Das sage nicht ich, sondern das sagt Christoph Wieder-

kehr von den NEOS im Oktober 2019. Er macht hier 

Gerda Rogers Konkurrenz, denn er sagt: Es wird hier wei-

ter bergabgehen. (GR Mag. Thomas Reindl: Das ist richtig 

peinlich! Schluss mit den Unwahrheiten!) Richtig, Kollege 

Reindl, das ist richtig peinlich, nämlich für die Transpa-

renzpartei. Da musst du dir als Verantwortlicher Kritik ge-

fallen lassen.  

Liebe NEOS, mein geschätzter Klubobmann Markus 

Wölbitsch hat heute einen superrichtigen Satz gesagt: 

„Werdet bitte endlich dieses Korrektiv, das ihr vorgegeben 

habt zu sein.“ Das ist ein sehr richtiger und wichtiger Satz, 

den ich auch gerne zitiere. 

Zum Schluss: Wir haben ja heute über einen Riesen-

apparat gesprochen, der Millionen bekommt. Dem gegen-

über stehen Künstler und Künstlerinnen, die sich jeden 

einzelnen Euro tapfer erarbeiten und erhoffen. Auch hier 

wollen wir Sie gemeinsam mit den GRÜNEN - danke, Ur-

sula, für die Zusammenarbeit - dazu auffordern, deutlich 

fairer zu entlohnen, was den Kultursommer betrifft, ein 

Sommerfestival, das deshalb funktioniert, weil hier so 

viele tolle Menschen auf der Bühne stehen, spielen, tan-

zen und singen.  

Von den 4 Millionen EUR an Subvention geht offenbar 

nur 1 Million EUR an die Künstler und Künstlerinnen. Wir 

ersuchen Sie daher, sich bitte dafür einzusetzen, dass die 

Gagen fairer sind, und ersuchen Sie auch, größere Bands 

und Chöre zuzulassen und auch die gesamte Crew zu 

entlohnen. Das sind unsere zwei Anträge.  

Das Wichtigste zum Schluss - vor allem auch gerne in 

Ihre Richtung, lieber Kollege Reindl -: Nicht jeder, der Kri-

tik übt, ist gleich ein Rechtspopulist oder ein Vernaderer. 

(GR Mag. Thomas Reindl: Doch! Beides! - GR Dr. Markus 

Wölbitsch-Milan, MIM - in Richtung GR Mag. Thomas 

Reindl -: Das ist dein Verständnis von Kritik!) Man könnte 

Kritik jetzt einfach auch einmal nicht reflexartig abwehren. 

(GR Mag. Thomas Reindl: Wann warst du das letzte Mal 

im Volkstheater?) Nehmen auch Sie diese Diskussion ein-

mal ehrlich und interessiert an! (GR Mag. Thomas Reindl: 

Ich brauche keine Belehrung!)  

Das Volkstheater bekommt 10 Millionen EUR im Jahr 

plus eine Extramillion an Förderung jetzt für die Sanierung 

im großen Saal. Damit wir das noch einmal deutlich aus-

sprechen: Im großen Saal finden sich Vorstellungen mit 

nicht einmal 10 Prozent Auslastung, das vielbeworbene 

Stück „Die Politiker“ mit 19 Prozent Auslastung - eine Ka-

tastrophe. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie gesagt, wir geben gerne Anfragen und Antworten 

weiter. Sie müssen es nur lesen. (GR Mag. Thomas 

Reindl: Von dir brauche ich nichts!) Wenn Sie es nicht 

brauchen, dann sind Sie nicht an einer offenen und ehrli-

chen Diskussion interessiert.  

Ich freue mich also, wenn wir weiter darüber offen und 

ehrlich sprechen. Alles andere ist unverantwortlich. Vielen 

Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr GR Neumayer. Ich erteile es 

ihm. 

GR Jörg Neumayer, MA (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Werte Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-

ehrte Zuseherinnen und Zuseher! Im Volkstheater spielt 

es „Faust“ von Goethe, im Volkstheater spielt es „End-

spiel“ von Beckett, „Konstantin und Karoline“ von Horvath, 

„Einsame Menschen“ und „Der Theatermacher“ von 

Thomas Bernhard. Das sind Dinge, die ich mir jetzt nur 

geschwind am Handy herausgesucht habe. Bei zwei Vor-

stellungen war ich selber. (GRin Veronika Matiasek: Kon-

stantin und Kasimir!) Danke dir. Vollkommen richtig: „Kon-

stantin und Kasimir“. Ich habe bei Ihrer Wortmeldung auch 

sehr ruhig und aufmerksam zugehört, weil ich da auch 

wirklich ein Interesse sehe. Sie haben das auch selbst ge-

sagt: Es geht gar nicht darum, was Ihnen oder mir gefällt. 

Ich darf und möchte und muss Sie aber im Interesse der 

Wienerinnen und Wiener ergänzen: Es ist schon die Viel-

falt, die diese Stadt ausmacht. Es ist auch die Vielfalt, die 

das Theater ausmacht, nämlich das Volkstheater. Das nur 

vorweggestellt. 

Wenn man dem Kollegen Eppinger zuhört, hat man 

das Gefühl, er war seit - ich weiß nicht - zwei, drei Jahren 

oder so nicht mehr im Volkstheater. Möglich, ich weiß es 

nicht. 

Ich möchte aber jetzt einige Punkte ruhig und taxativ 

aufklären. Wenn man sich ansieht, wann die notwendige 

Sanierung des Volkstheaters das erste Mal überhaupt be-

sprochen worden ist, war das in einer Zeit vor Corona, in 

einer Zeit vor dem Ukraine-Krieg, in einer Zeit, als die Lie-

ferketten noch nicht unterbrochen waren und auch die 

Baukosten noch nicht in die Höhe gegangen sind. 

Ich darf daran erinnern - ich fange jetzt einmal bewusst 

mit dem Positiven an -, wie sehr wir uns hier gemeinsam 

gefreut haben, als die ÖVP im Bund nach Monaten des 

Ringens endlich Verantwortung für das Volkstheater über-

nommen hat. (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: 

Nachdem die Gewerkschaft endlich ...) Sie können sich 

gerne zu Wort melden, Herr Wölbitsch, aber danke für den 

Zwischenruf. Ich glaube, Sie bestätigen mich. Das Wort 

„endlich“ ist auch bei Ihnen gefallen. Die ÖVP hat hier 
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endlich die Verantwortung übernommen, gemeinsam mit 

der Stadt Wien in dieser Sanierung zu unterstützen und 

zu helfen. Dazwischen sind natürlich auch die Baukosten 

gestiegen.  

Gerade Sie als Wirtschaftspartei vergleichen ja immer 

Theater und Kunst- und Kultureinrichtungen mit Unterneh-

men, was meiner Meinung nach grob fahrlässig ist. Das 

ist aber scheinbar Ihre Sicht auf Kultur. Sie vergleichen ja 

auch immer, und auch ich möchte hier einen Vergleich 

bringen: Alle Parteien inklusive der ÖVP haben während 

der Corona-Jahre sehr intensiv versucht, Wirtschaftstrei-

bende und Unternehmen zu retten und zu unterstützen.  

Ich stelle hier einfach ganz konkret die Frage: Warum 

darf das nicht für ein Volkstheater gelten? Warum soll es 

nicht auch hier ganz klar sein, dass die Stadt Wien und 

der Bund hier gemeinsam eine der Kultureinrichtungen in 

schwierigen Zeiten unterstützen? (GR Mag. Manfred Ju-

raczka: Ehrliche Frage: Wer hat Kultur mit einem Unter-

nehmen verglichen?) Ehrliche Antwort: Wir haben schon 

über die Freiheit der Kunst gesprochen, und ich möchte 

es hier noch einmal wiederholen, weil sich die Debatte 

rund ums Volkstheater schon immer wieder darum dreht, 

wie unterschiedlich das Verständnis von Kunst und Kultur 

sein kann und meiner Ansicht nach auch sein soll.  

Was hier aber vorweg gesagt werden muss: Kunst 

kann schön sein, muss aber nicht einmal schön sein. 

Kunst kann schiach sein. Kunst soll aber vor allem eines, 

nämlich zum Denken anregen. Gerade Theater sollen 

Raum zum Denken, zum Diskurs sein. In Krisenzeiten än-

dern sich natürlich auch die Spielpläne. Gerade in einem 

Volkstheater ist das gut und richtig. (Beifall bei der SPÖ. - 

GR Mag. Manfred Juraczka: Ja, eh! Und?)  

Wir haben jetzt lange über die Zahlen und die Auslas-

tung gesprochen. Wenn Sie mit Kunst- und Kulturschaf-

fenden und mit Häusern reden, wissen Sie genau, dass 

die letzten Jahre wirklich enorm schwierig waren. Auch 

das Volkstheater ist einen Weg gegangen, bei dem der 

Pfeil nach oben zeigt, wo der Trend nach vorwärts geht.  

Wir haben im Oktober veröffentlichte Zahlen von rund 

70 bis 75 Prozent gehabt. Das war gar nicht so schlecht, 

und seitdem die Spielsaison so richtig angestiegen ist, ha-

ben wir einen permanenten Vorwärtstrend. Ich bitte Sie 

auch, in Ihre Berechnungen diese Zahlen der letzten Mo-

nate mit hineinzunehmen, und nicht nur die „Kurier“-Arti-

kel aus dem Sommer. Insofern entwickelt sich das Volks-

theater glücklicherweise analog zu anderen Einrichtun-

gen: einmal ein paar Prozentpunkte davor, ein paar Pro-

zentpunkte dahinter. Betrachten wir aber wirklich den ge-

samten Zeitraum und das Ganze und nicht nur Teile da-

von, die man sich aus einzelnen Artikeln herausnehmen 

möchte.  

In Summe: Wer nicht mit der Zeit geht, geht mit der 

Zeit. Genau aus dem Grund waren da auch eine Neuaus-

schreibung, ein neuer Intendant und eine neue Ausrich-

tung gar nicht schlecht. Es ist gelungen, hier Publikums-

lieblinge wie Stoyanov oder Eilinghoff zu etablieren. Es ist 

gelungen, in den Corona-Jahren innerhalb von null Zeit 

beispielweise Kooperationen mit Wien Modern, mit der Vi-

ennale oder dem Tanzquartier anzugehen und umzuset-

zen. Auch das sind Dinge, die hier erwähnt werden müs-

sen. Von den Klassikern, die aufgeführt werden und die 

ich auch empfehlen kann, habe ich schon eingangs ge-

sprochen.  

Abschließend bleibt eigentlich nicht mehr viel, als wirk-

lich alle Beteiligten einzuladen, sich die Aufführungen 

selbst anzusehen und sich selbst ein Bild zu machen. Die-

sen Freitag ist die nächste Premiere. Ich hoffe, Sie haben 

schon Premierenkarten. Ich habe vorhin am Handy nach-

geschaut: Es ist ziemlich ausverkauft. Genau das ist es, 

was das Volkstheater ausmacht: Eine Entwicklung, ein 

Vorwärtstrend und ausverkaufte Räume genau jetzt bei 

der nächsten Premiere. Vielen herzlichen Dank.  

Dementsprechend bitte ich um die Unterstützung der 

Sanierung durch die Zustimmung aller Parteien und vor 

allem darum, hier Verantwortung im Interesse der Vielfalt 

der Kunst und Kultur unserer Stadt zu übernehmen. 

Danke sehr. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist GR Berger. Ich erteile es ihm. (GR 

Mag. Thomas Reindl - erheitert in Richtung des ans Red-

nerpult tretenden GR Stefan Berger -: Nicht ordinär wer-

den! Mach keinen Eppinger!)  

GR Stefan Berger (FPÖ): Frau Vorsitzende! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Ich werde mich kürzer 

halten können als meine Frau Kollegin Matiasek, weil sie 

schon sehr, sehr viel Richtiges vorweggenommen hat.  

Was ich schon festhalten möchte: Ich war bei der letz-

ten Sitzung des Kulturausschusses zwar nicht mit dabei, 

aber die Schilderungen haben selbst mich überrascht. Be-

kanntermaßen ist es um die Transparenz bei sämtlichen 

Geschäftsstücken ja nicht allzu gut bestellt.  

Es wird dann immer wieder auf Nachfragen verwiesen. 

Allerdings gestaltet sich das im Ausschuss mittlerweile 

durchaus auch sehr, sehr schwierig. Die Antworten sind 

eher pampig bis unfreundlich bis sehr wenig informativ. 

Wie es auch schon Frau Kollegin Matiasek angesprochen 

hat, wird einem gewissermaßen eigentlich seine demo-

kratische Rolle aberkannt, meine sehr geehrten Damen 

und Herren, insbesondere der Regierungsfraktionen.  

Opposition bedeutet Kontrolle. Insofern verstehe ich 

auch die Dünnhäutigkeit nicht, insbesondere auch in der 

Rolle des Vorsitzenden. Es ist nun einmal so, dass man 

in einer Demokratie einen gewissen Diskurs führt. Dass 

man hier nicht immer derselben Meinung ist, liegt gewis-

sermaßen in der Natur der Sache.  

Ich möchte aber an dieser Stelle auch wieder insbe-

sondere darauf hinweisen, hier von sich aus und auch ge-

genüber den politischen Entscheidungsträgern für volle 

Information zu sorgen.  

Das, was wir in den vergangenen Jahren sehr wohl 

und vermehrt auch immer wieder beim Volkstheater gese-

hen haben, ist, dass hier offenbar - die gewissen Kenn-

zahlen bringen es ja schwarz auf weiß - schon am Publi-

kum vorbeiproduziert wurde. Auch den Spielplan habe ich 

immer wieder durchgesehen und durchgeforstet. Ein paar 

Beispiele wurden heute schon genannt. Wenn ich mich an 

gewissen Gruppen oder an gewissen Communities orien-

tiere - im vorigen Jahr hat es beispielsweise so eine Trans 

Week gegeben -, dann brauch ich mich halt unterm Strich 
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nicht wundern, wenn die Auslastungszahlen nicht allzu 

groß sind.  

Wenn die breite Masse ausbleibt, wenn ich mich da 

einer gewissen Zielgruppe über einen gewissen Zeitraum 

verschreibe, sodass mein Haus halt nicht bis zum letzten 

Sitzplatz gefüllt ist, muss ich mich heute auch mit einer 

gewissen Kritik auseinandersetzen. Denn natürlich kann 

man insbesondere aus künstlerischer Perspektive sagen: 

Freiheit der Kunst. Es soll und kann natürlich auch auf-

wühlen und verstören oder was sonst auch immer. Nur 

dürfen wir eines nicht vergessen: Das kann man grund-

sätzlich alles machen. Ja, wir sind eine sehr freie Gesell-

schaft, in der es für sehr, sehr vieles Verständnis gibt, 

aber wenn man zu sehr, sehr großen Teilen oder zu einem 

überwiegenden bis nahezu ausschließlichen Teil von öf-

fentlichen Fördermitteln abhängig ist, dann ist man insge-

samt gegenüber der öffentlichen Hand und insbesondere 

natürlich auch gegenüber dem Steuerzahler und Gebüh-

renzahler auch in Wien eine gewisse Rechenschaft schul-

dig.  

Jetzt kann man immer sagen: Egal, was man aufführt, 

der Erfolg gibt einem recht. Nur sehen wir in dem Fall halt, 

dass der Erfolg ausbleibt. Insbesondere dann ist man 

schlichtweg Rechenschaft schuldig. Dann bedarf es viel-

leicht auch einer gewissen Reflexion, ob der eingeschla-

gene Weg - sei es der Intendanz oder aber auch der kauf-

männischen Leitung - tatsächlich der richtige ist.  

Das wagen wir in diesem Fall halt sehr zu bezweifeln 

und bedauern es auch, dass insbesondere eine Fraktion, 

die in der Vergangenheit oder auch in der letzten Periode 

durchaus viele Punkte sehr richtig und auch sehr kritisch 

gesehen hat, vollkommen abgemeldet ist, nämlich die 

NEOS. Hier wird alles mitgetragen, hier wird die Hand zur 

positiven Abstimmung gehoben. Alles wird so hingenom-

men und kommentarlos akzeptiert. Das ist natürlich auch 

eine sehr, sehr bedenkliche Entwicklung und überrascht 

doch durchaus zunehmend.  

Ich möchte zum Abschluss noch zu zwei Anträgen 

kommen. Punkt 1, der Antrag hinsichtlich des Volksthea-

ter-Krisengipfels: Den halten wir durchaus auch für not-

wendig. Dem werden wir zustimmen, weil hier wirklich 

sämtliche Alarmglocken schrillen.  

Der Antrag „Faire Gagen beim Kultursommer“: Zum ei-

nen wissen Sie selbst, dass da der Einreichungsschluss 

bereits in den nächsten Tagen naht. Zum anderen sind wir 

nicht der Meinung, dass es faire Gagen nur beim Kultur-

sommer geben soll, sondern an sich. Ich weiß schon: Ins-

besondere beim Kulturressort ist es auch so. Wenn es für 

einzelne Projekte erhöhte Förderungen geben soll, wird 

dann „Fair Pay“ dazugeschrieben, bei anderen gilt das 

nicht. Nein, wir sind durchaus der Meinung, dass das flä-

chendeckend gelten soll. Diesbezüglich wird es zu diesem 

Antrag von uns keine Zustimmung geben.  

Einen Punkt möchte ich noch ansprechen, weil das 

auch ein Antrag ist, den wir unsererseits eingebracht ha-

ben. Ein Fall, der ja in den letzten Tagen und ein, zwei 

Wochen medial durchaus sehr, sehr breit diskutiert wurde, 

war der Fall Teichtmeister. Hier wollen wir seitens der 

Stadt Wien auch eine gewisse Maßnahme sehen. Es war 

durchaus so, dass es in den ersten Stunden und in den 

ersten wenigen Tagen, als dieser Fall publik geworden ist, 

und auch dadurch, dass sich der Herr entsprechend 

schuldig bekennt, eine gewisse Schockstarre gegeben 

hat, die man gemerkt hat.  

Jetzt wissen wir insbesondere natürlich hinsichtlich 

des Burgtheaters, dass das ein Bundestheater ist und da-

her in der Vergangenheit auch an Projekten beteiligt war, 

die über die Stadt Wien gefördert wurden - insbesondere, 

was den Filmbereich anbelangt, und auch schon zu Zeit-

punkten, zu denen die entsprechenden Vorwürfe bekannt 

waren. Die Diskussion hat, glaube ich, erst in den letzten 

Tagen an Fahrt aufgenommen. Ich glaube, man kann es 

insbesondere medial an diversen Diskussionen erkennen. 

Also, es kann mit Sicherheit nicht sein - und insbesondere 

im Kulturbereich darf das schon gar nicht der Fall sein -, 

dass es da bei gewissen Delikten offensichtlich mangeln-

des Bewusstsein gibt, dass es da offensichtlich vereinzelt 

die Ansicht gibt, dass diverse Delikte irgendwie ein biss-

chen minderschwer zu behandeln sind.  

Nein, meine sehr geehrten Damen und Herren. Wir 

sind der Meinung, dass es da ganz im Gegenteil ent-

schlossenes Vorgehen braucht. Man ist ja insbesondere 

bei anderen Herrschaften in der Öffentlichkeit viel weniger 

zahm, insbesondere, was Verurteilungen oder Vorverur-

teilungen anbelangt. Wir sind aber der Meinung, dass es 

insbesondere, was diesen Deliktbereich anbelangt, der im 

Raum steht und der vom Verdächtigen auch entspre-

chend bestätigt wird, hinsichtlich Förderrichtlinien in Zu-

kunft gewisse Handlungsanweisungen geben soll und 

dass das seitens der Stadt Wien als Fördergeber hier 

auch entsprechend schriftlich verankert werden soll.  

Insbesondere, weil seitens der Bundestheater auch 

anwaltlich eingewandt oder entgegnet wurde, dass es 

auch entsprechende arbeitsrechtliche Probleme geben 

soll, wollen wir den Antrag auch dahin gehend Richtung 

Bundesebene gerichtet wissen, dass da auch arbeits-

rechtliche gesetzliche Maßnahmen und Novellen erfol-

gen, damit es insbesondere in Wien, aber natürlich auch 

in Österreich zu so einem Fall, wie wir ihn in den vergan-

genen Tagen und Wochen gesehen haben, kein zweites 

Mal kommt. Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Als Nächste ist 

Frau GRin Berner zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag. Ursula Berner, MA (GRÜNE): Schönen 

guten Abend, sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren im Internet! Vielleicht schauen 

Sie uns ja noch beim Streamen zu! Sehr geehrte interge-

schlechtliche Personen! Ich möchte gleich voranstellen: 

Also, eine Trans-Woche ist, glaube ich, nicht das Problem 

des Volkstheaters. Es gibt aber andere Probleme. Über-

haupt habe ich das Gefühl, in dieser Debatte muss man 

ein bisschen differenzieren.  

Erstens reden wir nicht über eine Förderung, sondern 

wir reden über einen Sanierungszuschuss. Es ist keine 

zusätzliche Förderung. Ich finde, man muss sehr differen-

zieren, weil dieser Sanierungszuschuss eigentlich schon 

2019 beschlossen worden ist.  

Die Frage, die wir uns eigentlich stellen müssen, ist: 

Warum hat es in Wien fast vier Jahre gedauert, bis dieser 

Sanierungszuschuss gezahlt worden ist? In Wirklichkeit 
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sind nämlich auch die Baukosten nicht erst durch Corona 

angestiegen. Nein, schon 2016 war geplant, das Volks-

theater zu sanieren. Schon damals sind die Baukosten so 

angestiegen, dass es einmal ein Jahr nicht saniert wurde, 

weil es nicht mehr leistbar war und weil die Kostenvoran-

schläge nicht mehr dem entsprochen haben. Seitdem sind 

sie kontinuierlich immer weiter angestiegen. Das alles ist 

ein Drama. Das haben wir lange besprochen. Deshalb 

werden wir dem Sanierungszuschuss an sich auch zu-

stimmen, weil es eine alte Geschichte ist.  

Dennoch gibt es ein Problem dabei. Das Problem da-

bei ist, dass man eine riesige Sanierung um damals 24 

Millionen EUR und mittlerweile 30 Millionen EUR geplant 

hat, ohne sich zu überlegen, welche Rolle dieses Theater 

in dieser Stadt spielen soll.  

Genau darum muss es eigentlich gehen, wenn wir das 

hier diskutieren. Was ist die Rolle des Volkstheaters 

2023? Was ist die Rolle des Volkstheaters heute? Irgen-

detwas funktioniert so nicht. Das hat der Stadtrechnungs-

hof schon mehrmals festgestellt, und das ist es, was auch 

ich hier an dieser Stelle noch einmal sagen möchte. Es ist 

wichtig, darüber zu reden: Was soll im Volkstheater pas-

sieren? Es ist wichtig, darüber zu reden: Welches Publi-

kum soll das Volkstheater anziehen? Ist es tatsächlich so, 

dass es ideal ist, wenn sich vor allen Dingen das deutsche 

Feuilleton bei uns über das Volkstheater freut und zu we-

nig lokales Publikum kommt? Das ist ein Missverhältnis, 

das stimmt.  

Gleichzeitig kann man nicht sagen, dass das Volksthe-

ater keinen Erfolg hat. Das wäre ein bisschen vermessen. 

Dazu gab es zu viele Ehrungen in letzter Zeit. Auch der 

Nestroy-Preis wurde eingeheimst, und es gibt auch wirk-

lich beeindruckende Stücke, das möchte ich an dieser 

Stelle auch sagen. Sowohl „Rimini-Protokoll“ als auch 

„Humanistää“ als auch der Nestroy-Preisträger sind tolle 

Aushängeschilder. Das ist aber nur ein Teil.  

Der zweite Teil ist leider - das sehen wir auch -, dass 

zum Beispiel der große Saal im Volkstheater nur an drei 

Tagen der Woche bespielt wird. Das ist schon ein Nach-

teil, über den wir reden müssen. Wie kann es sein, dass 

wir einen Saal mit 900 Sitzplätzen haben, der 3, 4 Tage 

die Woche leersteht, und dafür werden nur die kleinen Ne-

benbühnen, also die Rote Bar oder die Dunkelkammer, 

bespielt? Das ist ungünstig, weil da nur 100 und nicht 900 

Leute hinkommen. Was heißt das jetzt für die Stadt? Heißt 

das, wir brauchen es nicht? Oder heißt das nur, wir brau-

chen ein anderes Programm? Oder heißt das, dass große 

Häuser für 900 Personen sowieso nicht mehr voll gemacht 

werden können? Denn schließlich wissen wir: Das Publi-

kumsproblem gibt es nicht nur im Volkstheater, das Pub-

likumsproblem gibt es auch in der Burg. (Beifall bei den 

GRÜNEN.)  

Jetzt muss ich sagen: Wir machen zwar diesen Antrag 

gemeinsam mit der ÖVP, weil ich finde, dass Diskurs not-

wendig ist. Ich möchte mich aber trotzdem davon distan-

zieren, das Volkstheater als Dschungelcamp zu bezeich-

nen. Nicht alle Produktionen, die ich im Volkstheater ge-

sehen habe, haben mich überzeugt, ganz und gar nicht. 

Trotzdem ist es so, dass Dostojewski und auch Jelinek 

nicht - was haben Sie gesagt - Ekel-Show-Stücke sind. 

Das halte ich für unpassend. Ich glaube schon, dass The-

ater immer wieder auch Gesellschaft reflektiert, manch-

mal auch brutal reflektiert. Ich glaube nicht, dass wir mit 

einem Theater leben wollen, das nur die schönen Men-

schen und die Harmonie zeigt, denn das wäre urlangwei-

lig anzusehen. Wir brauchen die Herausforderung, wir 

brauchen auch den Diskurs, und das muss mir nicht im-

mer gefallen. Das ist so. Es gibt aber ein strukturelles 

Problem, und das gibt es nicht erst jetzt im Volkstheater. 

Der Stadtrechnungshof hat das schon 2019 angekündigt.  

Warum gibt es kein Sanierungskonzept für das Volks-

theater? Bis heute gibt es das noch immer nicht. Es wer-

den jährlich 9 Millionen EUR hineingeschoben, und trotz-

dem gibt es kein Konzept, wie man strukturelle Probleme 

verändern kann! Es gibt strukturelle Probleme. Es gibt 

Probleme, wenn zu viele Produktionen eingekauft wer-

den, weil dann viele Tantiemen gezahlt werden müssen 

und das eigene Ensemble nicht genug verwendet wird. Es 

gibt Probleme, wenn man ständig steigende Personalkos-

ten hat und die Struktur des Alltags es nicht erlaubt, Per-

sonal zu sparen. Das sind Dinge, über die wir reden müs-

sen. Das hat noch nicht unbedingt etwas mit der Inten-

danz zu tun.  

Es ist schon ein Problem - das sage ich auch -, wenn 

der Eigendeckungsgrad bei 3,4 Prozent liegt. Das ist ein 

Problem. Wir müssen darüber reden, was das heißt. Es 

heißt vielleicht ... Man muss einfach darüber reden. Was 

könnte man machen, damit das besser ist? Was könnte 

man machen, damit wir dieses große Haus für die Bevöl-

kerung hier attraktiv machen? Wie kann man es für neue 

Publika öffnen?  

Das eine ist: Gewisse Teile des Publikums in Wien lie-

ben das Volkstheater und kommen auch hin, aber es sind 

noch zu wenige. Die Frage ist: Wie können wir es breiter 

machen? Wir können wir das Volkstheater auch als Ort 

der Gewerkschaft wieder für dieses Publikum öffnen? Das 

hat sich im Moment ein bisschen vertschüsst. Die sind 

nicht da. Es gibt auch zu wenige Schulen, die kommen, 

weil sie von manchen Veranstaltungen wahrscheinlich 

zum Teil überfordert sind. Gleichzeitig funktioniert „Faust“ 

ganz gut, das habe ich selber getestet. Das mögen die 

jungen Menschen auch.  

Es gibt also verschiedene Ebenen, über die wir reden 

müssen. Wichtig wäre es, nur zu reden und nicht einfach 

nur zu behaupten, alles ist super, weil das nicht so ist.  

Wir haben also das Problem Überstunden, wir haben 

das Problem Tantiemen und wir haben das Problem Ho-

norare. Wir würden gerne ... Die ganze Geschichte des 

Volkstheaters erspare ich Ihnen jetzt.  

Wie soll ich sagen? Die Intendanten des Volkstheaters 

waren lange provokant. Es war auch Emmy Werner pro-

vokant und hat dort feministisches Programm gemacht. 

Es war Michael Schottenberg provokant und hat einen ro-

ten Stern aufs Volkstheater gehängt.  

Trotzdem ist es in der Struktur so, dass das Volksthe-

ater ursprünglich mit 1.900 Plätzen geplant und auch ge-

baut war und über die Jahre kontinuierlich immer weniger 

Plätze hatte. Vor dem Krieg waren es 1.400, nach dem 

Krieg - dem Zweiten Weltkrieg - 1.500 und dann in den 
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90er Jahren nur noch 970. Mittlerweile sind es nur noch 

832, und trotzdem werden die nicht voll.  

Das ist ein Problem. Das heißt, die Leute schauen sich 

vielleicht etwas anderes an. Die Leute sind von 

Streaming-Angeboten oder anderen Dingen fasziniert. 

Was ist es also, was das Besondere ist? Wie können wir 

das Volkstheater wieder zu einem Ort der Verhandlung 

machen? Das würde mich schon interessieren. Was muss 

passieren? Wie muss man Theater neu denken, und was 

können wir tun, um da eine bessere Unterstützung zu brin-

gen? (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Peter L. Ep-

pinger.)  

Das würde ich gerne bei einem Krisengipfel diskutie-

ren. Ich würde mich sehr freuen, wenn Sie alle daran teil-

nehmen und auf Diskurs setzen statt auf Diffamierung und 

Polemisierung. Herzlichen Dank. (Beifall bei den GRÜ-

NEN.) 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zu Wort ist nie-

mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die 

Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Somit 

kommen wir zur Abstimmung über die Postnummer 34. 

Wer dieser Postnummer zustimmen kann, ersuche ich 

um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe die Zustimmung 

der SPÖ, der NEOS und der GRÜNEN, womit die Post-

nummer mehrstimmig angenommen worden ist.  

Wir kommen zur Abstimmung über drei Anträge. Für 

alle drei wird die sofortige Abstimmung verlangt.  

Der erste Antrag, von ÖVP und GRÜNEN, zum Kri-

sengipfel Volkstheater. Wer diesem Antrag zustimmen 

kann, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe 

die Zustimmung der ÖVP, der FPÖ, des Klubungebunde-

nen und der GRÜNEN, womit der Antrag in der Minderheit 

bleibt und abgelehnt ist.  

Der nächste Antrag, von ÖVP und GRÜNEN, bezieht 

sich auf faire Gagen für Künstlerinnen und Künstler des 

Kultursommers in Wien. Wer diesem Antrag zustimmen 

kann, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Bleibt 

mit der Zustimmung der ÖVP und der GRÜNEN in der 

Minderheit und ist somit abgelehnt.  

Der dritte Antrag, von der FPÖ, bezieht sich auf ein 

Tätigkeitsverbot. Wer diesem Antrag zustimmen kann, er-

suche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe die 

Zustimmung der ÖVP, der FPÖ und des klubungebunde-

nen Abgeordneten. Das ist die Minderheit, und somit ist 

dieser Antrag abgelehnt.  

Es gelangt nunmehr die Postnummer 1 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft die gemeinsame Kre-

ditaktion mit der Wirtschaftskammer Wien im Jahre 2023. 

Ich bitte den Berichterstatter Herrn GR Kaske, die Ver-

handlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Prof. Rudolf Kaske: Schönen gu-

ten Abend! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegen-

den Poststück.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zu Wort ge-

meldet ist Frau GRin Rychly. Ich erteile es ihr. 

GRin Yvonne Rychly (SPÖ): Sehr geehrte Frau Vor-

sitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren! Liebe KollegInnen!  

Nachdem mein Vorredner von der FPÖ eigentlich zu 

seinem Antrag sprechen wollte, in dem es um die Ankün-

digung der Bundesregierung zur geblockten Form der Al-

tersteilzeit gegangen ist, die ich inhaltlich wirklich sehr gut 

finde, möchte ich dazu nur sagen, dass das wirklich ein 

toller Antrag ist, was seinen Inhalt betrifft. Nur sind wir hier 

heute leider am falschen Platz. Ich würde mich freuen, 

wenn Sie das im Nationalrat einbringen würden, weil es 

da an der richtigen Stelle wäre. Ich hoffe, Sie machen das, 

weil mich das auch inhaltlich wirklich überrascht hat und 

wirklich sehr gut wäre. Deswegen würde ich vorschlagen, 

dass Sie das bitte im Nationalrat einbringen. Dort ist es 

am richtigen Platz. Ich hoffe, dort findet es auch Gehör.  

Zu dem tatsächlich behandelten Poststück möchte ich 

gar nichts sagen. Sie kennen alles. Wir stimmen dem allen 

zu. Deswegen war das auch schon wieder meine Wort-

meldung. Danke. (Beifall bei SPÖ und NEOS. - Heiterkeit 

bei GR Felix Stadler, BSc. MA.) 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zu Wort ist 

dazu niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos-

sen. Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.  

Somit kommen wir zur Abstimmung über die Postnum-

mer 1. Wer dieser Postnummer zustimmen kann, ersuche 

ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die einstim-

mige Zustimmung zu diesem Poststück fest.  

Es sind zwei Anträge digital eingebracht worden. Bei 

beiden wird die sofortige Abstimmung beantragt.  

Der erste Antrag, der FPÖ, bezieht sich auf den Per-

sonalmangel bei den Wiener Linien. Wer diesem Antrag 

zustimmen kann, ersuche ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Ich sehe die Zustimmung der ÖVP, der FPÖ und 

des klubungebundenen Abg. Kieslich, womit der Antrag in 

der Minderheit bleibt und abgelehnt ist. 

Der nächste Antrag der FPÖ bezieht sich auf die ge-

blockte Altersteilzeit. Wer diesem Antrag zustimmen 

kann, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Mit den 

Stimmen der FPÖ und des klubungebundenen Abgeord-

neten bleibt dieser Antrag in der Minderheit und ist abge-

lehnt. 

Wir kommen nun zur Postnummer 4 der Tagesord-

nung. Sie betrifft ein Förderangebot an den Fonds Wiener 

Institut für internationalen Dialog und Zusammenarbeit. 

Ich möchte bekannt geben, dass sich GR Stürzenbecher 

für befangen erklärt. 

Es hat sich zu diesem Poststück niemand zu Wort ge-

meldet. Das heißt, wir kommen gleich zur Abstimmung 

über die Postnummer 4. Wer diesem Poststück zustim-

men kann, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich 

kann die Einstimmigkeit (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, 

MIM: Nein!) - Entschuldigung, die Mehrstimmigkeit gegen 

die Stimmen der FPÖ und des GR Kieslich feststellen. 

Die nächste Postnummer ist die Postnummer 6. Sie 

betrifft eine sachliche Genehmigung zur Finanzierung der 

Fördermaßnahme „Energieeffizienz in Wiener Kleinunter-

nehmen“ an die Wirtschaftsagentur Wien. Zu diesem 

Poststück ist auch niemand mehr zu Wort gemeldet. Des-

wegen kommen wir sofort zur Abstimmung. Wer diesem 

Poststück zustimmen kann, bitte ich um ein entsprechen-

des Zeichen. - So jetzt ist es aber einstimmig. (GR Dr. 
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Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Ist das schön zum Ab-

schied!) Genau.  

Damit haben wir die Tagesordnung für heute abge-

schlossen.  

Ich schließe die Sitzung. Wir sehen uns morgen alle 

im Landtag wieder.  

 

(Schluss um 20.47 Uhr.)

 


